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Vorwort 


Ein seit 50 Jahren bestehender Konflikt soll durch das Alterseinkünftegesetz bei- 
gelegt werden. Es sieht vor, unterschiedliche Alterseinkünfte steuerlich gleich zu 
behandeln. Damit soll dem Handlungsbedarf genüge getan werden, welcher vom 
Bundesverfassungsgericht durch das Urteil vom 06.03.2002 aufgezeigt wurde. 
Die unterschiedliche Besteuerung von Beamtenpensionen und gesetzlichen 
Renten erkannte das Gericht als unvereinbar mit dem Gleichheitsgrundsatz des 
Grundgesetzes. 


Aufgrund seiner Komplexität verschließt sich das Thema der Rentenbesteuerung 
einer massenmedientauglichen, einfachen Darstellung. Durch eine verkürzte 
Schilderung kann jede Reformvariante bei einer kritischen Masse betroffener 
Wähler zu einem Skandal stilisiert werden. Seit dem ersten Urteil des Bundes- 
verfassungsgerichtes von 1980 wurde das Problem in entsprechender Weise von 
den jeweils unterschiedlichen Oppositionsparteien instrumentalisiert. 


Die vorliegende Arbeit stellt abseits von politischer Polemik eine klare, weit- 
gefasste Analyse sowohl des Ausgangsproblems als auch des Reformvorschla- 
ges dar und zeigt Optimierungspotential auf. 


Bei meinem Doktorvater Herrn Prof. Dr. Dr. h.c. Bert Rürup bedanke ich mich 
dafür, dass er mir die Möglichkeit zur Promotion gab. Des Weiteren bedanke ich 
mich bei Frau Prof. Dr. Susanne Sieker für das Erstellen des Zweitgutachtens. 
Für die finanzielle Unterstützung durch ein Promotionsstipendium bin ich dem 
Forschungsnetzwerk Alterssicherung (FNA) des Verbandes Deutscher Renten- 
versicherungsträger (VDR) zu Dank verpflichtet. Die vom FNA ausgerichteten 
Graduiertenkolloquien waren mir eine wertvolle Plattform zur Präsentation von 
Zwischenergebnissen und zur fachlichen Diskussion meiner Ideen. 


Darmstadt, im Mai 2004 Alexander Meindel 
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1 Einleitung 
1.1 Problemstellung 


Seit fast 50 Jahren ist die Konstruktion der Ertragsanteilsbesteuerung unverän- 
dert,’ und das, obwohl bereits vor mehr als 20 Jahren das Bundesverfassungsge- 
richt zum ersten Mal den Gesetzgeber aufforderte, diese Regelung den in der 
Zwischenzeit eingetretenen Veränderungen der Altersvorsorgesysteme anzu- 
passen.? Erst mit dem nunmehr dritten Urteil vom 06.03.2002 setzt das Gericht 
dem Gesetzgeber zum 01.01.2005 eine Frist, bis zu der eine Neuregelung des 
Problemkomplexes einsetzen muss.’ Betrachtet man die Fülle an Monographien, 
Zeitungs- und Fachartikel zum Thema der Besteuerung von Beiträgen zu bzw. 
Leistungen aus Altersvorsorgesystemen stellt sich die Frage, warum noch keine 
Reform bis zum Gesetzgebungsverfahren vordringen konnte. Bei näherer Be- 
trachtung eröffnet sich ein komplexes Problemfeld, das die Themengebiete Be- 
steuerung und Altersvorsorge genauso erfasst, wie die beiden Wissenschaftsdis- 
ziplinen der Rechts- und der Wirtschaftswissenschaften. Analysiert man zusätz- 
lich die Tagespresse, wird einem die politische Tragweite des Themenkomplexes 
gewahr. 

Zum einen hat die demographische Zusammensetzung der Wählerschaft einen 
kritischen Wert erreicht; gemäß dem Basisjahr der 9. Koordinierte Bevölkerungs- 
vorausberechnung des Statistischen Bundesamts lag 1998 das Lebensalter von 
ca. 37% der Wahlberechtigten über 55 Jahren, einem Alter, ab dem von einer 
erhöhten Aufmerksamkeit für Fragen der Altersversorgung ausgegangen werden 
kann. Zum anderen verschließt sich das Thema aufgrund seiner Komplexität ei- 
ner massenmedientauglichen, einfachen Darstellung. Damit lässt sich das 
Thema durch eine verkürzte Darstellung problemlos als politisches Skandalon 
instrumentalisieren, um große Wählermassen zu bewegen. Plakativ kann es 
deshalb mit Fug und Recht politisch als ein sprichwörtlich „heißes Eisen“ be- 
zeichnen werden. 

Die sehr kontrovers geführte wissenschaftliche Diskussion vermochte es bisher 
nicht, diesen gordischen Knoten zu zerschlagen geschweige denn, ihn zu lösen. 
Juristische Aspekte des Verfassungs- und Steuerrechts treffen auf volkswirt- 
schaftliche Argumente der Verteilungs- und Fiskalpolitik. Von der Frage ob und 
ggf. wann und welcher Norm folgend, Steuern auf Beiträge zu bzw. Leistungen 
aus Alterssicherungssystemen erhoben werden dürfen oder müssen, bis hin zur 
Forderung eines Paradigmenwechsels von der synthetischen Einkommensteuer 
hin zur Konsumbesteuerung reicht das Spektrum der Diskussionsbeiträge. Theo- 


Vgl. StNeurordG (1954) v. 16.12.1954, BGBI | (1954), S. 373 ff. = BStBl I S. 575 ff. 
Vgl. BVerfGE 54, 11, S. 11 ff. 
Vgl. BVerfGE 105, 73, S. 73 ff.; das 2. Urteil des Bundesverfassungsgerichts besagt lediglich, 
dass der Gesetzgeber sich aufgrund der Komplexität des Problems und den Schwierigkeiten 
mit der deutschen Wiedervereinigung nicht unzulässig lange Zeit gelassen hat, BVerfGE 86, 
369, S. 369 ff. 


WN — 


Alexander Meindel - 978-3-631-75051-3 
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 08:49:27AM 
via free access 


22 


retische Abhandlungen suchen nach einer grundsätzlichen Antwort, quantitative 
Berechnungen nach Beweisen zur Stützung theoretischer Thesen. 

Die Wurzel des Problems liegt im Jahr 1954 als der Gesetzgeber die neu einge- 
führte Ertragsanteilsbesteuerung, die von ihrer Konstruktion her nur für private 
Veräußerungsrenten bestimmt war, nicht aus wirtschaftlichen wohl aber aus 
systematischen Gründen auf unentgeltlich erworbene Leibrenten übertrug.’ Die 
Idee hinter dieser Art der Besteuerung geht von - aus bereits versteuertem Ein- 
kommen gebildetem - Vermögen aus, welches gegen Rentenzahlung aufgelöst 
wird. Der Ertragsanteil, wie er dem $ 22 EStG zu Grunde liegt, gibt die Größe des 
Zinsanteils der Rentenphase an, der dem zu versteuernden Einkommen 
entspricht. Der restliche Teil der Veräußerungsrente stellt lediglich eine 
Umschichtung von Vermögen in der Privatsphäre dar und bleibt damit steuerlich 
unberücksichtigt. Im Fall der Sozialversicherungsrente bleibt außer Betracht, ob 
und in welchem Umfang die Beiträge und die Zinserträge in der Erwerbsphase 
versteuert wurden.‘ 

Die Arbeitnehmerbeitrage zur gesetzlichen Rentenversicherung werden teil- 
weise, die Arbeitgeberbeiträge vollständig von der Steuer befreit. Damit wird bei 
der Sozialversicherungsrente ein Teil der Beiträge, die Zinserträge der Erwerbs- 
phase und ein Teil der Rente von einer Steuerbelastung verschont, die Aufteilung 
der Belastung ist nicht auf einander abgestimmt. Der Schluss, dass diese Art der 
Besteuerung damit gegenüber der nachgelagerten Besteuerung wie er bei Be- 
amten vorliegt einen (gleichheitswidrigen) Vorteil darstellt, ist jedoch voreilig.’ 
Spätestens seit der Abkehr der gesetzlichen Rentenversicherung vom reinen 
Kapitaldeckungsverfahren 1957, ist die Konstruktion des Ertragsanteils nicht 
mehr mit der steuerlichen Situation konform. Dennoch wurde an dieser Konstruk- 
tion für Sozialversicherungsrenten bis heute festgehalten. Selbst als das Bun- 
desverfassungsgericht in seinem Urteil vom 26. März 1980 dem Gesetzgeber 
den Auftrag gab, den aufgetretenen Veränderungen bei den Sozialversiche- 
rungsrenten, die hinsichtlich der Leistungen zu einer Annäherung der Renten an 
die Beamtenpensionen führte, bei der Besteuerung von Alterseinkommen Rech- 
nung zu tragen, blieb eine Reform trotz umfangreicher Literatur sowie vieler Re- 
formvorschläge aus.’ 

Angesichts dieser Ausgangslage wird offensichtlich, dass eine Begrenzung der 
vorliegenden Arbeit auf einen handhabbaren Teil unumgänglich ist. Gleichwohl 
muss der gewählte Teil für sich verständlich und der Bezug zu benachbarten 
Aspekten erkennbar bleiben. 

Akzeptiert man das Leistungsfähigkeitsprinzip als zentrale Norm zur Ausgestal- 
tung von Steuern, wie sie sowohl in der Finanz- als auch in der Steuerrechts- 


4 Vgl. Begründung des Regierungsentwurfes Entw. StNOG (1954), BT-Drucks. (2/481), S. 86 f. 

5 Fir das Jahr 2002 lag dieser Anteil bei einem Renteneintrittsalter von 65 Jahren bei 27%, s. § 
22 Nr. 1 Satz 3 Buchstabe a EStG. 

6 Für Informationen in welchem Umfang Rentenversicherungsbeiträge versteuert werden und 
wurden vgl. die Abschnitte 2.2.2 und 6.3.1. 

7 Vgl. Kapitel 2, Abschnitt 6.1 sowie Meindel, Alexander (2002). 

8 Eine Auswahl an Publikationen kann dem Literaturverzeichnis entnommen werden. 
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wissenschaft formuliert herangezogen wird, kommt man bei konsequenter Um- 
setzung dieser Norm für die gesetzliche Rentenversicherung zur nachgelagerten 
Besteuerung” Bei dieser Art der Besteuerung werden die 
Rentenversicherungsbeiträge vollständig von der Besteuerung befreit, die Ren- 
tenversicherungsleistungen im Gegenzug vollumfänglich der Besteuerung unter- 
worfen. Da beim Status quo der Rentenbesteuerung der steuerliche Zugriff zeit- 
lich aufgeteilt wird, ein absoluter Freibetrag in der Erwerbsphase steht einem 
relativen Freibetrag in der Nacherwerbsphase gegenüber, wird eine Umstellung 
vom Status quo zur nachgelagerte Besteuerung mit erheblichen intertemporalen 
Lastverschiebungen einhergehen. Aufgrund der einkommensabhangigen Freibe- 
träge in der Erwerbsphase beim Status quo, in Zusammenhang mit einem pro- 
gressiven Einkommensteuertarif, lassen sich für unterschiedliche Einkommens- 
gruppen auch intragenerative Lastverschiebungen erklären. Die individuelle 
Belastung hängt vom jeweiligen Lebenseinkommensverlauf ab. Will man der 
Forderung nach horizontaler und vertikaler Gleichmäßigkeit der Steuerbelastung, 
nach Übergangsgerechtigkeit und nach Vermeidung von Doppelbesteuerung 
Rechnung tragen, ist eine Analyse der Verteilungswirkung unumgänglich. Dies 
umso mehr, da zwischen zwei Zuständen, dem Status quo und dem Zustand mit 
nachgelagerter Besteuerung nicht digital umgeschaltet werden kann, sondern ein 
dem Vertrauensschutz genügender, kontinuierlicher Übergang konstruiert wer- 
den muss. Dieser Übergang führt zwangsläufig zu intergenerativen Lastverschie- 
bungen, da jede Generation in unterschiedlichen Lebensphasen und damit in 
unterschiedlichen Einkommenssituationen von einer Umstellung betroffen ist. 

Die dritte Altenberichtskommission weist auf die bereits lang andauernde Diskus- 
sion zur Rentenbesteuerung hin, wobei sie einen Mangel an differenzierten Ver- 
teilungsanalysen konstatiert. Lediglich die Untersuchungen von Schmähl et al. 
(1980)'', Schmähl (1983)? und Müller und Bork (1998)"* werden als Ausnahme 
angegeben.” Der geringe Umfang, den Inzidenzanalysen bisher in der Literatur 
eingenommen haben, überrascht bei der Fülle der Literatur, die zum Thema der 
Rentenbesteuerung insgesamt vorliegt.” Dies ist umso erstaunlicher, da eine 
genaue Betrachtung der Verteilungswirkung von Autoren oft als abschließende 
Forderung formuliert wird, wenn es um die konkrete Umsetzung geht."® 

Die vorhandenen Untersuchungen, welche die Verteilungswirkung der Besteue- 
rung der Beiträge zu und Leistung aus Alterssicherungssystemen betrachten, 


9 Vgl. zur umfassenden und weiterführenden Argumentation die Abschnitte 3.2.1 und 4.3.2. 

10 Zum Gerechtigkeitsbegriff vgl. Kapitel 4.3.1. 

11. Vgl. Schmähl, Winfried u.a. (1980). 

12 Vogl. Schmähl, Winfried (1983). 

13 Vgl. Müller, Klaus/ Bork, Christhart (1998). 

14 Vgl. BT-Drucks. (14/5130), S. 209 Deshalb wurden für den Altenbericht ebenfalls 
Simulationsrechnungen durchgeführt, s. Fachinger, Uwe (2001b). Weitere Autoren die 
Querschnittsanalysen durchführten sind bspw. Klanberg, Frank (1982), Petersen, Hans-Georg 
(1982). 

15 Vgl. ausführlicher hierzu Abschnitt 5.1. 

16 Vgl. Wagner, Franz W./ Wiegard, Wolfgang (2001), S. 46 ebenso Ruland, Franz (2001), S. 38 
u. 39. 
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beschränken sich fast ausnahmslos auf Querschnittsanalysen und betrachten 
somit die Erwerbsphase isoliert von der Nacherwerbsphase. Die unterschiedli- 
chen Generationen werden aus dem intertemporalen Zusammenhang heraus- 
gelöst betrachtet. Diese Einschränkung wird i.d.R. von den Autoren als nachteilig 
empfunden.” Dem ist beizupflichten, da gerade die intertemporalen Aspekte der 
aktuellen Rentenbesteuerung diese so schwer handhabbar machen. Erst wenn 
sowohl die Beiträge zur als auch die Leistungen aus der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung mit der jeweiligen Steuerbelastung über dem Lebensverlauf betrachtet 
wird, lassen sich Aussagen über Verteilungswirkungen treffen, sowie ein Ver- 
gleich verschiedener Gruppen bewerkstelligen. "° 

Im weiteren Verlauf wird zur sprachlichen Vereinfachung unter dem Begriff der 
Rentenbesteuerung sowohl die steuerliche Belastung der Beiträge zu als auch 
der Leistungen aus dem Versorgungssystem der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung subsumiert. 


1.2 Aufbau der Arbeit 


Die vorliegende Arbeit gliedert sich in 7 Kapitel. Nach der Einleitung in Kapitel 1 
wird in Kapitel 2 der Status quo der Rentenbesteuerung näher analysiert und die 
kritischen Aspekte herausgearbeitet, welche den Ausgangspunkt der Reformdis- 
kussion darlegen. In Kapitel 3 bzw. 4 folgen die theoretischen Ausführungen zum 
Thema der Rentenbesteuerung aus juristischer bzw. volkswirtschaftlicher Sicht. 
Diese Ausführungen münden in einer Konfrontation der theoretischen Argumente 
mit den Gegebenheiten im Status quo, woraus sich aus beiden Blickwinkeln der 
Reformbedarf ableitet. Darüber hinaus wird sowohl aus juristischer wie aus 
volkswirtschaftlicher Sicht das Reformziel der nachgelagerten Rentenbesteue- 
rung abgeleitet. 

In Kapitel 5 wird ein Modell konzipiert, welches zur Analyse und zur Quantifizie- 
rung von Verteilungswirkungen notwendig ist. Durch Definition von Vergleichs- 
szenarien und Maßzahlen kann darüber hinaus auch das Auftreten und das 
Ausmaß der Doppelbesteuerung überprüft werden. Die Ausführungen dieses 
Kapitels sind folglich empirischer und technischer Natur. 

Die Ergebnisse der umfangreichen Modellrechnungen werden in Kapitel 6 darge- 
stellt. Drei Hauptaspekte werden dabei betrachtet. Erstens wird der „Casus Belli“ 
der juristischen Auseinandersetzung der Rentenbesteuerung untersucht, wonach 
Beamte - so die These - im Rahmen der Pensionsbesteuerung gleichheitswidrig 
stärker belastet werden, als Sozialversicherungsrentner. Zweitens wird der Re- 
formvorschlag der Sachverständigenkommission zur Neuordnung der steuer- 
rechtlichen Behandlung von Altersvorsorgeaufwendungen und Altersbezügen 
hinsichtlich der Aspekte der Doppelbesteuerung und der Verteilungswirkung un- 
tersucht. Diesem Reformvorschlag wird dann drittens eine Reformvariante ge- 


17 Vgl. Klanberg, Frank (1982), S. 426; Müller, Klaus/ Bork, Christhart (1998), S. 236. 

18 Klanberg kommt deshalb zu dem Schluss, dass sinnvolle Normen für die Besteuerung von 
Renten und Pensionen „nur durch einen Vergleich relevanter Lebenseinkommen ableitbar" 
sind. Klanberg, Frank (1992), S. 195. 
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genübergestellt, bei der kritische Punkte des Kommissionsvorschlages entschärft 
werden. Die Arbeit schließt mit der Zusammenfassung in Kapitel 7. 


Abbildung 1-1: Aufbau der Arbeit 


Kap.2 Status quo der Rentenbesteuerung 


Juristische Volkswirtschaftliche 


Argumente zum Status quo Argumente zum Status quo 
und Reformalternativen und Reformalternativen 


Reformbedarf und Reformziel 


[| 


Modellbildung 
> Forschungsbedarf: Verteilungsanalyse für Übergang 


Messkonzept & Vergleichszenarien 

1: zur Beurteilung der Verteilungswirkung und 

2, zur Abgrenzung von Doppelbesteuerung 
Neutrale Modellkonstruktion für Längsschnittanalyse 
1. empirische Einkommensverlaufschätzung und 
2. neutrale Steuertarifkonstruktion 


Auswertung der Modellergebnisse 


1, Vergleich der Steuerbelastung von Beamten und 
Sozialversicherungspflichtigen („Casus Belli“) 

2. Beurteilung des Kommissionsvorschlages hinsichtlich 

Doppelbesteuerung und Verteilungswirkung 

Modifikation des Kommissionsvorschlages 


Quelle: eigene Darstellung 
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2 Status quo der Rentenbesteuerung 


Das nachfolgende Kapitel gibt im ersten Abschnitt einen Überblick über die Ein- 
künfte im Alter und grenzt diese gegen den enger gefassten Begriff der Altersein- 
kommen ab. Er schließt mit einer begründeten Abgrenzung des in dieser Arbeit 
verwendeten Untersuchungsgegenstandes. 

Der zweite Abschnitt fasst die aktuellen Modalitäten der Besteuerung von Al- 
terseinkommen zusammen. Da der Ausgangspunkt des Rechtsstreits vor dem 
Bundesverfassungsgericht die unterschiedliche Besteuerung von sozialversiche- 
rungspflichtigen Arbeitnehmern und Beamten war, werden beide Personengrup- 
pen in die Betrachtung miteinbezogen, wobei sowohl die Erwerbs- als auch die 
Nacherwerbsphase betrachtet wird. 


Abbildung 2-1: Übersicht Kapitel 2 


Untersuchungsgegenstandes 


Einkommen im Alter versus Alterseinkommen 


Status quo der Rentenbesteuerung 
u Erwerbsphase Nacherwerbsphase 


Sozialversicherungspflichtiger 
Arbeitnehmer 


Quelle: eigene Darstellung 


2.1 Einkommen im Alter 


2.1.1 Definition der Einkommensbegriffe 


Die Untersuchung der Wirkungen der Besteuerung von Einkommen im Alter er- 
fordert zunächst einen Überblick über das Steuerobjekt. Grundsätzlich soll in 
dieser Arbeit der steuerrechtliche Einkommensbegriff gelten, der durch § 2 EStG 
kodifiziert wird. Dabei wird davon ausgegangen, dass gemäß der ökonomischen 
Sichtweise die Summe der Einkünfte das Einkommen bildet. Einkünfte werden 
nach Maßgabe der Interpretation der Markteinkommenstheorie des deutschen 
Steuerrechtes konkretisiert. "° 


19 Für eine juristisch tiefergehende Begriffsbestimmung vgl. Tipke, Klaus/ Lang, Joachim (1998), 
§ 9 Rz. 40 ff. 
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Das Markteinkommen umfasst das erwirtschaftete, am Markt realisierte Einkom- 
men. Die Markteinkommenstheorie steht zwischen den beiden Extrema der 
Reinvermögenszugangstheorie und der Quellentheorie. Da beide Konzepte im 
deutschen Einkommensteuerrecht verwirklicht sind, für Gewinneinkünfte die 
Reinvermögenszugangstheorie, für die Überschusseinkünfte die Quellentheorie, 
wird in der Literatur diesbezüglich auch vom Dualismus der Einkünfteermittlung 
gesprochen.” 

Hinsichtlich einer Eingrenzung des Untersuchungsgegenstandes bieten sich un- 
terschiedliche Differenzierungskriterien an, zum einen das Alter des Steuerdesti- 
natars, zum anderen die Einkunftsquelle. Verwendet man das Alter des Einkom- 
mensbeziehers zur Präzisierung des Untersuchungsfeldes, stellt sich die Frage, 
ab welchem Alter die Untersuchung einsetzen soll. Geht man von der Regelal- 
tersgrenze der gesetzlichen Rentenversicherung aus, so läge die Grenze bei 65 
Lebensjahren. Allerdings wird diese Grenze aufgrund von Ausnahmeregelungen 
nicht der Realität gerecht, da beispielsweise die Sozialversicherungsrente wegen 
Alters auch schon vor dem 65. Lebensjahr gezahlt werden kann. Unter den Be- 
ziehern von Sozialversicherungsrenten lag 1999 der Anteil der Personen, die 
zwischen 55 und 64 Jahren alt waren, bei 23%, unter den Beziehern von Beam- 
tenpensionen lag dieser Anteil bei 35%." Unter bestimmten Umständen kann 
bereits ab einem Alter von 60 Jahren Altersrente für Schwerbehinderte, Berufs- 
oder Erwerbsunfähige gezahlt werden, ebenso Altersrente wegen Arbeitslosig- 
keit, nach Altersteilzeitarbeit oder eine Altersrente für Frauen.” 

Ein weiteres Problem im Rahmen der Altersabgrenzung stellt sich bei den empi- 
rischen Daten von Personengemeinschaften. Wenn ein Ehepartner die Alters- 
grenze überschreitet, der andere sie aber unterschreitet, gilt dann das Haus- 
haltseinkommen als Einkommen im Alter oder wird nur die Hälfte als Einkommen 
im Alter gesehen oder muss es gemäß den tatsächlichen Gegebenheiten anteilig 
betrachtet und zugeordnet werden? Bei empirischen Untersuchungen wurde die 
Frage der Abgrenzung nach dem Lebensalter unterschiedlich beantwortet.” 
Wenn im folgenden von „Einkommen im Alter“ gesprochen wird, soll darunter die 
Summe aller Einkünfte verstanden werden, die in der Nacherwerbsphase bezo- 
gen werden. Damit werden auch solche Einkünfte darunter subsumiert, die nicht 
ausschließlich in der Nacherwerbsphase bezogen werden. Eine allgemeine 
Altersgrenze wird für diese Arbeit nicht festgelegt, da der Untersuchungsge- 
genstand und Kern dieser Arbeit enger gefasst werden wird und in den existie- 
renden empirischen Analysen diese Frage nicht einheitlich gehandhabt wurde. 
Deshalb wird bei den erwähnten empirischen Daten auf die zu Grunde gelegte 
Definition hingewiesen. 


20 Zur Diskussion über Probleme des Dualismus vgl. Tipke, Klaus/ Lang, Joachim (1998), $ 9 Rz. 
50 und Rz. 181 ff. 
21 Vogl. BMA (Hrsg.) (2001b), Tabellen 1001 und 2001 für die GRV, die Tabellen 1023 und 2023 
für Beamtenpensionen. 
22 Vgl. 88 35-42 SGB VI. 
23 Vgl. Abschnitt 2.1.2 zu den empirischen Aspekten. 
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Die zweite Möglichkeit der Differenzierung besteht darin, nur solche Einkünfte 
zusammenzufassen, die ausschließlich in der Nacherwerbsphase bezogen wer- 
den können; für diese Einkommensabgrenzung wird im weiteren der Begriff „Al- 
terseinkommen* verwendet. 

Alterseinkommen stellen die Summe all derjenigen Einkünfte dar, die ausschließR- 
lich in der Nacherwerbsphase bezogen werden können und mit der Lebenszeit 
eines oder mehrerer Berechtigter verknüpfte, regelmäßig wiederkehrende Leis- 
tungen darstellen.” Folglich fallen in der Hauptsache die Sozialversicherungsren- 
ten, die Beamtenpensionen, die Betriebsrenten bei entsprechender Ausgestal- 
tung sowie die Leistungen der öffentlichen Zusatzversorgungssysteme und der 
berufsständigen Versorgungswerke darunter.” 

Nach dieser Abgrenzung gehören Vermögenseinkommen nicht zu den Altersein- 
kommen. Zwar bieten sie allgemein eine Sicherheit und damit Unabhängigkeit 
von Erwerbseinkünften, aber sie sind nicht notwendigerweise auf die Nacher- 
werbsphase beschränkt und stellen auch keine Zahlungen auf Lebenszeit dar. 


2.1.2 Empirischer Befund 
2.1.2.1 Datenlage 


Anfang der siebziger Jahre stellten die Mikrozensen nahezu die einzige Daten- 
quelle dar. Diese gaben hauptsächlich über die Art und die Anzahl der Altersein- 
kommen Auskunft, repräsentative Angaben über deren Höhe auf Personen oder 
Haushaltsebene standen nicht zur Verfügung.” 

Die Transfer-Enquéte-Kommission formulierte dazu in ihrem Zwischenbericht, in 
dem sie über die Einkommenslage privater Haushalte denen Renten- und Pensi- 
onseinkommen zufließen berichtet: „Eine mit der Gesamtrechnung konsistente 
Darstellung der personellen Einkommensverteilung ist noch im Aufbau.” Trotz 
der schlechten Datenlage sah die Kommission in Renten und Pensionen in Milli- 
onen von Fällen die Haupteinkommensquelle.”” Die Datenlage wurde durch die 
Einkommens- und Verbrauchsstichproben (EVS) des Statistischen Bundesamtes 
etwas verbessert, allerdings sind diese nicht spezifisch auf die Ermittlung von 
Alterseinkommen konzipiert.” Der Detaillierungsgrad hinsichtlich unterschiedli- 
cher Quellen der Alterseinkommen lässt nur eingeschränkt Analysen zu. Für den 
speziellen Aspekt der Besteuerung von Alterseinkommen müssten die Primär- 
daten speziell diesbezüglich ausgewertet werden. 

Um zukünftigen Herausforderungen bei der Alterssicherung gerecht werden zu 
können, wurde die Nachfrage nach qualitativ hochwertigen Daten seitens der 
Politik wie der Wissenschaft größer. Diesen Bedarf nahm das Bundesministerium 


24 Vgl. Gabler Wirtschafts-Lexikon (1993), Schlagworte: Einkommensteuer und Lohnsteuer - 
Versicherungen. 

25 Vgl. Rürup, Bert (2000a). 

26 Vgl. Kortmann (1988), S. 7; ebenso Hirvonen, Petri (1993), S. 70. 

27 Transfer-Enquéte-Kommission (1979), S. 49. Ansätze für den Aufbau konsistenter 
Datenbasen finden sich laut Kommission u.a. bei Kortmann (1978), S. 193 f. 

28 Vogl. Transfer-Enquéte-Kommission (1979), S. 49. 

29 Vgl. Kortmann (1988), S. 7-8. 
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fur Arbeit und Sozialordnung zum Anlass, eine Untersuchung an Infratest Burke 
Sozialforschung GmbH in Auftrag zu geben und „... folgte damit einer Empfeh- 
lung der von der Bundesregierung 1981 eingesetzten Sachverständigenkommis- 
sion Altersicherungssysteme, ‚die Informationen über die Gesamtheit der Alters- 
sicherungssysteme ebenso wie die Unterrichtung der Öffentlichkeit und der Poli- 
tik über die für die Alterssicherung bedeutsamen Umstände wesentlich zu 
verbessern’.“” 

Infratest begann 1982 mit der Lebenslagen-Erhebung die Berichterstattung zur 
Einkommenssituation älterer Menschen, die 1986, 1992, 1995 und 1999 mit vier 
Folgeuntersuchungen zum Thema „Alterssicherung in Deutschland“ (ASID) fort- 
geführt wurde.*' Ziel der Studien war „... eine möglichst intensive Berichterstat- 
tung über Art, Höhe, Verteilung und Determinanten der Einkommen älterer Men- 
schen auf der Personen- und Haushaltebene.“” Damit sollten sie die Lücke ,... 
zwischen den detaillierten fall- und leistungsbezogenen Daten der Rentenversi- 
cherungsträger und den repräsentativen, aber nicht so differenzierten Ergebnis- 
sen des Mikrozensus und der Einkommens- und Verbrauchsstichproben ..."” 
schließen. 

Mit den Daten der ASID-Studie kann ein Überblick allgemein über die Art und 
Zusammensetzung sowohl der Einkommen im Alter als auch der Alterseinkom- 
men gegeben werden. Die Wirkung der Besteuerung kann bei den ASID-Daten 
allerdings nur im Rahmen der dort verwendeten Modellberechnungen analysiert 
werden, unter deren Zuhilfenahme die Nettoeinkommen aus den erfragten Brut- 
toeinkommen ermittelt wurden.** Damit spiegeln die Nettoeinkommen dieser Stu- 
dien keine empirischen Beobachtungswerte wider und können empirische Erhe- 
bungen auch nicht vollständig ersetzen. Außerdem bilden die Zahlen lediglich die 
Situation zu den bestimmten Erhebungszeitpunkten ab.” Bei den Daten der EVS 
wurden zwar Brutto- wie Nettoeinkommen erhoben, da sie hinsichtlich der Quel- 
len insbesondere bei Alterseinkommen nicht sehr detailliert sind, eignen sie sich 
für tiefergehende Analysen der Besteuerung von Alterseinkommen jedoch nur 
begrenzt. Im folgenden wird in der Hauptsache auf die Daten der ASID-Studie 


30 Kortmann (1988), S. 9 mit Zitat von Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung (Hrsg.) 
(1983), S. 177. 

31 Vogl. Klebula, Detlef/ Semran, Peter (1997), S. 5; für eine ausführlichere Beschreibung der 
Rahmenbedingungen der ersten Untersuchung, insbesondere deren Einbettung in die 
Arbeiten des Sonderforschungsbereiches 3 „Mikroanalytische Grundlagen der 
Gesellschaftspolitik* der Universitäten Frankfurt und Mannheim siehe Hirvonen, Petri (1993), 
S. 70 ff. 

32 BMA (Hrsg.) (1992), S. 9. 

33 Klebula, Detlef/ Semran, Peter (1997), S. 5. 

34 Vgl. ASID (1995) Methodenbericht, S. 28ff.; kritisch zu diesem Vorgehen Klanberg, Frank 
(1992), S. 178 f. 

35 Im Rahmen des Forschungsprojektes von Infratest wurde auch eine umfangreiche 
Quellendokumentation zur Alterssicherung erstellt. Siehe hierzu Rappel, Hans-Peter/ 
Kortmann, Klaus/ Schneekloth, Ulrich (1992). 
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des Erhebungsjahres 1999 sowie die EVS-Daten des Erhebungsjahres 1998 
zurückgegriffen.” 


2.1.2.2 Zusammensetzung des Einkommens im Alter 


Betrachtet man in 

Tabelle 2-1 die Zusammensetzung des Gesamteinkommens bei Personen ab 65 
Jahren aus dem Jahr 1999, zeigt sich, dass im Durchschnitt über alle Personen 
Alterssicherungsleistungen bei Westhaushalten zu 81% und bei Osthaushalten 
zu 93% zum Gesamteinkommen beitragen. Diese Leistungen teilen sich zwi- 
schen eigenen bzw. abgeleiteten Alterssicherungsleistungen des Ehepartners im 
Verhältnis von 45 zu 36 Prozentpunkten im Westen und von 53 zu 40 Prozent- 
punkten im Osten auf. Während im Osten die Erwerbs- bzw. die Vermögensein- 
kommen lediglich jeweils 2% des Bruttoeinkommens im Alter ausmachen, liegen 
diese beiden Einkommenskomponenten in Westdeutschland mit 5% bzw. 10% 
deutlich höher. Mit zunenmendem Einkommen nimmt die relative Bedeutung der 
Alterssicherungsleistungen bei den Westhaushalten deutlich ab. Das Gesamtein- 
kommen von Personen im obersten Einkommensquintil im Westen besteht nur 
noch zu 67% aus Alterssicherungsleistung, dafür steigt die Bedeutung von Er- 
werbseinkommen von durchschnittlich 5% bei dieser Einkommensgruppe auf 
10% bzw. von Vermögenseinkommen von durchschnittlich 10% auf 19%. 

Im Osten liegt von den „anderen“ Einkünften lediglich das Erwerbseinkommen 
des obersten Einkommensquintils mit 7% deutlich über dem Durchschnittswert 
von 2% dieser Bundesländer. Vermögenseinkommen, die im Durchschnitt aller 
Osthaushalten nur 2% zum Gesamteinkommen beisteuern, tragen auch im 
obersten Einkommensquintil mit 4% nur geringfügig mehr zum Einkommen im 
Alter bei. Vergleicht man die Quintile der West- mit denjenigen der Osteinkom- 
men, wird die größere Streuung bei den Westeinkommen deutlich. Das unterste 
bzw. oberste Quintil liegt mit 1.625 DM bzw. 6.802 DM deutlich außerhalb der 
Einkommensspanne der Osteinkommen, die für das unterste bzw. oberste Quintil 
bei 2.068 DM bzw. bei 4.217 DM liegt. 


36 Vgl. zur ASID-Studie 1999 insbesondere die Zusammenfassung BMA (Hrsg.) (2001a), sowie 
den Alterssicherungsbericht der Bundesregierung BT-Drucks. (14/7640), sowie zur 
Einkommens- und Verbrauchsstichprobe die Daten im Statistischen Jahrbuch, StatJahrb. 
(2000). 
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Tabelle 2-1: Aufteilung des Gesamteinkommens in Einkommenskomponen- 
ten - Personen ab 65 Jahren (ohne Heimbewohner) 1999 — 


Einkommensgruppen (Quintile) 


gesamt 
Einkommenskomponenten (1) 


| Alte Bundesländer es Bundesländer 
enes  — insgesamt 
davon 
Alterssicherungsleistungen 1 (2) 
Alterssicherungsleistungen 2 (3) 


Andere Einkünfte insgesamt 
davon 
Erwerbseinkommen 
Vermögenseinkommen (4) 
Sonstige Einkünfte 

Brutto-Gesamteinkommen 100% 


Brutto-Gesamteinkommen 100% = ... [DM] 


Abzüge für Steuern und Sozialabgaben (5) 
Netto-Gesamteinkommen [%] 


Netto-Gesamteinkommen .. „[DM 


Alterssicherungsleistungen insgesamt 
davon 

Alterssicherungsleistungen 1 (2) 
Alterssicherungsleistungen 2 (3) 


Andere Einkünfte insgesamt 
davon 
Erwerbseinkommen 
Vermögenseinkommen (4) 
Sonstige Einkünfte 

Brutto-Gesamteinkommen 100% 


Brutto-Gesamteinkommen 100% =... [DM 


Abzüge für Steuern und Sozialabgaben (5) 
Netto-Gesamteinkommen [%] 


(1) In % des Brutto-Gesamteinkommens. 
(2) Alterssicherungsleistungen aufgrund eigener Ansprüche, ohne reine KLG-Leistungen. 
(3) Alterssicherungsleistungen aus Ansprüchen des Ehepartners oder des verstorbenen 


Ehepartners. 
(4) Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung sowie Zinseinkommen. 
(5) Berechnungsmethoden vgl. Infratest Burke Sozialforschung, Methodenbericht, S. 28 ff. 
Quelle: BT-Drucks. (14/7640), S. 193, 210; eigene, erweiterte Darstellung. 


Abbildung 2-2 visualisiert die breiter gestreuten Einkommen bei den Ehepaaren 
aus den alten Bundesländern im Vergleich zur relativ steilen Verteilung der Ein- 
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kommen bei den Ehepaaren aus den neuen Landern. Der Vergleich der Kurven 
der Brutto- mit derjenigen der Nettoeinkommensverteilung veranschaulicht die 
Wirkung der progressiven Einkommensteuer, die zu einem héheren Maximalwert 
sowie einer Linksverschiebung der Verteilung führt. 


Abbildung 2-2: Schichtung des Brutto- und Nettogesamteinkommens - 
Personen ab 65 Jahren (ohne Heimbewohner) 1999 - 


35.0% 

rn BIETE sisi a 
Bun urn 
2 15.0% 

10.0% 

5.0% 

0.0% + 


0 1000 2000 3000 4000 5000 6000 7000 8000 
Monatseinkommen [DM] 
Quelle: Daten aus BT-Drucks. (14/7640) S. 195 und S. 197; eigene Darstellung 


Die durchschnittliche Einkommensteuerbelastung liegt bei 12% im Westen bzw. 
bei 8% im Osten. Die höhere Belastung bei den West-Haushalten geht in der 
Hauptsache auf die hohen Einkommen zurück. Im obersten Einkommensquintil 
liegt die Belastung im Westen bei 18% im Gegensatz zu 9% im Osten.” Dieser 
Unterschied bei den Einkommen und damit auch bei der Einkommensteuerbelas- 
tung dürfte z.T. darauf zurückzuführen sein, dass neben den höheren sonstigen 
Einkünften auch die Alterssicherungsleistungen in Westdeutschland nicht nur 
höher ausfallen, sondern sie sich auch anders zusammensetzen. So ist der 
Anteil der Beamtenpensionen in den neuen Ländern verschwindend gering im 
Vergleich zu einem historisch gewachsenen Anteil in den alten Bundesländern.” 
Da Pensionen bis auf einen Freibetrag vollständig zu versteuern sind, im 
Gegensatz zu Sozialversicherungsrenten, die nur mit ihrem Ertragsanteil zu 
versteuern sind, führt dieser strukturelle Unterschied unweigerlich zu einer 
höheren Belastung im Westen. 

Abbildung 2-3 zeigt die Zusammensetzung der Haushaltseinkommen der 
Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) von 1998, die eine ähnliche 
Struktur bei der Aufteilung ergibt, wie sie von der ASID-Studie 1999 ausgewiesen 
wird. 


37 Vgl. Tabelle 2-1. 
38 Vgl. Absatz 2.1.2.3 
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Abbildung 2-3: Zusammensetzung der Einkommen im Alter 1. Halbjahr 1998 
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m Einkommen aus öffentlichen Transferzahlungen [6] 


Quelle: StatJahrb. (2000) Tabelle 21.2.1 Ergebnisse der Einkommens- 
und Verbrauchsstichprobe 1998; erweiternde Berechnung, eigene 
Darstellung (Abweichungen von 100% sind rundungsbedingt). 


Da bei den Einnahmen aus Vermögen bei der EVS von 1998 die unterstellten 
Mietzahlungen für Eigentumswohnungen enthalten sind, verbreitert sich die Be- 
zugsbasis im Vergleich zu den Daten der ASID-Studie. Dadurch werden die An- 
teile der Vermögenseinkommen geringer ausgewiesen, als das bei enggefasster 
Basis der Fall wäre. Außerdem muss für einen Vergleich mit der Aufstellung in 

Tabelle 2-1 berücksichtigt werden, dass bei den Einkommen aus öffentlichen 
Transferzahlungen betriebliche und private Altersvorsorgeleistungen fehlen. Für 
eine bessere Vergleichbarkeit wurden die unterstellten Mietzahlungen aus den 
Einnahmen aus Vermögen herausgerechnet und getrennt ausgewiesen, wodurch 
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die Ahnlichkeit in der Einkommensaufteilung zwischen den Daten der ASID-Stu- 
die von 1999 und den Daten der EVS von 1998 besser sichtbar wird. 


In den alten Bundesländern resultierten für das 1. Halbjahr 1998 für 65- bis 69- 
Jährige bzw. 70- Jährige und ältere 60% bzw. 69% des Haushaltseinkommens 
aus öffentlichen Transferzahlungen, aus nichtöffentlichen Transferzahlungen 
jeweils 8% und jeweils 9% aus Vermögen. In den neuen Bundesländern dominie- 
ren mit 84% bzw. 91% des Haushaltseinkommens die öffentlichen Transferzah- 
lungen deutlich die Zusammensetzung des Haushaltseinkommens. Die Einnah- 
men aus Vermögen liegen jeweils bei 3%. 


Tabelle 2-2: Aufteilung des Einkommens im Alter im 1. Halbjahr 1998 
Alte BundesländerNeue Bundeslände 


Alter von ... bis unter ... Jahren 70 und 70 und 
65-70 | mehr | 65-70 mehr 


Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 
Bruttoeinkommen aus selbständiger Arbeit 
Einnahmen aus Vermögen 

Einkommen aus nichtöffentl. Transferzah- 
lungen u. Einnahmen aus Untervermietung 
Einkommen aus öffentlichen 


Transferzahlungen 
darunter: 


Bruttorenten der gesetzlichen 

Rentenversicherungen 

Öffentliche Pensionen 

sonstige öffentliche Transferzahlungen 
Haushaltsbruttoeinkommen 


Bezogen auf das Bruttogesamteinkommen des Haushalts, resultiert — wie 
Tabelle 2-2 zeigt - in den alten Bundesländern immerhin noch knapp 42% bei 
den 65- bis 69-Jährigen und ca. 50% bei den Haushalten mit einem 
Haushaltsvorstand von 70 Jahren oder darüber aus der gesetzlichen 
Sozialversicherungsrente. In den neuen Bundesländern fällt dieser Vergleich 
stärker zugunsten der Einkommen aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
aus, mit ca. 84% in der Altersklasse der 65- bis unter 70-Jährigen bzw. 91% bei 
den 70-Jährigen und älteren. Dies liegt zum einen daran, dass es in der 
ehemaligen DDR bestimmte Versorgungssysteme nicht gab,” zum anderen dass 
der Anteil der Einkommen aus Vermögen am Gesamteinkommen in den neuen 


39 Beamtenversorgung, landwirtschaftliche Altershilfe, betriebliche Altersversorgung und 
Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst gab es in der ehemaligen DDR nicht. S. Klebula, 
Detlef/ Semran, Peter (1997), Fn. S.6. 
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Ländern weniger als halb so groß ausfällt als in den alten Ländern, eine 
Tatsache, die historisch bedingt sein dürfte. 

Die Nettoeinkommen der ASID-Studie (Tabelle 2-1) wurden durch Modellrech- 
nungen aus den Bruttoeinkommen ermittelt, bei den Zahlen der Einkommen- und 
Verbrauchsstichproben (Tabelle 2-3) handelt es sich um statistisch erhobene 
Größen. 


Tabelle 2-3: Haushaltseinkommen und Abgabenbelastung nach Altersgrup- 
pen - 1. Halbjahr 1998 - 


Alter von ... bis unter ... Jahren 
Haushaltsbruttoeinkommen 
- Einkommensteuer und 
Solidaritätszuschlag 
- Pflichtbeiträge zur 


Sozialversicherung 
Haushaltsnettoeinkommen 


Abgabenquote 
Durchschnittssteuersatz 
Durchschnittliche Belastung durch 
Sozialabgaben 


Bei der Gegenüberstellung der Brutto- mit den Nettoeinkommen für unterschied- 
liche Altersgruppen in Tabelle 2-3 zeigt sich eine signifikante Abnahme der 
steuerlichen Belastung ab dem Zeitpunkt, zu dem der Haupteinkommensbezie- 
her das 65 Lebensjahr erreicht. Der Grund hierfür liegt nicht in einer Abnahme 
des Haushaltseinkommens in dessen Folge der Zensit eine niedrigere Durch- 
schnittsbelastung aufgrund der progressiv ausgestalteten Einkommensbesteue- 
rung erfährt. Vergleicht man die Haushaltseinkommen der unter 35 Jährigen mit 
den Einkommen der Altersklasse von 65 bis unter 70 Jahren zeigt sich, dass 
trotz eines geringfügig niedrigeren Nettoeinkommens bei den Jüngeren von 
4.229- DM zu 4.438- DM bei den Älteren, die Jüngeren für dieses 
Nettoeinkommen mit 5.634,- DM ein deutlich höheres Bruttoeinkommen 
benötigen, als die Seniorenhaushalte mit 4.759,- DM. Die Durchschnittsbelastung 
mit Einkommensteuer liegt damit bei den Haushalten der untersten Altersklasse 
mit 11,86% deutlich über derjenigen der Seniorenhaushalte mit lediglich 2,46% 
bei nahezu gleich großem Nettoeinkommen. 

Bei den Haushalten der untersten Altersklasse teilt sich die Belastung zwischen 
Einkommensteuer und Sozialversicherungsbeiträge nahezu paritätisch auf; 12 
Prozentpunkte der 25% entfallen auf die Einkommensteuer, 13 Prozentpunkte 
auf Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung. Bei der Altersklasse der 65 bis unter 
70 Jährigen stellen die Sozialversicherungsbeiträge mit 4,3 Prozentpunkten von 
6,75% relativ die größere Belastung dar, und das obwohl auf Haushaltsebene 
nur noch geringe Einkommensteile rentenversicherungspflichtig sind. 
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Damit wird deutlich, dass die steuerliche Belastung im Alter deutlich abnimmt, 
eine Tatsache, die durch die in der 

Tabelle 2-1 ausgewiesene Abgabenquote nur eine Relativierung erfahrt. Dort 
zeigt sich für das oberste Einkommensauintil in den alten Bundesländern eine mit 
der Erwerbsphase annähernd vergleichbare Belastung von 18%. 


Tabelle 2-4: Höhe und Anteil anderer Einkünfte pro Bezieher - Personen ab 
65 Jahren (ohne Heimbewohner) 1999 - 


alte Bundesländer | neue Bundesländer 


Anteil Betrag je [Anteil Betrag je 
Bezieher |Bezieher IBezieher |Bezieher 
% DM % DM 


l 


Andere Einkünfte (brutto) 
Reine KLG-Leistung 
Erwerbseinkommen (2) 
Krankengeld/Pflegegeld (3) 
Kriegsopferversorgung (4) 
Rente der gesetzl. Unfallversicherung (4) 
Sonstige Renten (4) 
Vermietung/Verpachtung 


Sonstiges (6) 


Andere Einkünfte insgesamt (7) 


(1) Haushaltsbezogene Einkünfte wurden bei Verheirateten beiden Ehepartnern zu 

gleichen Teilen zugerechnet. Das gilt für folgende Einkunftsarten: 

Einkünfte aus Vermietung/Verpachtung, Zinseinkünfte, Wohngeld und Sozialhilfe. 

(2) Einkünfte aus selbstständiger und/oder unselbstständiger 
Tätigkeit/Nebentätigkeit. 

(3) Soweit von der Krankenkasse gezahlt. 

(4) Eigene oder abgeleitete Renten. 

(5) Laufende Hilfe zum Lebensunterhalt und/oder Hilfe in besonderen 
Lebenslagen; einschließlich vom Sozialamt gezahltes Pflegegeld. 

(6) Zum Beispiel regelmäßige private Unterstützung, Kindergeld. 

(7) Netto-Gesamteinkommen. 


igene Darstellung 


Tabelle 2-4 veranschaulicht die Zusammenstellung der „anderen“ Einkünfte. Hier 
wird die Heterogenität der Einkommenszusammensetzung bei Senioren, die 
nicht auf Alterssicherungsleistungen zurückzuführen sind, besonders deutlich. 
Nur ca. 3% aller Personen über 65 Jahren im Westen bzw. 2% im Osten erhalten 
Einkünfte aus einer Erwerbstätigkeit. Für diesen kleinen Personenkreis ergibt 
sich aber eine durchschnittliche Leistung aus diesem Bereich von 2.429 DM pro 
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Monat für Personen in den alten bzw. 1.234 DM für Personen in den neuen Län- 
dern. Ein Gegenpol zu diesem hohen Zusatzeinkommen für eine kleine Perso- 
nengruppe stellen die Zinseinkünfte dar. 36% aller Personen in den West- bzw. 
sogar 40% in den Osthaushalten über 65 Jahren beziehen regelmäßig Zinsen, 
die im Schnitt pro Bezieher jedoch 1999 lediglich 306 DM bzw. 84 DM pro Monat 
zum Einkommen im Alter beisteuern. Da die Angaben zu den Zinseinkünften auf 
Selbstauskünfte der Befragten basieren, ist von einer Untererfassung auszuge- 
hen, weshalb die Zahlen mit Vorsicht zu interpretieren sind.“ 

Zwischen diesen beiden Extremwerten liegen die Einkünfte aus Vermietung und 
Verpachtung. Immerhin 9% der Personen in den alten Bundesländern ab 65 Jah- 
ren bezogen 1999 entsprechende Einkünfte, die über alle Bezieher dieser Ein- 
künfte durchschnittlich für 1.223 DM pro Monat sorgten. In den neuen Ländern 
spielen Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung eine deutlich geringere Rolle. 
Lediglich 2% der Personen beziehen entsprechende Einkünfte, die im Schnitt 
297 DM betrugen. 


Insgesamt tragen andere Einkunftsquellen - außer denjenigen der Alterssiche- 
rungssysteme - bei ca. der Hälfte der Personen ab 65 Jahren in beiden Teilen 
Deutschlands zum Gesamteinkommen bei, wenngleich der Umfang dieser Ein- 
kommenskomponenten sehr heterogen ist. 


2.1.2.3 Alterseinkommen nach Alterssicherungssystemen 


Je nach beruflichem Werdegang kann sich das Alterseinkommen einer Person 
aus Leistungen mehrerer eigenständiger Alterssicherungssysteme zusammen- 
setzen. Auch wenn über alle Alterssicherungssysteme gesehen die gesetzliche 
Rentenversicherung das am weitest verbreitete Alterssicherungssystem dar- 
stellt,“ kann es im Einzelfall hinsichtlich seiner quantitativen Bedeutung bezogen 
auf die Gesamtheit der Alterseinkommen einer Person von anderen Sicherungs- 
systemen übertroffen werden. Für die Höhe des Gesamteinkommens spielt die 
Kumulation von Einkunftsquellen sowohl aus dem Bereich der Alterssicherungs- 
leistungen als auch aus dem Bereich der „anderen Einkünfte“ eine wichtige Rolle. 
In den alten Bundesländern bezogen 1999 90% der Männer und 78% der Frauen 
ab 65 Jahren Einkünfte aus der gesetzlichen Rentenversicherung, in den neuen 
Ländern sind es sogar 99% bzw. 98%.“ Der Anteil der Sozialversicherungsrent- 
ner liegt in den neuen Ländern deshalb so hoch, da — wie oben erläutert - es 
praktisch keine anderen Vorsorgesysteme in der DDR gab. Aus diesem Grund 
beschränkt sich die nachfolgende Darstellung über die Aufteilung der Leistungen 
auf die unterschiedlichen Alterssicherungssysteme in der Hauptsache auf das 
ehemalige Bundesgebiet, da in den neuen Ländern andere Alterssicherungs- 


40 Auf dieses Problem wird im Alterssicherungsbericht im Zusammenhang mit der 
Vergleichbarkeit mit aggregierten Zahlen beispielsweise aus der Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe hingewiesen; vgl. BT-Drucks. (14/7640), S. 92 f. 

41 Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung (Hrsg.) (1997), S. 6; BMA (Hrsg.) 
(2001a), S. 10. 

42 Vogl. BMA (Hrsg.) (2001a), S. 13. 
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leistungen als diejenigen der gesetzlichen Rentenversicherung vernachlassigbar 
sind.“ 

Tabelle 2-5 veranschaulicht die Tatsache, dass sich auch die 
Alterssicherungsleistungen oft aus mehrere Quellen zusammensetzen, wie das 
bei den Einkünften der Fall ist, die neben den Alterssicherungsleistungen bezo- 
gen werden.“ In den neuen Länder zeigt sich wiederum die vorherrschende 
Rolle der GRV, wobei darauf hingewiesen werden muss, dass hinter den Antei- 
len mit zwei Einkunftsquellen ausschließlich die Konstellation von eigenständigen 
in Verbindung mit abgeleiteten gesetzlichen Renten verbirgt.“ 


Tabelle 2-5: Kumulation von Alterssicherungsleistungen - Personen ab 65 
Jahren (ohne Heimbewohner), 1999 - 


Anzahl Alters- Alte Bundesländer Neue Bundesländer 
sicherungsleistungen 


Ohne AS-Leistung 
1 Einkunftsquelle 
darunter nur GRV 


2 Einkunftsquellen 


In den alten Bundesländern beziehen ca. 50% aller Personen ab 65 Jahren Al- 
terssicherungsleistungen aus einer einzigen Quelle, der überwiegende Teil der 
Leistungen wird durch die gesetzliche Rentenversicherung erbracht. Bei Perso- 
nen, die aus zwei Quellen Alterssicherungsleistungen beziehen, wird deutlich, 
dass insbesondere bei Männern in den alten Bundesländern die zweite Säule der 
Altersvorsorge eine wichtige Rolle spielt. 36 Prozentpunkte der 45% gehen auf 
diese Fallkonstellationen zurück.“ Der Fall, dass bei ihnen eigene mit abgeleite- 
ten Leistungen aus der GRV zusammentreffen, ist mit 1% sehr gering. Bei den 
Frauen zeigt sich das umgekehrte Bild. Von den 35% gehen 22 Prozentpunke 
auf die Konstellation von eigenen mit abgeleiteten Leistungen aus der GRV zu- 
rück, die zweite Säule der Altersversorgung macht lediglich 8 Prozentpunkte 


43 Vgl. BT-Drucks. (14/7640), S. 128. 

44 Vgl. Absatz 2.1.2.2. 

45 Vgl. die detaillierte Aufstellung unter BT-Drucks. (14/7640), S. 82. 

46 26 Prozentpunkte entfallen auf die betriebliche Altersversorgung, 10 Prozentpunkte auf die 
Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes; vgl. die detaillierte Aufstellung unter BT-Drucks. 
(14/7640), S. 82. 
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aus.” Drei Alterssicherungsleistungen treten nur in den alten Bundesländern und 
dort nur in der Konstellationen auf, bei denen zu einer eigenständigen zwei ab- 
geleitete Leistungen hinzutreten. Aufgrund der längeren Lebenserwartung von 
Frauen kommen praktisch nur diese in den Genuss einer solchen Kumulations- 
form, wie Tabelle 2-5 verdeutlicht. 

Betrachtet man die absolute Höhe der Alterseinkommen, die sich für Haushalte 
mit niedrigen Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung ergibt, zeigt sich, 
dass insbesondere bei diesen Leistungsbeziehern andere Einkommensquellen 
für die Höhe des Gesamteinkommens entscheidend sind.“ 

Eine niedrige Sozialversicherungsrente allein lässt somit noch keinen Schluss 
über die gesamte Einkommenslage eines Haushaltes zu, d.h. niedrige Renten 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung sind nicht notwendigerweise mit Al- 
tersarmut gleichzusetzen. 


Tabelle 2-6: Zusammentreffen von Kleinstrenten mit anderen Einkommen 
1999 


Durchschnittliches Nettogesamteinkommen [DM/M] 

Männer ggf. mit Ehefrau mit einer eigenen 
Rente unter 500 DM 

Frauen ggf. mit Ehemann mit einer 
eigenen Rente unter 500 DM 


3.625 (1) 


2.538 


(1) Der Alterssicherungsbericht weist für die neuen Länder keine Manner mit einer 
Rente unter 500 DM pro Monat aus. 
Quelle: Daten aus BT-Drucks. (14/7640), S. 218 f.; 222 f.; eigene Darstellung. 


So bezogen Manner bzw. Frauen in den alten Bundeslandern, die Leistungen 
unter 500 DM pro Monat aus der GRV erhielten, ein durchschnittliches Gesamt- 
einkommen von 3.625 DM bzw. 2.538 DM. Natürlich verbirgt sich hinter dieser 
Zahl für das Gesamteinkommen eine sehr ungleiche Einkommensschichtung. 
Männer hatten in 47% der Fälle ein Nettohaushaltseinkommen von über 3.500 
DM, Frauen in 18% der Fälle. Deshalb ist auch der Umkehrschluss, niedrige 
Renten seien grundsatzlich mit hohen sonstigen Leistungen verbunden, genauso 
wenig zulässig.‘ Die gesetzlichen Rentenversicherungsträger zahlten 1999 an 
95% aller Leistungsbezieher eine Rente, die bezogen auf alle Alterssicherungs- 
systeme 76% des gesamten Leistungsvolumens ausmachte. Im Durchschnitt 
erhielt der Leistungsbezieher eine gesetzliche Rente aufgrund eigener Ansprü- 
che in Höhe von 1.315 DM.” Dies manifestiert die führende Rolle der gesetzli- 
chen Rentenversicherung unter den Alterssicherungssystemen. 


47 3 Prozentpunkte entfallen auf die betriebliche Altersversorgung, 5 Prozentpunkte auf die 
Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes; vgl. die detaillierte Aufstellung unter BT-Drucks. 
(14/7640), S. 82. 

48 Vogl. Tabelle 2-6. 

49 Vgl. BT-Drucks. (14/7640), S. 218-222. 

50 Vgl. Abbildung 2-4. 
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Abbildung 2-4: Leistungen aufgrund eigener Ansprüche nach Alterssiche- 
rungssystemen, Alte Bundesländer, Leistungsbezieher ab 65 Jahren, 1999 
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Beitragszuschuß. GRV einschließlich KLG-Leistungen bei Frauen mit eigener GRV-Rente 

(2): Zahlbetrag einschl. anteiligem 13. Monatsgehalt und vor Abzug von Kranken- und 
Pflegeversicherungsbeiträgen 

(4): Ohne Bezieherinnen reiner KLG-Leistungen 

Quelle: Datengrundlage BMA (Hrsg.) (1997c), S. 117; eigene, erweiternde Berechnungen; 

eigene Darstellung. 
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Als Versorgungssystem der ersten Sdule tritt lediglich noch die Beamtenversor- 
gung in nennenswertem Umfang in Erscheinung; mit 6% der Leistungsfalle und 
11% des Leistungsvolumens zahlt dieses Versorgungssystem unter allen Syste- 
men mit 3.310 DM den höchsten Betrag aus. Relativierend ist hier darauf hinzu- 
weisen, dass die Beamtenversorgung ein bifunktionales System aus Regel- und 
Zusatzversorgung darstellt und dass der hier ausgewiesene Zahlbetrag der Be- 
amtenpension anteilig das 13. Monatsgehalt enthält, für das es kein Äquivalent 
bei der gesetzlichen Rentenversicherung gibt. 

Mit 6% bzw. 4% des Leistungsvolumens bei der betrieblichen Altersversorgung 
bzw. der Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes wird der additive Charakter 
der zweiten Säule der Altersvorsorge deutlich, die immerhin in der Summe über 
ein Zehntel des gesamten Leistungsvolumens aller Alterssicherungssysteme 
ausmacht. 


Setzt man die Anzahl der Leistungsfälle ins Verhältnis zur Anzahl der Leistungs- 
bezieher, ergeben sich pro Person im Durchschnitt in den alten Bundesländern 
1,31 Leistungsfälle aus Alterssicherungssystemen, nach Geschlecht getrennt 
entspricht das 1,49 bzw. 1,17 Leistungen pro Mann bzw. Frau. In den neuen 
Bundesländern haben Fälle von Mehrfachbezug praktisch keine Bedeutung.°' 


2.1.2.4 Zusammenfassung 


Abschließend lassen sich über die Einkommen im Alter folgende Punkte zusam- 

menfassen. 

e Das Einkommen im Alter umfasst eine sehr heterogene Menge an Einkünf- 
ten; die Verteilung der Haushaltseinkommen ist in den neuen Bundesländern 
deutlich steiler, als in den alten Bundesländern. 

e Einkünfte aus Alterssicherungssystemen bilden mit 81% bei den West- bzw. 
93% bei den Osthaushalten im Durchschnitt den größten Teil des Einkom- 
mens. Die gesetzliche Sozialversicherungsrente ist dabei das wichtigste Vor- 
sorgesystem in Deutschland. Ca. drei Viertel der gesamten Alterssiche- 
rungsleistungen entfielen 1999 auf dieses Sicherungssystem, wobei knapp 
95% aller Leistungsbezieher davon profitierten. 

e Bei den Vermögenseinkommen der älteren Bevölkerung erhält ein kleiner Teil 
hohe Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung, wohingegen einem großen 
Teil im Durchschnitt lediglich geringe Einkünfte aus Zinserträgen zufließen. 

e Aufgrund der Vielfalt bei den Vorsorgesystemen in den alten Bundesländern 
beziehen hier Personen im Durchschnitt aus 1,31 Quellen Alterssicherungs- 
leistungen. Bei Männern sind dies i.d.R. Leistungen aus der betrieblichen Al- 
tersvorsorge bzw. der Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes, bei 
Frauen hauptsächlich abgeleitete Leistungen ihres Ehepartners. 

e Kleine Renten fallen relativ oft mit hohen anderen Einkünften zusammen. Bei 
Männern bzw. Frauen in den alten Bundesländern mit eigener Rente unter 
500 DM überstieg 1999 das durchschnittliche Nettogesamteinkommen des 
Haushalts in 47% bzw. 18% der Fälle die Marke von 3.500 DM. 


51 Vgl. BT-Drucks. (14/7640), S. 129-130. 
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e Aufgrund veränderter Besteuerungsmodalitäten für gesetzliche 
Sozialversicherungsrenten nimmt im Durchschnitt die Einkommensteuerbe- 
lastung im Alter deutlich ab. Lediglich im obersten Einkommensquintil kann 
eine annähernd vergleichbare Abgabenbelastung festgestellt werden. 


2.1.3 Abgrenzung des Untersuchungsgegenstandes 


Fiskalische Ziele müssen, wie § 3 Abs. 1 AO u.a. besagt, nicht den Alleinzweck 
einer Steuer darstellen. Vielmehr kann die Erzielung von Einnahmen als Neben- 
zweck hinter Lenkungszielen zurücktreten.” Bei der normativen Frage, wie die 
Steuerlast auf die Bürger verteilt werden soll, haben sich zwei Prinzipien in den 
Finanzwissenschaften etabliert, das Äquivalenzprinzip und das Leistungsfähig- 
keitsprinzip. Sie stellen nach Haller die Fundamentalprinzipien der öffentlichen 
Abgabenerhebung dar.” Beide Prinzipien sind nach Brümmerhoff Konkretisierun- 
gen einer gleichmäßigen Besteuerung, welche eine notwendige Voraussetzung 
für eine als gerecht interpretierte Besteuerung sind. Das Prinzip der gleichmäßi- 
gen Besteuerung stellt einen Ausfluss aus dem Gleichheitssatz des Art. 3 GG dar 
und verlang, „..(wesensmäßig) Gleiches steuerlich gleich zu behandeln.“* 

Das Äquivalenzprinzip stellt einen Bezug zwischen einer staatlich bereitgestellten 
Leistung und der Steuer desjenigen her, der diese Leistung in Anspruch nimmt. 
Steuern, die über das Äquivalenzprinzip begründet werden, knüpfen an Steuer- 
objekten an, die den einzelnen Steuersubjekten zuordenbar sind und von denen 
sie einen individuellen Nutzen haben, bzw. bei deren Nutzung bestimmte Kosten 
entstehen. Gemäß dieser Interpretation haben Steuern Entgeltcharakter.” 

Bei der Einkommensteuer dominiert der Charakter einer Zwangsabgabe, da kein 
direkter Sondernutzen für den Steuerträger vorliegt. Als Norm für das Ausmaß 
der Belastung des Steuersubjektes wird dessen Leistungsfahigkeit® herangezo- 
gen. 

Wie oben dargestellt, setzt sich das Gesamteinkommen von Senioren bzw. Seni- 
orenhaushalten in Deutschland i.d.R. aus mehreren Quellen zusammen. Einige 
Bestandteile stellen zwar eine durchaus wichtige Einkunftsquelle im Alter dar, wie 
beispielsweise Einnahmen aus Vermögen, allerdings sind sie nicht ausschließlich 
auf die Nacherwerbsphase beschränkt. Rürup reduziert Alterseinkommen auf 
solche Einkommensquellen, „die man nur in der Nacherwerbsphase bezieht"” 
[Hervorhebung d. Verf.) und subsumiert folglich „die Sozialversicherungsrenten, 
die Beamtenpensionen, die Betriebsrenten sowie die Leistungen der öffentlichen 
Zusatzversorgungssysteme und der berufsständigen Versorgungswerke“® darun- 
ter. 


52 Vogl. Brümmerhoff (1996), S. 225. 

53 Vgl. Haller (1981), S. 13 ff. 

54 Brümmerhoff (1996), S. 238. 

55 Für einen umfassenden Überblick über die Steuerverteilungstheorien siehe Brümmerhoff 
(1996), S. 238 ff.; Zimmermann; Henke (1994), S. 99 ff. 

56 Vgl. zu weiteren Aspekten des Leistungsfähigkeitsprinzip die Abschnitte 3.2.1 und 4.3.2. 

57 Rürup, Bert (2000a). 

58 Rürup, Bert (2000a). 


Alexander Meindel - 978-3-631-75051-3 
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 08:49:27AM 
via free access 


Aa 


Soll die Wirkung des Steuersystems auf die wirtschaftliche Lage der alteren Be- 
vélkerung untersucht werden, kommt man nicht umhin, die Gesamtheit aller Ein- 
künfte in Zusammenhang mit allen Steuerregeln zu betrachten. Dies schließt 
auch die Betrachtung der Gesamtumstände bei der Ermittlung der individuellen 
Leistungsfähigkeit ein. Ein entsprechendes Vorgehen würde zwar die tatsächli- 
che Belastungswirkung in seiner Gesamtheit abbilden, aber durch die Berück- 
sichtigung aller individuellen Gegebenheiten die Wirkungszusammenhänge ein- 
zelner Regelungen durch die Detailvielfalt verdecken. Orientiert man sich am 
Leistungsfähigkeitsprinzip als zentrale Norm zur Bewertung von Steuersystemen, 
können Wertungen nicht auf Teilaspekte beschränkt bleiben, ein breit angelegter 
Untersuchungsrahmen wird notwendig. 

Für die Einkommenslage im Alter findet sich ein entsprechendes Vorgehen bei- 
spielsweise bei Hirvonen, der die Einkommenslage der älteren Bevölkerung in 
der Bundesrepublik Deutschland untersucht” oder die vom Bundesministerium 
für Arbeit und Sozialordnung in Auftrag gegebenen ASID-Studien von 1986, 
1992, 1995 und 1999.° In den ASID Studien aus dem Jahr 1995 bzw. 1999 wird 
unter den Alterseinkommen die Summe aller Einkommen zusammengefasst, die 
aus Alterssicherungssystemen gezahlt werden,°' bei den Einkommen im Alter 
werden zusätzlich auch andere Einkunftsarten berücksichtigt, die nicht auf Per- 
sonen in der Nacherwerbsphase beschränkt sind. 

Im Alterssicherungsbericht von 1997 wird auf die generelle Problematik der In- 
terpretation von Durchschnittswerten im Zusammenhang mit durchschnittlichen 
Alterseinkommen hingewiesen. Bei jeder Durchschnittswertermittlung gehen In- 
formationen über die Verteilung der Einzelwerte verloren, da heterogene Perso- 
nengruppen unterschiedlicher Generationen mit unterschiedlichen Erwerbsbio- 
graphien zusammengefasst werden.‘ Dies ist insbesondere deshalb kritisch zu 
sehen, da Rentner „eine außerordentlich heterogene Bevölkerungsgruppe [sind]; 
das gilt auch bezüglich der Zusammensetzung der Alterseinkinfte.““ 

Bei der Untersuchung der vom Steuersystem induzierten Verteilungswirkung 
führt ein weitgefasster Untersuchungsrahmen zwangsläufig zu pauschalen Aus- 
sagen über die Belastungswirkung, die Zusammenhänge von Ursache und Wir- 
kung lassen sich nur unscharf ermitteln. Die Vielfalt unterschiedlicher Einkom- 
mensbestandteile trifft auf eine Vielfalt unterschiedlicher Besteuerungssysteme 
für die jeweiligen Bestandteile, womit die Anzahl der Kombinationsmöglichkeiten 
mit dem Produkt der Varianten ansteigt. Zur Bewertung von Reformalternativen 
einer Steuerregelung ist eine Partialanalyse sinnvoll und notwendig. 

Stöhr zielt in seiner Arbeit auf einen Reformvorschlag, der alle Alterseinkünfte 
einheitlich mit einem Besteuerungsmodell erfasst und dabei zu keinen „neuen 


59 Hirvonen (1993). 

60 Für ein Verzeichnis der Berichte und ausgewählter Publikationen zu diesen Studien vgl. BMA 
(Hrsg.) (2001a), S. 92 ff. 

61 BMA (Hrsg.) (1997b) S. 6, sowie BMA (Hrsg.) (2001a), S. 10. 

62 Vgl. BMA (Hrsg.) (1992), S. 9 zum Ziel der ASID-Studien, die Einkommen älterer Menschen 
zu analysieren. 

63 BMA (Hrsg.) (1997c), 73f. 

64 Klanberg, Frank (1992), S.184. 
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Unstimmigkeiten im Verhältnis zu der Besteuerung der noch Erwerbstätigen“ 
führt. Dementsprechend geht er ebenfalls auf Einkunftsarten ein, die der Siche- 
rung des Lebensstandards im Alter dienen können, aber nicht notwendigerweise 
nur in der Nacherwerbsphase bezogen werden, wie beispielsweise Erträge aus 
langfristigen Kapital- und Vermégensbildung.© Damit verfolgt er das Ziel einer 
einheitlichen, systematischen Besteuerung von Einkommen im Alter und subsu- 
miert deshalb unter Alterseinkünften ,...alle Einkünfte (...), die Personen zuflie- 
Ren, die das 65. Lebensjahr vollendet haben.“ 

Scheil bezieht ebenfalls neben den üblichen Rentenarten auch „Einkünfte aus 
Vermietung und Verpachtung und Kapitalvermögen‘ mit in ihre Untersuchung 
ein. Das Ziel ihrer Arbeit besteht in einem Vergleich der Steuerbelastungswirkung 
zwischen unterschiedlichen Einkünften in ausgesuchten OECD-Landern, ein 
ebenfalls weit gefasster Ansatz, der die Verteilungswirkung der Rentenbesteue- 
rung nur grob darstellen kann.® 

Den Fragen, welche Verteilungswirkung die Alterssicherungssysteme haben, 
welche vom Steuersystem ausgeht und wie sich aus dem Zusammenwirken bei- 
der eine endgültige Verteilung ergibt, geht van Essen von theoretischer Seite 
qualitativ nach. Dabei hält er seine Analyse bis zum vorletzten Teil seiner Arbeit 
allgemeingültig, erst dann betrachtete er die konkrete Ausgestaltung der Sozial- 
versicherungsrente. Andere Formen der Altersvorsorge lässt er außer Betracht.” 
Die vorliegende Arbeit beschränkt sich auf Partialanalysen von Alterseinkom- 
men’' mit dem Ziel, Ursache-Wirkungs-Zusammenhänge dergestalt herauszuar- 
beiten, dass damit alternative Reformvorschläge für die Rentenbesteuerung be- 
wertet werden können. 

Aus zweierlei Gründen konzentrieren sich die weiteren Ausführungen in der 
Hauptsache auf Alterseinkommen aus der gesetzlichen Rentenversicherung. 
Zum einen rechtfertigt die Bedeutung der gesetzlichen Rente bei den Einkom- 
men im Alter diese Einschränkung, zum anderen wird die Besteuerung der Sozi- 
alversicherungsrenten allgemein als größerer Fehler angesehen, im Vergleich zu 
Unstimmigkeiten bei Sonderregelungen bezüglich anderer Einkommen, die als 
Folgebegünstigungen in das Einkommensteuerrecht Einzug hielten.’”” So wird 
regelmäßig im Vergleich zwischen den Regelungen des Vorwegabzuges bei Be- 
amten und der Ertragsanteilsbesteuerung bei Sozialversicherungsrenten von 
einem kleinen Fehler gesprochen, der als Ausgleich für den eigentlichen — gro- 
Ren — Fehler der Ertragsanteilsbesteuerung gedacht war. Demnach kann gefol- 
gert werden, dass der Reformbedarf bei Sozialversicherungsrenten größer ist als 
bei anderen Alterseinkommen und deshalb die Schwerpunktlegung auf diesen 
Bereich notwendig und sinnvoll ist. 


65 Stöhr (1998), S. 27 f. 

66 Vgl. Stöhr (1998), S. 51 und 59. 

67 Stöhr (1998), S. 29. 

68 Scheil (1983), S. 5. 

69 Scheil (1983), S. 90 ff. 

70 vgl. Essen (1994), S. 327 ff. 

71 S. Definition in Abschnitt 2.1.1. 

72 Vgl. Tipke; Lang (1998-5), § 9 Rz. 601, S. 432; Birk (1990), S. 353. 
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Dies wird auch durch das dritte Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum The- 
menkomplex der Besteuerung von Alterseinkommen bestätigt. Das Gericht lässt 
zwar dem Gesetzgeber einen weiten Gestaltungsspielraum, wie eine Reform 
konkret ausgestaltet werden kann. Gleichwohl erklärte es die aktuelle Regelung 
der Pensionsbesteuerung lediglich für mit der Verfassung unvereinbar, nicht für 
nichtig, da sich im letzteren Fall hieraus sonst eine verfassungswidrige, lücken- 
hafte Rechtslage ergeben würde. „Wenn es zudem, wie hier, um Normen geht, 
deren Verfassungswidrigkeit nicht aus sich heraus folgt, sondern erst aus dem 
Zusammenspiel mit anderen Normen, die gleichheitswidrig anderen Personen 
Vergünstigungen gewähren, die den von der verfassungswidrigen Norm Betrof- 
fenen vorenthalten bleiben [...], ist auch zu berücksichtigen, dass die Nichtigkeit 
der nicht begünstigenden Norm den Verfassungsverstoß nicht heilen könnte.” 
Damit ergibt sich durch das Urteil kein Zwang, die Pensionsbesteuerung zu än- 
dern, wohl aber die Notwendigkeit, die Rentenbesteuerung so abzuwandeln, 
dass die Höhe des Ertragsanteils nicht mehr „unabhängig davon festgesetzt ist, 
in welchem Umfang dem Rentenbezug Beitragsleistungen der Versicherten aus 
versteuertem Einkommen vorangegangen sind.“ 

Darüber hinaus liegt gerade hier eine Lücke in der wissenschaftlichen Auseinan- 
dersetzung. Es gibt zwar bereits Untersuchungen, welche die Besteuerung aller 
Einkommen im Alter untersuchen und Lösungsvorschläge erarbeiten.” All diesen 
Untersuchungen ist jedoch gemein, dass eine umfassende Analyse der Vertei- 
lungswirkung fehlt. Dies liegt i.d.R. gerade daran, dass der Untersuchungsrah- 
men sehr weit gefasst ist, eine Analyse der Verteilungswirkungen den Rahmen 
der jeweiligen Arbeiten sprengen würde. 

Die vorliegende Arbeit beschreibt den umgekehrten Weg, indem sie sich dem 
gordischen Knoten der Ertragsanteilsbesteuerung über einen eng gefassten Un- 
tersuchungsrahmen nähert. Nur so lassen sich klare Aussagen über die Zusam- 
menhänge der Verteilungswirkungen, zwischen Ursachen und Wirkungen erzie- 
len.” Je weiter der Untersuchungsrahmen gefasst wird, desto diffuser werden die 
Aussagen über Verteilungswirkungen und ihre Ursachen, desto schwerer wird 
es, Auswirkungen von Reformen abzuschätzen, geschweige denn eine Reform 
systematisch zu konstruieren. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass bisherige Untersuchungen zwar 
den Gesamtrahmen der Besteuerung von Einkommen im Alter betrachtet haben, 
dabei aber die Verteilungswirkungen, die bei einer Umstellung mehrere Genera- 
tionen unterschiedlich belasten wird, partialanalytisch nie thematisiert haben. 
Präzise Analysen scheiterten dabei sicher auch an den dafür notwendigen, lange 
nicht verfügbaren Daten oder Rechenanlagen. 


73 BVerfGE 105, 73, 73 ff. 

74 BVerfGE 105, 73, S. 110. 

75 Vgl. insbes. Stöhr (1997) ; Scheil (1983) sowie die Kommissionsliteratur BMA (Hrsg.) (1983b) 
und BMF (Hrsg.) (1986). 

76 Ein ähnliche Eingrenzung findet sich bei Krätzschmar, der allerdings die Fragen der 
Verteilungswirkung ausklammert. Vgl. Kratzschmar (1995) ‚S.5 
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2.2 Status quo 


Nachfolgend wird die aktuelle Regelung der Besteuerung von Beitragen zu sowie 
Leistungen aus den Alterssicherungssystemen der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung derjenigen der Beamtenversorgung gegenübergestellt. Das Analysespekt- 
rum wird fur diesen Abschnitt - abweichend von der oben begriindeten Abgren- 
zung — deshalb auf das Versorgungssystem der Beamten ausgeweitet, da die 
starkere steuerliche Belastung von Beamtenpensionen im Vergleich zu Sozial- 
versicherungsrenten Ausgangspunkt der Klage eines Ruhestandsbeamten war, 
die bis vor das Bundesverfassungsgericht kam. Nach den Urteilen von 1980 und 
1992 wurde am 06.03.2002 vom Gericht abschlieRend die aktuelle Rechtslage 
als mit dem Grundgesetzt unvereinbar erklart und gleichzeitig dem Gesetzgeber 
eine Frist bis zum 01.01.2005 gesetzt, bis zu der eine Reform einsetzen muss.” 
Die Ursache der unterschiedlichen Belastung in der Nacherwerbsphase zwi- 
schen diesen beiden Personengruppen liegt darin, dass bei Sozialversicherungs- 
renten nur der Ertragsanteil steuerbare Einkünfte darstellt, bei Beamtenpensio- 
nen dagegen die Leistungen vollständig den Einkünften zugerechnet werden. 

Der Ausgangspunkt für die Konstruktion des Ertragsanteils stellt die private Ver- 
äußerungsrente dar, bei der ein Vermögenswert gegen Zahlung einer Rente ver- 
äußert wird. Bei diesen Rentenzahlungen wird nur derjenige Teil als Einkommen 
betrachtet, der den Wert des veräußerten Vermögens übersteigt und damit die 
Erträge des Vermögens während der Auflösung darstellt. Vereinfacht gesagt 
werden nur die Zinserträge des abnehmenden Vermögens, nicht aber die Ver- 
mögensumschichtung steuerlich belastet. 

Für diese Überlegung ist entscheidend, dass es sich bei dem veräußerten Ver- 
mögen um aus bereits versteuertem Einkommen gebildetem, sog. Privatvermö- 
gen, handelt. Für dieses stellt die Ertragsanteilsbesteuerung sicher, dass bei der 
Auflösung mit der Rückzahlungskomponente nicht erneut die gleiche Steuer- 
quelle belastet wird, die bereits zum Zeitpunkt der Vermögensbildung belastet 
wurde. Damit wird eine Doppelbesteuerung vermieden bei gleichzeitiger Erfas- 
sung der steuerbaren Vermögenserträge während der Laufzeit der Veräuße- 
rungsrente.” In der finanzwissenschaftlichen Literatur wird zur Bestimmung des 
Doppelbesteuerungsverbotes die Norm des intertemporalen Korrespondenzprin- 
zips verwendet, das besagt, dass Einkommen im Lebenszeitraum nur einmal 
besteuert werden soll.’ 

Überträgt man dieses Prinzip auf die gesetzliche Rentenversicherung, müsste 
auch hier zwischen demjenigen Teil der Rente unterschieden werden, der bereits 
der Besteuerung unterlegen hat und demjenigen Teil, der als Vermögensertrag 


77 Vgl. zu den juristischen Aspekten Absatz 2.3 sowie die drei Urteile des 
Bundesverfassungsgerichtes: BVerfGE 54, 11, S. 11 ff.; BVerfGE 86, 369, S. 369 ff.; BVerfGE 
105, 73, 73 ff. 

78 Vgl. zum Aspekt der Doppelbesteuerung Tipke, Klaus/ Lang, Joachim (1998), § 3 Rz. 32 f. 

79 Vgl. Zimmermann, Horst/ Henke, Klaus-Dieter (1994), S. 274. Zur Problematik der Definition 
und Abgrenzung des Tatbestandes der Doppelbesteuerung siehe Absatz 3.4 und 5.2.2 sowie 
der Kommentar von Weikard s. Bork, Christhart/ Müller, Klaus/ Weikard, Hans-Peter (1997), 
S.29ff. 
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noch unversteuert geblieben ist. Im Gegensatz zur privaten Veräußerungsrente 
unterlag bei der Sozialversicherungsrente allerdings nicht der ganze Teil der 
Beiträge der Besteuerung. Der Arbeitgeberanteil der Beiträge bleibt unversteuert, 
da er vom Gesetzgeber durch § 3 Nr. 62 EStG von der Steuer freigestellt wird.‘ 
Die Arbeitnehmerbeiträge stellen dagegen Arbeitslohn dar und werden deshalb 
als steuerpflichtige Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit eingestuft.° Nach 
Maßgabe der Grenzen der Sonderausgabenregelungen können die Arbeitneh- 
merbeiträge bei der Veranlagung zur Einkommensteuer geltend gemacht wer- 
den.” In welchem Umfang die Beiträge von der Besteuerung befreit sind, kann 
aufgrund der komplizierten, historisch gewachsenen Regelung des § 10 Abs. 3 
EStG nur im Einzelfall bestimmt werden. Der durchschnittliche Pflichtversicherte 
muss ca. ein Drittel seiner Beiträge aus versteuertem Einkommen leisten.°° Damit 
wird deutlich, dass die Ertragsanteilsbesteuerung aufgrund ihrer Konstruktion zu 
Unrecht auf die Sozialversicherungsrente übertragen wurde. Allerdings wurde 
dies vom Gesetzgeber explizit nicht mit der wirtschaftlichen, sondern vielmehr mit 
der systematischen Ähnlichkeit begründet.” 

Da die Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung also nie vollständig, aber 
für den durchschnittlichen Versicherten zu einem nicht unerheblichen Teil ver- 
steuert werden, kann dieser versteuerte Anteil der Rentenversicherungsbeiträge 
gemäß dem intertemporalen Korrespondenzprinzip nur dazu führen, dass auch 
nur ein Teil der gesetzlichen Rentenversicherungsleistungen der Besteuerung 
unterworfen wird. Will man die Steuerquelle zu 100% erfassen, muss aufgrund 
der aktuellen Sonderausgabenregelung der Anteil unversteuert gebliebener 
Rentenversicherungsbeiträge individuell ermittelt werden. „Ohne unangemesse- 
nen Verwaltungsaufwand dürfte es jedoch in derartigen Fällen ausgeschlossen 
sein, korrespondierend die Renten exakt steuerlich zu belasten.“ 

Im Gegensatz zu gesetzlich Rentenversicherten zahlen Beamte keine explizit 
ausgewiesenen Beiträge für ihre Altersversorgung, sondern — so wird z.T. argu- 
mentiert — im Vergleich zu Angestellten der Privatwirtschaft fiktive Beiträge durch 
Gehaltsverzicht.° Unabhängig davon, ob man diese Meinung befürwortet oder 


80 Vgl. Stöhr, Thomas (1998a), S.34f insbesondere Fn. 98; eine Mindermeinung vertritt die 
These, dass aufgrund der Kürzungsvorschrift des Vorwegabzugs in $ 10 Abs. 3 Nr. 2 EStG 
der Arbeitgeberanteil als versteuert angesehen werden kann; vgl. VDR (2001), S.13. Da 
wirtschaftlich gesehen der Anteil versteuerter Beiträge immer unter 50% bleibt, wird dieser 
juristischen Argumentation nicht gefolgt; vgl. Abschnitt 2.2.2, sowie Meindel, Alexander (2002), 
S. 10. 

81 S.§§2 Abs. 1 Nr. 4, 19 Abs. 1 Nr. 1 EStG i.V.m. § 2 Abs. 1 LStDV. 

82 Vgl. Stöhr, Thomas (1998a), S.34 ff. 

83 Vgl. Abschnitt 2.2.2, sowie Meindel, Alexander (2002), S. 10. 

84 Vogl. Entw. StNOG (1954), BT-Drucks. (2/481), S. 87. 

85 Littmann, Konrad (1983), S. 432, sowie derselbe S. 459; gleichwohl wird in dieser Arbeit ein 
Modell entwickelt, das den unversteuerten Anteil der Rentenversicherungsbeiträge für 
unterschiedliche Einkommensgruppen lebensverlaufsabhängig approximiert. 

86 Vogl. Klanberg, Frank/ Prinz, Aloys (1989), S. 298; sie weisen auf sehr divergierende 
internationale Ergebnisse hin, siehe auch Long, J. E. (1982), Scheipers sieht in den 
Ergebnissen seiner Vergleichsberechnungen eine Überkompensation der Sozialver- 
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nicht, kommt es bei Beamten keinesfalls zu einer steuerlichen Belastung von 
Vorsorgebeiträgen zu ihrer Regelalterssicherung. Damit kann auch über das in- 
tertemporale Korrespondenzprinzip kein Grund hergeleitet werden, wonach Be- 
amtenpensionen, wie Sozialversicherungsrenten, nur teilweise zu besteuern wä- 
ren. Pensionen werden nach der aktuellen Rechtslage abzüglich allgemeiner und 
spezieller Freibeträge vollständig versteuert. 

Untersuchungen, die unter Vernachlässigung der Erwerbsphase nur auf die un- 
terschiedliche Steuerbelastung in der Nacherwerbsphase bei gleichem Bruttoein- 
kommen hinweisen, versuchen damit zumindest zu suggerieren, dass dieser 
Unterschied nicht gerechtfertig sei; sie verkürzen damit allerdings den Vergleich 
unzulässig. Die Steuerbelastung der Erwerbsphase ist über das intertemporale 
Korrespondenzprinzip mit derjenigen der Nacherwerbsphase verbunden. Aus 
diesem Grund dürfen die Ausführungen der Abschnitte 2.2.1 und des Abschnitts 
2.2.2 nicht isoliert voneinander gesehen werden. 

Die unterschiedliche Besteuerung der Alterssicherungsleistungen von Sozialver- 
sicherungspflichtigen und Beamten stellt die notwendige Konsequenz dar, die 
aus den steuerlichen Unterschieden der Erwerbsphase resultiert. Burbank hält 
die Unterschiede in der Finanzierung der Alterssicherungssysteme von so we- 
sentlicher Art, dass eine unterschiedliche Besteuerung gem. Art. 3 GG gefordert 
werden müsse.” 

Die nachfolgende Darstellung des Status quo der Rentenbesteuerung stellt eine 
Einführung in das komplexe Thema dar und soll das Verständnis für die unter- 
schiedlichen Sichtweisen fördern, sowie ein Problembewusstsein schaffen, das 
für die Beurteilung und Konstruktion von Reformen notwendig ist. 

Festhalten lässt sich bereits, dass die aktuelle Besteuerung bei sozialversiche- 
rungspflichtigen Arbeitnehmern grundsätzlich sowohl in der Erwerbs- als auch in 
der Nacherwerbsphase angreift, bei Beamten hingegen nur in der Nacherwerbs- 
phase. Nachfolgend wird zunächst die Besteuerung der Nacherwerbsphase, so- 
zusagen der juristische „Casus Belli" aus quantitativer Sicht dargestellt, um im 
zweiten Schritt mit der Darstellung der Besteuerung der Erwerbsphase die erste 
Teilbetrachtung zu vervollständigen. Die Betrachtungen in diesem Abschnitt stüt- 
zen sich auf das aktuelle Einkommensteuergesetz für den Veranlagungszeitraum 
2002" sowie auf die Sozialversicherungsbeitragssätze des Jahres 2002.” 


sicherungsfreiheit durch eine ungünstigere Gehaltsentwicklung. Scheipers, Thomas (1997), S. 
188. 

87 Burbank, Carsten (1991), S. 133. 

88 S. EStG in der Fassung vom 16.04.1997, BGBl. | S. 821 zuletzt geändert durch 
Versorgungsänderungsgesetz 2001 vom 20.12.2001 (BGBI. | S. 3926). BGBI. III/FNA 611-1. 

89 Die Summe der Beitragssätze der pflichtversicherten (beamteten) Arbeitnehmer von 20,65% 
(7,85%) teilen sich auf in 9,55% (0%) GRV, 3,25% (0%) ALV, 7% (7%) GKV (PKV) und 0,85% 
(0,85%) PfV. Der Beitragssatz der gesetzlichen Krankenversicherung stellt den 
Durchschnittssatz zu Jahresbeginn 2002 dar, von einer privaten Zusatzversicherung wird 
abstrahiert. 
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2.2.1 Besteuerung von Alterssicherungsleistungen 


Das Einkommensteuerrecht ordnet die Leistungen der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung im Rahmen der sonstigen Einkünfte nach § 22 EStG den wiederkehren- 
den Bezügen zu. Damit stellen sie keine Erwerbseinkünfte dar — d.h. keinen Ge- 
genwert für eine aktive Erwerbstätigkeit - und auch keinen nachträglichen Ar- 
beitslohn, da sie auf Beitragsleistungen und nicht auf ein ehemaliges Arbeitsver- 
hältnis zurückgehen. Von den Rentenleistungen der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung wird gem. § 22 Nr. 1 Satz 3 Buchst. a EStG nur der sog. Ertragsanteil zu 
den sonstigen Einkünften gerechnet. Dabei wird auf die Leibrente die Fiktion ei- 
ner vorschüssig gezahlten Zeitrente übertragen, deren Laufzeit der mittleren Le- 
benserwartung zum Zeitpunkt des Renteneintritts entspricht. Der Ertragsanteil 
gibt das Verhältnis der Zinserträge, die sich während der fiktiven Vermögensauf- 
lösung vom Renteneintrittszeitpunkt bis zur durchschnittlichen Restlebenserwar- 
tung ergeben, zum angesparten Vermögen an. Er kann unabhängig von der 
Höhe des Rentenvermögens unter Annahme von Zinssatz und Rentenlaufzeit 
gemäß der Gleichung 2-1 ermittelt werden.” 

Ertragsanteil (ea): 


n, -rbf Na Restlebenserwartung bei 
n, Renteneintritt in Jahren”! Gleichung 2-1 
rbf Rentenbarwertfaktor 


ea = 


Rentenbarwertfaktor (rbf) bei vorschüssiger Ratenzahlung:” 
f- (1+i)”? -1 
(141) ef 


Den pauschalierten Werten des Einkommensteuergesetzes fiir den Veranla- 
gungszeitpunkt 2002 liegt ein Zinssatz von 5,5% sowie die Restlebenserwartun- 
gen der Sterbetafel 1986/88 fur Manner zu Grunde, dies entspricht bei vollende- 
tem 65. Lebensjahr 13,94 Jahren.” Der Ertragsanteil ergibt sich für die genann- 
ten Werte dann zu 27,63%, pauschaliert gema der Tabelle des § 22 Nr. 1 Satz 
3 Buchst. a EStG zu 27%. Nach den Vorstellungen des Gesetzgebers stellen 
damit für dieses Rentenzugangsalter 27% der Rente zu versteuernde Vermö- 
gensertrage der Nacherwerbsphase dar, 63% der Rente eine Umschichtung in 
der privaten Vermögenssphäre, die steuerlich unberücksichtigt bleibt. 


i Zinssatz Gleichung 2-2 


90 Zur Berechnung des Ertragsanteils, siehe Lantau (1954), zur Pauschalierung im 
Einkommensteuergesetz vgl. § 22 Nr.1 Satz 3 Buchst. a EStG. 

91 Der Index 2 steht für die Nacherwerbsphase, Index 1 wird später für die Erwerbsphase 
verwendet. 

92 Es wird bei der Formel für den Rentenbarwertfaktor von konstanten Rentenzahlungen 
ausgegangen. 

93 Zuletzt geändert durch FKPG (1993) v. 23.06.1993, BGBI I (1993), S. 944 ff.; 
Restlebenserwartung siehe VDR (Hrsg.) (2000a), S. 134. Zur Entwicklung der Annahmen über 
Zinssatz und Lebenserwartung (d.h. verwendete Sterbetafel) siehe Jansen, Rudolf (2000) in: 
Herrmann, Carl; Heuer, Gerhard; Raupach, Arndt (Hrsg.) (1984) S. E 18. 
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Die Annahmen und Fiktionen, die hinter dieser Berechnung stehen, werden in 
der Literatur sehr kontrovers diskutiert. Dabei führen Unterschiede bei den 
Grundannahmen zu unterschiedlichen Vorstellungen über den „wahren“ Ertrags- 
anteil, die divergierender nicht sein könnten.°* 

Die Ruhegehaltszahlungen an Beamte werden vom Einkommensteuerrecht als 
steuerpflichtiger Arbeitslohn angesehen und damit den Einkünften aus nichtselb- 
ständiger Arbeit zugeordnet.” Sie begründen sich auf frühere Dienstleistungen 
und werden aufgrund der staatlichen Versorgungszusage und nicht infolge eige- 
ner Beitragszahlungen gewährt. Da sie den Versorgungsbezügen zugeordnet 
werden, kommt für sie ein Versorgungsfreibetrag von 40% der Bezüge bis maxi- 
mal 3.072 EUR jährlich zur Anwendung.” 


Abbildung 2-5: Einkommensteuerbelastung unterschiedlicher 
Personengruppen Veranlagungszeitraum 2002 


—t}— Angestellte 
12'000 - —@— Pensionär 
—me— Rentner 


Eckrente: 13.541 EUR 
6'000 dESt_2: 477 EUR 


Einkommensteuer [EUR] 
œ 
O 
O 
O 


0@ 


0 5000 10'000 15'000 20'000 25'000 30'000 35'000 40'000 45'000 50'000 


Jahresbruttoeinkommen [EUR] Quelle: eigene Berechnungen 


In Abbildung 2-5 wird der extreme Unterschied der Steuerbelastung zwischen 
Sozialversicherungsrentnern und Pensionären deutlich. Der Keil (dESt_2°”), der 
sich zwischen den beiden Lastkurven ergibt, resultiert aus dem relativen Freibe- 
trag, den die Ertragsanteilsbesteuerung den Rentnern und nicht den Pensionären 


94 Zur Diskussion über den Ertrag des Rentenrechtes und seiner Komponenten vgl. Richter, 
Wolfram F. (1987) ; Richter, Wolfram F. (2001) ; Kiesewetter, Dirk/ Niemann, Rainer (2002a) ; 
Kiesewetter, Dirk/ Niemann, Rainer (2002b). 

95 S.82 Abs. 1 Nr. 4, 19 Abs. 1 EStG. 

96 S.8 19 Abs. 2 EStG. 

97 Der Index 2 steht für die Nacherwerbsphase, Index 1 wird später für die Erwerbsphase 
verwendet. 
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gewährt. Diesbezüglich wird oft von einem sog. Multiplikatoreffekt” oder einer 
Streckung der Progression gesprochen, da die Entlastungswirkung von 
absoluten Freibeträgen, die allen Steuerpflichtigen zustehen, bei Rentnern durch 
den Ertragsanteil verstärkt wird. 

Die folgenden beiden Gleichungen veranschaulichen die Wirkungsweise dieses 
Multiplikatoreffektes. Bei dieser Überlegung ist entscheidend, dass das Brutto- 
einkommen multipliziert mit dem Ertragsanteilssatz die Einkünfte darstellen (ers- 
ter Summand), von denen dann, nach Maßgabe des Einkommensteuerrechts, 
alle anwendbaren Freibeträge abgezogen werden können.” 


ek,, = ek, eea—[gfb + min{(bs,, + bS,,,)° ek, ; sa}] Gleichung 2-3 

ea Ertragsanteil bei Nominalverzinsung (§ 22 Nr. 1 Satz 3 Buchst. 
a EStG) 

ek, zu versteuerndes Einkommen 

ek, Einkommen brutto (hier Bruttozahlbetrag der GRV) 

gfb Grundfreibetrag des Einkommensteuertarifs (§ 32a Abs. 1 Nr. 1 
EStG) 

DSxy Krankenversicherungsbeitragssatz 

DSprv Pflegeversicherungsbeitragssatz 

sa Sonderausgabenfreibeträge (8 10 Abs. 3 EStG) 


Das zu versteuernde Einkommen lässt sich gemäß Gleichung 2-3 für den Fall 
bestimmen, dass lediglich der Grundfreibetrag des Einkommensteuertarifes so- 
wie die Sonderausgabenfreibeträge (in geschweifter Klammer) zur Anwendung 
kommen und von der Sozialversicherungsrente als einzige Einkunftsquelle aus- 
gegangen wird. Soll das Bruttoeinkommen berechnet werden, das mit den ver- 
wendeten Freibeträgen gerade noch steuerfrei bleibt, muss Gleichung 2-3 zu Null 
gesetzt und nach ek, aufgelöst werden. Da Rentner nur noch Kranken- und Pfle- 
geversicherungsbeiträge zu leisten haben, liegen diese immer unter den maximal 
abzugsfahigen Sonderausgabenfreibetragen von 5.069 EUR. Damit ergibt sich 
das Bruttoeinkommen, das überschritten werden muss, um eine Einkommen- 
steuerbelastung zu begründen, gemäß Gleichung 2-4 zu 37.780 EUR. Leibrenten 
der gesetzlichen Rentenversicherung können diese Größenordnung nie errei- 
chen, weshalb sie de facto steuerfrei bleiben. 
gfb 


ek, = — = Í 
?  ea-bs,,-bs, Gleichung 2-4 


= __ T235EUR = 37.780EUR 


- 27% -7% - 0,85% 


98 Vogl. zur Fragwürdigkeit des Multiplikatoreffektes als Grund zur Rechtfertigung eines 
Reformbedarfes Abschnitt 3.1.4 sowie BVerfGE 105, 73, 122. 

99 Ausdruck in eckiger Klammer, hier beschränkt auf den Grundfreibetrag und die 
Sonderausgabenfreibeträge. 
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Erst wenn zusätzliche Einkünfte in erheblichem Umfang zur Leibrente hinzutre- 
ten, kommt es bei Sozialversicherungsrentnern zu einer Steuerbelastung. Erhält 
ein Beamter eine Pension in Höhe von 37.780 EUR, muss er 7.024 EUR Ein- 
kommensteuer zahlen.'” Dieser Unterschied scheint enorm, relativiert sich je- 
doch, wenn man von einer realistischen Rente beispielsweise in Höhe der Eck- 
rente (13.541 EUR) ausgeht. Bei diesem Bruttoeinkommen liegt der Unterschied 
zwischen der Steuerlast eines Beamten mit einer entsprechenden Pension und 
einem Sozialversicherungsrentner bei lediglich 477 EUR. 

An dieser Stelle ist darauf hinzuweisen, dass Vergleiche, welche die unterschied- 
liche Steuerbelastung bei gleichem Bruttoeinkommen beanstanden, implizit da- 
von ausgehen, dass gleiche Leistungsfähigkeit bei gleichem Nominaleinkommen 
vorliegt. Dies widerspricht aber dem Wesen des subjektiven Leistungsfähigkeits- 
prinzips, das gerade den Unterschieden in der Leistungsfähigkeit Rechnung tra- 
gen will, indem für bestimmte Lasten bzw. Tatbestände unterschiedliche Freibe- 
träge gewährt werden. D.h. das Einkommensteuerrecht sieht in gesetzlichen 
Renten gegenüber Pensionen gleichen Betrags unterschiedliche Leistungsfähig- 
keit begründet. Der bloße Vergleich der Steuerbelastung ist in dieser Situation 
nicht dazu geeignet, herauszufinden, ob die Größenordnung des Unterschieds 
gerechtfertigt ist. Auch die Erweiterung des Vergleiches auf die deutlichen Unter- 
schiede bei der Grenzsteuerbelastung auf Zusatzeinkünfte, welche, zu den 
Alterssicherungsleistungen hinzutretenden, ist hier nicht zielführend. Diese 
Unterschiede sind einer progressiven Einkommensteuer immanent und können 
damit keinen Maßstab oder Indiz dafür liefern, ob die unterschiedliche 
Steuerbelastung der Haupteinkommen gerechtfertigt ist. Deshalb muss der 
Aussage widersprochen werden, es läge bei Pensionären und 
Sozialversicherungsrentnern mit gleichen Bruttozahlbeträgen aus 
Alterssicherungsleistung und gegebenenfalls anderen Zusatzeinkünften 
gleichsam automatisch auch gleiche steuerliche Leistungsfähigkeit vor." Dieser 
Beweis wurde bisher noch nicht erbracht. Bewertungs- und Gestaltungskriterien 
für die Ertragsanteilsbesteuerung müssen aus dem System und den Normen der 
Rechts- und der Wirtschaftswissenschaften kommen. Werturteile dürfen sich 
dabei nicht auf Vergleiche von Teilaspekten beschränken, sondern müssen den 
Tatbestand als Ganzes betrachten.'”” Das Bundesverfassungsgericht erklärte die 
aktuelle Rechtslage in seinem Urteil vom 06.03.2002 auch gerade deswegen für 
mit dem Grundgesetzt unvereinbar, weil die Höhe des Ertragsanteils 
„unabhängig davon festgesetzt ist, in welchem Umfang dem Rentenbezug 
Beitragsleistungen der Versicherten aus versteuertem Einkommen vo- 
rangegangen sind.“'” Genau diese Argumentation spricht dafür, den Unterschie- 


100 Ohne Berücksichtigung sonstiger Freibeträge außer dem Grundfreibetrag des 
Einkommensteuertarifes sowie den Sonderausgabenfreibeträgen. 

101 Vgl. Färber, Gisela/ Renn, Sandra M. (2001), S. 30, die entsprechend argumentieren. 
Allgemein kritisch zu den Vergleichsstrategien siehe Bock, Klaus-Dieter (2000), S. 762; 
weitere Ausführungen hierzu siehe Abschnitte 3.2.1 und 4.3.2. 

102 Vgl. insbesondere Abschnitt 5.1. 

103 S. BVerfGE 105, 73, S. 110. 
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den der Steuerbelastung in der Nacherwerbsphase diejenigen der Erwerbsphase 
gegenüber zu stellen. 


2.2.2 Besteuerung von Versicherungsbeitragen zur Altersvor- 
sorge 


Das 6. Sozialgesetzbuch ~— Gesetzliche Rentenversicherung — (SGB VI) bestimmt 
den Kreis der Personen, die gesetzlich rentenversichert sein müssen oder kön- 
nen. Dabei ergibt sich Versicherungspflicht aus den 88 1, 3 und 4 SGB VI, Versi- 
cherungsfreiheit bzw. Befreiung von der Versicherungspflicht aus § 5 bzw. § 6 
SGB VI und freiwillige Versicherung aus § 7 SGB VI. Die größte Gruppe der Ver- 
sicherten stellen die pflichtversicherten Arbeitnehmer dar, die gegen Entgelt oder 
zu ihrer Berufsausbildung beschäftigt werden." 

Die Höhe der Beiträge der Arbeitnehmer ergibt sich durch Multiplikation der 
Beitragsbemessungsgrundlage — diese entspricht regelmäßig dem Bruttoarbeits- 
entgelt — und dem Beitragssatz. Die Bemessungsgrundlage erfährt eine Begren- 
zung, die ebenso wie der Beitragssatz jährlich überprüft und ggf. angepasst 
wird.'® Diese Beiträge werden grundsätzlich vom versicherungspflichtigen Arbeit- 
nehmer und seinem Arbeitgeber paritätisch getragen.'® 

Bei der Einkommensbesteuerung wird der Arbeitgeberanteil beim Arbeitnehmer 
durch 8 3 Nr. 62 EStG steuerbefreit, der Arbeitnehmeranteil wird als ihm zuste- 
hender Lohnanteil gesehen, weshalb die beiden Anteile unter Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit zu subsumieren sind und damit grundsätzlich der Ein- 
kommensbesteuerung unterliegen.'” 

Versicherungsbeiträge des Arbeitnehmers müssen grundsätzlich aus versteuer- 
tem Einkommen getragen werden, wobei sie im Rahmen der Veranlagung zur 
Einkommensteuer nach Maßgabe der Sonderausgabenregelung des § 10 Abs. 3 
EStG einkommensteuermindernd berücksichtigt werden können. 

Dabei werden die Rentenversicherungsbeiträge im Zusammenhang mit Arbeits- 
losen-, Kranken-, Pflege-, Unfall- und Haftpflichtversicherungen behandelt.‘ Die 
nachfolgende Quantifizierung geht deshalb zunächst von der Gesamtheit aller 
Sozialversicherungspflichtbeiträge aus. Bei der Anwendung des Sonderausga- 
benabzugs wird von einer gleichmäßigen Aufteilung des verfügbaren Freibetrags 
auf die unterschiedlichen Versicherungen ausgegangen. Eine Rangfolge beim 
Abzug ist im Gesetz nicht geregelt und wird deshalb an dieser Stelle auch nicht 
„künstlich“ festgelegt.'°° Für die Krankenversicherung der Beamten wird für eine 
bessere Vergleichbarkeit davon ausgegangen, dass diese den gleichen Bei- 


104 § 1 Nr. 1 SGB VI. 

105 Beitragsbemessungsgrundiage: §§ 157, 161 ff. SGB VI; Beitragsbemessungsgrenze: §§ 157, 
159, 160 Nr. 2 SGB VI; Beitragssatz § 158 SGB VI. 

106 Vgl. § 168 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI. 

107 Vgl. §§ 2 Abs. 1 Nr. 4, 19 Abs. 1 Nr. 1 EStG i.V.m. § 2 Abs. 1 LStDV. Zur kontroversen 
Diskussion der Frage, der rechtlichen Konsequenzen der Zuordnung des Arbeitnehmeranteils 
zu den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit siehe Abschnitt 3.3.1. 

108 Vgl. § 10 Abs. 1 Nr. 2 a EStG, die Begrenzung der Sonderausgaben regelt § 10 Abs. 3 EStG. 

109 Vgl. Esser, Clemens (1997), S. 250. 
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tragssatz zu leisten haben, wie Sozialversicherungspflichtige. Ziel der Gegen- 
überstellung ist es, die unterschiedliche Wirkung der Besteuerung von Vorsorge- 
aufwendungen in der Beitragsphase zu verdeutlichen, weshalb die Unterschiede 
in den Versicherungssystemen durch die Wahl gleich hoher Beitragssätze aus- 
geblendet werden. 

Im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung können nachgewiesene Vorsor- 
geaufwendungen einkommensteuermindernd berücksichtigt werden. Dabei wird 
durch § 10 Abs. 3 EStG eine Obergrenze vorgegeben, die individuell bestimmt 
werden muss. Die historische Evolution dieser Vorschrift führte zu einem Freibe- 
trag, der sich aus drei Komponenten zusammensetzt: aus dem Grundhöchstbe- 
trag, dem Vorwegabzug und dem hälftigen Höchstbetrag.'” 

Ledige können als Grundhöchstbetrag 1.334 EUR und als Vorwegabzug 3.068 
EUR abzüglich 16% des Arbeitslohns'" ansetzen. Übersteigen die Vorsorgeauf- 
wendungen die Summe dieser beiden Teilbeträge, so können 50% des Über- 
schussbetrags maximal jedoch bis zur Hälfte des Grundhöchstbetrages (667 
EUR) zusätzlich geltend gemacht werden. Für Verheiratete verdoppeln sich die 
oben genannten Beträge. 


Tabelle 2-7: Sonderausgabenregelung für Vorsorgeaufwendungen (§ 10 


Abs. 3 EStG) 
Grundhöchstbetrag 1.334 EUR § 10 Abs. 3 Nr.1 


EStG 
§ 10 Abs. 3 Nr. 2 
EStG 

§ 10 Abs. 3 Nr. 4 
EStG 


+ 3.068 EUR 
— 16% des Arbeitslohns 
+ max. 667 EUR 


+ Vorwegabzug 


+ halftiger Uberschussbe- 
trag 


= abzugsfähiger Sonder- |max. 5.069 EUR 
ausgabenfreibetrag bei SA von 5.736 EUR und 
einem Arbeitslohn von Null 


Die Dreiteilung der Freibetragsregelung ergeben drei Grenzen und damit vier 
Abschnitte fur den Verlauf des abzugsfahigen Sonderausgabenfreibetrags in Ab- 
hängigkeit des Arbeitslohns, wie Abbildung 2-6 zeigt. 

Bei einem Jahresbruttoeinkommen von unter 12.011 EUR werden die maximal 
abzugsfähigen Sonderausgaben noch nicht von den Pflichtbeiträgen zu den So- 
zialversicherungen erreicht. Zusätzliche Vorsorgeaufwendungen können noch bis 
zum einkommensabhängigen Maximalbetrag der Sonderausgaben steuermin- 
dernd geltend gemacht werden. Bei einem Einkommen von 12.110 EUR könnten 


110 Vgl. zur historischen Entwicklung Treisch, Corinna (1995), S. 33; zur Größe der 
Teilkomponenten im zeitlichen Verlauf vgi. Stöhr, Thomas (1998a), S. 35 Fn. 102 und 103, 
sowie Nolde, Gernot (1997), $ 10 EStG Sonderausgaben, in: Herrmann, Carl; Heuer, Gerhard; 
Raupach, Arndt (Hrsg.) (1984), S. E24 ff. Anm. 3. 

111 Der Abzug von 16% des Arbeitslohnes soll für Selbständige einen Ausgleich für den fehlenden 
steuerfreien Arbeitgeberanteil darstellen. Vgl. Drescher, Jochen (2002), S.2 m. w.N. 
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noch Sonderausgaben von 667 EUR steuerlich Berücksichtigung finden, wenn 
Vorsorgeaufwendungen in doppelter Höhe vorliegen. Liegt das Einkommen über 
dieser ersten Grenze, so übersteigen die Sozialversicherungsbeiträge des Arbeit- 
nehmers die Summe aus Grundhöchstbetrag und Vorwegabzug. Alle Sozialver- 
sicherungsbeiträge, die auf Einkommensanteile über der ersten Grenze bei 
12.011 EUR entfallen, müssen zur Hälfte, alle auf Einkommensanteile jenseits 
der zweiten Grenze bei 15.651 EUR entfallenden, müssen vollständig aus ver- 
steuertem Einkommen entrichtet werden. Damit können sonstige Vorsorgeauf- 
wendungen nur bis zu einem Einkommen von 15.651 EUR grundsätzlich bei der 
Einkommensbesteuerung berücksichtigt werden und dies bei steigendem Ein- 
kommen nur mit abnehmenden Beträgen. 


Abbildung 2-6: Sonderausgabenfreibetragsregelung für 
Vorsorgeaufwendungen (§ 10 Abs. 3 EStG) 


[EUR] 


15651 8 910 | 
0 10'000 20'000 30'000 40'000 50'000 


Jahresbruttoeinkommen [EUR] 


—{}— abzugsfahiger Sonderausgabenfreibetrag aus Sozialversicherungsbeiträgen 
— E maximaler Sonderausgabenfreibetrag 

—@ AN-Beitrage (20,65%: GRV:9,55%; ALV: 3,25%; GKV: 7%; PfV: 0,85%) 
—O— nicht abzugsfähiger Betrag der VersBeitr. (Angestellte) 
Quelle: eigene Berechnungen 


Mit dem Altervermögensgesetz wurden ab dem Veranlagungszeitraum 2002 die 
Möglichkeiten der steuerbegünstigten privaten und beruflichen Altersvorsorge 
deutlich erweitert, die Regelungen des § 10 Abs. 3 EStG blieb bis auf die Wäh- 
rungsumstellung unverändert.''” Die ab der ersten Grenze einsetzende hälftige 
Anrechenbarkeit des Überschussbetrags wird bei der zweiten auf den dann er- 
reichten hälftigen Grundhöchstbetrag von 667 EUR begrenzt. 

In § 10 Abs. 3 Nr. 2 Satz 2 wird festgelegt, dass der Vorwegabzug um 16% der 
Summe der Einnahmen aus nichtselbständiger Arbeit zu kürzen ist. Dadurch 
steigt der Betrag versteuerter Sozialversicherungsbeiträge zwischen der zweiten 


112 S. Altersvermögensgesetz AVmG (2001) v. 26.06.2001, BGBI. I S. 1320 ff. 
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Grenze bei 15.651 EUR und der dritten Grenze bei 19.175 EUR schneller an als 
die Sozialversicherungsbeiträge selbst. Erst mit Erreichen der dritten Grenze, 
wenn der Vorwegabzug vollständig aufgezehrt wurde, verlaufen die Kurven der 
gesamten und der versteuerten Sozialversicherungsbeiträge parallel im Abstand 
des dann erreichten Minimums der Sonderausgabenfreibeträge von 2.001 EUR. 
Bei der Sonderausgabenregelung für Vorsorgeaufwendungen ergänzen sich drei 
absolute Freibeträge, deren Größe von der individuellen Einkommenssituation 
und dem jeweiligen Vorsorgeverhalten abhängt. Aufgrund dieser komplexen 
Konstruktion kann nur im Einzelfall bestimmt werden, wie groß der Anteil der ver- 
steuerten Sozialversicherungsbeiträge ist. 

Die Einkommensteuerbelastung von Angestellten und Beamten in der Erwerbs- 
phase verläuft nahezu deckungsgleich.'** Lediglich bei Einkommen zwischen ca. 
8.000 EUR und 34.000 EUR ergeben sich kleine Differenzen, da bei der hier zu 
Grunde liegenden Berechnung nur die Pflichtversicherungsbeiträge als Sonder- 
ausgaben angesetzt wurden. Diese fallen bei Beamten wegen der Versiche- 
rungsfreiheit bei der Renten- und Arbeitslosenversicherung deutlich geringer aus. 
Der Unterschied bei der Steuerbelastung reduziert sich zu Null, sobald Beamte 
durch zusätzliche Vorsorgeaufwendungen ihre Sonderausgabenfreibeträge voll 
ausschöpfen. Beamten stehen grundsätzlich die gleichen Freibeträge wie Ange- 
stellten zu. Bei gleichem Bruttoeinkommen verbleiben ihnen aufgrund der Versi- 
cherungsfreiheit bei Renten- und Arbeitslosenversicherung deutlich länger Son- 
derausgabenfreibetrage für private Versorgungsaufwendungen. Die Besteuerung 
der Versicherungsbeiträge setzt bei ihnen bei einem Einkommen von 18.457 
EUR ein. Hierbei muss erwähnt werden, dass es sich bei der Beamtenversor- 
gung um ein bifunktionales Alterssicherungssystem handelt, das sowohl Regel- 
als auch betriebliche Zusatzversorgung umfasst und Beamte deshalb nur noch 
privat vorsorgen müssen. 

Abbildung 2-7 veranschaulicht über das Einkommensspektrum bis zur 
Beitragsbemessungsgrenze der gesetzlichen Rentenversicherung für Angestellte 
und Beamte, in welchem Umfang Pflichtversicherungsbeiträge die Sonderausga- 
benfreibeträge des § 10 Abs. 3 EStG überschreiten. Es wird deutlich, dass die 
Versicherungsbeiträge der Angestellten sowohl absolut als auch relativ in einem 
größeren Umfang der Besteuerung unterliegen als diejenigen der Beamten. 

Ein Angestellter mit dem Durchschnittsverdienst aller Sozialversicherungspflichti- 
ger von 28.518 EUR muss 3.888 EUR seiner Versicherungsbeiträge versteuern, 
das sind bezogen auf die Summe aus Arbeitnehmer und Arbeitgeberbeiträgen 
33%. Ein Beamter mit gleich hohem Einkommen muss lediglich 452 EUR oder 
10% seiner Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge aus versteuertem Ein- 
kommen leisten. Bemüht man der einfacheren Argumentation halber die Fiktion 
von indirekten Beiträgen durch Gehaltsverzicht bei Beamten, sind die Beiträge 
sowohl zur Regel- als auch zur Zusatzalterssicherung zu 0% versteuert. 

Die Steuerbelastung, die durch die Begrenzung der Sonderausgabenfreibetrage 
den Sozialversicherungsbeiträgen erwächst, nimmt insbesondere bei Sozialver- 


113 Vgl. Abbildung 2-5. 
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sicherungspflichtigen beachtliche Größenordnungen an, was folgende Überle- 
gung verdeutlicht. Interpretiert man die Steuerbelastung der Versicherungsbei- 
träge als implizite Zusatzbelastung, welche den Beiträgen zuzuschlagen ist, er- 
geben sich in Abhängigkeit des Jahresbruttoeinkommens für Angestellte bzw. 
Beamte steuerinduzierte Beitragsaufschläge gemäß Abbildung 2-8. 


Abbildung 2-7: Versteuerte Versicherungsbeiträge 2002 (absolut und rela- 
tiv) 
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Quelle: eigene Berechnungen 


Die Beitragsbelastung des Durchschnittsangestellten mit 28.518 EUR Jahres- 
bruttoeinkommen müsste, unter Berücksichtigung der Besteuerung der Beiträge, 
dementsprechend um 2,51 Prozentpunkte höher ausgewiesen werden. D.h. die 
Belastung des Angestellten durch Sozialversicherungsbeiträge und deren Be- 
steuerung liegt damit bei 23,61% und nicht bei 20,65%. Anders ausgedrückt 
käme bei diesem Gedankenexperiment - unter Vernachlässigung der Progressi- 
onswirkung des Einkommensteuertarifes für eine erste Näherung - eine nachge- 
lagerte Besteuerung aller Sozialversicherungsbeiträge einer 
Beitragssatzsenkung von 2,51 Prozentpunkten gleich. Bei Beamten läge der 
Aufschlag bei gleichem Einkommen aufgrund der geringeren 
Versicherungsbeitrage und der damit verbundenen unterschiedlichen 
Wirkungsweise der Freibetragsregelung für Vorsorgeaufwendungen bei 0,3 
Prozentpunkten. 
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Abbildung 2-8: Steuerinduzierter impliziter Aufschlag auf die 
Versicherungsbeitragssatze 
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Quelle: eigene Berechnungen 


Die bisher genannten Beitragsaufschläge bezogen sich stets auf die Gesamtheit 
aller Versicherungsbeiträge, d.h. Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung, 
zur Arbeitslosenversicherung, zur Krankenversicherung und zur Pflegeversiche- 
rung bei Angestellten, bei Beamten nur auf die beiden letztgenannten. 

Überträgt man die Idee des impliziten Beitragsaufschlags anteilig auf die Beiträge 
zur gesetzlichen Rentenversicherung, ergibt sich für den durchschnittlich verdie- 
nenden Angestellten ein Aufschlag von 1,16 Prozentpunkten. Dieser Aufschlag 
repräsentiert 331 EUR der gesamten Einkommensteuerbelastung von 5.244 
EUR, die auf die Besteuerung von Rentenversicherungsbeiträgen zurückgeht. 
Um diesen Betrag wäre - erneut unter Vernachlässigung der Einkommensteuer- 
progression — also die Einkommensteuerbelastung geringer, würden die Renten- 
versicherungsbeiträge vollständig von der Besteuerung befreit. 

Tabelle 2-8 stellt die Abgabenbelastung der Erwerbsphase dreier Fallgruppen bei 
einem Einkommen in der Größe des Durchschnittseinkommens aller Sozialversi- 
cherungspflichtigen für 2002 einander gegenüber. Hier wird nun die 
Progressionswirkung des Einkommensteuertarifes berücksichtigt und ihre Wir- 
kung im Vergleich zu dem oben erwähnten Betrag deutlich.”'* In der ersten bzw. 
zweiten Spalte wird die Belastung eines Beamten bzw. eines Angestellten im 
Status quo angegeben. Beamte zahlen bei gleichem Bruttoeinkommen, unter 
Annahme gleicher Beitragssätze für Kranken- und Pflegeversicherung, 2.239 
EUR an Versicherungsbeiträgen im Vergleich zu 5.889 EUR, die von Angestell- 


114 Statt der 331 EUR ergeben sich bei nachgelagerter Besteuerung mit Berücksichtigung des 
progressiven Einkommensteuertarifes eine Steuerentlastung des Angestellten im Vergleich 
zum Status quo von 872 EUR. 


Alexander Meindel - 978-3-631-75051-3 
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 08:49:27AM 
via free access 


60 


ten entrichtet werden müssen. Die subjektive Leistungsfahigkeit der Beamten ist 
also bei gleichem Jahresbruttoeinkommen um den Differenzbetrag, d.h. um die 
Beiträge zur Renten- und Arbeitslosenversicherung größer. Nach dem Konzept 
der subjektiven Leistungsfähigkeit mindern, neben den Kosten, die zur Erzielung 
des Einkommens aufgewendet werden müssen (objektive Leistungsfähigkeit), 
auch die unvermeidbaren Privatausgaben die Bemessungsgrundlage.''® Die Bei- 
träge zur Renten- und Arbeitslosenversicherung qualifizieren sich als unvermeid- 
bare Ausgaben, da es sich bei ihnen um Zwangsabgaben handelt, die gerade 
nicht zu vermeiden sind und für Steuerzahlungen nicht zur Verfügung stehen.: 
In der Zeile 14 der Tabelle ist die Bemessungsgrundlage für Beamte und Ange- 
stellte nach dem subjektiven Nettoprinzip angegeben, die bei Beamten um 452 
EUR bei Angestellten um 3.888 EUR von derjenigen der gegenwärtigen Rechts- 
lage abweicht.''” Diese Beträge unterliegen damit der Einkommensteuer. ’”® 


Tabelle 2-8: Abgabenbelastung im Status quo (2002) und bei Abzugsfähig- 
keit der Rentenversicherungsbeiträge 


Ange- Ange- 
Q Beamte | stellte 0 | stellte 1 


Jahresbruttoeinkommen E 28.518| 28.518] 28.518] 


Versicherungsbeitrage (AN-Ant.) 
Rentenversicherung (9,55%) 
Arbeitslosenversicherung (3,25%) 
Krankenversicherung (7%) 
Pflegeversicherung (0,85%) 


Zeile 


Freibeträge 
Sonderausgabenfreibetrag (§10 EStG) 
Zusatzfreibetrag (eigens eingeführt) 


gem. Status quo bzw. Modell 1: 21-211 
gem. subjektive Leistungsfahigkeit: Z1-27 


Einkommensteuerbetrag 
Differenz zum Angestellten_0 (dESt_1) 
Verfügbares Einkommen: Z1-Z7-216 


16 5314| 5. ar 4.372 
47 -70 872 
48| 20.965) 17. ae 18.257 


Angestellte_1: Rentenbeiträge abzugsfähig 
Stand 2002, alle Angaben in EUR; Quelle: eigene Berechnung 


115 Vgl. Lang in: Tipke, Klaus/ Lang, Joachim (1998), § 4 Rz. 113 ff., § 9 Rz. 42, sowie Abschnitt 
2.3. 

116 Vgl. Lang in: Tipke, Klaus/ Lang, Joachim (1998), § 9 Rz. 68 ff. 

117 S. Zeile 15 Tabelle 2-8. 

118 Vgl. auch Abbildung 2-7. 
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Der Angestellte im Status quo (Angestellte_0'’) erhält zwar auf seine 
Sozialversicherungsbeitrage (Zeile 7) einen héheren Sonderausgabenfreibetrag 
(Zeile 9), dafür sind die Beiträge aber auch deutlich größer. Hier wird noch ein- 
mal an einem Einzelfall deutlich, dass bei Angestellten sowohl absolut als auch 
relativ Versicherungsbeiträge in einem größeren Umfang nicht mehr durch Frei- 
beträge von der Besteuerung befreit werden.” 

Damit liegen bei Beamten und Angestellten bei gleichem Jahresbruttoeinkom- 
men wirtschaftlich unterschiedliche Sachverhalte vor, die trotz unterschiedlicher 
subjektiver Leistungsfähigkeit praktisch gleich besteuert werden.'”' An dieser 
Stelle wird die vertikale Steuergerechtigkeit verletzt, die für unterschiedliche 
Sachverhalte auch eine unterschiedliche Besteuerung verlangt.” 

In der dritten Spalte der Tabelle 2-8 wird der gegenwärtigen Belastung, wie sie in 
den ersten beiden Spalten dargestellt ist, die Belastung gegenübergestellt, die 
ein Angestellter erfahren würde, wenn die Rentenversicherungsbeiträge von der 
Besteuerung befreit würden. Diese Fallgestaltung überträgt damit denjenigen 
Steuervorteil auf Angestellte, den Beamte im Rahmen der Regelalterssicherung 
haben. Die Sonderausgabenregelung wird deshalb in gleicher Art und Weise 
angewandt. Zudem liegt auch in der Beitragsfreiheit der Zusatzaltersversorgung 
sowie bei der Arbeitslosenversicherung ein Steuervorteil. Für Erstere gibt es 
auch im Bereich der betrieblichen Altersversorgung für Angestellte Möglichkeiten 
zur Steuerbefreiung, weshalb sie hier aus Gründen der Übersichtlichkeit und 
Klarheit der Argumentation nicht einbezogen wird; Letztere hat keinen direkten 
Bezug zur Besteuerung von Beiträgen zur Altersversorgung, weshalb sie bei den 
weiteren Überlegungen unberücksichtigt bleiben. 

In der Berechnung wird dieses Szenario durch Einführung eines Zusatzfreibe- 
trags (Zeile 10) umgesetzt. Dieser senkt die Bemessungsgrundlage (Zeile 13) um 
den Betrag der Rentenversicherungsbeiträge. Dadurch sinkt die Einkommen- 
steuerbelastung im Vergleich zur Ausgangslage um 872 EUR (Zeile 17). Dieser 
Betrag quantifiziert gleichzeitig den Steuervorteil, den Beamte in der Erwerbs- 
phase aufgrund der nachgelagerten Besteuerung ihrer Regelalterssicherungs- 
leistung haben. Überträgt man dieses Vorgehen auf das Einkommensspektrum 
bis zur Beitragsbemessungsgrenze der gesetzlichen Rentenversicherung, ergibt 
sich der Einkommensteuerverlauf der Es wird deutlich, dass Beamte bei glei- 
chem Bruttoeinkommen durch die gegenwärtige Sonderausgabenregelung in 
Verbindung mit der Beitragsfreiheit einen nicht unerheblichen Steuervorteil ha- 
ben. Dieser liegt darin begründet, dass sie trotz höherer subjektiver Leistungsfä- 
higkeit praktisch in gleicher Weise wie Angestellte besteuert werden. Der Keil 
zwischen den Steuerbelastungskurven der Beamten und der Angestellten mit 
äquivalenter Besteuerung der Rentenversicherungsbeiträge ist zwar deutlich 


119 Der Angestellte im Status quo wird mit Angestellte_0 bezeichnet, der Angestellte nach 
Modifikation des Status quo wird mit Angestellte _1 bezeichnet. 

120 Vgl. Abbildung 2-7. 

121 Die um 70 EUR höhere Belastung von Beamten entfällt, wenn sie die 
Sonderausgabenfreibeträge voll ausschöpfen. 

122 Vgl. Brümmerhoff, Dieter (1996), S. 241. 
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kleiner als derjenige der Nacherwerbsphase (Abbildung 2-5), dafür ist die 
Erwerbsphase auch deutlich langer. Hinzu kommt, dass sich der Standardrentner 
aufgrund seines niedrigeren Einkommens einer geringeren Progression gegen- 
über sieht, als der Angestellte in der Erwerbsphase. Deshalb würde der Durch- 
schnittsversicherte, gemessen in Absolutbeträgen der Steuerzahllast für 2002, 
durch eine nachgelagerte Besteuerung stärker entlastet (872 EUR) als der 
Durchschnittsrentner belastet (477 EUR). Allerdings lässt sich aus der einfachen 
Gegenüberstellung dieser beiden Beträge noch keine abschließende Aussage 
treffen. 

Wichtig ist es, die Vorteile der nachgelagerten Besteuerung in der Erwerbs- den 
Nachteilen in der Nacherwerbsphase über die gesamte Lebensdauer gegenüber 
zu stellen, unter der Annahmen, dass die Entlastungsbeträge in der Erwerbs- 
phase angelegt und versteuert und in der Nacherwerbsphase aufgelöst werden. 
Meindel zeigte in einem entsprechenden Modell in einer „steady state“ -Ökono- 
mie, dass bei Konstanz der Beitragssätze und des Einkommensteuerrechts ge- 
mäß den Gegebenheiten des Jahres 2001 die Summe der Barwerte der Steuer- 
zahlbeträge bei einer nachgelagerten Besteuerung kleiner ist, als beim Status 
quo. Indem er Angestellte in gleicher Weise besteuert wie Beamte, konnte er den 
Beweis führen, dass im Status quo Beamte gegenüber gesetzlich rentenversi- 
cherten Angestellten bevorzugt werden und nicht umgekehrt, wie dies der Kläger 
vor dem Bundesverfassungsgericht behauptete.””” Diese Aussage gilt nur im 
Rahmen der für das Modell getroffenen Annahmen. Hierbei dürfte insbesondere 
die Konstanz des Einkommensteuertarifes sowie der Beitragssätze kritisch gese- 
hen werden, da dies zumindest in der Vergangenheit nicht gegeben war. 


Abbildung 2-9: Einkommensteuerbelastung unterschiedlicher Fallgruppen 
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2.2.3 Zusammenfassung 


Angestellte müssen sowohl Teile ihrer Beiträge als auch Teile ihrer Renten 
grundsätzlich versteuern. Die zeitliche Aufteilung des Steuerzugriffs zwischen 
Erwerbs- und Nacherwerbsphase zusammen mit der Kombination eines absolu- 
ten Freibetrags in der ersten mit einem relativen Freibetrag in der zweiten Le- 
bensphase vereiteln grundsätzlich eine intertemporal korrespondierende Besteu- 
erung. Hinzu tritt, dass die Fiktion einer umfassend vorgelagerten Besteuerung, 
die hinter der Konstruktion des Ertragsanteils steht, für die Sozialversicherungs- 
rente nicht gegeben ist. 

In der Erwerbsphase werden die Arbeitgeberbeiträge von der Steuer freigestellt, 
die Arbeitnehmerbeiträge müssen grundsätzlich versteuert werden, wobei Teile 
davon aufgrund individuell zu bestimmender absoluter Freibeträge von einer 
Steuerbelastung ausgenommen werden. In der Nacherwerbsphase stellt nur der 
Ertragsanteil der Rentenzahlung Einkünfte dar, die nach Berücksichtigung aller 
anwendbaren Freibeträge der Besteuerung unterliegen. Die Konstruktion des 
Ertragsanteils basiert auf der Fiktion der privaten Veräußerungsrente, die aus 
versteuertem Einkommen gebildetes Vermögen gegen Rentenzahlung auflöst. 
Der Ertrag des Rentenrechtes entspricht den Zinsertragen der vorgegebenen 
Rentenlaufzeit, die gleichmäßig über diese verteilt angenommen werden. Das 
Verhältnis der Zinserträge zum Ausgangsvermögen ergibt den Ertragsanteil, der 
übrigbleibende Anteil wird von der Besteuerung ausgenommen und wirkt damit 
wie ein relativer Freibetrag. Diese für Veräußerungsrenten korrekte Konstruktion 
kann die Gegebenheiten bei der umlagefinanzierten Sozialversicherungsrente 
nicht adäquat abbilden, da Teile der Beiträge unversteuert geblieben sind. Bei 
der momentanen Regelung für pflichtversicherte Arbeitnehmer besteht quantitativ 
kein Zusammenhang zwischen der steuerlichen Behandlung von Vorsorgeauf- 
wendungen und der von Alterseinkommen.'”* Dies war bereits bei der Einführung 
der Ertragsanteilsbesteuerung erkannt worden. In der Begründung des Entwurfes 
des Gesetzes zur Neuordnung von Steuern heißt es dazu: „Die Einbeziehung 
unentgeltlich erworbener Leibrenten in die Regelung ist zwar nicht wirtschaftlich, 
aber aus systematischen Gründen geboten.“'* 

Versteht man das intertemporale Korrespondenzprinzip als Obergrenze der Be- 
steuerung, ergibt sich nach Tabelle 2-9 für Angestellte, dass ein Teil des Lebens- 
einkommens nicht von der Steuer erfasst wird, da die Summe der versteuerten 
Anteile aus der Erwerbs- sowie der Nacherwerbsphase sich nicht zu 100% ad- 
dieren, wie das bei Beamten der Fall ist. 


123 Meindel, Alexander (2002), S.22; für eine juristisch präzise Formulierung der Klage, siehe 
BVerfGE 105, 73, 73 ff. 

124 BMA (1983b), S. 162. 

125 Vgl. Entw. StNOG (1954), BT-Drucks. (2/481), S. 87. Aufgrund der Abkehr vom 
Kapitalstockverfahren bei der gesetzlichen Rentenversicherung wird die systematische 
Zuordnung kritisch gesehen. Vgl. exemplarisch Littmann, Konrad (1983), S. 456 ff. 
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Gleichwohl stellt die zeitliche Aufteilung der Steuerbelastung, (dies gilt insbeson- 
dere für die zeitlich früher liegende, länger andauernde Belastung in der Er- 
werbsphase, ausgedrückt in der Summe der Barwerte der Steuerzahlbeträge 
über das gesamte Leben), eine größere Belastung dar, als die hundertprozentige 
Belastung der Beamten in der Nacherwerbsphase.'* 


Tabelle 2-9: Belastung der Beiträge zu und Leistungen aus 
Alterssicherungssystemen — Angestellte und Beamte - 


DEF 1. Lebensphase 2. Lebensphase 


Erwerbsphase Nacherwerbsphase 


Angestellte (nur GRV max. 40%” 
100% 


Quelle: eigene Berechnung 


Die Begründung für diesen Sachverhalt wird im Verlauf dieser Arbeit geliefert.'” 
Wird die Ertragsanteilsbesteuerung auf Beamtenpensionen übertragen, ohne 
gleichzeitig auch Gleichheit in der Erwerbsphase herzustellen, würde dies zu 
einer deutlichen Besserstellung der Beamten führen. Besteuerte man die 
gesetzlichen Renten zu 100%, ohne die entsprechenden Sozialversicherungs- 
beiträge von der Besteuerung freizustellen, würde ein und die selbe 
Einkunftsquelle doppelt erfasst. Damit wird klar, dass den deutlichen 
Unterschieden in der Nacherwerbsphase erhebliche Unterschiede in der 


Erwerbsphase vorangehen. 


126 Vgl. Meindel, Alexander (2002). Wird die historische Entwicklung der 
Sonderausgabenregelung berücksichtigt, gilt diese Aussage in etwas abgeschwächter Form 
fort. Vgl. Abschnitt 6.1. 

127 Der genaue Anteil kann nur für den Einzelfall bestimmt werden, Abbildung 2-5 zeigt für eine 
ledige Erwerbsperson den Verlauf für das Jahr 2002 als Funktion des 
Jahresbruttoeinkommens. 

128 Bei einem Renteneintritt zum 65 Lebensjahr; s. Tabelle § 22 EStG. 

129 Nach Abzug des Versorgungsfreibetrags von 40 % der Bezüge maximal 3.072 EUR. 

130 Vgl. Abschnitt 4.4 insbesondere Tabelle 4-5. 
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3 Juristische Argumente zum Status quo und 
Reformalternativen 


Das folgende Kapitel gibt die juristischen Argumente und Normen wider, die bei 
der Beurteilung des Status quo sowie zur Ausgestaltung einer möglichen Re- 
formalternative beachtet werden müssen. Dazu werden zunächst die Urteile des 
Bundesverfassungsgerichtes dargelegt. Darauf aufbauend werden verfassungs- 
rechtliche Vorgaben im Hinblick auf die Besteuerung von Vorsorgebeiträge und 
Versorgungsleistungen diskutiert. 

Da die vorliegende Arbeit nicht rein rechtswissenschaftliche oder rechtshistori- 
sche Ziele verfolgt, wird davon Abstand genommen, auf die Evolution der 
rechtswissenschaftlichen Diskussion im Einzelnen einzugehen. 


3.1 Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
3.1.1 Urteil vom 26.03.1980 


Das Bundesverfassungsgericht entschied in seinem Urteil vom 26.03.1980"°' 
zum ersten Mal über den Themenkomplex der Rentenbesteuerung. Gegenstand 
der Klage war die unterschiedliche Besteuerung von Sozialversicherungsrenten 
und Beamtenpensionen. 

Bei ersteren unterliegt nur der sog. Ertragsanteil gem. $ 22 Nr. 1 Satz 3 Buchst. a 
EStG der Besteuerung wohingegen letztere gem. § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG 
nach Abzug eines Versorgungsfreibetrags gem. § 19 Abs. 2 EStG vollständig 
versteuert werden. Diese unterschiedliche Zuordnung ergab sich mit der Ände- 
rung des $ 22 EStG zum 01.01.1955,'” welche dazu führte, dass sich „bei den 
Renten [...] auch ein nicht durch Beiträge des Arbeitnehmers erworbenes Ren- 
tenrecht steuermindernd aus[wirkte], während dies bei ähnlich entstandenen An- 
wartschaftsrechten der Beamten nach § 19 EStG ausgeschlossen war."'” 

Nach Auffassung der Kläger gab es keinen sachlichen Grund für die differierende 
Belastung. „Da die Einkommensteuer an die Leistungsfähigkeit des Steuerpflich- 
tigen anknüpfe, sei es nicht angängig, zwei Versorgungsempfänger mit gleich 
hohen Altersbezügen und gleich hohem Bedarf lediglich wegen der unterschied- 
lichen Rechtsgrundlage der Versorgung verschieden zu behandeln.“ Weder in 
der Tatsache, dass Sozialversicherungspflichtige Rentenbeiträge zu entrichten 
haben, noch in der Tatsache der beschränkten Abziehbarkeit dieser Beiträge im 
Rahmen des Sonderausgabenabzugs sahen die Kläger einen sachlich gerecht- 
fertigten Grund für die unterschiedliche Besteuerung der Versorgungsleistun- 
gen." 


131 S. BVerfGE 54, 11, S. 11 ff. 

132 S. Entw. StNOG (1954), BT-Drucks. (2/481), S. 86 f. Zu den quantitativen Unterschieden fir 
den VZ 2002 vgl. Abschnitt 2.2. 

133 S. BVerfGE 54, 11, S. 16. 

134 S. BVerfGE 54, 11, S. 20. 

135 S. BVerfGE 54, 11, S. 20 f. 
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Das Gericht kam zu dem Schluss, dass zumindest für die Streitjahre 1969 und 
1970 die unterschiedliche Belastung mit dem Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG) 
vereinbar sei. Gleichwohl gab das Gericht dem Gesetzgeber den Auftrag, den 
inzwischen eingetretenen Veränderungen Rechnung zu tragen.” Der 
Gleichheitssatz verlange vom Bundesverfassungsgericht nicht „zu prüfen, ob der 
Gesetzgeber jeweils die gerechteste und zweckmäßigste Regelung getroffen“ 
habe. Das Gericht habe lediglich zu prüfen, ob durch die bestehenden Regeln 
die Grenzen des gesetzgeberischen Gestaltungsspielraums überschritten wer- 
den. Dies ist dann der Fall, wenn für die vom Gesetzgeber vorgenommene Diffe- 
renzierung keine sachlich einleuchtenden Gründe vorhanden sind. Die Be- 
schränkung der Besteuerung von Sozialversicherungsrenten kann sachlich ver- 
tretbar mit den Beitragszahlungen begründet werden, welche die Sozialversiche- 
rungsrentner aus ihrem Arbeitseinkommen zu zahlen haben, so das Gericht. 
Dem widerspricht die Tatsache nicht, dass die Addition der gezahlten nominellen 
Beträge weniger als 10 % der späteren Rentenleistung ausmachen. '* 

Diese Betrachtung wird den tatsächlichen Gegebenheiten der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung nicht gerecht, da die Zeitdauer des Versicherungsverlaufes und 
der jeweilige Zeitwert der Beiträge dabei unberücksichtigt bleiben. Diese Art der 
Quantifizierung wäre dann zulässig, wenn „ der Geldwert in der Zwischenzeit 
unverändert geblieben wäre. Das aber ist nicht der Fall.“ 

Die Ausgestaltung der gesetzlichen Rentenversicherung als Umlagedeckungs- 
verfahren, bei dem lediglich die Rangstelle des Versicherten innerhalb der Versi- 
chertengemeinschaft festgestellt wird, vereitelt die Ermittlung eines selbstfinan- 
zierten Anteils durch einfache Addition der nominellen Beiträge. Gleichwohl kann 
die Existenz eines selbstfinanzierten Anteils dadurch nicht gänzlich in Abrede 
gestellt werden. '*° 

Zur Veranschaulichung des Zeitwertes der Beitragszahlungen bediente sich das 
Gericht einer Querschnittsbetrachtung als Anhaltspunkt und zur Gewinnung einer 
GroéRenordnung."*' Es wies darauf hin, dass im Durchschnitt über die Jahre 1938 
und 1951 bis 1976 rund 41% des Auszahlungsvolumens bei der GRV auf Arbeit- 
nehmerbeiträge zurückgehen. Damit sei das Vermögensopfer nicht so unbedeu- 
tend, als dass es bei der Besteuerung der Sozialversicherungsrente unberück- 
sichtigt bleiben könnte.'* Für den Teil der Rentenzahlung, welcher auf die Arbeit- 
nehmerbeiträge zurückzuführen ist und der damit wirtschaftlich gesehen Rück- 
zahlungen eigenen Vermögens darstellt, trifft nach Meinung des Gerichts der 
Grundgedanke der Ertragsanteilsbesteuerung zu.'” Zwar hat der Versicherte 
während seiner Erwerbsphase jeweils nur seine nominellen Arbeitnehmerbei- 


136 S. BVerfGE 54, 11, S. 11. 

137 S. BVerfGE 54, 11, S. 26. 

138 S. BVerfGE 54, 11, S. 26. 

139 BVerfGE 54, 11, S. 27; sowie Abschnitt 5.2.2. 

140 S. BVerfGE 54, 11, S. 28 f. 

141 S. BVerfGE 54, 11, S. 30. 

142 S. BVerfGE 54, 11, S. 29. 

143 S. BVerfGE 54, 11, S. 30; dies wurde durch das dritte Urteil bestätigt, s. BVerfGE 105, 73, S. 
129 und Abschnitt 3.1.3. 
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träge versteuert, dennoch sind diese in das Vermögen des Versicherten ge- 
langt.“ Die seither eingetretene Wertsteigerung, die sich in einer im Vergleich zu 
der Summe der nominalen Beiträge, höheren Summe der zu erwartenden Ren- 
tenzahlungen zeigt, erfolgt in der einkommensteuerlich unbeachtlichen Vermö- 
gensebene des Berechtigten. Gesetzlich Rentenversicherte werden damit 
gleich behandelt wie Inhaber anderer Vermögenswerte, bspw. Inhaber von 
Grundstücken, bei „denen ebenfalls nominelle wie reale Wertsteigerungen eines 
im Privatvermögen befindlichen Vermögensobjekts einkommensteuerlich nicht in 
Erscheinung treten.“'“ 

Der wesentlicher Unterschied bei Sozialversicherungspflichtigen im Vergleich mit 
Beamten liegt darin - so das Gericht -, dass die Arbeitnehmerbeiträge zur Ren- 
tenversicherung aus Lohn entrichtet werden, der gem. § 8 Abs. 1 EStG als zuge- 
flossen gilt und deshalb grundsätzlich der Besteuerung unterlegen hat.” Da bei 
Beamten keine ausgewiesenen Beiträge vorliegen und selbst wenn man von fik- 
tiven Beiträgen durch Gehaltsverzicht ausgeht, diese niemals zugeflossen und 
damit auch niemals der Besteuerung unterlegen haben, entfällt für sie der für die 
beschränkte Besteuerung der Sozialversicherungsrente maßgebliche, sachliche 
Grund.'* 

Da die Begünstigung durch Sonderausgabenregelung allen Personengruppen 
zur Verfügung stand, kann hier kein spezifischer Nachteil für Beamte gesehen 
werden. Das Argument, den Beamten hätten für weitere Vorsorge die Mittel ge- 
fehlt, kann mit dem Vergleich der Monatsbezüge der Angestellten im öffentlichen 
Dienst entgegnet werden. „Die Bruttobezüge der Angestellten lagen allenfalls nur 
geringfügig über den entsprechenden Bruttobezügen der Beamten.“'* Trotz die- 
ser Unterschiede kam das Bundesverfassungsgericht zu dem Schluss, dass den 
seit Einführung der Ertragsanteilsbesteuerung eingetretenen Veränderungen bei 
der Sozialversicherungsrente bei der Besteuerung Rechnung getragen werden 
müsse.'” Zu diesen Veränderungen zählte das Gericht insbesondere die nomi- 
nell wie real — insbesondere seit der Rentendynamisierung ab 1957 — gestiege- 
nen Renten, die damit „in Größenordnungen hineingewachsen sind, bei denen 
ohne die Regelung des § 22 Nr. 1 Buchst. a EStG in vermehrtem Umfang Steu- 
ern zu entrichten gewesen wären.“'' Bei Einführung der Ertragsanteilsbesteue- 
rung hatte diese keine Auswirkung auf die Steuerbelastung, da die Renten nied- 


144 Zur weiteren Diskussion siehe Abschnitt 3.4; gleiche Meinung Birk, Dieter (1986a) S. 138, 
Gegenmeinung Söhn, Hartmut (1986) S. 333. 

145 S. BVerfGE 54, 11, S. 31. 

146 BVerfGE 54, 11, S. 31; auf diese Überlegungen wird im Rahmen der Modellanalyse zur 
Quantifizierung des selbstfinanzierten, versteuerten Anteils in Abschnitt 3.4 sowie in Kapitel 5 
zurückgegriffen. 

147 S: BVerfGE 54, 11, S. 31; ob dies auch für die Arbeitgeberbeiträge gilt, ist ein Streitpunkt in 
der wissenschaftlichen Diskussion; vgl. Abschnitt 3.3.1und 3.4. 

148 S. BVerfGE 54, 11, S. 31 f. 

149 BVerfGE 54, 11, S. 33. 

150 S. BVerfGE 54, 11, S. 34. 

151 BVerfGE 54, 11, S. 36; Dieses Argument wird im weitern als „Niveauargument“ bezeichnet; 
siehe Abschnitt 3.1.4. 
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riger als der Grundfreibetrag waren. Erst die eingetretenen Veränderungen hat- 
ten die Unterschiede der Besteuerungsmodalitaten in einer unterschiedlichen 
Steuerbelastung sichtbar werden lassen. Erst dadurch stellte sich die Frage nach 
der Verfassungsmäßigkeit. 

Die Unterschiede in der Steuerbelastung wurden bereits in den Streitjiahren 1969 
und 1970 insbesondere bei Vorliegen von Zusatzeinkommen fühlbar.'”” Dessen 
ungeachtet sah das Gericht für die Streitjanre 1969/70 noch keine Verfassungs- 
widrigkeit vorliegen. Gleichwohl muss der Gesetzgeber die entstandene Un- 
gleichheiten abbauen und dabei gleichzeitig darauf achten, die Schaffung neuer 
Benachteiligungen zu vermeiden. Für die Beseitigung der Ungleichheiten kann er 
im vorliegenden Fall aus zwei Gründen Fristen in Anspruch nehmen. Zum einen 
handelt es sich um einen komplexen Sachverhalt, der nur mit zunehmender Er- 
fahrung aus gröberer Typisierung allmählich gelöst werden kann. Zum anderen 
entstanden die Unterschiede im Rahmen einer langfristigen Entwicklung, die eine 
schnelle Anpassung unmöglich werden lassen.” 


3.1.2 Urteil vom 24.06.1992 


Gegenstand des zweiten Urteil des Bundesverfassungsgerichtes war in der 
Hauptsache die Frage, ob sich der Gesetzgeber für eine Beseitigung des Prob- 
lems, die 1980 im ersten Urteil verlangt wurde, unzulässig lange Zeit gelassen 
habe. Das Gericht verneinte dies mit dem Hinweis auf den komplexen Sachver- 
halt sowie die Probleme im Zusammenhang mit der deutschen Wiedervereini- 
gung." 


3.1.3 Urteil vom 06.03.2002 


Im vorläufig abschließenden, dritten Urteil vom 06.03.2002" zur unterschiedli- 
chen Besteuerung von Sozialversicherungsrenten und Beamtenpensionen er- 
klarte das Bundesverfassungsgericht die aktuelle Rechtslage für unvereinbar mit 
dem Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG. Steuerliche Vergünstigungen mit 
nichtfiskalischen Förderungs- und Lenkungszielen erfordern — so das Gericht in 
seinem zweiten Leitsatz — ein Mindestma an zweckgerechter Ausgestaltung 
sowie eine bewusste Entscheidung des Gesetzgebers hierfür. Dies ist bei der 
Sozialversicherungsrente deshalb nicht der Fall, da die Höhe des zu versteuern- 
den Ertragsanteils „unabhängig davon festgesetzt ist, in welchem Umfang dem 
Rentenbezug Beitragsleistungen der Versicherten aus versteuertem Einkommen 
vorangegangen sind." Bei der notwendigen Reform, die bis spätestens zum 
01.01.2005 einsetzen muss, hat der Gesetzgeber darauf zu achten, dass dop- 
pelte Besteuerung vermieden wird. 


152 S. BVerfGE 54, 11, S. 37. Auf dieses Aussage — im Weiteren als ,Progressionsargument* 
bezeichnet — wird in der Literatur verschiedentlich zurückgegriffen; siehe Abschnitt 3.1.4. 

153 S. BVerfGE 54, 11, S. 37. 

154 S. BVerfGE 86, 369, S. 369 ff. 

155 S. BVerfGE 105, 73, 73 ff. 

156 BVerfGE 105, 73, S. 110. 
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Das Gericht erteilte dem „Niveauargument‘“'”, das sich in der wissenschaftlichen 
Diskussion aus der Interpretation des Beschlusses des ersten Senats vom 
26.03.1980 ergeben hatte, eine klare Absage. Fur die verfassungsrechtliche 
Würdigung des Sachverhaltes sei ausschließlich die „steuerrechtsimmanente 
Betrachtungsweise“ von belang, Aspekte des Besoldungs- und Versorgungs- 
rechtes lägen damit außerhalb des maßgeblichen Vergleichsrahmens. Die Er- 
weiterung der Vergleichsperspektive auf beide Aspekte erschwere die Verständi- 
gung.'” Zum einen fehlt dem Ertragssteuerrecht für einen Ausgleich des Versor- 
gungsniveaus die objektive Eignung, zum anderen fehlt dem Gesetzgeber die 
rechtfertigende Kompensationsabsicht.'”” Etwaige Ausgleichseffekte durch das 
Zusammenspiel aus Besoldungs- und Versorgungsrecht mit dem Einkommen- 
steuerrecht können sich zwar ergeben, seien dann aber in jedem Fall zufällig.'“° 
Verfassungsrechtlich erhebliche Zweifel an der unterschiedlichen Besteuerung 
können nicht alleine aus dem unterschiedlich hohen Besteuerungsbeginn oder 
dem Multiplikatoreffekt'‘' abgeleitet werden, da der Gesetzgeber Einkünften mit 
unterschiedlichem Rechtsgrund und Finanzierung, nicht allein wegen ihrer Quali- 
fikation als „Altersbezüge“, gleich belasten muss.’ Das Tatbestandsmerkmal 
„Altersbezüge“ stellt damit aus Sicht des Gerichtes für eine gleichheitsrechtliche 
Würdigung kein geeignetes Differenzierungskriterium dar. Der verfassungsrecht- 
lich maßgebliche Vergleichsgesichtspunkt sei vielmehr im Tatbestand „nachträg- 
liche[r] Einkünfte nichtselbständig Tätiger mit Versorgungsanwartschaften“'® zu 
sehen. 

Die Möglichkeit der Nachversteuerung einer Vermögensmehrung grenzte das 
Gericht mit dem Tatbestand erstmalig zufließenden steuerbaren Einkommens auf 
der einen, sowie die einkommensteuerrechtlich unerheblichen Tatbestände des 
erfolgsneutralen Vermögenstausches und des Vermögenskonsums auf der ande- 
ren Seite ab. „Was bereits der Einkommensteuer unterlegen hat, darf nicht ein 
zweites Mal, also doppelt, besteuert werden. Eine ,spatere’ steuerliche Erfassung 
einer Vermögensmehrung kommt dagegen in Betracht, wenn die Besteuerung zu 
einem — möglichen — früheren Zeitpunkt unterblieben ist oder ,aufgeschoben’ 
wurde.‘'* 

Die Ertragsanteilsbesteuerung erfasse steuerbare Einkünfte systemkonform, so- 
weit das ihr zu Grunde liegende Leitbild tatsächlich zutrifft. Dieses geht vom Er- 
werb „einer im Zeitablauf konstanten Leibrente durch eine aus versteuertem Ein- 
kommen geleistete, einmalige Zahlung aus.“'® 


157 Vgl. Fn. 151 sowie BVerfGE 54, 11, S. 36 und Abschnitt 3.1.4. 

158 S. BVerfGE 105, 73, S. 111. 

159 S. BVerfGE 105, 73, S. 112. 

160 S. BVerfGE 105, 73, S. 121. 

161 Vgl. zur Ursache und Wirkung des Multiplikatoreffektes Abschnitt 2.2.1 sowie zur 
Fragwürdigkeit seiner Stichhaltigkeit Abschnitt 3.1.4 

162 S. BVerfGE 105, 73, S. 122. 

163 BVerfGE 105, 73, S. 122. 

164 BVerfGE 105, 73, S. 122 f. im Schrifttum dieser Aspekt unter dem Stichwort der 
Nachversteuerung diskutiert. Vgl. Abschnitt 3.1.4. 

165 BVerfGE 105, 73, S. 123. 
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Als gleichheitsrechtlich problematisch sah das Gericht weniger die Abweichung 
der Rentenbezüge der Sozialversicherungsrente vom vorgegebenen Leitbild, 
sondern vielmehr die Tatsache, dass die Gegebenheiten bei der Beamtenversor- 
gung — auch bei wirtschaftlicher Betrachtungsweise — wesentlich näher an denje- 
nigen der Rentner liegen, als vom Gesetzgeber vorausgesetzt.’ Die Unterschei- 
dung in „echte“ Beiträge der Arbeitnehmer und „fiktive“ Beiträge der Beamten sei 
— so das Gericht — „eher rechtstechnischer Art“ Wirtschaftlich kann auch der 
gesetzlich rentenversicherte Arbeitnehmer nicht über seine Beiträge verfügen, 
auch wenn sie ihm im Sinne des Einkommensteuerrechts zugeflossen sind. Da- 
mit scheidet das Differenzierungskriterium der „Beitragszahlungen“ zur gleich- 
heitsrechtlich zulässigen Unterscheidung der beiden Personengruppe aus. 

Die Freiheit des Gesetzgebers bei der Ausgestaltung des Steuerrechtes wird 
durch zwei Prinzipien begrenzt. Zum einen müsse die Steuerlast sich an der fi- 
nanziellen Leistungsfähigkeit orientieren.‘ Zum anderen müsse eine „einmal 
getroffene Belastungsentscheidung folgerichtig im Sinne der Belastungsgleich- 
heit“ *° umgesetzt werden. 

Da das Leitbild der Ertragsanteilsbesteuerung allenfalls maximal für die Hälfte 
der Rentenleistung zutrifft und es darüber hinaus an einem sachlich hinreichen- 
den Grund für die steuerliche Entlastungswirkung der Ertragsanteilsbesteuerung 
beim Sozialversicherungsrentner fehlt, genügt die aktuelle Regelung den gleich- 
heitsrechtlichen Maßstäben nicht.'”° 

Etwaige sich reziprok kompensierende Be- und Entlastungen der Vergleichs- 
gruppen seien nur dann entscheidend, wenn sie auf einen hinreichenden sachli- 
chen Grund bezüglich der steuerlichen Belastungsunterschiede zurückgehen. 
Das im Einkommensteuerrecht umstrittene intertemporale Korrespondenzprinzip 
bleibt dagegen außer Betracht." 

Das Leitbild der aus versteuertem Einkommen entgeltlich erworbenen Leibrente 
treffe — so der zweite Senat — auf den Arbeitnehmeranteil des Rentenversiche- 
rungsbeitrags zumindest eingeschränkt zu, so dass für diesen Teil auch heute 
noch den Erwägungen der Ertragsanteilsbesteuerung gefolgt werden könne.” 
Sowohl der auf den Arbeitgeberanteil als auch auf den Bundeszuschuss entfal- 
lende Teil der Rente befände sich dagegen jenseits einer möglichen Legitimation 
durch das zu Grunde gelegte Leitbild. "°? 

Für die generelle Steuerfreiheit des Arbeitgeberbeitrages zur Rentenversiche- 
rung sowohl in der Erwerbs- als auch in der Nacherwerbsphase stelle eine steu- 
erliche Besserstellung dar, die einen sachlichen Grund erforderte. Dieser ist nicht 
vorhanden und kann auch nicht im grundrechtlichen Eigentumsschutz gesehen 
werden, unabhängig davon, ob von einem grundsätzlich steuerpflichtigen Zufluss 


166 BVerfGE 105, 73, S. 124. 

167 BVerfGE 105, 73, S. 125. 

168 S. BVerfGE 105, 73, S. 125. 

169 BVerfGE 105, 73, S. 126. 

170 S. BVerfGE 105, 73, S. 127. 

171 S. BVerfGE 105, 73, S. 127 f. 
172 S. BVerfGE 105, 73, S. 129. 

173 S. BVerfGE 105, 73, S. 129-131. 


Alexander Meindel - 978-3-631-75051-3 
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 08:49:27AM 
via free access 


71 


von Einnahmen beim Arbeitnehmer ausgegangen wird oder nicht. Eine Begren- 
zung erfahre die Besteuerung ausschließlich durch das Verbot, Einkommen 
steuerlich doppelt zu belasten. Der auf den Bundeszuschuss entfallende dritte 
und letzte Teil der Rentenleistung repräsentiere staatliche Transferleistungen, 
welche grundsätzlich steuerbares Einkommen darstellen und damit ebenfalls 
nicht dem Leitbild der Ertragsanteilsbesteuerung entsprechen. '” 

In der Summe über alle drei Teile der Rentenleistung sei eine steuerliche Ver- 
schonung lediglich des auf den Arbeitnehmeranteil entfallenden Teils der Rente 
durch das Leitbild der Ertragsanteilsbesteuerung sachlich zu rechtfertigen, der 
überwiegende Teil der Rentenleistung widerspreche jedoch dem gesetzlich vor- 
ausgesetzten Leitbild. 


3.1.4 Beurteilung und Einordnung 


Insgesamt hat das dritte Urteil des Bundesverfassungsgerichts bei einigen in der 
Literatur problematisierten Aspekten wichtige Klarheit geschaffen. Hierzu gehört 
die Einordnung des Niveauarguments, des Progressionsarguments, des Multipli- 
katoreffektes sowie der Frage der Nachversteuerbarkeit. 

Einige wissenschaftliche Diskussionsbeiträge beschäftigen sich alleine mit der 
Frage, ob sich durch Verschlechterung des Versorgungsniveaus der gesetzlichen 
Rentenversicherung im Vergleich zur Beamtenpension bzw. einer Verschärfung 
der Steuer- und Abgabenbelastung der entsprechenden Leistungsempfänger der 
Handlungsbedarf verringert hat oder gar hinfällig geworden ist.’ Dabei wird auf 
das sog. „Niveauargument“"’® des ersten Urteils des Bundesverfassungsgerichts 
Bezug genommen, nachdem die Renten eine Größenordnung erreicht hätten, bei 
der ohne die Ertragsanteilsbesteuerung eine Steuerbelastung erfolgen würde. '” 
Diese Feststellung sollte vermutlich lediglich darauf verweisen, dass eine man- 
gelhafte Rechtslage, solange sie keine spürbaren Auswirkungen hat, der reinen 
Ästhetik wegen, nicht korrigiert werden müsse. Der Handlungsbedarf ergibt sich 
erst dadurch, dass die mangelhaften Steuerregeln auch zu einer deutlichen Dis- 
krepanz bei der Belastung führen. Die Diskussionsbeiträge versuchen dabei, 
durch unterschiedlich weit gefasste Untersuchungsrahmen Kompensationswir- 
kungen zu quantifizieren, die sich im Schnittbereich der Leistungen der Siche- 
rungssysteme und den anfallenden Steuer- und Abgabenbelastungen im Zeit- 
verlauf ergeben. Der zweite Senat des Bundesverfassungsgerichts stellte klar, 
dass Be- und Entlastungswirkungen die sich außerhalb des Rahmens der Ein- 
kommensteuer ergeben, für die verfassungsrechtliche Würdigung ohne Belang 
seien”? und dass eine weit gefasste Vergleichsperspektive das Verständnis für 
den Sachverhalt erschwere.’’”” Kompensationswirkungen seien aus Sicht des 


174 S. BVerfGE 105, 73, S. 130 f. 

175 Vgl. hierzu insbesondere Andel, Norbert (1997b), Höfer, Reinhold/ Collerius, Rolf-Dieter 
(1996), Seer, Roman (1996), Schröder, Gerhard (1995), Bertuleit, Achim/ Binne Wolfgang 
(1996), sowie eine Methodenkritik zu den Vergleichsstrategien in Bock, Klaus-Dieter (2000). 

176 Vgl. Abschnitt 3.1.1, S. 67. 

177 BVerfGE 54, 11, S. 36. 

178 BVerfGE 105, 73, S. 111. 

179 BVerfGE 105, 73, S. 111 f. 
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Gerichtes jedenfalls Zufallswirkungen.'” Damit sind diese nicht geeignet Argu- 
mente für oder gegen die Reformbedürftigkeit zu liefern. Etwaige sich reziprok 
kompensierende steuerlichen Be- und Entlastungen der Vergleichsgruppen seien 
nur dann entscheidend, wenn sie auf einen hinreichenden sachlichen Grund zu- 
rückgehen. Das im Einkommensteuerrecht umstrittene intertemporale Korres- 
pondenzprinzip bleibt dagegen außer Betracht. '°' 

Ein weiterer Aspekt, der im ersten Urteil von 1980 angesprochen wurde, ist das 
sog. „Progressionsargument‘.'” Dabei wurde auf die Unterschiede bei der 
Steuerbelastung hingewiesen, die insbesondere dann spürbar werden, wenn zu 
den Leistungen der Regelalterssicherung noch Zusatzeinkünfte hinzutreten. 
Auch dieses Argument erfreut sich reger Verwendung und findet sich auch in 
abgeschwächter Form in Steuerlastvergleichen bei gleichem Bruttoeinkommen 
oder dem Vergleich des Steuerbeginns.'” 

Der Effekt höherer marginaler Steuerbelastungen auf Zusatzeinkommen bei Be- 
amten im Vergleich zu Sozialversicherungsrentnern ist ein systemimmanenter 
Effekt eines progressiven Einkommensteuertarifs, der durch einen proportionalen 
Tarif vermeidbar wäre. Folglich zielt diese Kritik auf die allgemeine Progressi- 
onswirkung des Steuertarifs und wirft damit die Frage nach dem von der Gesell- 
schaft als „richtigen“ empfundenen Tarif und nicht nach der „richtigen“ Besteue- 
rung von Einkommen im Alter auf. 

Aber auch der Vergleich von Steuerzahlbeträgen bei gleichem Bruttoeinkommen, 
der den Multiplikatoreffekt’* verdeutlichen soll, birgt seine Tücken. Hierbei wird 
indirekt angenommen, dass bei gleichem Bruttoeinkommen auch die gleiche 
subjektive Leistungsfähigkeit vorliegt. Dies muss aber nicht der Fall sein. Das 
Steuerrecht trägt gerade den unterschiedlichen rechtlichen Sachverhalten und 
den individuellen Belastungen Rechnung, weshalb sich bei gleichem Bruttoein- 
kommen unterschiedliche subjektive Leistungsfähigkeit und damit eine unter- 
schiedliche Bemessungsgrundlage für die Einkommensteuer ergeben kann. Zwar 
ist die Konstruktion der Ertragsanteilsbesteuerung offensichtlich nicht geeignet 
den Gegebenheiten bei der Sozialversicherungsrente Rechnung zu tragen, den- 
noch ist sie für Veräußerungsrenten korrekt.'® Folglich geht die Kritik am Multipli- 
katorwirkung am Kern des Problems vorbei, da sich dieser Effekt für private Ver- 
äußerungsrenten aus der Systematik der Einkommensteuer ergibt und damit 
unvermeidbar ist, solange Vermögensumschichtungen nicht besteuert werden 
sollen. Vielmehr muss darauf gedrungen werden, diese Besteuerungsvariante 
nur für die Fälle zuzulassen, für die sie korrekt ist. Dann tritt der Effekt zwar im- 
mer noch auf, allerdings nur noch in gerechtfertigten Fällen. Die Kritik am Multi- 
plikatoreffekt hebt auf ein Symptom, eine Begleiterscheinung, nicht aber auf die 


180 BVerfGE 105, 73, S. 121. 

181 S. BVerfGE 105, 73, S. 127 f. 

182 Vgl. Abschnitt 3.1.1, S. 68; sowie BVerfGE 54, 11, S. 37. 

183 Exemplarisch hier lediglich Petersen, Hans-Georg (1979), S. 26 ff.; Farber, Gisela/ Renn, 
Sandra M. (2001), S. 29; BVerfGE 105, 73, 88 ff. 

184 Vgl. S. 52 Abschnitt 2.2.1. 

185 Vgl. Abschnitt 2.2.1 sowie 3.1.3; sowie BVerfGE 105, 73, S. 123. 
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Ursache ab, weshalb zu Recht von einer optischen Tauschung gesprochen wer- 
den kann.” 

Das Gericht stellte diesbezüglich klar, dass sich Bedenken an den aktuellen Be- 
steuerungsmodalitäten nicht bereits aus dem Multiplikatoreffekt oder dem unter- 
schiedlichen Besteuerungsbeginn ergeben. „Der Gesetzgeber ist nicht verpflich- 
tet, unterschiedliche Einkünfte unabhängig von deren Rechtsgrund und Finanzie- 
rung wegen ihrer Eigenschaft als ‚Altersbezüge' steuerlich grundsätzlich gleich 
zu belasten.“ 

Bei einem Vergleich des Besteuerungsbeginns werden diejenigen Bruttoein- 
kommen verschiedener Personengruppen gegenüber, die gerade noch bezogen 
werden dürfen, ohne dass eine Steuerpflicht ausgelöst wird. Er stellt also Brutto- 
einkommen bei gleicher Steuerlast gegenüber. Auch diese Vergleichsstrategie 
geht implizit davon aus, dass die gleiche Steuerlast auch bei gleichem Bruttoein- 
kommen gegeben sein müsse und verkennt, dass unterschiedliche Sachverhalte 
vorliegen. 

Sowohl die Gegenüberstellung des Besteuerungsbeginns, also dem Bruttoein- 
kommen bei gleicher Steuerlast, als auch des Multiplikatoreffektes, also der 
Steuerlast bei gleichem Bruttoeinkommen, suggeriert, dass es die Frage nach 
horizontaler Steuergerechtigkeit zu beantworten gilt, obwohl der Sachverhalt 
nach einer Beurteilung der vertikalen Steuergerechtigkeit verlangt. Deshalb sind 
entsprechende Vergleiche ohne Gehalt, solang kein allgemeingültiger, normati- 
ver Maßstab vorweg benannt wird, nach dem vertikale Steuerlastunterschiede zu 
beurteilen sind. Erst mit einer solchen Maßzahl wären entsprechende Aussagen 
gehaltvoll. 

Die Frage der Nachversteuerbarkeit die in der juristischen Literatur kontroverse 
diskutiert wird, hat durch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
26.03.2002 ebenfalls eine Klärung erfahren. Dabei stand im Mittelpunkt der Dis- 
kussion die Frage, in welchem Umfang sich der Eigentumsschutz auf die Vermö- 
gensposition erstreckt, die dem gesetzlich Rentenversicherten durch das Leis- 
tungsrecht zugesichert wird, d.h. welcher Teil der Rentenleistung von einer Be- 
steuerung in der Nacherwerbsphase zu verschonen sei. 

Wie ein Teil der Wissenschaftler argumentiert, müsse der Eigentumsschutz den- 
jenigen Teil der Rentenleistung umfassen, der durch Arbeitnehmer- wie Arbeit- 
geberbeiträge finanziert werde, da beide bereits als zugeflossene Einkommens- 
bestandteile anzusehen seien, weshalb sie grundsätzlich der Besteuerung un- 
terlegen haben. Eine Nachversteuerung widerspreche dem Eigentumsschutz und 
das unabhängig von der tatsächlichen Steuerbelastung.'”® 

Vertreter der Gegenmeinung hoben darauf ab, dass nur derjenige Teil, der auch 
tatsächlich versteuert wurde, als zugeflossen gelten könne und der Schutz vor 


186 So Fischer, Peter (2002a), S. 1873. 

187 BVerfGE 105, 73, S. 122. 

188 Vgl. Birk, Dieter (1986a), S. 138 f.; Ruland, Franz (2001), S. 35; zustimmend Burbank (1991), 
S. 124; Stöhr (1997), S. 143 f. 
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Besteuerung sich auch nur auf diesen Teil erstrecken könne.'” Das Gericht 
folgte der zweiten Meinung. Es halt das Doppelbesteuerungsverbot nur dann fur 
anwendbar, wenn es tatsachlich zu einer zweimaligen Belastung komme, dies 
sei aber nicht der Fall, ‚wenn die Besteuerung zu einem — möglichen — früheren 
Zeitpunkt unterblieben ist oder ,aufgeschoben’ wurde.“ Damit setzt nicht der 
Eigentumsschutz sondern das Doppelbesteuerungsverbot dem Einkommensteu- 
errecht bei der Belastung von Alterseinkommen namentlich der Sozialversiche- 
rungsrente Grenzen.” Die Rentenleistungen qualifizieren sich damit noch nicht 
als konsolidiertes Vermögen. Zwar wird der Kern der vermögenswerten Rechts- 
position geschützt, nicht jedoch eine bestimmte Leistungshöhe garantiert, die 
eine Besteuerung verbiete. 


3.2 Verfassungsrechtliche Vorgaben 


Nachfolgend sollen die zwei grundsätzlichen Reformalternativen, die vor- sowie 
die nachgelagerte Besteuerung, hinsichtlich ihrer Vereinbarkeit mit den verfas- 
sungsrechtlichen Normen überprüft werden. Ziel ist es festzustellen, ob beide 
Besteuerungsformen grundsätzlich mit der Verfassung vereinbar sind und damit 
die Entscheidung über die Durchführungsform damit beim Gesetzgeber liegt, 
oder ob die Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers durch die verfassungsrechtli- 
chen Vorgaben eingeschränkt wird. 

Bei der vorgelagerten Besteuerung können Vorsorgeaufwendungen in der Er- 
werbsphase nicht steuermindernd geltend gemacht werden, dafür sind die in der 
Nacherwerbsphase zufließenden Alterssicherungsleistungen steuerfrei.'” Bei der 
nachgelagerten Besteuerung mindern Vorsorgeaufwendungen die steuerliche 
Bemessungsgrundlage, die Alterssicherungsleistungen werden im Umkehr- 
schluss vollständig versteuert. 


3.2.1 Leistungsfähigkeitsprinzip als Verfassungsmaßstab 


Das Leistungsfähigkeitsprinzip stützt sich heute auf den allgemeinen Gleichheits- 
satz des Art. 3 Abs. 1 GG; im Gegensatz zur Weimarer Reichsverfassung (Art. 
134) wird es im Grundgesetzt nicht mehr ausdrücklich erwähnt. Gleichwohl hat 
es sich als das Fundamentalprinzip und oberster Vergleichsmaßstab steuerlicher 
Lastengleichheit etabliert und wird i.A. J. S. Mill (1848) zugeschrieben.'” 

Nach diesem Prinzip soll jeder nach seiner wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit an 
der Aufbringung des Steueraufkommens beteiligt werden. Steuerpflichtige mit 
gleicher Leistungsfähigkeit müssen gleich besteuert werden (horizontale Gleich- 
behandlung), Steuerpflichtige mit unterschiedlicher Leistungsfähigkeit müssen 


189 Söhn, Hartmut (1986), S. 332; Gröpl, Christoph (2001c), S. 625 f.; Fischer, Peter (2001b), S. 
618. 

190 BVerfGE 105, 73, S. 122 f. 

191 BVerfGE 105, 73, S. 131. 

192 Der Besteuerung unterliegt nur der Zinsanteil, d.h. die \Vermögensertrage, der 
Nacherwerbsphase. Vgl. hierzu auch Abschnitt 2.2.1. 

193 Vgl. Blankart, Charles Beat (1998), S. 176; teilweise wird die Wurzel auch in Adam Smith 
erster Steuermaxime von 1776, der Steuergleichheit („equality of taxation"), gesehen; vgl. 
Tipke, Klaus/ Lang, Joachim (1998), § 4 Rz. 82. 
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unterschiedlich besteuert werden (vertikale Gleichbehandlung).'” Damit stellt es 
einen Maßstab zur Beurteilung des reinen Mittelentzugs, der sog. Belastungswir- 
kung, dar. Nichtmonetäre, verhaltensändernde Wirkungen, sog. Gestaltungswir- 
kungen, die eine Steuer auslöst, können damit nicht beurteilt werden. Als Indi- 
katoren der Leistungsfähigkeit werden insbesondere Einkommen, Vermögen 
und/oder Konsum herangezogen.'” 

Insbesondere aufgrund der Bewertungsungleichheiten, die sich bei unterschiedli- 
chen Vermögensarten ergeben, wurde die Vermögensteuer in Deutschland vom 
Bundesverfassungsgericht für unvereinbar mit dem Grundgesetz erklärt.’ 
Schneider unterscheidet vier Bezugsgrößen der steuerlichen Leistungsfähigkeit, 
die Möglichkeit oder die Verwirklichung von Mittelerwerb oder Bedürfnisbefriedi- 
gung.'” Grundsätzlich kann sich die Bemessung auf die mögliche oder die 
tatsächliche Leistungsfähigkeit stützen. Orientiert man sich am Leistungsfähig- 
keitspotential, erfordert dies eine Quantifizierung dieses Potentials. Die Besteue- 
rung des potentiell möglichen Mittelerwerbs verletzt den Freiheitsgrundsatz des 
Grundgesetzes und wird aufgrund der nur schwer objektiv handhabbaren Wert- 
entscheidungen abgelehnt. '” 

Deshalb wird die Potentialbesteuerung auch hinsichtlich des möglichen Konsums 
hier nicht weiterverfolgt, sondern die effektive Fähigkeit, Steuern zahlen zu kön- 
nen, die sog. Ist-Leistungsfähigkeit oder wirtschaftliche Leistungsfähigkeit be- 
trachtet.'” An ihr muss überprüft werden, ob die vorgelagerte und die nachgela- 
gerte oder nur eine der beiden Besteuerungsformen den verfassungsrechtlichen 
Ansprüchen genügt. Liegt keine wirtschaftliche Leistungsfähigkeit vor, kann und 
darf es auch zu keiner Besteuerung kommen.’ Darauf bauen zwei Grundsätze 
auf: 

Im deutschen Einkommensteuerrecht wird die Gesamtheit der Einkünfte gem. 82 
Abs. 3 EStG als objektive Maßgröße der Zahlungsfähigkeit verwendet. Gemäß 
dem objektiven Nettoprinzip sind von der Summe der Einkünfte die Erwerbsauf- 
wendungen abzuziehen. Sie stellen Aufwendungen dar, die im Zusammenhang 
mit der Erwerbstätigkeit ausgegeben werden müssen (Werbungskosten / Be- 
triebsausgaben).*" 

Beim sog. privaten oder subjektiven Nettoprinzip werden zur Ermittlung des zu 
versteuernde Einkommens neben den Erwerbsaufwendungen zusätzlich noch 
solche Aufwendungen von der Summe der Einkünfte abgezogen, die als sog. 
Mindestvorsorge zur Sicherung der eigenen Existenz sowie derjenigen von Un- 


194 Vgl. Woll, Artur (Hrsg.) (1992), S. 563. 

195 Vgl. Tipke, Klaus/ Lang, Joachim (1998), § 4 Rz. 95. 

196 Vgl. Tipke, Klaus/ Lang, Joachim (1998), § 13 Rz. 71-73. 

197 Vgl. Schneider, Dieter (1979), S. 26 ff. 

198 Vgl. Krätzschmar, Alfred (1995), S. 33 m.w.N.; sowie die Ausführungen zur Vermögenssteuer 
bei Tipke, Klaus/ Lang, Joachim (1998), § 13 Rz. 71-73. 

199 Vgl. Schneider, Dieter (1979), S. 46. 

200 Vgl. Söhn, Hartmut/ Müller-Franken, Sebastian (2000), S. 443. 

201 Vgl. Lang, Joachim (1981), S. 167 ff.; Söhn, Hartmut (1985), S. 400 f.; Tipke, Klaus/ Lang, 
Joachim (1998), 89 Rz. 42, 54 ff. 
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terhaltsberechtigten dienen.’ Als Mindestvorsorge qualifizieren sich Aufwendun- 
gen soweit sie unvermeidlich (zwangsläufig indisponibel) sind. Die übrigbleiben- 
den Einkünfte stellen das disponible Einkommen dar, das als verfassungsmäßige 
Bemessungsgrundlage dem staatlichen Besteuerungszugriff zugänglich ist.?” 
Damit begrenzen diese Grundsätze des Leistungsfähigkeitprinzips den gesetz- 
geberischen Gestaltungsspielraum der Besteuerung. Sie werden an dieser Stelle 
als herrschende Meinung und Ausfluss ständiger Rechtssprechung des Bundes- 
verfassungsgerichtes zur Prüfung der Verfassungsmäßigkeit herangezogen.” 
Die Konkretisierung der steuerlichen Leistungsfähigkeit erfolgt bei periodischen 
Steuern, wie der Einkommensteuer, durch Zuordnung der Einkünfte zu einem 
Ermittlungszeitraum. Dieses Vorgehen, auch als Periodizität der Einkommen- 
steuer bezeichnet, stellt eine einschränkende Näherung dar, da das Ideal der 
Lebenseinkommensbesteuerung technisch schlecht zu verwirklichen ist.” Den- 
noch stellt eine lebensphasenübergreifende Betrachtung der Besteuerung, im 
Gegensatz zu der doch willkürlichen jährlichen Aufteilung, für gleichheitsrechtli- 
che Überlegungen einen angemesseneren Rahmen dar.?® 


3.2.2 Eigentumsschutz als Verfassungsmaßstab 


Art. 14 GG garantiert das Eigentum und das Erbrecht. Dieser Schutz stellt jedoch 
keinen grundsätzlichen Schutz des Vermögens gegen Geldleistungspflichten 
dar.?” Das Eigentum darf gem. Art. 14 Abs. 3 GG nur aus Gründen des 
Allgemeinwohls bei gleichzeitiger Entschädigung enteignet werden. 

Im Gegensatz zum Kern der Rechtsposition wird das Vermögen nicht grundsätz- 
lich durch die Eigentumsgarantie vor dem Zugriff durch Steuern oder Abgaben 
geschützt. Denn „öffentlich-rechtlich auferlegte Geldleistungspflichten sind nicht 
mittels eines bestimmten Eigentumsobjektes zu erfüllen, sondern werden aus 
dem fluktuierenden Vermögen bestritten."”® Seit der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichtes vom 28.02.1980 wird der verfassungsrechtliche 
Eigentumsschutz auch für die Anwartschaften auf Leistungen aus der gesetzli- 
chen Rentenversicherung anerkannt.’ Aus einem Abwehrrecht des Bürgers ge- 
gen den Staat wurde ein Teilhaberecht an staatlichen Leistungen.’ 

Nach der Rechtssprechung des Bundesverfassungsgerichts bezieht sich der Ei- 
gentumsschutz zwar auf die Rentenposition als ganzes, da sie nicht ausschlieR- 
lich einseitig durch den Staat gewährt wird, dennoch wurde die Reichweite des 
Schutzes im Rahmen der Rechtssprechung relativiert. Dies erhält den Sozialver- 
sicherungssystemen ein gewisses Maß an Flexibilität, in dem es eine Zementie- 


202 Vgl. Söhn, Hartmut (1985), S. 400; Tipke, Klaus/ Lang, Joachim (1998), 89 Rz. 42. 

203 Sohn, Hartmut Müller-Franken, Sebastian (2000), S. 444. 

204 Vgl. Söhn, Hartmut (1985), S. 400 f. m.w.N.; Söhn, Hartmut/ Müller-Franken, Sebastian 
(2000), S. 444; Gröpl, Christoph (2001c), S. 622 m.w.N. 

205 Vgl. Tipke, Klaus/ Lang, Joachim (1998), § 9 Rz. 44. 

206 Vogl. Gröpl, Christoph (2001c), S. 623. 

207 Vgl. Tipke, Klaus/ Lang, Joachim (1998), 84 Rz. 213; Verbot der Erdrosselungssteuer. 

208 Gröpl, Christoph (2001c), S. 624. 

209 S. BVerfGE 53, 289, S. 289 ff. 

210 Vgl. Papier, Hans-Jürgen (1998), S. 863 m.w.N. 
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rung sozialer Besitzstände vermeiden hilft. Als besonders geschützt gilt dabei 
weiterhin derjenige Teil der Rentenposition, der lohn- oder beitragsbezogen ist. 
Konkret besteht allerdings nur ein Anspruch auf einen Anteil an der Umvertei- 
lungsmasse zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls, der sich im Rahmen der 
Rangstelle des Versicherten nach Maßgabe seiner Entgeltpunkte ergibt. Ge- 
schützt wird damit jedoch nicht allgemein das Vermögen und auch nicht eine 
bestimmte Leistungshöhe, Leistungsart oder eine Rentenformel.?" 

Aber selbst für den Vermögenskern der Rentenposition bleibt, entsprechend den 
sog. Eingriffs- und Regelungsschranken, ein weitreichender Spielraum, dessen 
Ausnutzung eine besondere verfassungsrechtliche Rechtfertigung verlangt. Eine 
solche hält das Bundesverfassungsgericht für gegeben, wenn Eingriffe „durch 
Gründe des öffentlichen Interesses unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit gerechtfertigt" sind. Als Rechtfertigungsgründe kommen 
insbesondere die Stabilisierung der Finanzentwicklung sowie die Stärkung des 
Äquivalenzprinzips in Frage. Da dem Gesetzgeber darüber hinaus ein Prognose- 
spielraum hinsichtlich seiner Maßnahmen eingeräumt werden muss, erstrecken 
sich die Grenzen des eigentumsrechtlichen Schutzbereichs auf einen Bereich, 
der auch außerhalb der Eigentumsgarantie nicht größer ausgefallen wäre.?'® 

Die Eigentumsgarantie des Art. 14 GG bietet also keinen generellen Schutz vor 
Steuern oder Abgaben.” Einzig das sog. konsolidierte Vermögen erhält durch 
diese Vorschrift einen isolierten eigentumsrechtlichen Substanzschutz, der es vor 
einer erneuten Besteuerung schützt. Das Konzept des konsolidierten Vermögens 
geht auf den Vermögensteuerbeschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 
22.06.1995 zurück.” Danach wird das Einkommen mit dem Akt der Besteuerung 
zu konsolidiertem Vermögen, das der privaten Vermögenssphäre zuzuordnen ist. 
Umgekehrt gilt dieser Schutz also nicht für Vermögensteile, die noch zu keinem 
Zeitpunkt der Besteuerung unterlegen haben.” 


3.3 Beurteilung des Status quo 


3.3.1 Rentenversicherungsbeiträge 


Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung könnten als sog. Werbungskosten 
(§ 9 Abs. 1 Satz 1 EStG) von der Bemessungsgrundlage durch das objektive 
Nettoprinzip ausgenommen sein. Im Verhältnis zu den Einkünften aus nicht selb- 
ständiger Arbeit ($ 19 EStG) der Erwerbsphase stellen sie allerdings keine Auf- 
wendungen zur Erwerbung, Sicherung oder Erhaltung der Einnahmen dar.?” 
Dagegen können sie für Einkünfte aus wiederkehrenden Bezügen (8 22 Nr. 1 
Buchst. a EStG) als Aufwendungen zur Erwerbung von späterer Rentenleistun- 


211 Vgl. Papier, Hans-Jürgen (1998), S. 863 ff.; Gröpl, Christoph (2001c), S. 625. 
212 BVerfGE 75, 78, S. 97. 

213 Vgl. Papier, Hans-Jürgen (1998), S. 863. 

214 Vgl. Gröpl, Christoph (2001c), S. 624. 

215 BVerfGE 93, 121, S. 137. 

216 So auch BVerfGE 105, 73, S. 122f und 131. 

217 S.§ 9 Abs. 1 Satz 1 EStG. 
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gen und damit als „vorwegentstandene Werbungskosten“” eingestuft werden. 
Dieser Interpretation wird entgegnet, dass es sich bei den Rentenversicherungs- 
beiträgen um Anschaffungskosten für einen Vermögenswert handelt, die damit 
keine Werbungskosten begründen können.?" 

Betrachtet man den eigentumsrechtlich geschützten Vermögenswert der Ren- 
tenanwartschaft, zeigen sich erhebliche Unterschiede zu herkömmlichen Vermö- 
genswerten, wie bspw. zu Ersparnis. Im Gegensatz zu einem Sparguthaben auf 
einem Bankkonto ist die absolute Höhe der Vermögensposition der Rentenan- 
wartschaft nur bedingt (theoretisch) quantifizierbar. Aber auch unabhängig von 
der Frage der Ermittelbarkeit der tatsächlichen Höhe ergeben sich Unterschiede. 
Das Rentenvermögen hat eine andere Qualität als sonstige Vermögen: Es kann 
weder beliehen noch veräußert noch vererbt werden. Bei einem Ableben vor Er- 
reichen des Renteneintrittsalters entfällt es — bis auf Ansprüche von Hinterblie- 
benen - ersatzlos. Dafür ist die Rentenleistung im Gegenzug bis zum tatsächli- 
chen Tod gesichert und damit die Leistungsdauer gerade unabhängig von der 
Summe der eingezahlten Beiträge. Die Frage der systematischen Umsetzung in 
Form einer kapitalgedeckten oder umlagefinanzierten Versicherung ist lediglich 
für eine konkrete Quantifizierung von Bedeutung. Eine kapitalgedeckte Leibren- 
tenversicherung liegt näher an der herkömmlichen Ersparnisbildung als ein um- 
lagefinanziertes,?” beide haben aber sowohl eine Ersparnis- als auch eine Versi- 
cherungskomponente. 

Die Rentenversicherungsbeiträge unterscheiden sich damit deutlich von reinen 
„Sparraten“”', weshalb der Vergleich der Renteversicherungsbeiträge mit 
Aufwendungen auf das Vermögen und die damit Begründete Ablehnung Versi- 
cherungsbeiträge als Werbungskosten zu sehen, nicht zu überzeugen vermag. 
Eine Interpretation von Rentenversicherungsbeiträgen als vorweg entstandene 
Werbungskosten, welche durch die später zu vereinnahmenden Rentenleistun- 
gen veranlasst werden, scheint damit gerechtfertigt.” Der Gesetzgeber hat sich 
jedoch entschieden, die Sozialversicherungsbeiträge konstitutiv den Sonderaus- 
gaben zuzuordnen, eine verfassungsrechtlich zulässige Entscheidung.” 


218 Söhn, Hartmut/ Müller-Franken, Sebastian (2000), S. 444 m.w.N.; Vgl. Zitzelsberger, Heribert 
(1984), S. 473 f.; Söhn, Hartmut (1985), S. 404; Lang, Joachim (2001b), S. 85; aA. 
Wernsmann, Rainer (1998), S. 319 f. 

219 Vgl. Birk, Dieter (1986a), S. 137; Wernsmann, Rainer (1998), S. 319 f. m.w.N. 

220 Vgl. Söhn, Hartmut/ Müller-Franken, Sebastian (2000), S. 445, die diesen Unterschied für 
wesentlich halten; a.A. dazu Wernsmann, Rainer (1998), S. 319; allgemein zu den 
ökonomischen Unterschieden von kapitalgedeckten und umlagefinanzierten 
Altersicherungssystemen vgl. Aaron, Henry (1966) ; Breyer, Friedrich (1990). 

221 Birk, Dieter (1986a), S. 137; ebenso Wernsmann, Rainer (1998), S. 319 f. m.w.N. 

222 Vgl. zustimmend Söhn, Hartmut/ Müller-Franken, Sebastian (2000), S. 445; a.A. Wernsmann, 
Rainer (1998), S. 318 ff; Gröpl, Christoph (2001c, S. 623; von 
„versorgungszweckgebundener Ersparnis“ bzw. von „Kapitalanlagen“ sprechen Seer, Roman 
(1996), S. 335, bzw. Krause-Junk, Gerold/ Müller, Regina (1999), S. 2282. 

223 Vgl. Söhn, Hartmut/ Müller-Franken, Sebastian (2000), S. 445 m.w.N. insbesondere Fn. 33; 
Lang, Joachim (2001b), S. 85. 
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Im Gegensatz zu Werbungskosten, die unbeschränkt abzugsfahig sind,” folgt 
aus dieser Zuordnung des Gesetzgebers, dass sich Vorsorgeaufwendungen die 
Bemessungsgrundlage nur nach Maßgabe des subjektiven Leistungsfähigkeits- 
prinzips mindern können. Es stellt sich die Frage, ob dies für die Beiträge zur 
gesetzlichen Rentenversicherung zutrifft. 

Dies wäre dann der Fall, wenn die Rentenversicherungsbeiträge zwangsläufig 
indisponibles wären. Dies ist zu bejahen. Die Pflichtbeiträge zur gesetzlichen 
Rentenversicherung stellen geradezu das „Musterbeispiel“ zwangläufiger Auf- 
wendungen dar. Deshalb müssen sie von der Bemessungsgrundlage abgezogen 
werden, wenn diese die steuerliche Leistungsfähigkeit verfassungskonform er- 
fassen soll. Eine vorgelagerte Besteuerung wäre damit mit dem Grundgesetz 
unvereinbar.?” Dieser Verstoß ließe sich auch nicht durch die Erfüllung des 
Grundsatzes der Einmalbesteuerung heilen. ?” 

Der Sichtweise, Zwangsbeiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung mindern 
die subjektive Leistungsfähigkeit, wird teilweise widersprochen. Dabei wird argu- 
mentiert, dass sich an der Situation des verantwortungsvollen Bürgers, der auch 
ohne Zwangssystem für sein Alter vorsorge, nichts ändere, wenn die Vorsorge 
von Staatswegen institutionalisiert werde.””’ 

Diesem Vergleich liegen zwei Annahmen zu Grunde. Zum einen wird dabei von 
vollkommenen Kapitalmärkten ausgegangen, zum anderen wird eine Leibrenten- 
versicherung mit Ersparnisbildung gleichgesetzt. In der Realität sind allerdings 
die Kapitalmärkte nicht vollkommen und dem Rentenversicherungsschutz fehlt — 
was bei unvollkommenen Kapitalmärkten von großer Bedeutung ist — die Eigen- 
schaft fungiblen Vermögens, d.h. die Beleihbarkeit, die Veräußerbarkeit sowie 
die Vererbbarkeit sind nicht gegeben. 

Die Rentenversicherungsbeiträge mindern in der Realität die Leistungsfähigkeit, 
da sie, von staatlicher Sozialhilfe im Alter oder einer willentlich verkürzten Le- 
bensdauer einmal abgesehen, ohne Alternative und damit zwangsläufig zu ent- 
richten sind.””® Deshalb stehen diese Einkommensteile den Steuerpflichtigen fak- 
tisch nicht zur Disposition und können nicht für Einkommensteuerzahlungen ver- 
wendet werden.” 


Vermindert sich die subjektive Leistungsfähigkeit nun nicht Kraft Gesetz aufgrund 
von Zwangsbeiträgen, wie bspw. bei selbständig Tätigen, stellt sich die Frage, ob 
und wenn ja in welchem Umfang ihre subjektiven Leistungsfähigkeit durch Vor- 
sorgeaufwendungen gemindert ist. Hier kann auf das vorhergehende Gedanken- 
experiment zurückgegriffen werden. So ist jeder rational handelnde Mensch fak- 


224 Vgl. Wernsmann, Rainer (1998), S. 318. 

225 Vgl. Söhn, Hartmut/ Müller-Franken, Sebastian (2000), S. 446; Birk, Dieter (1986a), S. 138; 
Wernsmann, Rainer (1998), S. 330. 

226 Vgl. Söhn, Hartmut/ Müller-Franken, Sebastian (2000), S. 446. 

227 Wiegard, Wolfgang (2000), S. 11. 

228 Vgl. Söhn, Hartmut (1986), S. 325; Fischer, Peter (2001b), S 614; Gröpl, Christoph (2001c), S. 
623 m.w.N. 

229 Vgl. Söhn, Hartmut (1985), S. 400 f. m.w.N.; Tipke, Klaus; Lang, Joachim (1998), 89 Rz. 42; 
Ruland, Franz (2000), S. 11. 
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tisch gezwungen für sein Alter vorzusorgen.”” Diese faktische Zwangsläufigkeit 
muss der rechtlichen Zwangsläufigkeit von Pflichtbeiträgen gleichgestellt werden. 
Dies folgt aus dem Gleichbehandlungsgrundsatz des Art. 3 Abs. 1 GG, da es 
keine sachlichen Gründe gibt, die beiden Gruppen unterschiedlich zu behan- 
deln.?°' 

Wie bereits in Abschnitt 2.2.2 deutlich wurde, sind die Pflichtbeiträge von Ange- 
stellten zur Sozialversicherung nicht unbeschränkt abzugsfähig. Aber auch für 
Selbständige stellt die Sonderausgabenregelung, trotz ungekürztem Vorwegab- 
zug eine Beschränkung der Abzugsfähigkeit von Vorsorgeaufwendungen dar. 
Deshalb stellt sich die Frage, ob durch die Verfassung, namentlich das Leis- 
tungsfähigkeitsprinzip, die Höhe der abzugsfähigen Vorsorgeaufwendungen nä- 
her konkretisiert und abgegrenzt werden kann. 

Grundsätzlich ist eine Begrenzung der Abzugsfähigkeit nicht von vorneherein 
verfassungswidrig.?”” Dennoch kann die Mindestvorsorge, zu deren Sicherung 
und Erhalt ein Teil des Einkommens zwangsläufig indisponibel ist, nicht als un- 
endlich groß angenommen werden. 

Der Gesetzgeber darf auf die Teile des Einkommens nicht zugreifen, welche der 
Bürger „für ein menschenwürdiges Dasein benötigt”? und muss ihm im Falle der 
Mittellosigkeit diese Mindestvoraussetzung durch Sozialleistungen sichern.?” Der 
eigenverantwortlich handelnde Bürger wird die Mittellosigkeit zu vermeiden su- 
chen. Dies verlangt, dass ihm die Abzugsfähigkeit von der Bemessungs- 
grundlage bis zu einer Höhe des Existenzminimums gewährt wird, welches auch 
die Mindestaltersvorsorge berücksichtigt. Die Mindestvorsorge für die 
Nacherwerbsphase hat sich am Existenzminimum im Alter und damit am 
Mindestbedarf zu orientieren, der im Sozialhilferecht konkretisiert wird.” Um das 
eigenverantwortliche Handeln zu fördern und die Beteiligung des Bürgers an 
seiner Zukunftssicherung durch eigene Mittel zu honorieren, sollte ein das 
Sozialhilfeniveau übersteigender Teil steuerlich geltend gemacht werden 
könne.” Als Minimum können die Pflichtbeittäge zur gesetzlichen 
Rentenversicherung gezählt werden, die vom Gesetzgeber festgelegt, eine 
Mindestvorsorge darstellen. Eine darüber hinausgehende steuerliche 
Berücksichtigung von Aufwendungen stellt folglich eine steuerliche Förderung 
dar, die das Leistungsfähigkeitsprinzip durchbrich. Aus Gründen der 
Gleichbehandlung werden Vorsorgeaufwendungen von nicht Pflichtversicherten 
in gleicher Höhe gewährt werden müssen, wie bei Pflichtversicherten. Die 


230 So auch Wiegard, Wolfgang (2000), S. 11, der allerdings daraus zu einer Schlussfolgerung 
kommt, der oben widersprochen wurde. 

231 Vgl. Eichborn, Wolfgang von (2000), S. 949 m.w.N.; Seer, Roman (1996) ,S. 334; etwas 
allgemeiner bereits Söhn, Hartmut (1985), S. 404; Söhn, Hartmut (1986), S. 325; Söhn, 
Hartmut (1990), S. 360. 

232 Vgl. Söhn, Hartmut/ Müller-Franken, Sebastian (2000), S. 447 m.w.N. 

233 Söhn, Hartmut/ Müller-Franken, Sebastian (2000), S. 448. 

234 Vgl. Söhn, Hartmut/ Müller-Franken, Sebastian (2000), S. 448. 

235 Vgl. Eichborn, Wolfgang von (2000), S. 945 m.w.N.; Seer, Roman (1996) ,S. 333. 

236 Vgl. Eichborn, Wolfgang von (2000), S. 945; zustimmend Söhn, Hartmut/ Müller-Franken, 
Sebastian (2000), S. 448. 
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zusätzliche steuerliche Förderung der privaten Altersvorsorge kann ebenfalls 
unter der Mindestvorsorge subsumiert werden, soweit sie mit ihren Leistungen in 
Zukunft lediglich einen Teil der Regelalterssicherung ersetzt, der noch eine 
Mindestvorsorge sicherstellt.” 


3.3.2 Rentenleistungen 


Ob Alter zu einer Verringerung der monetären Leistungsfähigkeit führt, kann 
durchaus bezweifelt werden, weshalb in Alterseinkommen in gleicher Weise 
Leistungsfähigkeit gesehen werden kann, wie in Erwerbseinkinfte.** Eine grund- 
sätzliche Unterscheidung bei der Steuerbelastung ist damit nicht notwendig. 
Handelt es sich bei dem Einkommen um Leistungen der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung, könnte die Besteuerung jedoch durch den Eigentumsschutz nach Art. 
14 GG eine Einschränkung erfahren.?” 

Diese Argumentation hebt darauf ab, dass Sozialversicherungsrenten Kapital- 
rückflüsse aus einer eigentumsrechtlich geschützten Rechtsposition darstellen. 
Durch Rechtssprechung wurde die Rentenanwartschaft der Sozialversicherungs- 
rente als eigentumsrechtlich geschützte Vermögensposition anerkannt, unab- 
hängig ob sie durch eigene Beiträge oder durch Beiträge Dritter erwirtschaftet 
wurden.? Wie bereits ausgeführt, erstreckt sich der Eigentumsschutz lediglich 
auf den Vermögenskern der Rentenanwartschaft und damit auf einen Anteil an 
einer Umverteilungsmasse und nicht auf eine konkrete Leistungshöhe. Fließen 
die Leistungen aus der gesetzlichen Rentenversicherung teilweise oder vollstän- 
dig als Ausdruck steuerlicher Leistungsfähigkeit in die Bemessungsgrundiage 
ein, entzieht das dem Steuerpflichtigen dadurch nicht seine Versorgungsansprü- 
che an sich, eine Enteignung von Eigentum im Sinne des Art. 14 GG liegt damit 
nicht vor. Ein konkreter Substanzschutz erstreckt sich nur auf das sog. konsoli- 
dierte Vermögen”“'. Dieser Vermögensteil unterlag zu einem früheren Zeitpunkt 
bereits der Besteuerung und wird durch Art. 14 GG vor einer erneuten — doppel- 
ten — Besteuerung geschützt. Im Umkehrschluss erstreckt sich dieser Schutz 
nicht auf Vermögensmehrungen, bei denen die „Besteuerung zu einem - mögli- 
chen - früheren Zeitpunkt unterblieben ist oder ,aufgeschoben’ wurde.“ 

Bei einem Rentensystem, das auf der nachgelagerten Besteuerung beruht, wür- 
de aber genau das auf die Rentenleistungen zutreffen. Die Beiträge, auf welche 
die Leistungen zurückgehen, wurden in der Erwerbsphase noch nicht besteuert, 


237 Ein konkret ausgearbeiteter Vorschlag für eine Freibetragsregelung findet sich bei Stöhr, 
Thomas (1998a), S. 109 f. 

238 Tipke, Klaus/ Lang, Joachim (1998), § 9 Rz. 603. 

239 Vgl. Abschnitt 3.2.2. Birk, Dieter (1986a), S. 138; Birk, Dieter (1987), S. 9 f.; Ruland, Franz 
(2000), S. 11. 

240 Vgl. Gröpl, Christoph (2001c), S. 624 m.w.N. 

241 BVerfGE 93, 121, S. 137. 

242 BVerfGE 105, 73, S. 122 f. 
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weshalb die Rechtsposition d.h. der Kern der Leistungen zwar geschützt ist, die 
Zahlbeträge gleichwohl in die Steuerbemessungsrundlage einfließen können.” 
Zu dem gleichen Ergebnis kam Söhn 1986 durch eine etwas andere Argumenta- 
tion.“ Ausgehend vom Leistungsfähigkeitsprinzip konstatierte er eine um die 
Beitragszahlungen reduzierte Leistungsfähigkeit im Zeitpunkt der Erwerbsphase, 
dafür eine um die volle Rentenleistung erhöhte Leistungsfähigkeit in der Nacher- 
werbsphase. Dadurch, dass die Beiträge und Leistungen in einem Zusammen- 
hang stehen, entseht zwangsläufig eine Kopplung der steuerlichen Behandlung 
der Zahlungsströme dieser beiden Lebensphasen. Die Besteuerung in der Er- 
werbsphase führt zu einer „rechtlichen Vorgabe für die steuerliche Behandlung 
der Altersbezüge““. Dies stellt jedoch nur eine einseitige Bindung von der Er- 
werbs- zur Nacherwerbsphase dar, die er als „einseitige Korrespondenz“ be- 
zeichnet. Die Leistungsfähigkeit, die in der Erwerbsphase von den Beitragszah- 
lungen absorbiert wird, fließt dem Versicherungspflichtigen in der Nacherwerbs- 
phase wieder zu; hierfür prägt Söhn den Begriff des aufschiebend bedingt zuflie- 
Renden Einkommens.” 

Burbank hält dagegen eine vollständige Besteuerung der Rentenleistungen für 
verfassungswidrig, da die Vermögensposition durch Art. 14 GG geschützt sei. 
Eine Abweichung hiervon hält er nur für möglich, wenn der steuerrechtliche und 
der verfassungsrechtliche Vermögensbegriff von einander abweichen könnten, 
was er verneint. Mit der Unterscheidung in „konsolidiertes“ und „nicht konsoli- 
diertes“ Vermögen durch den Vermögensteuerbeschluss des Bundesverfas- 
sungsgerichts ist es aber indirekt zu einer Differenzierung von Vermögensberei- 
chen mit unterschiedlicher Schutzwirkung gekommen. 

Nach den Argumenten Söhns sowie denjenigen des Bundesverfassungsgerichts 
insbesondere aus dem dritten Urteil zur Rentenbesteuerung muss die Steuerbe- 
lastung des Rentenzuflusses immer im Zusammenhang mit der Abzugsfähigkeit 
der Beiträge betrachtet werden.” Wobei auch Söhn/ Müller-Franken deutlich 
machten, dass das finanzwissenschaftliche Korrespondenzprinzip die Folge einer 
leistungsfähigkeitskonformen und damit verfassungsrechtlich ausgestalteten Be- 
steuerung sei und nicht den Rechtfertigungsgrund für eine nachgelagerte Be- 
steuerung darstelle.?* 

Bei der aktuellen Besteuerung von Beiträgen zu und Leistungen aus der gesetz- 
lichen Rentenversicherung ist genau dieser Zusammenhang zwischen Besteue- 


243 Vgl. Gröpl, Christoph (2001c), S. 625; a.A. Birk, Dieter (1986a), S. 138; Birk, Dieter (1987), S. 
9 f.; Burbank, Carsten (1991), S. 124; Stöhr, Thomas (1998a), S. 126; Ruland, Franz (2000), 
S.11. 

244 Vgl. Söhn, Hartmut (1986), S. 332 f. 

245 Söhn, Hartmut (1986), S. 332. 

246 Söhn, Hartmut (1986), S. 332. 

247 Söhn, Hartmut (1986), S. 332; vgl. a.A. a.A. Birk, Dieter (1986a), S. 138 f.; Burbank, Carsten 
(1991), S. 123 f. 

248 Hierauf wird in Abschnitt 5.2.2 zurückgegriffen, wenn es für die Beurteilung von 
Reformalternativen ein Maßstab zur Vermeidung von Doppelbesteuerung abzuleiten gilt. 

249 Vgl. Söhn, Hartmut/ Müller-F ranken, Sebastian (2000), S. 450; ebenso kritisch BVerfGE 105, 
73, 73 ff. Rn. 220. 


Alexander Meindel - 978-3-631-75051-3 
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 08:49:27AM 
via free access 


83 


rung von Beitragen und Leistungen nicht gegeben. Genau hier lag der Hauptkri- 
tikpunkt des Bundesverfassungsgerichts in seiner dritten Entscheidung zur 
„Rentenbesteuerung“: Die Höhe des Ertragsanteils wird z.Z. unabhängig davon 
ermittelt, in welchem Umfang die Rentenleistungen auf zuvor unversteuerte Bei- 
träge des Versicherten zurückzuführen sind.?” 

Die nachgelagerte Besteuerung entspricht aus juristischer Sicht weder einem 
Systemwechsel zur konsumorientierten Besteuerung noch stellt sie ein Fremd- 
körper im System der traditionellen Einkommensteuer dar. Sie setzt vielmehr die 
klassische Einkommensteuer nach der Reinvermögenszugangstheorie um.” Sie 
entspricht dem Leistungsfähigkeitsprinzip, das sich aus dem allgemeinen Gleich- 
heitssatz des Art. 3 Abs. 1 ableitet, und erfährt auch keine Beschränkung durch 
den Eigentumsschutz aus Art. 14 GG. Die vorgelagerte Besteuerung widerspricht 
dagegen dem Leistungsfähigkeitsprinzip, soweit die Rentenversicherungsbei- 
träge als Zwangsbeiträge rechtlich zwangsläufig indisponibel sind oder vom 
Umfang eine Mindestvorsorge darstellen und dadurch faktisch zwangsläufig in- 
disponibel sind. Da der Status quo vom Bundesverfassungsgericht als unverein- 
bar mit dem Grundgesetz erklärt wurde und die vorgelagerte Besteuerung keine 
verfassungskonforme Alternative darstellt, bleibt als verfassungskonformes Ziel- 
system die nachgelagerte Besteuerung übrig. 


3.4 Übergang zu einer nachgelagerten Besteuerung 


Nachdem das Reformziel aus juristischer Sicht konkretisiert ist, gilt es zu analy- 
sieren, welche verfassungsrechtlichen Schranken dem Reformprozess auferlegt 
sind. Wie sollen oder können Bestandsrenten besteuert werden, welche Grenzen 
der Besteuerung gibt es für die Übergangsgenerationen zu beachten? Bei dieser 
Betrachtung kann auf die Diskussion des Eigentumsschutzes zurückgegriffen 
werden.?” I.d.R. wird von einem kontinuierlichen und langen Reformprozess 
ausgegangen.?” Aus verfassungsrechtlicher Sicht dürfte der Übergang bei der 
Besteuerung von Sozialversicherungsrenten kritischer sein, als die Freistellung 
der Beiträge. Letztere ist hauptsächlich hinsichtlich der Aufkommenswirkung von 
Belang. 

In seinem dritten Urteil zur Rentenbesteuerung vom 06.03.2002 wies das Bun- 
desverfassungsgericht im dritten Leitsatz explizit darauf hin, dass der Gesetzge- 
ber eine Neuregelung der Besteuerung von Beiträgen zu und Leistungen aus 
Alterssicherungssystemen so auszugestalten habe, „das eine doppelte Besteue- 
rung vermieden wird.“ Diese Forderung ist so allgemein, dass sie praktisch 
keinen Widerspruch hervorruft.” Dafür dürften die Diskussionen hinsichtlich der 
Konkretisierung und Abgrenzung der Doppelbesteuerung umso kontroverser 


250 S. BVerfGE 105, 73, S. 110; sowie Abschnitt 3.1.3. 

251 Vgl. Söhn, Hartmut/ Müller-Franken, Sebastian (2000), S. 450; a.A. Wiegard, Wolfgang 
(2000), S. 12; Krause-Junk, Gerold/ Müller, Regina (1999), S. 2283. 

252 Vgl. Abschnitt 3.2.2 sowie 3.3.2. 

253 Vgl. statt aller Lang, Joachim (2001b) S. 85, BMA (Hrsg.) (1983b), S. 177. 

254 BVerfGE 105, 73, S. 74. 

255 Vgl. statt aller Ruland, Franz (2001), S. 37; Gröpl, Christoph (2001c), S. 628. 
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sein. Dies dürfte insbesondere hinsichtlich der Grenzen der Nachversteuerbarkeit 
im Rahmen der Reform der Rentenbesteuerung gelten.?°® 

Das wichtigste Kriterium zur Begrenzung des Steuerzugriffs stellt das Konstrukt 
des sog. konsolidierten?”” Vermögens dar. Wie bereits erläutert handelt es sich 
dabei um eigentumsrechtlich geschützte Vermögenspositionen, die auf einen 
Vermögenszuwachs zurückgehen, der bereits der Besteuerung unterlegen hat. 
Übertragen auf die gesetzliche Rentenversicherung gilt es also, bei der Ermitt- 
lung der Steuerbemessungsgrundlage aus den Rentenleistungen die versteuerte 
Rentenposition auszuscheiden. Dieser Bestandteil genießt einen eigentums- 
rechtlichen Bestandsschutz. 

Aber auch über den Schutz durch Art. 14 GG hinaus, begrenzt der Grundsatz der 
Besteuerungsgleichheit gem. Art. 3 Abs. 1 GG den Steuerzugriff auf die Über- 
gangsgenerationen. So würde eine doppelte steuerliche Erfassung des Einkom- 
mens in der Übergangsphase die von der Reform betroffenen Generationen ge- 
genüber vorhergehenden wie nachfolgenden Generationen diskriminieren. Hier- 
für müsste ein sachlich gerechtfertigter Grund vorliegen. Warum die Belastung 
einer Umstellung der Besteuerungsmodalitäten nur ein Teil der Bevölkerung zu 
tragen habe, kann durch die aktuelle Notwendigkeit alleine nicht hinreichend ge- 
rechtfertigt werden. Dies gilt umso mehr, da die Steuerbelastung im Status quo 
höher liegt, als im System nach der Reform. Die Ubergangsgeneration wäre 
sonst in zweifacher Hinsicht benachteiligt, zum einen durch die Nachteile des 
Status quo und zum anderen durch die Zusatzlasten der Reform. 


Darüber hinaus begrenzt der allgemeine Vertrauensschutz den Spielraum einer 
Reform. Diesen hat das Bundesverfassungsgericht als Gebot des Rechtsstaats- 
prinzips aus Art. 20 Abs. 3, Art. 28 Abs. 1 Satz 1 erachtet.” Beim Vertrauens- 
schutz wird zwischen echter und unechter Rückwirkung unterschieden. Da eine 
Reform der Rentenbesteuerung sich nur auf zukünftige Geldströme bezieht, stellt 
sich die Frage nach der unzulässigen echten Rückwirkung nicht. Die Nach- 
versteuerung kann damit nur unter dem Aspekt der unechten Rückwirkung eine 
Einschränkung erfahren. Eine unechte Rückwirkung ist dann unzulässig, „wenn 
der Steuerpflichtige auf die Fortgeltung der bisherigen Gesetzeslage vertraut hat, 
sein Vertrauen schutzwürdig ist und gegenüber diesem schutzwürdigen Ver- 
trauen nicht zwingende Gründe des gemeinen Wohls überwiegen. “® 

Der Sozialversicherungspflichtige hat darauf vertraut, dass ihm die gesetzliche 
Rente, wie sie in der jetzigen Form besteht auch in diesem Umfang zur Verfü- 
gung steht. Die Belastung, die eine sofortige volle Besteuerung der Rentenleis- 


256 Vgl. Brall, Natalie/ Bruno-Latocha, Gesa/ Lohmann, Albert (2002), S. 428 ff.; BMF (Hrsg.) 
(2003), S. 49 und 56 ff. sowie die Stellungnahme des VDR zu diesem Gutachten in: VDR 
aktuell vom 17.03.2003. 

257 S. BVerfGE 93, 121, S. 137. 

258 Vgl. Meindel, Alexander (2002) 19 ff., sowie Abschnitt 2.2; zur Vorteilhaftigkeit der 
nachgelagerten Besteuerung aus theoretischer Sicht vgl. Wiegard, Wolfgang (2000), sowie 
Kapitel 4. 

259 Vgl. Gröpl, Christoph (2001c), S. 627 m.w.N. 

260 Gröpl, Christoph (2001c), S. 627 m.w.N. 
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tungen darstellen würde, könnten Bestandsrentner und rentennahe Jahrgänge 
nicht mehr kompensieren, im Extremfall müssten die Rentner auf Sozialhilfe zu- 
rückgreifen. Daraus wird deutlich, dass das Vertrauen nicht nur schutzwürdig ist, 
sondern dass sogar aus Gründen des Allgemeinwohls eine Vermeidung dieses 
Szenarios sinnvoll erscheint. Im umgekehrten Fall müsste die Allgemeinheit die 
Lasten der Existenzsicherung der betroffenen Rentner auf eine andere Art si- 
cherstellen. Deshalb verbietet sich eine Umstellung uno actu. 

Das konsolidierte Rentenvermögen genießt also einen Bestandsschutz aus Art. 
14 GG, d.h. die Rentenversicherten dürfen auf den Schutz ihres Eigentums ver- 
trauen. Die Gewährleistung für dieses Eigentum gibt den möglichen Rahmen für 
die Inhalts- und Schrankenbestimmungen des Eigentumsschutzes vor. „Der Be- 
standsschutz knüpft an den bisherigen Nutzungs- und Wertstatus des Eigentums 
an und verlangt, dass er auch in der Zukunft erhalten bleibt.“*°' Damit ist bei der 
Quantifizierung des Eigentums, das sich aus den versteuerten Beitragen gebildet 
hat, der zeitliche Zusammenhang zu berücksichtigen. Wird der Zeitfaktor nicht 
hinreichend berücksichtigt, dann wird das Vertrauen auf das konsolidierte Ver- 
mögen enttäuscht, die Privatnützigkeit des Eigentums durch doppelte steuerliche 
Belastung verletzt und die Grenzen des Halbteilungsgrundsatzes des Art. 14 
überschritten.” Da der Versicherte seine Rentenanwartschaft über einen sehr 
langen Zeitraum aufbaut und die Beiträge nach Maßgabe des Bruttoeinkommens 
und dem Beitragssatz des jeweiligen Kalenderjahres ermittelt wurden, sind die 
versteuerten Beiträge, im Verhältnis zum Zeitwert des jeweiligen Jahres zu be- 
werten. 

Auf diese Problematik wurde bereits im ersten Urteil zur Rentenbesteuerung vom 
26.03.1980 hingewiesen. Die Kläger argumentierten, dass die Rentenversiche- 
rungsbeiträge kein hinreichendes Differenzierungskriterium für die unterschiedli- 
che Besteuerung von Renten und Pensionen darstelle, da die Rentenleistung bei 
Sozialversicherungspflichtigen, zu weniger als 10% auf Beiträge zurückgehe, und 
diese darüber hinaus überwiegend unversteuert geblieben seien. Dieses Argu- 
ment verwarf das Gericht mit dem Hinweis, dass eine Summation nomineller Be- 
träge den Gegebenheiten nicht gerecht werde, da der Geldwert während des 
Versicherungsverlaufes nicht unverändert geblieben sei.’ Die Quantifizierung 
stellt eine ökonomische Fragestellung dar und wird in Abschnitt 5.2.2 beantwor- 
tet. Zur Vermeidung einer Doppelbesteuerung muss hierfür eine Maßzahl entwi- 
ckelt werden, welche das konsolidierte Vermögen, das sich aus den versteuerten 
Beiträge gebildet hat, nach Maßgabe des jeweiligen Zeitwertes erfasst. 

Doch zuvor muss aus juristischer Sicht beantwortet werden, auf welche Teile der 
Rentenleistung sich eine Nachversteuerung erstrecken darf oder umgekehrt, 
welche Leistungsteile aus der Auflösung des konsolidierten Vermögens stam- 
men. Zum einen kann diese Frage aus Sicht der Finanzierungsquellen betrachtet 
werden, zum anderen hinsichtlich der Leistungsbestandteile.* Auf der Finanzie- 


261 Gröpl, Christoph (2001c), S. 626 m.w.N. 

262 Vgl. Gröpl, Christoph (2001c), S. 626 f.; Lang, Joachim (2001b), S. 85 
263 S. BVerfGE 54, 11, S. 27 ff. 

264 Vgl. Abbildung 3-1. 
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rungsseite stehen die Beitragsteile des Arbeitnehmers und des Arbeitgebers, 
sowie der Bundeszuschuss. Auf der Seite der Leistungen ergeben sich je nach 
Qualifikation der gesetzlichen Rentenversicherung unterschiedliche Leistungs- 
teile, die steuerrechtlich unterschiedlich zu beurteilen sind. Unter bestimmten 
Voraussetzungen übersteigt die Summe der Rentenleistungen nominal die 
Summe der Beitragszahlungen.”” Zu der Summe aus Arbeitnehmer- und 
Arbeitgeberbeiträgen und dem Transferanteil, der über den Bundeszuschuss 
finanziert wird, kommt ein Leistungsanteil hinzu, der im Verhältnis zu den Beiträ- 
gen eine Wertsteigerung darstellt. Wie diese Wertsteigerung korrekt steuerlich zu 
behandeln wäre, gilt es für den Übergang auf eine nachgelagerte Besteuerung 
zu beurteilen. 


Abbildung 3-1: Zusammensetzung der Finanzierungs- und 
Leistungsbestandteile der gesetzlichen Rentenversicherung 


Finanzierung Leistung Interpretation der 
Rentenversicherung 


AN-Beiträge AN-Beiträge 
AG-Beiträge AG-Beiträge 
Bundeszuschuss Transferleistungen 
Zinsen Ersparnis 


Vermögensauflösung Vermögenswert 


Umverteilungsgewinn Versicherung 


Quelle: eigene Darstellung 


Der Arbeitgeberanteil der Beiträge wird gem. $ 3 Nr. 62 EStG von der Einkom- 
mensteuer freigestellt. Gemäß der überwiegenden Meinung in der Literatur ge- 
schieht dies deklaratorisch, da diese Beitragsteile in der Erwerbsphase als dem 
Arbeitnehmer nicht zugeflossen gesehen werden.” Beim Arbeitgeber stellen die 
Beiträge Betriebsausgaben dar; damit können sie als unversteuert gelten. Da die 
Arbeitgeberbeiträge auf eigene Leistungen des Arbeitnehmers zurückgehen, füh- 
ren sie zu einer geschützten Rechtsposition. Diese ist allerdings noch nicht zu 
Privatvermögen erstarkt und deshalb auch nicht vor einer Besteuerung abge- 
schirmt.?” Wäre § 3 Nr. 62 EStG konstitutiver Natur, würden die Beiträge als 


265 Für ein umlagegedecktes Alterssicherungssystem muss das Lohnsummenwachstum positiv 
sein. Vgl. Aaron, Henry (1966), S. 371 ff. Breyer, Friedrich (1990), S. 16 f. 

266 S. BVerfGE 105, 73, S. 95 m.w.N.; a.A. VDR (2001), S. 671 f. vgl. Abschnitt 2.2.2. 

267 Vgl. Papier, Hans-Jürgen (1998), S. 861. 
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zugeflossen und damit als rechtsbegründend steuerbefreit gelten, was eine 
Nachversteuerung nicht zuließe.?°® 

Schwieriger dagegen stellt sich die Situation bei den Arbeitnehmerbeiträgen dar. 
Sie müssen grundsätzlich aus steuerbarem Arbeitslohn und damit aus steuer- 
pflichtigen Einkünften” geleistet werden. Als Vorsorgeaufwendungen können sie 
nach Maßgabe des § 10 Abs. 1 Nr. 2a EStG als Sonderausgaben von der Be- 
messungsgrundiage abgezogen werden” Da der Freibetrag der 
Sonderausgabenregelung mit steigendem Einkommen abnimmt vergrößert sich 
der Teil der versteuerten Beiträge kontinuierlich. Ein Angestellter an der Bei- 
tragsbemessungsgrenze kann ca. 80% seiner Arbeitnehmerbeiträge nicht als 
Sonderausgaben abziehen, sie müssen also aus versteuertem Einkommen ent- 
richtet werden.” 

Es stellt sich die Frage, ob die Arbeitnehmerbeiträge vollständig oder lediglich mit 
dem versteuerten Anteil konsolidiertes Vermögen darstellen, d.h. ob eine Nach- 
versteuerung derjenigen Teile der Arbeitnehmerbeiträge, die durch die Sonder- 
ausgabenregelung befreit wurden, zulässig ist. 

Als Beurteilungskriterium könnte hierfür das Prinzip aufschiebend bedingt zuflie- 
Rende Leistungsfähigkeit”’”” herangezogen werden. Danach wird durch die Bei- 
tragszahlungen Leistungsfähigkeit als von der Erwerbs- in die Nacherwerbs- 
phase aufgeschoben gesehen. Geht dies mit einer vom Gesetzgeber „bewussten 
und gewollten“ Aufschiebung der Besteuerung einher, muss diese zum Zeitpunkt 
des endgültigen Zuflusses nachgeholt werden.?” 

Sieht man in der Sonderausgabenregelung eine Ausnahmeregelung, die insbe- 
sondere kultur-, sozial- und wirtschaftspolitische Ziele verfolgt, und damit durch 
sie ein Teil der Einkommensverwendung lediglich eine Privilegierung erfährt, 
dann scheint eine bewusste und gewollte Aufschiebung der Besteuerung nicht 
gegeben zu sein. Eine Nachversteuerung käme damit nicht in Frage. Stellt die 
Regelung zur Freistellung der Vorsorgebeiträge dagegen den Versuch dar, dem 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeitsprinzip — wenn auch in ungenügender Weise — 
Rechnung zu tragen, könnte eine bewusste und gewollte Aufschiebung der Be- 
steuerung gegeben sein. Dieser Überlegung kann entgegnet werden, dass die 
Begrenzte Abziehbarkeit von Vorsorgeaufwendungen für Sozialversicherungs- 
pflichtige und Beamte in gleicher Art und Weise Anwendung findet, obwohl Be- 
amte keine offen ausgewiesenen Altersvorsorgebeiträge zu entrichten haben. 
Wäre eine Aufschiebung der Besteuerung von Beiträgen auf die Nacherwerbs- 
phase das Ziel gewesen, hätte diese Regelung für Beamte nur in gekürzter Form 
umgesetzt werden dürfen. Dies ist nicht der Fall, weshalb eine bewusste und 
gewollte, teilweise Aufschiebung der Besteuerung nicht die Absicht des Gesetz- 


268 VDR (2001), S. 671 f. 

269 S. §§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4, 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG. 

270 BVerfGE 105, 73, S. 95 f. 

271 Vgl. Abbildung 2-7, wobei dort die Summe aus Arbeitnehmer- und Arbeitgeberbeiträge als 
Bezugsgröße verwendet wird. 

272 Söhn, Hartmut (1986), S. 332. 

273 Söhn, Hartmut (1986), S. 331; BVerfGE 105, 73, S. 122 f. 
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gebers war. Damit müsste der gesamte Arbeitnehmeranteil als konsolidiertes 
Privatvermögen von einer Nachversteuerung verschont werden. 

Eine abschließende, juristische Klärung kann an dieser Stelle nicht geleistet wer- 
den. Im Weiteren wird als maximal denkbare Obergrenze die Besteuerung be- 
trachtet, wenn die in der Erwerbsphase freigestellten Arbeitnehmerbeiträge bei 
der Rentenleistung nachversteuert werden. 

Als dritter Leistungsteil der gesetzlichen Rente gilt es den Transferanteil zu be- 
trachtet. Er geht im Gegensatz zu den beiden anderen Komponenten gerade 
nicht auf eigene Leistungen zurück sondern wird aus allgemeinen Steuermitteln 
bestritten. Mit ihm werden sozialstaatliche Ziele verfolgt. Die Größe dieses An- 
teils ergibt sich beim jeweiligen Versicherten erst mit Eintritt des Versicherungs- 
falls, weshalb eine Besteuerung dieses Anteils in der Erwerbsphase nicht mög- 
lich ist. Grundsätzlich besteht kein Verbot, Transfereinkommen zu besteuern. 
Werden sie in die Steuerbemessungsgrundlage aufgenommen, hilft dies die 
Transparenz des Steuer-Transfer-Systems zu unterstützen und eine Verfäl- 
schung der Steuerprogression zu vermeiden. Letzteres ist grundsätzlich auch 
möglich, wenn die Leistungen einem Progressionsvorbehalt unterliegen.?’* 
Andererseits bläht dieses Vorgehen das Transfervolumen auf und ist aufgrund 
des zusätzlichen Verwaltungsaufwands mit vermeidbaren Kosten verbunden. 

Soll für den Übergang vom Status quo zur nachgelagerten Besteuerung lediglich 
die Summe der Steuerzahlbeträge der Erwerbsphase in der Nacherwerbsphase 
steuerfrei zurückgezahlt werden, führt dies dazu, dass der Wertzuwachs besteu- 
ert wird, Wertminderungen reduzieren die Bemessungsgrundlage und damit die 
Steuerlast.?”® Eine konsequente Umsetzung erforderte dann versteuerte Beitrags- 
zahlungen der Erwerbsphase, die bei einem vorzeitigen Tod noch nicht zurück- 
gezahlt wurden, den Erben auszuzahlen. Andernfalls läge eine Enteignung kon- 
solidierten Vermögens vor. 

Ob der Wertzuwachs von der Einkommensteuer zu erfassen wäre, hängt davon 
ab, als was die gesetzliche Rentenversicherung angesehen wird. Je nach 
Interpretation der Rentenversicherung führt dies zu einer unterschiedlichen steu- 
erlichen Qualifikation des Wertzuwachses.?”® 

Wird das System der gesetzlichen Rentenversicherung als herkömmliche Er- 
sparnisbildung gesehen, dann kann eine - sich im intertemporalen Zusammen- 
hang der Beiträge mit den Leistungen ergebende Wertsteigerung — als Zinser- 
träge interpretiert werden, die zu versteuern sind. 

Wird dagegen mit den Beiträgen eine vermögenswerte Rechtsposition erstan- 
den, ergeben sich die Wertsteigerung nicht aus den Erträgen des Vermögens, 
sondern lediglich aus einer Veränderung des Marktwertes, vergleichbar mit dem 
Wert einer Immobilie, deren Marktwert zunimmt. Diese Wertänderung ist ein- 
kommensteuerlich unerheblich, solange sie nicht im Rahmen von Spekulations- 
geschäften am Markt realisiert werden und zwischen Anschaffung und Veräuße- 


274 Vgl. Gröpl, Christoph (2001b), S. 574; BMF (Hrsg.) (1986), S. 17. 

275 Vgl. Lang, Joachim (2001b), S. 87; Esser, Clemens (1997), S. 246; auf das Problem der 
Bewertung des Zeitwertes wurde bereits hingewiesen. 

276 Vgl. Abbildung 3-1. 
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rung die Frist gem. $ 23 EStG nicht unterschritten wird.” Da ein Großteil der 
Beitragszahlungen zur gesetzlichen Rentenversicherung einen erheblichen zeitli- 
chen Abstand zu den Rentenleistungen hat und auch die Art des Vermögens- 
wertes sich für Spekulationsgeschäfte grundsätzlich nicht eignet, wären die Teile 
der Rentenleistungen, die als eine Veräußerung einer vermögenswerten Rechts- 
position einzustufen sind, steuerfrei zu belassen.?”® 

Als drittes kann die Rentenversicherung als Versicherung interpretiert werden, 
die das Risiko der Langlebigkeit absichert und deren Leistungen als Vermögens- 
umschichtung innerhalb der Versichertengemeinschaft zu qualifizieren sind. Auch 
diese Wertsteigerung stellt eine vermögenswerte Rechtsposition dar. Da der 
Risikoanteil der Rentenleistung nach dem Versicherungsprinzip kein erzieltes 
Einkommen im Sinne des § 2 Abs. 1 EStG ist, sondern ein erkauftes Vermögens- 
recht, wäre dieser Anteil nicht steuerbar und damit — so Fischer — aus der Be- 
messungsgrundlage auszuscheiden.””° 

Dieser Auffassung wird für die vorliegende Arbeit gefolgt, da die Rentenanwart- 
schaft als Vermögenswert der gesetzlichen Rentenversicherung nicht beleihbar, 
nicht vererblich, nicht veräußerbar, nicht übertragbar und nicht kapitalisierbar ist, 
kann sie weder mit herkömmlicher Ersparnis noch mit marktgängigem Vermögen 
(bspw. Zero-Bonds) verglichen werden.?” 

Das Bundesverfassungsgericht äußert sich in seinem dritten Rentenbesteue- 
rungsurteil zur Frage der Doppel- bzw. der Nachversteuerung folgendermaßen: 
„Was bereits der Einkommensteuer unterlegen hat, darf nicht ein zweites Mal, 
also doppelt, besteuert werden. Eine "spätere" steuerliche Erfassung einer Ver- 
mögensmehrung kommt dagegen in Betracht, wenn die Besteuerung zu einem - 
möglichen - früheren Zeitpunkt unterblieben ist oder "aufgeschoben" wurde.“®' 
Wenn nun aber die gesetzliche Rentenversicherung nicht als Ersparnisbildung 
sondern als Versicherung interpretiert wird, ist eine Besteuerung der Vermö- 
gensmehrung weder vor Eintritt des Versicherungsfalls möglich gewesen, da 
keine Einkünfte angefallen sind, noch ist sie bewusst oder gewollt aufgeschoben 
worden. Folgt man dieser Auffassung, so darf der Wertzuwachs auf den versteu- 
erten Teil der Rentenversicherungsbeiträge nicht besteuert werden. Diese Inter- 
pretation geht konform mit der Feststellung des Bundesverfassungsgerichtes im 
ersten Rentenbesteuerungsurteil, wonach die Steuerbefreiung sich nicht lediglich 
auf die Summe der nominellen Beiträge erstrecken dürfe, da der Geldwert nicht 
unverändert geblieben sei.” 

Der Wissenschaftlichen Beirat beim Bundesministerium der Finanzen wies dage- 
gen in seinem Gutachten die Redistributionsvorteile zwar den steuerbaren Ein- 
kommen zu, aus Gründen der Praktikabilität sprach er sich jedoch dafür aus, sie 


277 S. §§ 22 Nr. 2; 23 EStG sowie Tipke, Klaus/ Lang, Joachim (1998), § 9 Rz. 595. 
278 Hierauf wurde bereits vom Bundesverfassungsgericht hingewiesen, s. BVerfGE 54, 11, S. 31. 
279 Vgl. Fischer, Peter (2001b), S. 617; zustimmend Gröpl, Christoph (2001b), S. 573; a.A. BMF 
(Hrsg.) (1986), S. 15; Lang, Joachim (2001b), S. 87. 
280 A.A. dagegen BMF (Hrsg.) (2003), S. 106. 
281 BVerfGE 105, 73, S. 122 f. 
282 BVerfGE 54, 11, 26 ff. 
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zu vernachlässigen, solange ein System der Teilbesteuerung vorliegt und statt 
dessen von mittleren Laufzeiterwartungen auszugehen.” Eine Quantifizierung 
dieses Teils der Leistung im System der gesetzlichen Rentenversicherung wäre 
jedenfalls mit großen Schwierigkeiten verbunden. Entweder müssten sie ex ante 
über entsprechende Wahrscheinlichkeiten geschätzt werden oder ex post — im 
Fall der Rentenversicherung nach dem Tod des Versicherten — ermittelt werden. 
An den aufgeführten Aspekten wird deutlich, dass eine quantitative Maßzahl 
zwar notwendig ist, um eine von allen geforderte Vermeidung von Doppelbesteu- 
erung zu gewährleisten, die Konkretisierung aber einige Untiefen birgt. 
Insbesondere wird die Begründung der Ausgestaltung der Reform weitreichende 
Konsequenzen und Folgewirkungen in artverwandten Rechtsgebieten haben.?** 
Fischer sieht im Konstrukt der aufschiebend bedingt steuerbaren Einkommen 
von Söhn eine Möglichkeit, mit der sich die nachgelagerte Besteuerung rechts- 
technisch bewähren könnte. Gleichwohl weist er insbesondere auf gleichheits- 
rechtliche Probleme hin, im Vergleich von Altersbezügen mit anderen steuerbe- 
freiten oder steuerbegünstigten Formen der Vermögensbildung, solange diese 
nicht in gleicher Weise nachversteuert werden.?® 

Damit wird Langs Einschätzung verständlich, der die Reform der Rentenbesteue- 
rung, aufgrund der zahlreichen Rechtsgebiete auf die sie sich außerhalb des 
Steuerrechtes erstreckt, für umfangreicher hält, als die Unternehmensteuerre- 
form.?® 


3.5 Zwischenfazit 


Orientiert man sich am verfassungsrechtlichen Maßstab des Leistungsfähigkeits- 
prinzips, so ergibt sich für die gesetzliche Rentenversicherung die Forderung 
nach einer nachgelagerten Besteuerung. Die Leistungsfähigkeit wird in der 
Erwerbsphase um die Aufwendungen, die eine Mindestvorsorge in Höhe des 
Existenzminimums im Alter sicherstellt, gemindert. Für die Konkretisierung der 
Höhe kann das Sozialhilferecht als Orientierung dienen. 

Die Bemessungsgrundlage ist aufgrund der rechtlichen Zwangsläufigkeit der 
Pflichtbeiträge um diese zu kürzen. Erstreckt sich die steuerliche Abzugsfähigkeit 
auch auf Aufwendungen für eine Zusatzvorsorge, so handelt es sich um eine 
Steuervergünstigung, die einen sachlich gerechtfertigten Grund erfordert, soweit 
sie die Mindestvorsorgeaufwendungen übersteigt. Die rechtliche Zwangsläufig- 
keit für eine Mindestvorsorge steht der faktischen gleich. 

Für den Übergang vom Status quo zur nachgelagerten Besteuerung muss eine 
doppelte Besteuerung vermieden werden. D.h. diejenigen Leistungsanteile der 
Rente, die in der Beitragsphase nicht versteuert wurden, können 
(nach)versteuert werden, die bereits versteuerten sind aus der Bemessungs- 
grundlage auszuscheiden. 


283 BMF (Hrsg.) (1986), S. 15 f. 

284 Vgl. Fischer, Peter (2001b), S. 617; Richter, Wolfram F. (2001), S. 1004. 

285 Vgl. Fischer, Peter (2001b), S. 618; ebenso Birk, Dieter/ Wernsmann, Rainer (1998), S. 849. 
286 Lang, Joachim (2001b), S. 86. 
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Nicht nachversteuert werden dürfen grundsätzlich die Arbeitnehmerbeiträge, wo- 
bei diejenigen Arbeitnehmerbeiträge, die nach Maßgabe der Sonderausgaben- 
freibeträge in der Erwerbsphase von der Besteuerung ausgenommen wurden, 
nachversteuert werden könnten, wenn die Steuer bewusst und gewollt durch den 
Gesetzgeber aufgeschoben wurde. Nur dann könnte noch nicht von konsolidier- 
tem Vermögen gesprochen werden, welches aufgrund des Bestandsschutzes 
von einer Besteuerung zu verschonen wäre. Obwohl dies fragwürdig ist, wird für 
die weitere Analyse zur Ermittlung einer möglichen Maximalbelastung die Nach- 
versteuerung dieses Beitragsteils angenommen. 

Je nach dem als was die Rentenversicherung gesehen wird, kann der Wertzu- 
wachs der Rentenanwartschaft, der durch versteuerte Beiträge erworben wurde, 
als steuerpflichtige Vermögenserträge oder als nicht steuerbare Vermögensrück- 
zahlung aus einer vermögenswerten Rechtsposition gesehen werden. Bei der 
ersten Sichtweise entspricht der Wertzuwachs steuerbaren Zinserträgen, die 
Rentenversicherung wird mit herkömmlicher Ersparnisbildung gleichgesetzt, bei 
letzterer findet der Wertzuwachs in der einkommensteuerlich geschützten Ver- 
mögenssphäre statt, die Rentenversicherung entspricht einer Versicherung oder 
die Rentenanwartschaft wird als Vermögenswert wie bspw. ein Grundstück ge- 
sehen. Im Folgenden wird die gesetzliche Rentenversicherung nicht mit her- 
kömmlicher Ersparnis und auch nicht mit fungiblem Vermögen gleichgesetzt 
sondern mit einer Versicherung. Deshalb wird eine Nachversteuerung des Wert- 
zuwachses auf versteuerte Beiträge abgelehnt. 

Ob die Reform der Rentenbesteuerung Folgewirkungen bei der Besteuerung 
anderer steuerfrei gebildeter Vermögen entwickelt, hängt von der juristischen 
Ausgestaltung des Reformgesetzes ab. Das Konstrukt der aufschiebend bedingt 
zufließenden Einkünfte könnte sich hier rechtstechnisch bewähren. Wichtig ist 
es, die Altersvorsorge gegenüber herkömmlicher Ersparnis abzugrenzen, wenn 
eine allgemeine nachgelagerte Besteuerung herkömmlichen Sparens vermieden 
werden soll. 

Im nachfolgenden Abschnitt werden die ökonomischen Aspekte beleuchtet; das 
Ziel ist dabei den normativen Rahmen einer Reform aus ökonomischer Sicht ab- 
zugrenzen. 
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Abbildung 3-2: Ubersicht Kapitel 3 


Rechtsprechung BVerfG 


1980: Gesetzgeber muss Besteuerung der GRV an Veranderungen 
anpassen 

1993: Frist zur Neuordnung noch nicht verstrichten 

2002: Status quo unvereinbar mit dem Grundgesetzt 

> Reformstart spatestens 01.01.2005 


Eigentumsgarantie Gleichheitssatz Art. 3 GG 


Art. 14 GG -> Leistungsfahigkeitsprinzip 
-> konsolidiertes 
Vermégen ... Aufschiebend bedingt zufließendes 


Einkommen 
... Vor erneuter 


Besteuerung geschützt Nachversteuerung zulässig, wenn 


Besteuerung bewusst und gewollte 
aufgeschoben 


Übergang zu einer nachgelagerten Besteuerung 


Versteuerte Beiträge Unversteuerte Beiträge 

-> Keine Nachversteuerung, -> Nachversteuerung, 

da konsolidiertes Vermögen wenn Besteuerung bewusst und 
gewollt aufgeschoben 

Problem: Wertzuwachs 

1. GRV gleich Ersparnis -> Wertzuwachs entspricht Zinserträgen 

-> Nachversteuerung des gesamten Wertzuwachs 

2. GRV gleich Versicherung (Vermögenswerte Rechtsposition) 


Wertzuwachs auf verst. Beiträge Wertzuwachs auf unverst. Beiträge 
fällt in private Vermögenssphäre, -> Nachversteuerung, 


-> KEINE Nachversteuerung wenn Besteuerung bewusst und 
gewollt aufgeschoben 


Quelle: eigene Darstellung 
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4 Volkswirtschaftliche Argumente zum Status quo und Re- 
formalternativen 


Die Frage, an welcher Norm, an welchem Ideal sich ein Steuersystem zu orien- 
tieren habe, stellt sich nicht nur bei der Ausgestaltung von neuen Steuersyste- 
men, sondern auch bei Reformen an bestehenden Steuersystemen. Die Antwort 
auf diese Frage fällt im geschichtlichen Verlauf mit zunehmendem Erkenntnis- 
stand der Wissenschaft und damit vielschichtiger werdenden, normativen Vorga- 
ben vielschichtiger aus. Deshalb wird es immer schwerer, Handlungsanweisun- 
gen für konkrete Umsetzungsméglichkeiten daraus abzuleiten. Das folgende Ka- 
pitel geht auf die volkswirtschaftlichen Normen ein, die im Zusammenhang mit 
der Besteuerung von Beiträgen zu bzw. Leistungen aus Alterssicherungssyste- 
men von Belang sind, wobei die gesetzliche Sozialversicherungsrente im Zent- 
rum des Interesses steht. Dafür werden zunächst mögliche Besteuerungsgrund- 
sätze dargestellt (Abschnitt 4.1), aus denen dann für die weitere Analyse die 
übergeordneten Kriterien der Effizienz (Abschnitt 4.2) und der Gerechtigkeit bzw. 
der Gleichmäßigkeit (Abschnitt 4.3) näher erörtert und konkretisiert werden. Im 
Rahmen der Diskussion zur Neuordnung der steuerrechtlichen Behandlung von 
Altersvorsorgeaufwendungen und Altersbezügen konkretisiert sich der Konflikt 
zwischen diesen beiden Normen in der Frage, ob die Besteuerung konsumorien- 
tiert oder einkunftsorientiert sein soll. Dieser Gegensatz wird in Abschnitt 4.4 
bezogen auf die hier untersuchte Fragestellung thematisiert. Abschließend wird 
in Abschnitt 4.5 die normative Entscheidung zwischen den beiden Grundsätzen 
der Effizienz und der Gleichmäßigkeit sowohl allgemein, als auch bezogen auf 
den Status quo der Rentenbesteuerung und der nachgelagerten Besteuerung als 
Reformziel erörtert. 


4.1 Besteuerungsgrundsätze 


Besteuerungsgrundsätze haben in finanzwissenschaftlichen Lehrbüchern ihren 
festen Platz. Grund hierfür stellt die - namentlich im deutschen Schrifttum - weit 
reichende Diskussion normativer Kriterien dar, deren bisherigen Höhepunkt wohl 
immer noch Fritz Neumarks „Grundsätze gerechter und ökonomisch rationaler 
Steuerpolitik?” darstellt.” Die aufgestellten Kriterienkataloge werden als Refe- 
renzmaßstab zur Beurteilung von Steuersystemen herangezogen. Da bisher kein 
absoluter Wertmaßstab formuliert werden konnte, der gleichzeitig allgemein an- 
erkannt und dabei konkret genug ist, um ein operationales Steuersystem zu kon- 
zipieren, bestehen mehrere Kriterien zur Beurteilung nebeneinander. Damit stellt 
sich bei jeder konkreten Anwendung die Frage nach ihrer Auswahl bzw. ihrer 
Gewichtung untereinander. Diese Situation ergibt sich nicht nur aus den unter- 
schiedlichen Maßstäben der verschiedenen Wissenschaftsdisziplinen, sondern 
liegt auch bereits innerhalb der Volkswirtschaftslehre vor. 

Neumark unterteilt die Besteuerungsgrundsätze in vier Hauptgruppen: 
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1. Fiskalisch-budgetare, 

2. Ethisch-sozialpolitische, 

3. Wirtschaftspolitische und 

4. Steuerrechtliche und steuertechnische Besteuerungsgrundsätze. 
Diese werden nachfolgend kurz dargestellt. 


4.1.1 Fiskalisch-budgetäre Besteuerungsgrundsätze 


Unter die fiskalisch-budgetären Besteuerungsgrundsätzen subsumiert Neumark 
die Grundsätze der Ausreichendheit der Steuererträge und der deckungs- 
politischen Anpassungsfähigkeit. Beide Grundsätze zielen darauf ab, dass das 
Steuersystem die durch sie zu finanzierenden Ausgaben zu decken habe.”®® Wel- 
che Aktivitäten oder Leistungen notwendigerweise durch den Staat zu erbringen 
sind und wie die Höhe der dazugehörenden Ausgaben bestimmt werden kann, 
wird von Neumark nicht thematisiert. 

Der Stellenwert, den fiskalisch-budgetäre Besteuerungsgrundsätze einnehmen, 
hängt zum einen davon ab, ob das Ausmaß öffentlich bereitzustellender Güter für 
objektiv eindeutig bestimmbar gehalten wird, zum anderen vom zu Grunde lie- 
genden Staatsverständnis. Wird angenommen, das staatliche Budget sei norma- 
tiv eindeutig bestimmbar, sowie das Verhalten des Staates respektive seiner 
Repräsentanten altruistisch, dann kann der Fiskalzweck” als erstes Kriterium 
gesehen werden.?”' Beide Annahmen werden in der volkswirtschaftlichen Theorie 
jedoch bestritten. 

Die These vom optimalen Budget führt wohlfahrtsökonomisch zu keinem eindeu- 
tigen Ergebnis, sondern zu einer Vielzahl an Paretooptima. Eine Bewertung mit- 
tels derer eine Rangfolge zwischen diesen festgelegt werden könnte, ist wohl- 
fahrtsökonomisch nicht möglich.” Erweitert man den Untersuchungsrahmen auf 
politikökonomische Entscheidungsregeln, die das politische Abstimmungsver- 
halten abbilden, zeigt sich, dass in Abhängigkeit von Abstimmungsregeln nur 
bestimmte Wohlfahrtspositionen erreichen lassen. Kommt die Einstimmigkeitsre- 
gel zur Anwendung, können strategisches Verhalten oder aber die notwendigen 
Verhandlungskosten eine Paretoverbesserung verhindern. Kommt die Mehrheits- 
regel zur Anwendung, wird eine nutzenmaximierende Mehrheit paretooptionale 
Maßnahmen, immer so umformulieren, dass sie sich auf Kosten der Minderheit 
besser stellt. Bei mehrgipfligen Präferenzen kann das Entscheidungsergebnis 
gar zufällig sein.” Geht man von dieser Modellgestaltung aus, ist der Umfang 
und die Struktur bereitgestellter, öffentlicher Güter wesentlich von den Regeln 
der kollektiven Entscheidungsfindung abhängig. Deshalb erscheint die Annahme, 
das optimale Budget sei normativ bestimmbar, mehr als fraglich. 


289 Vgl. Neumark, Fritz (1970) S. 53, 59. 

290 Vgl. § 3 AO. 

291 Vgl. Wagner, Adolph (1890), S. 306, sowie Neumark, Fritz (1970), S. 45. 

292 Vgl. Blankart, Charles Beat (1998), S. 95 ff., der die grundlegenden Arbeiten von Bowen, H. R. 
(1943) sowie Musgrave, R. A. (1959) zusammenfassend wiedergibt. Ebenso Zimmermann, 
Horst/ Henke, Klaus-Dieter (1994), S. 50 ff. 
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In vielen Volkswirtschaften kann eine Ausweitung der Staatsquote beobachtet 
werden.” |.d.R. wird diese Zunahme zusammen mit der These von A. Wagner 
(1876) genannt, wonach die Staatstätigkeit „in einem ‚fortschreitenden Culturvolk’ 
wachse"”®. Im Rahmen intensiver wissenschaftlicher Auseinandersetzung mit 
diesem „Gesetz“ wurde neben seiner Überprüfung auch nach konkreten Erklä- 
rungsansätzen gesucht. 

Empirische Untersuchungen haben versucht den Einfluss des Einkommens, des 
Steuerpreises und der Bevölkerungsentwicklung auf die Staatsausgaben unter 
Annahme der direkten Demokratie zu quantifizieren. Würden diese Variablen den 
überwiegenden Teil der Staatsausgaben erklären, könnte die Höhe des öffentli- 
chen Haushaltes ex ante zumindest geschätzt werden. Die Variablen erklären 
jedoch nur einen kleinen Teil der wachsenden Staatsausgaben, weshalb der 
Schluss nahe liegt, dass in der Institutionalisierung der Beschlussfassung über 
das Budget in der repräsentativen Demokratie ein wesentlicher Grund der Ab- 
weichung der erklärten von den tatsächlichen Ausgaben liegt.?” 

Auch der zweiten Annahme, Repräsentanten des Staates stellen ihre privaten 
Interessen hinter die des Staates und sorgen so stets für die ressourcenscho- 
nendste Verwendung staatlicher Mittel, wurde namentlich von Brennan, G./ 
Buchanan, J.M. (1980) widersprochen.?” Sie stellen der wohlfahrtsökonomischen 
Sichtweise, welche die politischen Institutionen bei ihrer Betrachtung ausklam- 
mert, die Theorie der Nutzen respektive Einnahmen maximierenden Regierung 
entgegen. Regierungsvertreter handeln nach dieser Überlegung genau wie alle 
anderen Wirtschaftssubjekte eigennutzenorientiert. Das Bestreben der Budget- 
maximierung ergibt sich aus der Annahme, dass der Nutzen, den Politiker aus 
ihrer Betätigung ziehen, mit der Höhe der (finanziellen) Entscheidungsmacht zu- 
nimmt. Folgt man dieser Theorie, bestünde selbst bei normativer Bestimmbarkeit 
der minimalen Ausgaben bei den Repräsentanten des Staates das Bestreben, 
die Steuereinnahmen zu maximieren und so indirekt den öffentlichen Haushalt 
auszuweiten.” 

Die Notwendigkeit den öffentlichen Haushalt durch Steuern zu finanzieren bleibt 
trotz dieser Erkenntnis erhalten. Da das Budget aber nicht als Datum angesehen 
werden kann, können neben Steuererhöhungen und Kreditaufnahme zum Aus- 
gleich des Haushaltes auch Budgetkürzungen verwendet werden. Welche dieser 
Maßnahmen in welchem Umfang zur Finanzierung öffentlicher Güter und 
Dienstleistungen beitragen soll, kann aus den von Neumark formulierten fiskal- 
budgetären Besteuerungsgrundsätzen der Ausreichendheit bzw. der Anpas- 
sungsfähigkeit nicht abgeleitet werden.” 


295 Vgl. bspw. Blankart, Charles Beat (1998), S. 145. Zum Problem der quantitativen Messung 
sowie Abgrenzung staatlicher Aktivitäten vgl. Zimmermann, Horst/ Henke, Klaus-Dieter (1994), 
S. 25 ff. oder Blankart, Charles Beat (1998), S. 137 ff. 

296 Blankart, Charles Beat (1998), S. 145. 

297 Blankart fasst einige dieser Ansätze zusammen, vgl. Blankart, Charles Beat (1998), S. 147- 
153, 

298 Vgl. Brennan, G./ Buchanan, J.M. (1980). 

299 Vogl. Blankart, Charles Beat (1998), S. 220 ff. 
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Alexander Meindel - 978-3-631-75051-3 
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 08:49:27AM 
via free access 


96 


Ein optimales Budget lässt sich nicht bestimmen. Die Forderung nach einer Re- 
duktion der Staatsausgaben kann damit unter Hinweis auf notwendige Ausgaben 
genauso wenig grundsätzlich abgelehnt werden, wie Reformen, die sich negativ 
auf das Haushaltsbudget auswirken. Damit müssen fiskal-budgetäre Grundsätze 
auf politischer Ebene eine Konkretisierung erfahren, weshalb sie für die vorlie- 
gende Analyse nicht operationalisiert und damit nicht angewandt werden können. 
Der Grundsatz der Ausreichendheit stellt keinen theoretisch normativen Besteue- 
rungsgrundsatz dar, der die Ziele von Reformansätzen absteckt, dennoch muss 
er für die konkrete Ausgestaltung als eine im politischen Umfeld dominante Ne- 
benbedingung angesehen werden.” 


4.1.2 Ethisch-sozialpolitische Besteuerungsgrundsätze 


Die ethisch-sozialpolitischen Besteuerungsgrundsätzen teilt Neumark auf der 
einen Seite in sogenannte Gerechtigkeitspostulate, sowie auf der anderen Seite 
in den Grundsatz steuerlicher Umverteilung von Einkommen und Vermögen. 
Grundsätzlich wird Gerechtigkeit im weitesten Sinne mit Gleichheit oder Gleich- 
behandlung in Verbindung gebracht. Dennoch kann auch Gleichheit unterschied- 
lich definiert werden. Neumark konkretisiert seine Gerechtigkeitsvorstellung 
durch die Grundsätze der Allgemeinheit, der Gleichmäßigkeit und der Verhält- 
nismäßigkeit der Besteuerung. 


4.1.2.1 Gerechtigkeitspostulate nach Neumark 


Gemäß dem Grundsatz der Allgemeinheit der Besteuerung sollen ,, alle (natürli- 
chen und juristischen) Personen, sofern sie über steuerliche Leistungsfähigkeit 
verfügen [...], ohne Rücksicht auf außerökonomische Kriterien [...] zur Steuer 
herangezogen werden."”” Der Grundsatz der Gleichmäßigkeit verlangt Perso- 
nen, die sich „in gleichen oder gleichartigen steuerlich relevanten Verhältnissen 
befinden, in bezug auf die betreffende Steuer gleich zu behandeln [und] als logi- 
sche Konsequenz daraus [folgt ... die] steuerliche Ungleichbehandlung von Per- 
sonen in ungleichen Verhältnissen.“ 

Der Grundsatz der Allgemeinheit verlangt also die Gleichheit, d.h. Gleichbe- 
handlung aller Personen vor dem (Steuer-)Gesetz, der Grundsatz der Gleichmä- 
Rigkeit teilt diese Gleichheit in die sog. horizontale bzw. vertikale Gleichbehand- 
lung auf, nach der die gleiche steuerliche Situation die gleiche bzw. ungleiche 
Situation unterschiedliche Belastung zur Folge haben soll.” So einleuchtend 
diese Aussagen sein mögen, ergibt sich bei ihrer Konkretisierung doch ein gro- 
Ber Interpretationsspielraum. Nach welchem Maßstab lässt sich die Gleichheit 
bzw. die Ungleichheit beurteilen und wie soll der ungleichen wirtschaftlichen 
(steuerlichen) Position in einer differenzierten Steuerbelastung Rechnung getra- 


301 Vgl. Begründung des Bundesverfassungsgerichtes zur Unvereinbarkeitserklärung im 
Gegensatz zur Nichtigkeitserklärung im 3. Urteil zur Rentenbesteuerung BVerfGE 105, 73, S. 
134. 

302 Neumark, Fritz (1970), S. 75. 

303 Neumark, Fritz (1970), S. 120. 

304 Vgl. Schmidt, K. (1980), S. 142; Brümmerhoff, Dieter (1996), S. 241. 


Alexander Meindel - 978-3-631-75051-3 
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 08:49:27AM 
via free access 


97 


gen werden? Neumark versucht diese Frage durch den Grundsatz der Verhält- 
nismäßigkeit zu beantworten, wonach die „Verteilung der Steuerlasten nach der 
individuellen Leistungsfähigkeit [... zu erfolgen habe, die ...] alle[r] für die Steuer- 
fähigkeitsindikatoren bedeutsamen persönlichen Momente“”” widerspiegeln. In 
der finanzwissenschaftlichen Literatur werden die drei Grundsätze der Allge- 
meinheit, der Gleichmäßigkeit und der Verhältnismäßigkeit zusammen unter dem 

sog. Leistungsfähigkeitsprinzip (ability to pay principle) subsumiert, welches im 

allgemeinen J. S. Mill (1848) zugeschrieben wird.°** 

Das Ziel des Leistungsfähigkeitsprinzips ist es, ein gegebenes Steueraufkommen 

„gerecht“”” auf die Steuerpflichtigen zu verteilen. 

Neumark führt im Rahmen des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit zwei 

Gründe an, die für einen progressiven Verlauf des Steuertarifs sprechen.’ 

1. Seine Analyse richtet er auf das Steuersystem als Ganzes. Wenn 
Verbrauchssteuern proportional ausgestaltet sind und davon ausgegangen 
wird, dass die Konsumquote mit steigendem Einkommen abnimmt, führt dies 
zu einer regressiven Wirkung der Verbrauchssteuern. Soll die Gesamtbelas- 
tung des Steuersystems proportional ausgerichtet sein, so erfordert die Reg- 
ressionswirkung der Verbrauchssteuern ceteris paribus die Progression einer 
anderen Steuer, beispielweise der Einkommensteuer. 

2. Neumark geht davon aus, dass „die Fähigkeit, zur Finanzierung sogen. 
kollektiver oder öffentlicher Bedarfe beizutragen, mit wachsendem Einkom- 
men überproportional zu[nimmt]“®. Mit der überproportionalen Zunahme der 
Leistungsfähigkeit begründet er die Forderung nach einem progressiv aus- 
gestalteten Steuersystem. D.h. geht man von proportionalen Verbrauchsteu- 
ersätzen aus, muss die Progression der Einkommensteuer folglich höher 
ausfallen, als dies zum Ausgleich der Regressionswirkung der 
Verbrauchsteuer alleine notwendig wäre. Damit geht Neumark in seiner Ar- 
gumentation nicht den Umweg über die Annahme einer Nutzenfunktion und 
die Opfertheorie, sondern argumentiert direkt über die Annahme des Verlaufs 
der Leistungsfähigkeit als Funktion des Einkommens.°" 

Aufgrund seiner herausgehobenen Bedeutung wird der Aspekt der Gerechtigkeit 

in Abschnitt 4.3 noch einmal gesondert aufgegriffen. 


4.1.2.2 Grundsatz der steuerlichen Umverteilung 


Als Umverteilung bezeichnet Neumark die Veränderung der personellen Ein- 
kommens- und Vermögensverteilung, wobei dies nach dem Verständnis der so- 


305 Neumark, Fritz (1970), S. 135. 

306 Vgl. Blankart, Charles Beat (1998), S. 176 f.; teilweise werden die Wurzeln dieses Prinzips 
bereits in der ersten Steuermaxime von Adam Smith 1776, der Steuergleichheit („equality of 
taxation") gesehen, vgl. Tipke, Klaus/ Lang, Joachim (1998), § 4 Rz. 82; siehe auch 
Brümmerhoff, Dieter (1996), S. 241; Schmidt, K. (1980), S. 142. 

307 Die Schwierigkeit der Konkretisierung des Begriffs „gerecht“ wird im Rahmen der 
weitergehenden Diskussion des Leistungsfähigkeitsprinzips in Abschnitt 4.3 diskutiert. 

308 Vgl. Neumark, Fritz (1970), S. 173-179. 
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310 Vgl. Brümmerhoff, Dieter (1996), S. 245 ff. 
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zialen Marktwirtschaft von den relativ Wohlhabenden zu den relativ Schwachen 
erfolgen soll.” Dieser Forderung liegt eine dkonomisch-soziale 
Gerechtigkeitsvorstellung zu Grunde, welche die durch die Marktkräfte erreichte 
Primärverteilung für „ungerecht“ hält. Sie steht in direktem Gegensatz zu klas- 
sisch-liberalen Theorien, welche die Primärverteilung für gesamtwirtschaftlich 
optimal und zugleich gerecht halten. Aspekte der politischen Ökonomie nament- 
lich der politischen Machtverteilung auf die Einkommensverteilung werden bei 
letzteren vernachlässigt.” Hält man sich vor Augen, in welchem Umfang unter- 
schiedliche Interessengruppen auf den politischen Prozess der Willensbildung 
versuchen Einfluss zu nehmen, erscheint es eine sehr weitgehende Vereinfa- 
chung zu sein, diesen Aspekt völlig auszuklammern.°" 

Das Ausmaß der Umverteilung kann ebenso wenig, wie die vertikale Gleichbe- 
handlung durch den Steuertarif, theoretisch abgeleitet werden. Deshalb wird die 
konkrete Ausgestaltung ebenfalls das Ergebnis einer politischen Entscheidung 
sein und damit die Wertvorstellung gemäß der vorherrschenden, gesellschaftli- 
chen Machtverteilung widerspiegeln. 

Die Forderung nach steuerlicher Umverteilung wird grundsätzlich durch die For- 
derung nach einer sozialen Marktwirtschaft begründet; ihre Operationalisierung 
muss jedoch eine politische Entscheidung sein. Für die in vorliegender Arbeit 
thematisierte Reform der Rentenbesteuerung kann nach dem Umverteilungs- 
grundsatz eine sozialverträgliche Ausgestaltung als Minimalforderung abgeleitet 
werden. Dabei bleibt zu wünschen, dass sich die politischen Entscheidungsträger 
weitsichtig und unabhängig genug erweisen, um sich der Einflussnahme durch 
Lobbyisten zu erwehren. 


4.1.3 Wirtschaftspolitische Besteuerungsgrundsätze 


Im historischen Rückblick zeigt sich „ein zyklischer Wechsel zwischen überwie- 
gend effizienzorientierten und überwiegend gerechtigkeitsorientierten Leitbil- 
dern“'*, die in ihrer Zeit als jeweiliges Steuerideal angesehen wurden. Die beiden 
Ideale der Steuergerechtigkeit und der weitestgehenden Vermeidung von negati- 
ven Anreizeffekten können, neben der Forderung nach Minimierung der Steue- 
rentrichtungs- und Steuererhebungskosten, als „zeitloser“ Kern der Steuerpostu- 
late bezeichnet werden.°"° 

Die Berücksichtigung der Steuergerechtigkeit wurde mit der Forderung konkreti- 
siert, die Steuerbelastung nach der Leistungsfähigkeit auszurichten, negative 
Anreizeffekte sollen durch entscheidungsneutrale Steuersysteme vermieden 
werden. Das Leistungsfähigkeitsprinzip wurde in Abschnitt 4.1.2 kurz skizziert, 
nachfolgend wenden wir uns den wirtschaftspolitischen Besteuerungsgrundsät- 


311 S. Art. 20 Abs. 1 GG; vgl. Neumark, Fritz (1970), S. 186. 

312 Auf dieses Problem wurde bereits im Abschnitt 4.1.1 eingegangen; vgl. hierzu insbes. 
Brennan, G./ Buchanan, J.M. (1980). 

313 Die Anzahl an Interessenverbänden in Deutschland liegt inkl. aller Landesverbände bei ca. 
11.000. Vgl. das Deutschen Verbände Forum unter http://www. verbaende.com/. 

314 Vgl. Scheer, Christian (1996), S. 168 

315 Vgl. Scheer, Christian (1996), S. 175. 


Alexander Meindel - 978-3-631-75051-3 
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 08:49:27AM 
via free access 


99 


zen zu. Dabei werden die von Neumark darunter gruppierten prozesspoliti- 
schen Grundsätze der aktiven und der passiven Flexibilität sowie der wachs- 
tumspolitischen Ausrichtung hier ausgeklammert. Wollte man diese ebenfalls 
berücksichtigen wäre das ohnehin schwere Reformvorhaben der Änderung der 
Rentenbesteuerung Uberfrachtet. Den wirtschaftsordnungspolitischen 
Grundsätzen ordnet Neumark die Forderungen nach der Vermeidung steuerdiri- 
gistischer Maßnahmen, nach größtmöglicher wirtschaftlicher Dispositionsfreiheit 
sowie nach Wettbewerbsneutralität zu.*”° 

Das Antidirigismusprinzip fordert die Vermeidung steuerpolitisch motivierter 
Eingriffe, die „in unsystematisch-punktueller Form [...] Teilgebiete des Wirt- 
schaftslebens [...] begünstigen oder benachteiligen."”” Die Unterscheidung von 
Steuerdirigismus und Interventionismus kommt in dieser Definition durch das 
Wort „punktuell“ zum Ausdruck. Dirigistische Maßnahmen zielen auf einzelne 
Interessengruppen, Interventionen zielen dagegen auf wirtschaftliche Gesamt- 
größen.?"? 

Der Forderung nach Vermeidung dirigistischer Maßnahmen kann nur beige- 
pflichtet werden. Die politische Realität zeigt, dass Politiker sich der Verlockung, 
durch dirigistische Maßnahmen Wählerstimmen zu sichern, nur schwer erwehren 
können.°" Anders lässt sich das Ausmaß steuerlicher Ausnahmeregelungen bei- 
spielsweise im deutschen Einkommensteuerrecht wohl kaum erklären. Darüber 
hinaus besteht im politischen Prozess die Tendenz, einmal eingeführte Begünsti- 
gungen nicht wieder rückgängig zu machen. Wollte man diesen Teufelkreis ver- 
meiden wäre eine Steuerverfassung erforderlich, wie sie bspw. Mann in Erweite- 
rung der Analyse von Brennan/ Buchanan fordert.*”° Nach den vorgeschlagenen 
Verfassungsregeln würden Steuerprivilegien nur bei Zustimmung von zwei Drit- 
teln des Parlamentes rechtswirksam. Außerdem müssten sie alle vier Jahre 
durch erneute Abstimmung im Parlament mit einer Zweidrittelmehrheit bestätigt 
werden, wenn sie nicht automatisch — nach kurzer Übergangszeit — gestrichen 
werden sollen. Eine entsprechende verfassungsrechtliche Beschränkung der 
politischen Gestaltung von Steuergesetzen käme aber nur durch eine Selbstbe- 
schränkung des Parlamentes zustande. Hier stellt sich die Frage, wie es zu die- 
ser Selbsteinschränkung durch das Parlament kommen soll, da sich die Parteien 
im Kampf um Wählerstimmen eines wichtigen Instrumentes berauben würden. 
Wenn die Einsicht über die Notwendigkeit bei zwei Dritteln des Parlamentes vor- 
handen wäre, könnten diese auch die notwendigen Reformen des Steuerrechtes 
vornehmen. Es erscheint jedenfalls genau so wahrscheinlich, dass das Steuer- 
recht grundlegend reformiert und von allen steuerdirigistischen Maßnahmen be- 
freit wird, wie es wahrscheinlich ist, dass sich eine zwei Drittel Mehrheit der Par- 
lamentarier bereit findet, ihren Gestaltungsspielraum selbst einzuschränken und 
damit den bestehenden Teufelskreis zu durchbrechen. Neumark kommt zu der 


316 Vgl. Neumark, Fritz (1970), S. 45. 

317 Neumark, Fritz (1970), S. 232. 

318 Vgl. Neumark, Fritz (1970), S. 224. 

319 Vgl. Neumark, Fritz (1970), S. 229. 

320 Vgl. Mann, Hugo (1987), S. 214 ff. sowie allgemein Brennan, G./ Buchanan, J.M. (1980). 
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ernuchternden Feststellung, dass „nicht die geringste Aussicht besteht, von ei- 
nem [...] Dirigismus wieder loszukommen, sofern es keine ausreichende reale 
parlamentarische Opposition gibt.“”?' Diese Überlegung setzt voraus, dass der 
Vorteil aus der dirigistischen Maßnahme nur der Wählerschaft der Regierungs- 
partei zugute kommt und nicht derjenigen der Oppositionspartei. Spielt die Oppo- 
sition dagegen mit dem Gedanken, mit dem Teil der privilegierten Wählerschaft 
die Mehrheitsverhältnisse zu ändern, wird der Beharrungszustand nicht verlas- 
sen, die steuerdirigistischen Maßnahmen bleiben erhalten. Dies wäre nach der 
Definition von Neumark folglich keine reale parlamentarische Opposition. 

Das Prinzip der Dispositionsfreiheit stellt, wie Neumark zugibt, kein „klassi- 
sches“ Besteuerungsprinzip dar, da es im Konfliktfall hinter die fiskalisch-budge- 
tären, die Gerechtigkeitsprinzipien sowie die stabilisierungs- und wachstumspoli- 
tischen Prinzipien zurücktritt.””” Nur wenn diese übergeordneten Prinzipien nicht 
zum Tragen kommen, sind „steuerliche Eingriffe in die Privatsphäre und die wirt- 
schaftliche Dispositionsfreiheit der Individuen“? durch dieses Prinzip einge- 
schränkt. Auch diesem Prinzip wird man kaum grundsätzlich widersprechen kön- 
nen. Mit der politischen Realität konfrontiert, zeigt es allerdings sein Unvermö- 
gen. Aufgrund der schwachen Position im Rahmen anderer Besteuerungsprinzi- 
pien werden erlaubte Ausnahmen von diesem Prinzip gleich in der Definition so 
vielfältig mitgeliefert, dass es wohl schwer fallen dürfte, Anwendungsbeispiele zu 
benennen, bei denen es tatsächlich greift. Damit wird deutlich, dass die 
Operationalisierung dieses Freiheitlichkeitsprinzips nahezu unmöglich ist, wes- 
halb es für die vorliegende Untersuchung nicht weiter betrachtet wird. 


Der dritte wirtschaftsordnungspolitische Grundsatz ist der Grundsatz der Wett- 
bewerbsneutralitat. Dieses Prinzip verlangt nach Neumarks Abgrenzung, dass 
das Steuersystem sich all jener Eingriffe enthalten soll, „die den Konkurrenzme- 
chanismus des Marktes beeinträchtigen"”*. Ausnahmen hält er dabei nur für legi- 
tim, wenn unerwünschte Ergebnisse des Marktes bei vollkommener Konkurrenz 
dadurch korrigiert werden oder die Unvollkommenheit der Konkurrenz dadurch 
gemildert oder beseitigt wird. Da Steuern grundsätzlich nicht vollkommen neutral 
sein können, kann eine gewisse Einflussnahme nicht vermieden werden, sobald 
der Staat bestimmte Güter und Dienstleistungen anbieten und damit auch finan- 
zieren muss.’ 

Ein Beispiel für sog. negative externe Effekte des Wettbewerbes stellen umwelt- 
schädigende Produktionsverfahren dar. Solange das Gut „Umwelt“ beispiels- 
weise in Form von Luft oder Flusswasser unentgeltlich genutzt werden kann und 
damit seine Nutzung nicht als Aufwand in die Kostenrechnung der Produktion 
eingeht, kommt es aus gesamtwirtschaftlicher Sicht zu einem suboptimalen Er- 
gebnis. Der Produzent optimiert seinen Gewinn ohne den volkswirtschaftlichen 


321 Neumark, Fritz (1970), S. 230. 

322 Neumark, Fritz (1970), S. 250. 

323 Neumark, Fritz (1970), S. 256; vgl. auch Neumark, Fritz (1970), S. 250. 
324 Neumark, Fritz (1970), S. 266. 

325 Vgl. Abschnitt 4.2. 
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Schaden bei seiner Optimierung zu berücksichtigen. Dieses Marktversagen kann 
durch Internalisierung der negativen externen Effekte beseitigt werden. Dies ge- 
schieht dadurch, dass das Recht, die Ressource Umwelt nutzen zu dürfen, ent- 
geltlich erworben werden muss. Damit fließen die volkswirtschaftlichen Kosten 
der Umweltverschmutzung in die Kostenrechnung der Produktion ein, wodurch 
das Marktergebnis diese Kosten berticksichtigt.°° 

Das Marktergebnis kann durch die Politik des Staates sowohl auf der Steue- 
rerhebungs- als auch auf der Steuerverwendungsseite beeinflusst werden. Erste- 
res wird in der Finanztheorie unter dem Begriff der Optimalsteuertheorie disku- 
tiert, wonach Steuern keine Zusatzlast (sog. excess burden) hervorrufen sollen. 
Auf der Steuerverwendungsseite wird ausgabenpolitische Neutralität gefordert. 
Da diese Forderung mit dem Problem der Rentenbesteuerung keine engere Be- 
ziehung hat, sondern von allgemeiner Natur ist, wird auf eine Erörterung im 
Rahmen der vorliegenden Arbeit verzichtet. 

Ein weiterer Aspekt stellt die Neutralität der Besteuerung bezüglich unterschiedli- 
cher Wahlmöglichkeiten dar (Steuerneutralität).” Sie verlangt, dass 
Entscheidungen nicht durch die Ausgestaltung einer Steuer beeinflusst werden. 
Insbesondere die Diskussion von Effizienzeinbußen in Zusammenhang mit der 
Verletzung der Steuerneutralität nimmt eine prominente Stellung in der Diskus- 
sion des Themenkomplexes der Rentenbesteuerung ein. Deshalb wird sie als 
Teilaspekt der Gerechtigkeit in Abschnitt 4.2 ausführlich behandelt. 


4.1.4 Steuerrechtliche und steuertechnische Grundsätze 


Der Gruppe steuerrechtlicher und steuertechnischer Besteuerungsgrundsätze 
teilt Neumark in sechs Prinzipien auf. Sie stecken den Rahmen für die konkrete, 
d.h. technische Ausgestaltung des Steuersystems als ganzes sowie seiner Kom- 
ponenten ab. 

Gemäß dem Grundsatz der Widerspruchslosigkeit und Systemhaftigkeit soll 
ein Steuersystem angestrebte Ziele nicht durch eine lückenhafte Gestaltung ver- 
nachlässigen. Ebenso wenig soll es sich widersprechende Maßnahmen enthal- 
ten.” Ist dieser Grundsatz verletzt, wird das Steuersystem auch als steuersyste- 
matisch fehlerhaft bezeichnet. Die Nähe zu den Gerechtigkeitspostulaten ist ins- 
besondere dann fließend, wenn die Steuersystematik in mehr als nur ästheti- 
scher Weise verletzt ist. Dann werden auch die Besteuerungsgrundsätze der 
Allgemeinheit und der Gleichmäßigkeit berührt. Bezogen auf die Reform der 
Rentenbesteuerung gilt es, durch schlüssiges Integrieren von Einkommen im 
Alter in das Gesamtsystem der Einkünfteermittlung die Ungleichmäßigkeiten zu 


326 Dieser Aspekt wird allgemein unter dem Aspekt des Marktversagens sowie der Umweltpolitik 
diskutiert. Da es sich um ein weitreichendes Thema handelt, sollen hier Grundlagenquellen 
genügen. Vgl. Blankart, Charles Beat (1998), S. 483 ff.; Brümmerhoff, Dieter (1996), S. 64 ff.; 
Zimmermann, Horst/ Henke, Klaus-Dieter (1994), S. 43 f. und 441 ff. 

327 Vgl. zu den unterschiedlichen Begriffsabgrenzungsmöglichkeiten Elschen, Rainer/ 
Hüchtebrock, Michael (1983), S. 253 ff. 

328 Neumark, Fritz (1970), S. 336. 
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beseitigen, ohne neue zu schaffen, die gleichsam zu neuen Widersprüche füh- 
ren.’ 

In neuester Zeit gewinnt die Forderung nach „Einfachheit“ der Besteuerung an 
Bedeutung.” Im juristischen Schrifttum zielt die Forderung auf die Verstehbarkeit 
der steuerlichen Regelungen, im volkswirtschaftlichen Schrifttum dagegen auf die 
weitergehende Verständlichkeit der effektiven Belastung. Damit einhergehend 
ergibt sich die Frage nach der Akzeptanz der Steuerbelastung. Erst durch die 
Fühlbarkeit, d.h. die Transparenz der Besteuerung, kann nach der ökonomi- 
schen Theorie der Politik das Budget durch Wahlen nach dem Willen der wäh- 
lenden Bevölkerung zugeordnet werden. Auf der anderen Seite liegt gerade in 
der Intransparenz bzw. der Unmerklichkeit von Steuern für Politiker ein Vorteil. 
Sie werden im Idealfall nicht mit der negativ empfundenen Steuerbelastung in 
Verbindung gebracht und müssen nicht die Missgunst der Wählerschaft fürch- 
ten.**' Der Grundsatz der Steuertransparenz, wie Neumark ihn definiert, fordert, 
dass Steuergesetze ein „Höchstmaß an Gemeinverständlichkeit [... aufweisen 
sollen ...] damit Willkür bei Veranlagung und Erhebung“? ausgeschlossen wer- 
den kann. Diese Definition orientiert sich somit an der juristischen Sichtweise. 
Aus beiden Teilaspekten kann für die Reform der Rentenbesteuerung die Forde- 
rung abgeleitet werden, diese — gerade aufgrund des sehr komplexen Problem- 
feldes — verständlich zu kommunizieren. 

Der Grundsatz der Praktikabilität fordert, dass das Steuersystem effizient an- 
wendbar und durchsetzbar ist.” Diese Forderung wird oft dann verletzt, wenn 
Steuersysteme oder Reformen aus rein theoretischer Sicht entworfen werden. 
Aus diesem Grund fordert Scheer auf radikale Idealkonzepte dann zu verzichten, 
wenn das Ziel ein umsetzbarer Reformvorschlag sein soll. Zwar laufe ein solcher 
Vorschlag Gefahr, von Fachwissenschaftlern als inkonsequent bezeichnet zu 
werden, dafür fällt es potentiellen Gegnern der Veränderung umso schwerer, ihn 
als „theoretische Spinnerei“ einfach beiseite zu schieben.” 

Die Forderung nach Stetigkeit steuerrechtlicher Normen stellt ebenfalls auf die 
praktische Umsetzung von Steuervorschriften und ihre Veränderung ab. Im juris- 
tischen Schrifttum wird diese Norm unter dem Begriff der Rechtssicherheit bzw. 
des Vertrauensschutzes diskutiert. Während Neumark die Forderung nach Konti- 
nuität mit steuerpsychologischen und Effizienzüberlegungen rechtfertigt, basiert 
der Vertrauensschutz auf dem Rückwirkungsverbot. „Rückwirkung i. S. d. allge- 
meinen Rückwirkungsverbots liegt vor, wenn ein Gesetz Rechtsfolgen für Ver- 
trauensbetätigungen ändert, die vor dem endgültigen Gesetzesbeschluß ( [...] 


329 Vgl. hierzu auch die ähnlich lautende Forderung im 1. Urteil des Bundesverfassungsgerichtes 
zur Rentenbesteuerung, BVerfGE 54, 11, S. 38. 

330 Vgl. hierzu bspw. die Vorschläge von Rose, Manfred u.a. unter http://www.einfachsteuer.de; 
der Karlsruher Entwurf, Kirchhof, Paul u.a. (2001) sowie der Darmstädter Entwurf, Bizer, 
Kilian/ Lyding, Jürgen (2002). 

331 Vgl. Scheer, Christian (1996), S. 178 f. sowie insbes. zur Unmerklichkeit Neumark, Fritz 
(1970), S. 37 ff. 

332 Neumark, Fritz (1970), S. 344. 

333 Vgl. Neumark, Fritz (1970), S. 358. 

334 Vgl. Scheer, Christian (1996), S. 186 f.; ähnlich auch Bizer, Kilian/ Lyding, Jürgen (2002). 
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oder: vor der Verkündung des Gesetzes) als abgeschlossen zu beurteilen 
sind.” Der Schutz, den diese Begriffsbestimmung des Bundesverfassungsge- 
richts entfaltet, erstreckt sich damit gegen Anordnungen auf zukünftige Rechts- 
folgen für abgeschlossene Vertrauensbetätigungen. Entscheidend für den Schutz 
ist, dass der Dispositionszeitpunkt, ab welchem eine Entscheidung aus 
rechtlichen oder wirtschaftlichen Gründen nicht mehr rückgängig gemacht 
werden kann, vor dem Zeitpunkt liegt, ab dem die Rechtsänderung eintritt. Nur 
aus zwingenden Gründen des Gemeinwohls kann der Vertrauensschutz versagt 
werden.” Für die Ausgestaltung einer Reform der Rentenbesteuerung verlangt 
der Vertrauensschutz, dass die Rechtslage nicht zu Ungunsten des 
Steuerpflichtigen geändert werden darf, soweit er sein Verhalten nicht mehr an 
diese Änderung anpassen kann. Geht man davon aus, dass die 
Sozialversicherungsrenten nachgelagert besteuert werden sollen, muss der 
Vertrauensschutz alle rentennahen Jahrgänge sowie alle Bestandsrentner 
einschließen. Alle anderen werden durch die nachgelagerte Besteuerung 
entlastet, weshalb sie keines besonderen Schutzes bedürfen. 

Der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit verlangt nach Neumark, dass die Veranla- 
gung, Erhebung und Kontrolle von Steuern keine übermäßigen Aufwendungen 
erfordert. Neumark spricht hier von „Wohlfeilheit der Besteuerung‘. Zwar gibt 
Neumark einige Ergebnisse internationaler Untersuchungen an, welche die Höhe 
der Steuererhebungskosten quantifizieren, allerdings bleibt er eine grundsätzli- 
che Aussage schuldig, ob diese Kostenquoten angemessen oder zu hoch einzu- 
schätzen sind. Dies dürfte wohl daran liegen, dass die maximal zulässige Kos- 
tenquote kaum normativ bestimmt werden kann.*”” 

Als letzten Besteuerungsgrundsatz steuertechnischer Natur führt Neumark den 
Grundsatz der Bequemlichkeit an. Dieser verlangt alle möglichen Erleichterun- 
gen bei der Abgabenerhebung zu gewähren, die unter Beachtung aller überge- 
ordneten Besteuerungsprinzipien möglich sind. Insbesondere die Unterordnung 
dieses Grundsatzes unter die anderen Besteuerungsprinzipien verdeutlicht, dass 
es sich um eine nachrangige Norm handelt. 

Die Grundsätze der Praktikabilität, der Wirtschaftlichkeit sowie der Bequemlich- 
keit zeigen auch im Rahmen der Reform der Rentenbesteuerung eine gewisse 
Verzahnung. So kann aufgrund des komplexen Sachverhaltes, der über Jahr- 
zehnte gewachsen und stetigen Modifikationen unterlag, keine Einzelfallgerech- 
tigkeit angestrebt werden, ohne alle drei genannten Kriterien zu verletzten. Sie 
wäre nur durch ein vergleichbar komplexes System zu erreichen, das mit einem 
hohen Aufwand für Steuerpflichtige wie Steuerverwaltung verbunden wäre. Damit 
wird die Forderung nach pauschalierender und typisierender Behandlung, wie sie 
vom Bundesverfassungsgericht erlaubt™? und von der Sachverständigenkommis- 
sion zur Neuordnung der steuerrechtlichen Behandlung von Altersvorsorgeauf- 


335 Tipke, Klaus/ Lang, Joachim (1998), § 4 Rz. 178 

336 Vgl. Tipke, Klaus/ Lang, Joachim (1998), $ 4 Rz. 178 f. sowie die Ausführungen in Abschnitt 
3.4. 

337 Vgl. Neumark, Fritz (1970), S. 372. 

338 S. BVerfGE 105, 73, S. 127. 
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wendungen und Altersbezügen verlangt wurde,*” durch die Besteuerungsgrund- 
sätze der Praktikabilität, der Wirtschaftlichkeit und der Bequemlichkeit getragen. 


4.1.5 Zielkonflikte 


Neumarks Ausführungen stellen wohl immer noch die umfangreichsten Aufstel- 
lungen von Besteuerungsgrundsätze dar. Die Ausführungen haben gezeigt, dass 
die einzelnen Prinzipien und ihre Ziele untereinander in Beziehung stehen. 
Tabelle 4-1 verdeutlicht die Stellung der Einzelziele zueinander. Dabei muss be- 
tont werden, dass die Beurteilung, ob die Ziele zweier Besteuerungsgrundsätze 
als harmonierend, als konfligierend oder als neutral zu einander eingestuft wer- 
den, sich nach den Abgrenzungen und Definitionen Neumarks richten. Werden 
die Prinzipien weiter oder enger gefasst, kann es zu abweichenden Beurteilung 
der Zielbeziehungen kommen. 

Bei dieser Darstellung wird deutlich, dass bei einem sehr großen Teil der Grund- 
sätze wenn nicht Harmonie so doch Neutralität vorliegt. Diese Kombinationen 
können als unkritisch bezeichnet werden. Bei den grau hinterlegten und mit „K" 
gekennzeichneten Kombinationen stehen die Besteuerungsgrundsätze hingegen 
konfligierend zueinander. Konflikte treten bei den steuerrechtlichen / steuertech- 
nischen Grundsätzen gegenüber den Gerechtigkeitspostulaten sowie gegenüber 
den prozesspolitischen Grundsätzen auf. Insbesondere die Grundsätze der 
Praktikabilität und der Wirtschaftlichkeit stehen im Widerspruch zu den Prinzipien 
der Allgemeinheit, der Gleichmäßigkeit sowie der Verhältnismäßigkeit. Je stärker 
man der Einzelfallgerechtigkeit Rechnung tragen will, umso stärker leidet die 
Praktikabilität und die Wirtschaftlichkeit, die ein bestimmtes Maß an Pauschalie- 
rung und Typisierung notwendig erscheinen lässt. Hier bestehen Ähnlichkeiten 
mit dem Konflikt zwischen Steuertransparenz und Praktikabilität. Aus bereits 
oben erwähnten Gründen werden die prozesspolitischen Grundsätze hier nicht 
näher diskutiert. 

Der Konflikt zwischen den Grundsätzen der wirtschaftlichen Dispositionsfreiheit 
sowie der Wettbewerbsneutralität auf der einen und der Gleichmäßigkeit und der 
Verhältnismäßigkeit auf der anderen Seite manifestiert den klassischen Konflikt 
der Steuerideale. Hier steht die Forderung nach Effizienz der Forderung nach 
Gerechtigkeit gegenüber. 


339 BMF (Hrsg.) (2003), S. 64. 


Alexander Meindel - 978-3-631-75051-3 
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 08:49:27AM 
via free access 


105 


Tabelle 4-1: Beziehungen der Ziele der Besteuerungsgrundsätze zueinander 


| uses sozialpoli- steuerrechtlich 
täre tische wirtschaftspolitische steuertechnische 
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Quelle: eigene Darstellung 


Wie bereits erwähnt, kam es im historischen Verlauf bei der Bedeutung zu zykli- 
schen Wechseln zwischen diesen beiden Leitbildern. Da dieser Konflikt bis heute 
erhalten blieb und namentlich auch in der Diskussion über die Rentenbesteue- 
rung eine prominente Stellung innehat, wird auf diese beiden Ideale in Abschnitt 
4.2 bzw. Abschnitt 4.3 näher eingegangen. Die Tatsache, dass nicht alle 18 Be- 
steuerungsgrundsätze detailliert auf den Aspekt der Rentenbesteuerung bezogen 
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diskutiert werden, hangt weniger damit zusammen, dass diese Grundsatze nicht 
gutgeheißen werden, sondern vielmehr damit, dass viele Grundsätze sich einer 
objektiven Operationalisierung verschließen. Konkrete Normen, an denen sich 
Steuerregeln messen lassen könnten, sind nur bedingt formulierbar. Deshalb 
wurde die Gesamtheit der Normen hier nur übersichtsartig dargestellt und die 
Berührungspunkte, die sich zur Reform der Rentenbesteuerung ergeben, aufge- 
zeigt. 


4.2 Effizienz als ökonomische Norm zur Beurteilung der 
Besteuerung 


Die klassische wohlfahrtsökonomische Theorie der Besteuerung geht von der 
Annahme aus, dass die Regierung eines Staates die Wohlfahrt der Gesellschaft 
maximieren möchte. Die Repräsentanten des Staates verhalten sich wie ein 
„wohlwollender Diktator“. Unter dieser Annahme ist das Ausgabenvolumen des 
Staates vorgegeben, das über Steuern und Abgaben zu finanzieren ist. Ziel der 
wohlfahrtsökonomischen Theorie ist es, ein effizientes Steuersystem zu konzipie- 
ren, welches dieses Ausgabenvolumen sicherstellt. Die Effizienz des Steuersys- 
tems wird danach beurteilt, ob bzw. in welchem Umfang die Belastung durch die 
Besteuerung die Steuereinnahmen übersteigt.’ 

Diesem altruistischen Staatsverständnis wurde im Rahmen der modernen, insti- 
tutionellen Finanzwissenschaft die Leviathan-Theorie entgegengestellt.”” Wie 
bereits dargelegt, geht sie davon aus, dass auch die Personen, welche die Re- 
gierung bilden, egoistisch handeln, d.h. ihren Eigennutzen maximieren. Nimmt 
man an, dass ein Mindestmaß an Rechtsstaatlichkeit gewährleistet bleibt, kann 
das Ziel der Nutzenmaximierung dieser Personen in Regierungsverantwortung 
mit dem Ziel der Budgetmaximierung gleichgesetzt werden. Der Nutzen der Re- 
gierungsvertreter ist also umso größer, je weniger ihre Macht (finanziell) einge- 
schränkt ist. Nachfolgend werden die Aspekte der traditionellen, wohlfahrtsöko- 
nomischen Theorie der Besteuerung erläutert, die im Rahmen der Reform der 
Rentenbesteuerung von Belang sind. Dafür werden im Abschnitt 4.2.1 am Eingü- 
termodell kurz die Begriffe der allokativen Verzerrung und der damit verbunde- 
nen Effizienzverluste erläutert. Abschnitt 4.2.2 erweitert diese Überlegung auf 
unterschiedliche Wahlentscheidungen, die im Bereich der Besteuerung von Al- 
terssicherungsbeitragen und —leistungen bedeutsam sind. 


4.2.1 Eingütermodell 


Die Wohlfahrtskosten der Besteuerung entsprechen derjenigen Belastung, wel- 
che sich über den eigentlichen Steuerzahlbetrag in der Summe über alle Steuer- 
pflichtigen ergibt. Diese volkswirtschaftlichen Kosten der Besteuerung werden als 
Mehrbelastung, Überschussbelastung oder englisch ,excess burden“ bezeich- 


340 Vgl. Abschnitt 4.2.1. 
341 Vgl. Brennan, G./ Buchanan, J.M. (1980). 
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net.™ Sie wird dadurch verursacht, dass sich das Angebots- und / oder das 
Nachfrageverhalten durch die Steuer verändert, man spricht von allokativen 
Verzerrungen. 

Abbildung 4-1 verdeutlich diesen Zusammenhang für den Fall, dass eine 
Einkommensteuer auf Arbeitsleistung eingeführt wird. Zur Vereinfachung wird 
davon ausgegangen, dass die Nachfrage nach Arbeitsleistung ab einem Lohn 
von w; unbegrenzt und der Nachfragepreis konstant ist. Das Arbeitsangebot 
steige mit dem Lohn an und sei homogen. Vor Einführung der Steuer wird die 
Menge x; bei dem Lohn w, nachgefragt. Hier deckt sich Angebot (a) und 
Nachfrage vor Steuer (n.). Einige Anbieter waren auch bereit, ihre Arbeitsleistung 
für einen geringeren Preis anzubieten. Durch den Mechanismus der Preisbildung 
kommen sie in den Genuss eines höheren Lohns. Dieser Nutzen — er wird 
Produzentenrente genannt - kann über die Fläche des Dreiecks ACE 
quantifiziert werden. 


Abbildung 4-1: Überschussbelastung durch Besteuerung 


Lohn w 


X> X 
Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an Blankart, Charles Beat (1998), S. 208 


Arbeitszeit x 


Durch Einführung einer Lohnsteuer in Höhe von t % des Lohnes sinkt der Netto- 
lohn auf w2 = w,*(1-t). Damit wird im neuen Marktgleichgewicht nur noch das 
Arbeitsangebot von x, erreicht. Das Steuervolumen entspricht der schraffierten 
Rechteckfläche BCDF. Da es definitionsgemäß der Volkswirtschaft wieder durch 
die Bereitstellung öffentlicher Güter zufließt, wird diese dadurch nicht entgültig 
belastet.” Das graue, mit „Ù“ gekennzeichnete Dreieck DEF stellt dagegen die 
Überschussbelastung, d.h. die Wohlfahrtskosten der Besteuerung dar. Diese 
zusätzliche Nutzeneinbuße geht über die Steuereinnahmen hinaus und muss im 


342 Die folgenden Ausführungen orientieren sich an Blankart, Charles Beat (1998) Kapitel 11, S. 
201 ff sowie an Sachverständigenrat (2001), S. 235 ff. 
343 Von den Kosten der Erhebung und Verwaltung der Steuern wird an dieser Stelle abstrahiert. 
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vorliegenden Fall von den Anbietern getragen werden.’ Der Wohlfahrtsverlust 
liegt darin, dass die Produktion von Arbeitsleistung bis zur Preis-Mengen-Kombi- 
nation von w,/x, sinnvoll wäre. Bis zu diesem Punkt gibt es Personen, die bereit 
sind ihre Arbeitsleistung zu einem Preis anzubieten, der unter dem Preis der 
Nachfrager liegt. Durch die Einführung der Steuer fällt für den Bereich zwischen 
x, und x2 der Angebots- und der Nachfragepreis auseinander und verhindert da- 
durch die wirtschaftlichen Aktivitäten, die auf diesen Bereich entfallen. Die 
Wohlfahrtskosten können über die Berechnung des Flächeninhalts des Dreiecks 
DEF folgendermaßen ermittelt werden. 


U = 1 Kea Ax  steuerinduzierte i 
zent u Mengenänderung Gleichung 
Aw _ steuerinduzierte Änderung des 4-1 


Gleichgewichtslohns 
aus der Angebotselastizitat y 
2 X Gleichgewichtsmenge 
X _ AX Wi w,  Gleichgewichtsiohn Gleichung 


~ Aw — AW X, jeweils vor Einführung der Steuer 4-2 
W, 


Y 


erhält man für die steuerinduzierte Mengenänderung 


x 
Ax =ye—e Aw. Gleichung 
"i 4-3 
Die Steuerinduzierte Preisänderung (Lohnänderung) ergibt sich zu 
Aw =w, -(1-t)ew, =w, ef. . 
Gleichung 
4-4 
Setzt man Gleichung 4-3 und Gleichung 4-4 in Gleichung 4-1 ein so ergibt sich 
für die Überschussbelastung die sog. Harbergersche Formel 


O=loyoxowet: Gleichung 

2 4-5 
Die Wohlfahrtskosten der Besteuerung nehmen also mit dem Preis, der Menge 
und der Angebotselastizität linear zu. Je stärker das Arbeitsangebot auf Lohn- 
schwankungen reagiert, desto höher sind die Wohlfahrtsverluste. Des weiteren 
ergibt sich aus der Formel, dass die Überschussbelastung quadratisch mit stei- 
gendem Steuersatz zunimmt. Damit führt dieser zu deutlich stärkeren Nutzenein- 
bußen, als die anderen Faktoren der Gleichung 4-5.” Grundsätzlich bleibt dieser 
Zusammenhang erhalten, auch wenn von einer nicht vollkommen unelastischen 


344 Wäre die Arbeitsnachfrage nicht vollkommen unelastisch, wie hier zur Vereinfachung 
angenommen wurde, würde die Steuerbelastung von Anbietern und Nachfragern getragen 
werden und dementsprechend die Überschussbelastung ebenfalls auf sie aufgeteilt. 

345 Da die Überschussbelastung über den Flächeninhalt eines rechtwinkligen Dreiecks berechnet 
wird, gilt die Formel genau genommen nur bei entsprechenden Annahmen zu Form und 
Verlauf von Angebots- und Nachfragekurve. 
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Nachfrage ausgegangen wird. Lediglich der mathematische Ausdruck wird etwas 
komplexer. 


4.2.2 Zweigütermodelle 


Zuvor wurde ein Modell mit einem Gut betrachtet. Die gleiche Überlegung soll 
nun auf ein Modell mit zwei Gütern übertragen werden. In dieser Konstellation 
findet es sich oft in der Diskussion zum Themenkomplex der Rentenbesteuerung 
wieder. Dabei werden unterschiedliche Besteuerungsalternativen danach beur- 
teilt, ob sie die Entscheidung zwischen zwei ausgewählten Gütern beeinflussen 
oder ob sie sich diesbezüglich neutral verhalten.*“ 

Sehr häufig wird das Zweigütermodell herangezogen um zu zeigen, dass die 
Ersparnis durch die synthetische Einkommensteuer gegenüber dem sofortigen 
Konsum diskriminiert wird. Durch eine allgemeine Konsumbesteuerung könnte 
diese Verzerrung vermieden werden. Diese lässt sich auch durch eine sparberei- 
nigte Einkommenssteuer realisieren, die sämtliche Ersparnis aus der Bemes- 
sungsgrundlage ausscheidet. Die nachgelagerte Rentenbesteuerung entspricht 
diesem Bild und würde sich problemlos in ein Einkommensteuersystem einpas- 
sen lassen. Dies bedeutet jedoch nicht, dass die nachgelagerte Rentenbesteue- 
rung gleichsam automatisch in eine Reform münden müsse, welche das gesamte 
Steuersystem konsumorientiert ausrichtet.”” Dieser Forderung wird mit der Be- 
hauptung Nachdruck verliehen, dass ohne vollständige Umstellung zu einer kon- 
sumorientierten Besteuerung unterschiedliche Sparformen ungleich besteuert 
würden. Rentenversicherungsbeiträge würden so gegenüber klassischer Erspar- 
nis benachteiligt.” Um diesen Argumentationsstrang zu verdeutlichen wird nach- 
folgend auf die Effizienzverluste in unterschiedlichen Zweigütermodellen einge- 
gangen. Zunächst wird die klassische Argumentation dargelegt, die für eine kon- 
sumorientierte Besteuerung spricht. Danach wird darauf eingegangen, dass die 
Konsumbesteuerung die Entscheidung zwischen Arbeit und Freizeit ebenso wie 
die Einkommensteuer verzerrt. Als drittes wird das Argument aufgegriffen, durch 
die nachgelagerte Besteuerung im Rahmen einer synthetischen Einkommen- 
steuer würden verschiedene Sparformen unzulässigerweise ungleich behandelt. 


4.2.2.1 Konsum versus Ersparnis 


Halten wir zunächst die Entscheidung zwischen Arbeit und Freizeit konstant und 
betrachten die Entscheidung zwischen Gegenwartskonsum C, und Zukunftskon- 
sum Co. 


346 Vgl. zu den unterschiedlichen Neutralitatsbegriffen Elschen, Rainer/ Hüchtebrock, Michael 
(1983), S. 253 ff. 

347 So indirekt von Wiegard, Wolfgang (2000), S. 12 verlangt; vgl. ähnlich Wagner, Franz (2002), 
S. 1; deutlich ausgewogener in seiner Argumentation hingegen Richter, Wolfram F. (2001), S. 
1002; deutlich ablehnend Schneider, Dieter (1999b), S. 6 ff. Zur Einordnung der 
nachgelagerten Besteuerung in ein System umfassender Einkommensteuer vgl. BMF (Hrsg.) 
(2003), S. 29. 

348 Wiegard, Wolfgang (2000), S. 12; vgl. auch Wagner, Franz (2002), S. 1. 
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Das Wirtschaftssubjekt erhalte nur in der ersten Periode (Erwerbsphase) ein Ein- 
kommen, das es zwischen Gegenwartskonsum C, und Ersparnis S aufteilt. 


w=C,+S Ww Einkommen 
C, | Gegenwartskonsum Gleichung 4-6 
S Ersparnis 


In der zweiten Periode (Nacherwerbsphase) kann es die verzinste Ersparnis 
konsumieren. 
C,=Se(1+r) r Zinssatz 

Cz _ Zukunftskonsum Gleichung 4-7 
Führt man den Gegenwartskonsum und den Zukunftskonsum (Gleichung 4-6 und 
Gleichung 4-7) im Zeitpunkt der ersten Periode zusammen, ergibt sich die 
intertemporale Budgetrestriktion zu 
C, 


w=C,+ . 
(1+r) Gleichung 4-8 


die nach dem Gegenwartskonsum aufgelöst für ein gegebenes Einkommen w die 
Budgetgerade (Gerade AB in Abbildung 4-2) ergibt. 


C, =w- > 
(1+r) Gleichung 4-9 


Eine Einheit Gegenwartskonsum entspricht dem (1+r)-fachen dieser Einheit an 
Zukunftskonsum. Das Individuum kann heutigen Konsum durch Ersparnisbildung 
in Zukunftskonsum transformieren. Wird der Konsum durch eine allgemeine 
Konsumbesteuerung belastet, so muss das Wirtschaftssubjekt mit dem Ein- 
kommen der Erwerbsphase nicht nur Gegenwarts- und Zukunftskonsum sondern 
auch die jeweils darauf entfallende Steuer finanzieren. Die intertemporale Bud- 
getrestriktion von Gleichung 4-8 nimmt dann die folgende Form an 


w=C,e(1+t)+ oF e(1+t). 
r) 


(1+ 


Durch Auflösung nach C, erhält man die parallel verschobene Budgetgerade 
(Gerade A’B’ in Abbildung 4-2) mit 
De EE 

' (1+t) (1+r) Gleichung 4-11 


Abbildung 4-2 verdeutlich den Zusammenhang. Der Achsenabschnitt auf der 


Gleichung 4-10 


Ordinate liegt mit wi 
(1+ 


7 bei Punkt B’ niedriger als im Vergleich zu Gleichung 


4-9, dem Zustand ohne Steuer, bei dem er bei B lag. Die Steigung der beiden 
Geraden ist mit ER ae identisch. 
(1+r) 
Alexander Meindel - 978-3-631-75051-3 


Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 08:49:27AM 
via free access 


111 


Das Wirtschaftssubjekt, das unter der Nebenbedingung der Budgetgeraden sei- 
nen Nutzen maximiert, wird im Fall ohne Steuer den Punkt E wählen. Dies ist der 
Tangentialpunkt der Budgetgeraden AB mit dem maximal erreichbaren Nutzenni- 
veau auf der Indifferenzkurve i,. Für den Fall einer allgemeinen Konsumsteuer 
hat sich die Nebenbedingung, d.h. die Budgetgerade verändert. Das maximal er- 
reichbare Nutzenniveau ist i2, welches das Wirtschaftssubjekt durch die Wahl von 
E’ erreicht. 


Abbildung 4-2: Konsum- versus Einkommensteuer 


Gegenwarts- 
konsum C, 


B 
B“ 


B‘ 


A“ A A 
Zukunftskonsum C, 
Quelle: Blankart, Charles Beat (1998), S. 212; eigene, leicht abgewandelte Darstellung 


Durch die Einführung der Steuer wird das Budget eingeschränkt. Die Preisrela- 
tion zwischen dem Gut des Gegenwartskonsums und dem Gut des Zukunftskon- 
sums verändert sich nicht. Sie verhält sich neutral bzgl. der Entscheidung zwi- 
schen diesen beiden Gütern, d.h. das Bruttopreisverhältnis entspricht dem Netto- 
preisverhältnis. Diese Art der Budgetverengung durch Einführung der Steuer wird 
Einkommenseffekt genannt. 
Bei konstanter Arbeits-Freizeit-Relation wird die Entscheidung zwischen Gegen- 
warts- und Zukunftskonsum durch eine allgemeine Konsumsteuer folglich nicht 
verzerrt, es kommt zu keiner Überschussbelastung. Anders sieht es dagegen 
aus, wenn eine synthetische Einkommensteuer eingeführt wird. Sie erfasst 
nicht den Konsum, dafür aber in der Erwerbsphase das Einkommen (Gleichung 
4-12) und in der Nacherwerbsphase die Zinserträge (Gleichung 4-13). 
we(1-t)=C,+S 

Gleichung 4-12 
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C,=Se(1+re(1-t 
z ( ( ) Gleichung 4-13 
Die beiden Gleichungen zusammengefasst und nach C, aufgelöst ergibt die 
Budgetgerade mit 
C 
C,=we(1-t)- —— 2 — 
(1+re(1-t)) Gleichung 4-14 


Vergleicht man die Budgetgerade bei Einkommensbesteuerung (Gleichung 4-14) 
mit derjenigen bei Konsumbesteuerung (Gleichung 4-11) so ergibt sich für ers- 
tere bei gleichem Steuersatz t ein größerer Achsenabschnitt auf der Ordinate.*” 
Außerdem ist der Verlauf steiler, da gilt 


l anl ae Te : 
(1+r) (1+re(1-1t)) Gleichung 4-15 


Im Vergleich zum Urzustand ohne Steuer wird also die Entscheidung zwischen 
Gegenwarts- und Zukunftskonsum verzerrt, da die Einkommensteuer eine Ver- 
haltensänderung induziert, die dazu führt, dass Zukunftskonsum (Ersparnis) 
durch Gegenwartskonsum substituiert wird. Deshalb spricht man hierbei vom 
Substitutionseffekt. Dieser ist mit Wohlfahrtseinbußen verbunden. Die Über- 
schussbelastung wird dadurch sichtbar, dass bei Nutzenmaximierung durch das 
Wirtschaftssubjekt lediglich das niedrigere Nutzenniveau auf der Indifferenzkurve 
iz im Vergleich zu iz bei allgemeiner Konsumbesteuerung erreicht werden kann. 
In Abbildung 4-2 ist dies bei Punkt E” der Fall. ,Dies ist mit ein wichtiger Grund, 
warum viele Finanzwissenschaftler heute dafür plädieren, die Einkommensteuer 
durch eine allgemeine Konsumsteuer zu ersetzen.“ 

Die gleiche Steuerwirkung wie bei einer allgemeinen Konsumsteuer lässt sich 
auch durch eine zinsbereinigte oder eine sparbereinigte Einkommensteuer errei- 
chen, wie folgende Berechnungen zeigen. Bei der zinsbereinigten Einkom- 
mensteuer wird lediglich das Einkommen in der Erwerbsphase besteuert 
(Gleichung 4-16). Die marktübliche Verzinsung fließt nicht in die Bemessungs- 
grundlage ein. Brutto- und Nettozinssatz sind folglich für den Steuerzahler iden- 
tisch (Gleichung 4-17). 
we(1-t)=C,+S 


Gleichung 4-16 


C,=Se(1+r) i 

Gleichung 4-17 
Bei der sparbereinigten (nachgelagerten) Einkommensteuer wird die Ersparnis 
der Erwerbsphase von der Bemessungsgrundlage ausgenommen (Gleichung 
4-18), dafür der Konsum der Nacherwerbsphase besteuert (Gleichung 4-19). 


349 Dies ist allerdings ein technischer Aspekt, da man den gleichen Achsenabschnitt erhält, wenn 
für das Verhältnis des Einkommensteuersatz tE zum Konsumsteuersatz tC die Gleichung 
1 gilt. 
1- te) = — 
(1-te) TE) 
350 Blankart, Charles Beat (1998) Kapitel 11, S. 213. 
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w-te(w-S)=C,+S : 
Gleichung 4-18 


CaaS etter je(l=t) Gleichung 4-19 


In beiden Fallen ergibt sich die gleiche Budgetgleichung 


C, 
ald areal 


Gleichung 4-20 


Die Budgetgeraden bei Konsumbesteuerung (Gleichung 4-11) stimmt mit derjeni- 
gen bei spar- oder zinsbereinigten Einkommensteuer (Gleichung 4-20) dann 
überein, wenn zwischen dem Einkommensteuersatz te und dem Konsumsteuer- 
satz tç folgendes Verhältnis besteht 


1 
1-t.)= —— i : 
(1- ts) (1+t,): Gleichung 4-21 


4.2.2.2 Arbeit versus Freizeit 


Bei den Ausführung zur Entscheidung zwischen Gegenwarts- und Zukunftskon- 
sum wurde die Entscheidung zwischen Arbeit und Freizeit konstant gehalten. 
Betrachtet man nun diese Entscheidung in gleicher Weise, zeigt sich, dass die 
Einkommensteuer lediglich den Faktor Arbeit belastet, dessen Ertrage auch 
durch eine Konsumsteuer erfasst werden. Durch die Besteuerung wird der 
marktmäßige, d.h. monetär erfassbare Güterkonsum belastet. Geht man davon 
aus, dass auch der Konsum von Freizeit für das Wirtschaftssubjekt Nutzen stiftet, 
wird dieser weder durch die Konsum- noch durch die Einkommensteuer erfasst. 
Es fehlt der monetäre, marktliche Anknüpfungspunkt für eine Besteuerung. Damit 
stellt sowohl die Einkommen- als auch die Konsumsteuer eine selektive Steuer 
dar, beide verzerren die Entscheidung zwischen Arbeit und Freizeit. Die Besteue- 
rung setzt den Anreiz, weniger zu arbeiten. 

Wollte man diesen Fehlanreiz und die damit verbundene Überschussbelastung 
vermeiden, käme nur eine Pauschalsteuer bspw. in Form einer Kopfsteuer in 
Betracht. Diese verzerrt weder die Entscheidung zwischen Arbeit und Freizeit 
noch die zwischen Gegenwarts- und Zukunftskonsum, dafür müssen zwei andere 
Kritikpunkte angeführt werden. Zum einen dürfte eine Kopfsteuer aus Gründen 
der Steuergerechtigkeit, wie der Versuch Margaret Thatchers diese in Großbri- 
tannien einzuführen zeigte, kaum durchsetzbar sein. Zum anderen ergeben sich 
in der Realität andere negative Anreize. Wirtschaftssubjekte werden versuchen, 
der Steuer räumlich auszuweichen, es besteht der Anreiz zur Steuerflucht. Erhö- 
hen sich durch die Pauschalsteuer die Produktionskosten, wird bei vollkommener 
Konkurrenz der Grenzanbieter aus dem Markt gedrängt.”' 

Als Fazit kann festgehalten werden, dass praktisch alle Steuern individuelle Ent- 
scheidungen beeinflussen und damit zu Fehlanreizen führen. Diese sind mit 
Wohlfahrtseinbußen verbunden. Im Rahmen der Optimalsteuertheorie wird des- 


351 Vgl. Elschen, Rainer/ Hüchtebrock, Michael (1983), S. 259. 


Alexander Meindel - 978-3-631-75051-3 
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 08:49:27AM 
via free access 


114 


halb versucht, die Besteuerung so zu gestalten, dass die Uberschussbelastun- 
gen minimiert werden. Bei der Güterbesteuerung führt das zur inversen Elastizi- 
tätsregel, wonach die Steuersätze reziprok zu den Preiselastizitäten der Nach- 
frage der Güter zu bemessen sind.’ Dieses Ergebnis ist intuitiv kohärent mit der 
Harbergerschen Formel””, wonach die Uberschussbelastung umso stärker ist, je 
elastischer die Nachfrage auf Preisänderungen reagiert. 

Da bei der Einkommensteuer der Faktor Arbeit zu der Alternative Freizeit ein 
direktes Substitut ist, wird hier das Problem der Überschussbelastung besonders 
deutlich. Jedes Mehr an Einkommensteuer lässt die Freizeit attraktiver werden 
und führt gleichzeitig zu einer höheren Überschussbelastung. Darüber hinaus 
kann gesellschaftlich eine Wohlfahrtsfunktion erwünscht sein, welche eine Ver- 
schiebung der Einkommensverteilung von Reich nach Arm vorsieht. Dies erfor- 
dert eine Einkommensteuer mit höherer steuerlicher Belastung der oberen Ein- 
kommensschichten, was automatisch zu Wohlfahrtsverlusten führt. 

Zwei Extrema zeigen das Spannungsfeld der Einkommensteuer auf. Im einen 
Fall vernachlässigt man die Überschussbelastung und orientiert sich an einer 
Benthamschen sozialen Wohlfahrtsfunktion. Unter gewissen Annahmen führt 
dies zu einer völligen Nivellierung der Einkommen. Im anderen Extremfall orien- 
tiert man sich nur an der Überschussbelastung. Damit folgt man den Regeln der 
Optimalsteuertheorie oder aber erhebt statt einer Einkommensteuer eine Kon- 
sumsteuer. Stern kommt für eine Benthamsche soziale Wohlfahrtsfunktion unter 
weiteren Annahmen auf einen optimalen Grenzsteuersatz von 19%, für den Fall 
einer Rawlschen sozialen Wohlfahrtsfunktion auf 80%.” Hier nimmt der 
Grundkonflikt zwischen den gesellschaftlichen Wertvorstellungen von Effizienz 
des Marktes auf der einen und Marktversagen, das eine Umverteilung erfordert, 
auf der anderen Seite eine quantitative Form an.?” 


4.2.2.3 Ersparnis versus Versicherung 


Die bisher dargestellten Güterpaare werden angeführt, wenn es um negative 
Effekte einer selektiven Besteuerung im Allgemeinen oder der Besteuerung von 
Rentenbeiträgen und -leistungen im Besonderen geht.” In diesem Zusammen- 
hang wird oft darauf hingewiesen, dass die nachgelagerte Besteuerung auf alle 
Sparformen übertragen werden müsste, um nicht durch eine neue, selektive Be- 
steuerung neue Verzerrungen zu verursachen. Gemäß diesem Argumentations- 
strang stellt „die nachgelagerte Besteuerung der Alterseinkünfte ein[en] (wei- 
tere[n]) Schritt in Richtung Konsumbesteuerung“”” dar, weil die Belastung auf 


352 Vgl. Blankart, Charles Beat (1998), S. 216 für ein Modell mit zwei besteuerten Gütern. 

353 Siehe Gleichung 4-5, S. 108 

354 Vgl. Stern, N. H. (1976) ; Blankart, Charles Beat (1998), S. 219 f., zu den Unterschiedlichen 
Wohlfahrtsfunktionen, vgl. Blankart, Charles Beat (1998), S. 83 ff.; zur Frage von Umverteilung 
und Gerechtigkeit siehe Abschnitt 4.3. 

355 Zur Theorie des Marktversagens und des Staatsversagens vgl. Brümmerhoff, Dieter (1996), S. 
203 ff. mit weiteren Nachweisen. 

356 Vgl. exemplarisch Börsch-Supan, Axel/ Luhrmann, Melanie (2000), S. 22 f.; Wagner, Franz 
(2002), S. 1. 

357 Wiegard, Wolfgang (2000), S. 12; vgl. auch Wagner, Franz (2002), S. 1. 


Alexander Meindel - 978-3-631-75051-3 
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 08:49:27AM 
via free access 


115 


diese Einkommensteile der Konsumbesteuerung entspricht und damit insgesamt 
geringer ausfallen als bei der klassischen Einkommensteuer.”” Die Renten- 
versicherungsbeiträge werden folglich mit herkömmlicher Ersparnis gleichge- 
setzt. Aufgrund der folgenden Merkmale der gesetzlichen Sozialversicherungs- 
rente erscheint diese Gleichsetzung jedoch mehr als problematisch zu sein. 

1. Das Rentenvermögen ist nicht beleihbar und nicht veräußerbar. 

2. Die Höhe des Rentenvermögen ist ex ante nur eine fiktive Größe. 

3. Tritt der Versicherungsfall nicht ein, verfällt das eingezahlte Vermögen. 

Zu 1. Das Rentenvermögen, welches der Versicherte durch seine 
Rentenbeiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung erwirbt, steht ihm bis zum 
Renteneintritt nicht zur Verfügung. Sieht man von dem Sicherheitsgefühl einer 
materiellen Grundsicherung für das Alter einmal ab, stiftet es ihm bis zu diesem 
Zeitpunkt keinen Nutzen. Die fiktive Vermögensposition ist weder beleihbar, noch 
veräußerbar. Private Ersparnis steht dagegen grundsätzlich zur Verfügung und 
kann auch ohne aufgezehrt zu werden, Nutzen stiften. Der Nutzen, der sich aus 
der Beleihbarkeit ergibt, wird in einem Zwei-Güter- bzw. Zwei-Periodenmodell 
durch die Annahme vollkommener Kapitalmärkte wegdefiniert. Bei realen Kapi- 
talmärkten sind Wirtschaftssubjekte insbesondere in der frühen Phase der Er- 
werbstätigkeit kreditrationiert. Natürlich kann die nachgelagerte Besteuerung 
nicht die Unvollkommenheit der Kapitalmärkte korrigieren und soll dies auch 
nicht, wie teilweise geargwöhnt wird.” Dennoch kann der Nutzen, den ein fun- 
gibles Vermögen gegenüber einer nicht verfügbaren, fiktiven Rentenanwartschaft 
hat, nicht gänzlich in Abrede gestellt werden. Auf diesen Unterschied zwischen 
Ersparnisbildung und Versicherung hebt die Argumentation ab, die sich für eine 
nachgelagerten Besteuerung von Beiträgen zur gesetzlichen Rentenversicherung 
im Rahmen einer synthetischen Einkommensteuer ausspricht.”” Schließlich 
reduziert sich der Konflikt auf die Frage nach dem gesellschaftlichen Wertesys- 
tem. Fällt die soziale Wohlfahrt durch ein ökonomisch effizientes” Steuersystem, 
welches Überschussbelastungen minimiert, größer aus, als durch ein Steuer- 
system, das auf ein gewisses Maß an Umverteilung setzt? Aus volkswirtschaftli- 
cher Sicht kann diese Frage nur durch die Annahmen einer sozialen Wohlfahrts- 
funktion beantwortet werden. Die Entscheidung zwischen den möglichen Wohl- 
fahrtsfunktionen kann dagegen keine normative sondern nur eine politische Ent- 
scheidung sein.’” 

Zu 2. Ab dem Zeitpunkt des Renteneintritts konkretisiert sich das 
Rentenvermögen durch monatliche Rentenzahlungen kontinuierlich. Welchen 
Wert die Vermögensposition konkret hat, kann im Gegensatz zu herkömmlicher 
Ersparnis nicht ermittelt werden. Der Wertzuwachs des Rentenvermögens richtet 


358 Vgl. Abschnitt 4.2.2.1. 

359 Vgl. Wiegard, Wolfgang (2000), S. 11. 

360 Vgl. hierzu die Argumentation zum Leistungsfähigkeitsprinzip aus juristischer Sicht im 
Abschnitt 3.2.1 und aus volkswirtschaftlicher Sicht im Abschnitt 4.3. 

361 Wie bereits ausgeführt führen Steuern immer zu Nutzeneinbußen, weshalb ein Steuersystem - 
wenn überhaupt - höchstens im Vergleich zu einem anderen als „effizienter“ bezeichnet 
werden kann. 

362 Vgl. Blankart, Charles Beat (1998), S. 83 ff. mit weiteren Quellen. 
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sich nach dem Lohnsummenwachstum und nicht nach der Kapitalmarktverzin- 
sung und ist deshalb ex ante nur eine fiktive Größe. Erst nach Ableben des Ver- 
sicherten könnte eine Quantifizierung der Rendite ex post durchgeführt werden, 
was für eine periodische Besteuerung ungeeignet sein dürfte. Lediglich die kum- 
mulierte Durchschnittsbesteuerung nach Vickrey könnte hier einen Ausweg bie- 
ten. 

Zu 3. Die Rentenversicherung stellt - wie der Name bereits sagt - 
eine Versicherung dar. Tritt der Versicherungsfall nicht ein, weil beispielsweise 
der Versicherte vor dem Renteneintrittsalter stirbt, verfällt das Rentenvermögen 
ersatzlos, da es nicht vererbbar ist. Angehörige, die nicht dem versicherten 
Personenkreis angehören, haben keinen Nutzen aus dem Rentenvermögen des 
Verstorbenen. Herkömmliche Ersparnis kann dagegen vererbt werden. Die An- 
nahme der herkömmlichen Lebenszyklushypothese, nach der Wirtschaftssub- 
jekte zum Ende ihres Lebens ihr Vermögen entsparen, kann in der Realität nur 
selten beobachtet werden.” 

Wird von einer selektiven Besteuerung zwischen Altersvorsorgesparen im Ver- 
hältnis zu sonstiger Ersparnis gesprochen, so trifft dies für die Sozialversiche- 
rungsrente nicht den Kern des Problems, da gesetzliche Rentenversicherungs- 
beiträge nicht mit herkömmlicher Ersparnis vergleichbar sind. Vielmehr muss die 
unterschiedliche Besteuerung hinsichtlich der Entscheidung zwischen Versiche- 
rung und Ersparnis betrachtet werden. Wollte man dies ebenfalls durch ein Zwei- 
Perioden-Modell in Anlehnung an dasjenige aus Abschnitt 4.2.2.1 zwischen Kon- 
sum und Ersparnis durchführen, würde sich die Entscheidung des Wirtschafts- 
subjektes in der Erwerbsphase um eine Größe erweitern. Für den Fall einer um- 
fassenden Einkommensteuer, bei gleichzeitig nachgelagerter Besteuerung der 
Rentenversicherungsbeiträge ergibt sich folgende Gleichung. 
we(1-t)=C,+S+pege(1-t) p Prämiensatz Gleichung 
q Deckungssumme 4-22 
Das Wirtschaftssubjekt entscheidet mit der Aufteilung seines versteuerten Ein- 
kommens in der ersten Periode auch über seine Konsummédglichkeit in der 
zweiten Periode. Die Ersparnis S steht ihm in der Nacherwerbsphase zuzüglich 
der Nettozinsen zum Konsum zur Verfügung. Mit der Prämie kauft der Versi- 
cherte Schutz gegen das wirtschaftliche Risiko der Langlebigkeit. Das Produkt 
pe(1—t) entspricht dem steuerbefreiten Prämiensatz. Der Versicherte erhält 
Deckung in Höhe von q, muss dafür aufgrund der Steuerbefreiung nur 
p®gqe»(1-t) zahlen. Dafür wird die Deckungssumme im Versicherungsfall 
(nachgelagert) besteuert, d.h. er erhält auch nur q e (1 -t) .° Die Versicherung 
deckt in diesem Modell das Risiko, dass die herkömmliche Ersparnis nicht aus- 
reicht, seinen Lebensunterhalt im Alter zu finanzieren. Die Fehleinschätzung hin- 
sichtlich seiner Lebenserwartung stellt den Schadensfall dar. Bei dieser Darstel- 
lung wird sowohl die Erwerbsphase als auch die Nacherwerbsphase auf eine 


363 Vgl. Wenger, Ekkehard (1983), S. 233. 
364 Vgl. für eine theoretische Begründung hierfür Davies, James B. (1981), S. 561 ff. 
365 Vogl. Gleichung 4-24. 
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Periode reduziert. In Analogie zur Theorie der Versicherungsökonomie hängt die 
Konsummöjglichkeit in der Nacherwerbsphase davon ab, ob der Schadensfall 
eines „zu langen“ Lebens eintritt und in welchem Umfang dieser Schaden durch 
die Versicherung gedeckt wird.” Damit ergeben sich für den Nichtschadensfall 
mit der Wahrscheinlichkeit 7-2 bzw. für den Schadensfall mit der 
Wahrscheinlichkeit = die Konsummöglichkeiten gemäß Gleichung 4-23 bzw. 
gemäß Gleichung 4-24. 


= _ 1- 
C,,=Se(1+re(1-t)) i Gleichung 4-23 


= (J ® — © — — T 
in L Schaden Gleichung 4-24 
Im Nichtschadensfall umfasst der Konsum in der zweiten Periode die verzinste 
Ersparnis, welche um die Steuer auf die Zinserträge gekürzt ist. Diese ist bei 
Abschluss einer Versicherung um die Versicherungsprämie kleiner als ohne 
Versicherung. im Schadensfall vergrößert sich die Summe um die 
nachgelagert versteuerte Deckungssumme qe(7-—f) aus der Versicherung und 
reduziert sich um die Schadenssumme L. Im Vergleich zum Fall ohne 
Versicherung’® fällt die Ersparnis bei konstantem Gegenwartskonsum um die 
steuerbefreite Versicherungsprämie peqe(71-—f) kleiner aus. Die Budgetgerade 
wird durch die erweiterte Wahlmöglichkeit zwischen Gegenwartskonsum, 
Ersparnis und Versicherung zu einer Budgetebene. Sie stellt die 
Nebenbedingung für die Maximierung des Erwartungsnutzens dar. Abbildung 4-3 
zeigt den Fall ohne Steuer. 

Die Wahl eines bestimmten Gegenwartskonsums C,’ führt zu einer Budgetgera- 
den in oder parallel zur C2;-C2.-Ebene zwischen Konsummöglichkeit im Nicht- 
schadens- bzw. im Schadensfall. Zehrt der potentielle Schaden nicht das ganze 
Vermögen auf und liegt der Gegenwartskonsum bspw. bei Null, beginnt die 
Budgetgerade beim Ausgangspunkt A. Im Schadensfall kann C-L konsumiert 
werden, im Nichtschadensfall C7. 

Geht man davon aus, dass der Erwartungsnutzen nur vom Konsum der beiden 
Perioden abhängt, ergibt sich hierfür 


EU=C,+(1-a)eC„+reC, Gleichung 4-25 


was mit Gleichung 4-23 und Gleichung 4-24 zu 
EU=C,+C,,+re(ge(1-t)-L 

nn ea Gleichung 4-26 
vereinfacht werden kann. Wird davon ausgegangen, dass die Versicherung vor 
Einführung der Steuer zum fairen Preis angeboten wird und damit der Versiche- 
rungsschutz den Schaden vollständig abdeckt, ist die volle Deckung nach Einfüh- 


366 Vgl. Gravel, Hugh/ Rees, Ray (1992), S. 586 ff.; Zweifel, Peter/ Eisen, Roland (2000), S. 82 ff. 
367 Vgl. Gleichung 4-22. 
368 Vgl. Abschnitt 4.2.2.1. 
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rung der Steuer nicht notwendigerweise gegeben.’ Legt man beispielsweise 
eine ansteigende Angebotskurve zu Grunde, ergibt sich bei vollkommen starrer 
Nachfrage eine Preisänderung der Versicherungsleistung in Höhe der Steuer.” 
Wird diese Preiserhöhung durch den Versicherten nicht durch Verzicht auf Kon- 
sum oder Ersparnis in vollem Umfang kompensiert, ist der potentielle Schaden 
durch die Versicherung nicht mehr vollständig gedeckt. Darüber hinaus tritt das 
Problem der Überschussbelastung auf.?”' 


Abbildung 4-3: Budgetebene im Zwei-Perioden-Modell mit Versicherung 
Cy» 


A 

| 

| Gegenwarts- 
| konsum C,*(1+r) 
| 

| 

| 

| 


Zukunftskonsum 
im Schadensfall 


Co, 


Zukunftskonsum im Nichtschadensfall 


Quelle: eigene Darstellung 


In der Realität liegt allerdings genau der umgekehrte Fall vor. Durch den Über- 
gang vom Status quo zur nachgelagerten Besteuerung verringert sich die Steu- 
erlast und damit die potentielle Unterdeckung. Bereits ohne auf das mathemati- 
sche Problem der Nutzenmaximierung einzugehen zeigt sich, dass die Besteue- 
rung auch auf die Wahl zwischen Ersparnisbildung und Versicherung Einfluss 
nimmt. Werden weiterhin die Vermögenserträge besteuert, gleichzeitig die Versi- 
cherungsbeiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung steuerlich zum Abzug 
von der Bemessungsgrundlage zugelassen, wird die Versicherung relativ zur 
Ersparnis attraktiver. Ob diese Veränderung zu einer höheren Nutzeneinbuße 
durch die Veränderung der relativen Preise führt oder zu einer verringerten Nut- 


369 Die aktuarisch faire Prämie ändert das Erwartungseinkommen des Versicherten nicht. Vgl. 
Gravel, Hugh/ Rees, Ray (1992), S. 588. 

370 Dieser Fall wird hier angenommen, da der überwiegende Teil der gesetzlich 
Rentenversicherten Pflichtversicherte sind. 

371 Vgl. Abschnitt 4.2.1. 
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zeneinbuße, aufgrund steuerlicher Entlastung der Versicherungsprämien, müsste 
empirisch überprüft werden. Entscheidend ist dafür der Verlauf der Wohlfahrts- 
funktion, nach der das Wirtschaftssubjekt seinen Erwartungsnutzen durch die 
Entscheidung in der Erwerbsphase über die Aufteilung seines Einkommens auf 
Gegenwartskonsum, Ersparnis und Versicherungsschutz maximiert. Da die Rea- 
lität weit komplexer ist, als der hier angedeutete, erweiterte Modellansatz, scheint 
der Konflikt so nur bedingt analysierbar zu sein. Grundsätzlich kann nicht ausge- 
schlossen werden, dass sich Verzerrungen gegenseitig neutralisieren. Da sich im 
Status quo der Besteuerung die Wirkungen einer Vielzahl an Verzerrungen 
überlagert, erscheint eine zuverlässige Vorhersage über die Wirkungsrichtung, 
die sich durch eine Veränderung ergibt, nur schwer möglich. ””? 

Bisher wurden die Beleihbarkeit und die Vererbbarkeit nicht berücksichtigt. 
Letzteres kann über die Erweiterung der Nutzenfunktion auf die vererbbare 
Konsumméglichkeit berücksichtigt werden. Die Beleihbarkeit hingegen erfordert 
die Modellierung eines unvollkommenen Kapitalmarktes. Dabei dürfte sich die 
Wirkung der Kreditrationierung erst bei Berücksichtigung über einen 
realitätsgerechten Zeitraum von mehreren Jahrzehnten entfalten, wenn 
Kreditaufnahme und Kreditrückzahlung innerhalb der Erwerbsphase möglich ist. 
Durch die Erweiterung der Möglichkeit, sein Einkommen auch für den Erwerb von 
Versicherungsschutz zu verwenden, werden die Aspekte der Risikoaversion des 
Wirtschaftssubjektes sowie die Unsicherheit über die Lebensdauer in das 
Entscheidungskalkül integriert. Diese Ausdehnung führt zwar zu einem 
realitatsnaheren Modellranmen, eröffnet aber gleichzeitig weiteres 
Konfliktpotential, sobald man die Annahme des vollkommenen 
Versicherungsmarktes in Frage stellt. Namentlich die subjektive 
Risikowahrnehmung kann bei der Wahl zwischen Ersparnis und Versicherung zu 
einer suboptimalen Allokation von Einkommen führen.”® Wird das Risiko der 
Langlebigkeit unterschätzt, können steuerliche Anreize dieser Fehlallokation 
entgegenwirken und so die Wohlfahrt erhöhen, im umgekehrten Fall entspre- 
chend verringern. 

Als Ergebnis lässt sich festhalten, dass Effizienzbetrachtungen bei einfachen 
Modellgestaltungen zwar helfen, die grundlegenden Zusammenhänge zu ver- 
deutlichen, aufgrund ihrer vereinfachenden Annahmen aber mit großer Vorsicht 
zu interpretieren sind. Das einfache, unreflektierte Übertragen der Ergebnisse auf 
die Wirklichkeit muss jedenfalls sehr kritisch gesehen werden.”’* Insbesondere 
die Ausdehnung des Betrachtungszeitraums bei gleichzeitiger Aufgabe der An- 
nahmen von vollkommenen Kredit- und Versicherungsmärkten dürfte deutlichen 
Einfluss auf den Nutzen einzelner Wirtschaftssubjekte über den Lebensverlauf 


372 Vgl. Richter, Wolfram F. (2001), S. 1002; Elschen, Rainer/ Hüchtebrock, Michael (1983), S. 
254 f. 

373 Vgl. Zweifel, Peter/ Eisen, Roland (2000), S. 40 ff. 

374 Vgl. weiterführend hierzu die Ausführungen in Abschnitt 4.4 ; eine kritische 
Auseinandersetzung mit den Argumenten und Annahmen der Befürworter einer 
Konsumbesteuerung findet sich beispielsweise bei Schneider, Dieter (2000), S. 421 ff. 
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haben.”? Wollte man fundierte Aussagen zu den Wohlfahrtseffekten treffen, die 
mit einer unterschiedlichen Besteuerung von Ersparnis auf der einen Seite und 
Versicherungsbeiträgen bzw. Versicherungsleistungen auf der anderen Seite 
einhergehen, wären umfassendere, theoretische und empirische Analysen not- 
wendig.”’° Eine entsprechende, geschlossene Modellierung dieser Situation steht 
noch aus und kann in der vorliegenden Arbeit nicht geleistet werden. Die Aus- 
sage, dass durch die nachgelagerte Besteuerung von Versicherungsbeiträgen 
bei gleichbleibender Zinsbesteuerung alternative Sparformen unzulässigerweise 
unterschiedlich besteuert würden, kann nach vorangehenden Überlegungen je- 
denfalls nicht gestützt werden.*” Kapitaleinkünfte und Sozialversicherungsrenten 
stellen aus ökonomischer Sicht derart unterschiedliche Sachverhalte dar, dass 
für sie eine Gleichbehandlung nicht gefordert werden kann. 


4.3 Gleichmäßigkeit als ökonomische Norm zur Beurtei- 
lung der Besteuerung 


Die traditionelle Finanzwissenschaft geht von einem normativ vordefinierten Aus- 
gabenvolumen des Staates aus, das über Steuern und Abgaben zu finanzieren 
ist.””® Da Abgaben sich auf direkt zurechenbare, öffentliche Leistungen beschrän- 
ken, haben diese Entgeltcharakter und werden äquivalent zu der empfangenen 
Leistung erhoben.” Alle öffentlichen Leistungen, die nicht direkt zurechenbar 
sind, werden über Steuern finanziert. Die Verteilung der Steuerbelastung muss 
damit nach anderen Regeln erfolgen. 

Im nachfolgenden Abschnitt werden normative Maßstäbe diskutiert, die bei der 
Beurteilung der Verteilung der Steuerlast im Allgemeinen sowie der Verteilungs- 
wirkungen von Reformalternativen im Bereich der Rentenbesteuerung im Beson- 
deren herangezogen werden können. Dazu werden zunächst in Abschnitt 4.3.1 
unterschiedliche Gerechtigkeitskonzepte verschiedenen gesellschaftlichen Wert- 
vorstellungen zugeordnet und diskutiert. Dabei erweist es sich als hilfreich, die 
Regelgerechtigkeit für das Dilemma zwischen Wohlfahrtseinbußen durch Vertei- 
lungsmaßnahmen auf der einen Seite und ggf. einem Maß an „Rest-Ungleich- 
heit“ auf der anderen Seite abzuwägen. 

Im Rahmen der Steuerlastverteilung hält das Leistungsfähigkeitsprinzip eine 
prominente Stellung inne. Das Konzept wird in Abschnitt 4.3.2 diskutiert und die 
Vorgaben, welche sich aus diesem Prinzip im Rahmen der Gleichmäßigkeit für 
Steuersysteme erörtert. 


375 In Abschnitt 4.4 wird der Einfluss einer Ausdehnung des Betrachtungszeitraums auf die 
Steuerbelastung thematisiert. 

376 Vgl. hierzu Abschnitt 4.5.1 m.w.N. 

377 Ebenfalls kritisch Richter, Wolfram F. (2001), S. 1002; anderer Auffassung dagegen Wiegard, 
Wolfgang (2000), S. 12 sowie Wagner, Franz (2002), S. 1. 

378 Auf die Argumente der Theorie der politischen Ökonomie gegen diese beschränkt 
realitätsnahe Sichtweise wurde bereits mehrfach hingewiesen. 

379 Vgl. zum Äquivalenzprinzip statt vieler Brümmerhoff, Dieter (1996), S. 238 ff. m.w.N. 
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4.3.1 Gerechtigkeitsprinzipien 


Wie Manfred Neumann formuliert, sind , ‚Solidarität' und ,Gerechtigkeit’ [..] nor- 
mative Kategorien, mit denen sich Ökonomen in der Regel nicht beschäftigen.” 
Für die traditionelle Finanzwissenschaft ist Gerechtigkeit gleichsam als Leingabe 
anderer Wissenschaften exogen vorgegeben. Umverteilungswirkungen durch 
staatliche Aktivitäten können nach dieser traditionellen Sichtweise aus ökonomi- 
scher Sicht nur nach ihren Kosten beurteilt werden. Die traditionelle Finanzwis- 
senschaft versucht, „gerechte“ Regeln zu finden, die moderne Finanzwissen- 
schaft dagegen fragt, ob die sich ergebende, tatsächliche Lastverteilung „regel- 
gerecht“ ist.’ Im ersten Fall liegt die logische Einordnung der Gerechtigkeit vor 
der Bestimmung von Regeln, die Gerechtigkeit ist exogen vorgegeben, im zwei- 
ten Fall liegt sie danach; Gerechtigkeit ergibt sich endogen aus der ökonomi- 
schen Analyse. 


4.3.1.1 Exogene Gerechtigkeit 


Möchte man sich einen Zugang zu dem schwierigen Thema der Gerechtigkeit 
aus ökonomischer Sicht schaffen, ist es hilfreich auf Maßstäbe des Utilitarismus 
zurückzugreifen, weil diese für Effizienzbetrachtungen den Ausgangspunkt dar- 
stellen. 

Das Primärziel des Utilitarismus kann beispielsweise mit der Forderung von J. 
Bentham (1789) nach dem „größten Glück der größten Zahl“ umschrieben wer- 
den.°® Handlungen werden nach dem aus ihnen folgenden Nutzen beurteilt. Da- 
für muss der Nutzen kardinal messbar sein, was nicht unerhebliche Schwierig- 
keiten birgt. I.d.R. wird versucht den Nutzen näherungsweise indirekt über mo- 
netäre Größen wie das Einkommen oder den Konsum zu ermitteln. Dies führt 
dann jedoch zur Frage nach dem funktionalen Zusammenhang zwischen dieser 
Größe und dem Nutzen.” Wird nur das Aggregat der Teilnutzen untersucht, blei- 
ben Verteilungswirkungen in der Nutzenstruktur unberücksichtigt. Das bedeutet, 
dass die Schlechterstellung eines Wirtschaftssubjektes durch eine staatliche 
Maßnahme, durch eine Besserstellung eines anderen Wirtschaftssubjektes kom- 
pensiert werden kann. Für allgemeine Aussagen muss i.d.R. zusätzlich noch an- 
genommen werden, dass die Nutzenfunktion aller Wirtschaftssubjekte gleich 
verläuft. 

Diesem Ansatz wird entgegnet, dass ein interpersoneller Nutzenvergleich nicht 
möglich sei, da Nutzen nur ordinal nicht aber kardinal gemessen werden könne. 
Dieser Konflikt lässt sich nur durch das strengere Pareto-Optimalitätskriterium 
beseitigen, wonach Umverteilung nur dann wünschenswert ist, wenn kein Wirt- 
schaftssubjekt schlechter aber mindestens ein Wirtschaftssubjekt besser gestellt 
wird.°®* Eine Umverteilung kommt danach nur auf freiwilliger Basis zustande, 
wenn die gebende Person einen Nutzen aus ihrem karitativen Handeln zieht. Ist 


380 Neumann, Manfred J.M. (2001), S. 25. 

381 Vgl. Blankart, Charles Beat (1998), S. 81. 

382 Vogl. Blankart, Charles Beat (1998), S. 82. 

383 Vgl. die Ausführungen zum Leistungsfähigkeitsprinzip in Abschnitt 4.3.2 m.w.N. 
384 Vgl. statt vieler Brummerhoff, Dieter (1996), S. 38 f. 
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dies nicht der Fall, verhindert das Kriterium der Pareto-Optimalitat eine vorgefun- 
dene Verteilung zu verändern.” 

l.d.R. wird Gerechtigkeit mit Gleichheit bzw. Gleichbehandlung in Verbindung 
gebracht. Je nach dem wie weit diese Gleichheit reichen und auf welche Größe 
sie sich beziehen soll, können unterschiedliche Gerechtigkeitsprinzipien formu- 
liert werden. Sie spiegeln gleichzeitig eine gesellschaftliche Wertvorstellung wi- 
der. 

Wird das Kriterium der Pareto-Optimalität als Gerechtigkeitsgrundsatz verwandt, 
so entspricht dies einer liberalen gesellschaftlichen Wertvorstellung, welche die 
Marktverteilung zu rechtfertigen sucht. Sie geht auf Naturrechtsvorstellungen von 
Th. Hobbes (1651) und J. Locke (1690) zurück und wurde 1974 von R. Nozick 
wieder aufgenommen.’® R.A. und P.B. Musgrave sprechen hierbei von ausstat- 
tungsfundierter Gerechtigkeit.’ Danach soll jeder Person das unveräußerliche 
Recht an den Früchten seiner Anstrengungen zustehen. Diesen Gerechtigkeits- 
vorstellungen ordnen R.A. und P.B. Musgrave auch gemäßigte Varianten zu, 
welche bspw. die in einem kompetitiven Markt erwirtschafteten Gewinne eher als 
legitim betrachten als die aus einem Monopol erzielten. Ebenso wären Ar- 
beitseinkommen schützenswerter als Vermögenseinkommen.””° Döring spricht 
hier von einem relativen Gerechtigkeitsprinzip. Es wird auch als Leistungs- bzw. 
Verdienstgerechtigkeit bezeichnet.” Der Marktprozess, aus dem sich die Höhe 
des Verdienstes für die eingesetzte Leistung ergibt, wird als „gerecht“ angesehen 
und nicht in Frage gestellt. 

Das Prinzip der Startgerechtigkeit stellt einen Kontrapunkt zu dem Prinzip der 
Leistungsgerechtigkeit dar. Geht man bei letzterem von der Gerechtigkeit des 
Marktprozesses aus, wird von ersterem dies mit dem Hinweis auf zufallsbedingte 
Einkommenskomponenten in Frage gestellt, die sich aus den individuellen Start- 
bedingungen ergeben.*” Die Startgerechtigkeit fordert, dass alle Personen zu 
Beginn ihres Wirtschaftslebens gleich ausgestattet sein sollen. Im Bereich der 
persönlichen Fähigkeiten wird versucht Gleichheit bei den Startbedingungen über 
gleiche Ausbildungschancen sicherzustellen. Bezieht sich diese Gleichheit auch 
auf die Vermögensausstattung, wäre hierfür eine hundertprozentige Erbschafts- 
und Schenkungssteuer notwendig, die einer Enteignung gleich käme. Hinsichtlich 
sonstiger zufallsbasierter einkommensbestimmender Faktoren, wie besondere 
Talente oder Machtpositionen, wären noch weitreichendere Korrekturmaßnah- 
men notwendig. In einer so umfassenden Ausprägung ist die Startgerechtigkeit 
mit marktwirtschaftlichen Prinzipien nicht vereinbar. 

Eine weitere Kategorie sehen R.A. und P.B. Musgrave in sog. beschränkten 
Gerechtigkeitsprinzipien.””' Gerechtigkeit wird anhand von Teilaspekten beur- 


385 Vgl. Blankart, Charles Beat (1998), S. 86 f. 

386 Vgl. Nozick (1980). 

387 Vgl. Musgrave, R.A. / Musgrave, P.B. (1989), S. 73 ff. 

388 Vgl. Blankart, Charles Beat (1998), S. 82. 

389 Vgl. Linde (1995), S. 859. 

390 Vgl. Barry, B. M. (1995), S. 243. 

391 Döring verwendet hier die Kategoriebezeichnung der relativen Gleichheit; vgl. Döring, Diether 
(1994), S. 72. 
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teilt. Hierzu zählt die Bedarfsgerechtigkeit, die von K. Marx (1890-91) definiert 
wurde. Danach soll jeder Mensch nach seinem persönlichen Bedarf Güter und 
Dienstleistungen erhalten, was im Endzustand des Kommunismus auch der Fall 
sein werde. Bei der Ermittlung des persönlichen Bedarfs wird bspw. auf Beson- 
derheiten hinsichtlich des Gesundheitszustands o.ä. Rücksicht genommen.” In 
seiner Extremform führt die Bedarfsgerechtigkeit zu einer Gleichverteilung von 
Einkommen. In abgemilderter Form findet sie sich in denjenigen Vorschriften des 
deutschen Einkommensteuerrechts wider, welche persönliche Belastungen aus 
der Steuerbemessungsgrundlage ausscheiden.’” Die Bedarfsgerechtigkeit wird 
ebenso wie die Leistungsgerechtigkeit den relativen Gleichheitskriterien zuge- 
ordnet.” 

Die Ergebnisgerechtigkeit wird von Döring den Gerechtigkeitsprinzipien zugeord- 
net, welche eine absolute Gleichheit anstreben. Sie gesteht jeder Person der 
Gesellschaft den gleichen Anteil an den Ergebnissen der wirtschaftlichen Pro- 
duktion zu. Dieses Prinzip geht damit von seinen Forderungen weiter als das 
Prinzip der Bedarfsgerechtigkeit. Bei konsequenter Umsetzung erfordert die Er- 
gebnisgerechtigkeit staatliche Umverteilung in einem Ausmaß, welche im Wider- 
spruch zu den Voraussetzungen einer funktionierenden Marktwirtschaft steht.” 
Dieser Widerspruch dürfte sich nicht vollständig durch die Wahl oder Abgrenzung 
der Maßzahl auflösen, die zur Beurteilung der absoluten Gleichheit herangezo- 
gen wird; i.d.R. werden hierfür Einkommen, Nutzen oder auch Grenznutzen als 
denkbare Bezugsgrößen diskutiert. 

In einer gemäßigten Form findet man die Ergebnisgerechtigkeit auch bei Rawls. 
Nach seinem Differenzkriterium ist Umverteilung nur gerecht, solange dadurch 
die ärmsten Individuen der Gesellschaft besser gestellt werden und gleichzeitig 
das Umverteilungsvolumen aufgrund des negativen Arbeitsanreizes für die rei- 
cheren Individuen insgesamt nicht abnimmt.” Werden die negativen 
Anreizwirkungen ausgeblendet, führt dies bei konstantem Umverteilungsvolumen 
zu einer Einkommensgleichverteilung. Geht man jedoch von Effizienzverlusten 
durch negative Anreizwirkungen aus, tritt das grundsätzliche Dilemma der Um- 
verteilung zu Tage, zwischen Effizienz und Gerechtigkeit abwägen zu müssen.’” 
Die Verteilungsfrage wird immer dann aufgeworfen, wenn das Ergebnis des 
Marktprozesses ohne Umverteilung als ungerecht empfunden wird und bzw. oder 
die Last der Finanzierung öffentlicher Güter auf die Individuen nicht äquivalent 
zur empfangenen Leistung verteilt werden kann.’ 

Vereinfacht man die Verteilungswirkung der verschiedenen Gerechtigkeitsprinzi- 
pien auf eine Modell-Welt mit zwei Individuen 1 und 2, welche beide gleich viel 
arbeiten und aufgrund unterschiedlicher Produktivitäten Einkommen realisieren, 


392 Vogl. Blankart, Charles Beat (1998), S. 83. 

393 Vgl. die Ausführungen zum Leistungsfähigkeitsprinzip in Abschnitt 4.3.2 m.w.N.; die 
Sonderausgabenregelung des § 10 EStG kann als eine solche Vorschrift aufgefasst werden. 

394 Vgl. Döring (1994), S. 72. 

395 Vgl. Döring (1994), S. 70. 

396 Vgl. Rawls, J. (1975), S. 104. 

397 Vgl. Okun, A.M. (1975). 

398 Zum Aspekt zwischen Effizienz und Gerechtigkeit abwägen zu müssen vgl. Abschnitt 4.5.1. 
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welche den Nutzen n, bzw. nz stiften, so ergeben sich die Umverteilungsszena- 
rien in Abbildung 4-4. Ohne Umverteilung realisiert die Gesellschaft die Nutzen- 
kombination N. Sie entspricht der ausstattungsfundierten, naturrechtsphilosophi- 
schen Gerechtigkeitsvorstellung von Nozick. Durch Umverteilung vom produkti- 
veren Individuum 1 zum weniger produktiven Individuum 2 kann die Wohlfahrt, 
d.h. hier die Summe der Nutzen maximiert werden. Dies entspricht der 
Bentham’schen Gerechtigkeitsvorstellung (Punkt B in Abbildung 4-4). 


Abbildung 4-4: Nutzenniveau unterschiedlicher Gerechtigkeitskriterien 


Nutzenniveau 
Individuum 2 


n2 
SJEN Nutzenniveau 


Individuum 1 


Quelle: Blankart, Charles Beat (1998), S. 84; eigene, leicht abgewandelte Darstellung 


Individuum 1 wird zwar seinen Arbeitseinsatz aufgrund der Belastung durch die 
Umverteilung verringern und damit einen geringeren Nutzen realisieren, gleich- 
zeitig steigt durch die Umverteilung der Nutzen des Individuums 2 aber überpro- 
portional. Wird über den Punkt B hinaus Einkommen von Individuum 1 zu Indivi- 
duum 2 umverteilt, sinkt der Gesamtnutzen der Gesellschaft. Lediglich der per- 
sönliche Nutzen des unproduktiveren Individuums 2 nimmt noch bis zu seinem 
Nutzenmaximum R zu. Dieser Punkt entspricht der, nach dem Rawls’schen Diffe- 
renzprinzip, maximal erlaubten Umverteilung. Eine weitergehende Umverteilung 
verringert den Anreiz des produktiveren Individuums so stark, dass sich jetzt 
nicht nur der Gesamtnutzen der Gesellschaft sondern auch der Nutzen des be- 
günstigten Individuums 2 verringert, bis im Punkt M die von K. Marx angestrebte 
Gleichverteilung erreicht ist. 

Nach dieser Darstellung gäbe es die Möglichkeit eine größere Gleichverteilung 
des Nutzens durch ein geringeres Volkseinkommen zu „erkaufen“.’” Die Frage, 


399 Der Sichtweise, dass dieser Austausch notwendig sei, widerspricht nach Meinung Richters die 
Erkenntnisse von Atkinson und Stiglitz, nach der jedes Verteilungsziel durch reine 
Lohnbesteuerung ohne Zinsbesteuerung erreichbar sei und die Besteuerung von Zinserträgen 
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wie hoch dieser Preis ist, lässt sich allerdings nicht beantworten. Dies liegt daran, 
dass bei allen Theorien unklar bleibt, wie groß die Ausweichreaktionen auf die 
Umverteilung mittels Steuern sind. Sie ergeben sich durch die Mobilität der Pro- 
duktionsfaktoren Arbeit und Kapital und sind damit von den Reaktionen jedes 
einzelnen Steuerpflichtigen abhängig.” Aus diesem Grund können 
verteilungspolitische Probleme nicht mittels exogener Gerechtigkeitskriterien 
gelöst werden, sondern nur durch ihre Integration in ökonomische Theorien. 


4.3.1.2 Endogene Gerechtigkeit 


Hayek lehnt die Beurteilung beispielsweise einer Einkommensverteilung nach 
Gerechtigkeitsmaßstäben als unsinnig ab.” Dies begründet er damit, dass diese 
Verteilung nicht willentlich und zielgerichtet von gesellschaftlichen Akteuren her- 
beigeführt wird und deshalb niemand diese zu verantworten habe. Deshalb 
könne eine Einkommensverteilung nicht als „gerecht“ oder „ungerecht“ bezeich- 
net werden, genauso wenig wie ein Stein als moralisch bezeichnet werden 
könne.‘” Dieser Überlegung stellt Barry das Problem entgegen, dass sich unter 
bestimmten Voraussetzungen eine Gemeinschaft bei Nutzenmaximierung der 
einzelnen Mitglieder schlechter stellt als bei kollektiver Nutzenmaximierung.” 
Deshalb gelte es nicht das Ergebnis einzelner Handlungen, sondern den proze- 
duralen Rahmen zu bewerten, innerhalb dessen das Gesamtergebnis zustande 
komme. Dies führt zu dem Prinzip der Regelgerechtigkeit, welche die Umvertei- 
lung aus der ökonomischen Theorie heraus (d.h. endogen) zu erklären ver- 
sucht.“ 

Diese konsensuale Gerechtigkeitsvorstellung geht auf die Ausführungen von G. 
Brennan und J.M. Buchanan (1985) in dem Buch „The Reason of Rules“ zurück. 
Danach werden Verhaltensweisen als gerecht oder zumindest nicht ungerecht 
beurteilt, wenn sie mit den zuvor konsensual vereinbarten Regeln konform ge- 
hen. Sind sie unvereinbar mit diesen Regeln, werden sie als ungerecht angese- 
hen. Entscheidend für diese Abgrenzung ist es, dass Regeln zuvor vereinbart 
werden, da nur so Verhaltensweisen neutral beurteilt werden können. Werden 
Regeln erst im Nachhinein aufgestellt, kann dies von negativ Betroffenen als will- 
kürlich empfunden werden. Die Verfassung eines Staates kann als ein solches 
Regelwerk aufgefasst werden, an dem sich Entscheidungen über alle zukünfti- 
gen Probleme der Gesellschaft zu orientieren haben. Geht man davon aus, diese 
Verfassung müsse einstimmig beschlossen werden, so ließen sich mit ihr nur 
Umverteilungen realisieren, die von den Gebern freiwillig erfolgen, d.h. die zu 


nur zu Lasten der allokativen Effizienz gehe. Vgl. Atkinson, A. B./ Stiglitz, J. E. (1976), S. 55 ff; 
Richter, Wolfram F. (2001), S. 1002. 

400 Fehr / Wiegard versuchen im Rahmen eines OLG-Modells die Effizienz- und die 
Verteilungswirkungen von Steuerreformen zu quantifizieren; vgl. Fehr, Hans/ Wiegard, 
Wolfgang (1996) sowie die Ausführungen in Abschnitt 4.5.1. 

401 Vgl. Hayek, F. A. (1981), S. 112. 

402 Vgl. Hayek, F. A. (1981), S. 112 ff. 

403 Vgl. Barry, B. M. (1995), S. 241. 

404 Vogl. Blankart, Charles Beat (1998), S. 85. 
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pareto-optimalen Situationen führen.“ Eine materielle Schlechterstellung der 
Geber wird damit solange ausgeschlossen, wie der Nutzenzuwachs möglicher 
Begünstigter nicht positiv in die Nutzenfunktion des Gebers einfließt. Erst mit 
solchen karitativ begründeten Nutzeninterdependenzen lassen sich Umverteilun- 
gen auf freiwilliger Basis erklären. Empirische Untersuchungen haben allerdings 
gezeigt, dass nur ein geringer Teil des Einkommens freiwillig für karitative 
Zwecke ausgegeben wird.”® Nähme man die Nutzeninterdependenzen als 
einzigen Maßstab, wäre eine darüber hinausgehende Umverteilung nicht regel- 
gerecht. 

Nun kann eine über die karitativen Motive hinausgehende Umverteilung gesell- 
schaftlich konsensfähig sein. Hierfür lassen sich zwei Motive anführen, das Ver- 
sicherungsmotiv und das Selbstschutzmotiv. 

Wirtschaftssubjekte sind oft risikoavers, weshalb sie versuchen sich gegen po- 
tentielle, zukünftige Schäden zu versichern. Aufgrund von 
Informationsasymmetrien und des moralischen Risikos werden für bestimmte 
Risiken keine Versicherungsprodukte auf Märkten angeboten. Für diese Risiken 
bietet es sich an, Versicherungsschutz auf konstitutioneller Ebene festzulegen 
und staatlich zu organisieren.“ Eine Einkommensteuer kann als Beitrag zu einer 
solchen Versicherung interpretiert werden, da mit ihr alle öffentlichen Güter 
finanziert werden können.” 

Das Selbstschutzmotiv hebt auf die Überlegung ab, dass nicht jede beliebige 
Ungleichverteilung durch staatliche Repression geschützt werden kann. Dies gilt 
selbst dann, wenn sich die Verteilung durch zuvor von allen Mitgliedern der Ge- 
sellschaft akzeptierte Regeln ergibt. Nimmt man weiter an, dass die Wirtschafts- 
subjekte an einer funktionierenden Rechtsordnung, d.h. an Ruhe und Ordnung in 
der Gesellschaft interessiert sind, liegt es insbesondere im Interesse der Wohl- 
habenden auch durch Umverteilung zu Gunsten der weniger Wohlhabenden die 
soziale Ruhe zu fördern.‘ 

Aus beiden Motiven lassen sich Umverteilungsbestrebungen rechtfertigen, die 
über das rein Karitative hinaus gehen, da ohne diese zusätzlichen Komponenten 
die potentiellen Geber sich nicht sicher sein könnten, die Erträge ihrer Leistungen 
auch vollständig behalten zu können. 

Mit den vorangehenden Überlegungen lässt sich eine weitreichende Umvertei- 
lung grundsätzlich rechtfertigen. Unklar bleibt, wie Umverteilungskriterien aus 
diesen Motiven abgeleitet und operationalisiert werden können. Grundsätzlich 
könnte in einer Demokratie über die Umverteilungsmaßnahmen abgestimmt wer- 
den. Da das Ergebnis wesentlich vom Abstimmungsverfahren abhängt, scheint 
es für eine Konkretisierung von (Verteilungs-)Gerechtigkeit nicht in Frage zu 


405 Vgl. die Ausführungen hierzu in Abschnitt 4.3.1.1. 

406 In den USA gibt der Durchschnittsbürger nicht mehr als 1% seines Einkommens für wohltätige 
Zwecke aus; vgl. Ireland, Th. R./ Johnson, D. B. (1970). 

407 Vgl. exemplarisch für den Fall einer privaten Arbeitslosenversicherung Hartmann, Philipp 
(1998) m.w.N. 

408 Vogl. Buchanan, J.M./ Tullock, G. (1962). 

409 Vgl. Brennan, G. (1973), S. 43 ff. 
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kommen. So kann es selbst in einer reinen Mehrheitsdemokratie zu zufälligen 
Verteilungsergebnissen kommen, wenn sich beliebige Koalitionen bilden können. 
Egoistisches Verhalten vorausgesetzt wird die Mehrheitskoalition immer versu- 
chen sich im Vergleich zur Minderheit besser zu stellen. Gegen dieses Vorgehen 
wird sich die Minderheit wehren, in dem sie selbst versucht, eine Mehrheitskoali- 
tion zu bilden und so fort. Damit ergibt sich kein stabiles Ergebnis.* Jede Koali- 
tion wird nach ihrem Ermessen soziale Gerechtigkeit definieren und so zu einem 
anderen Verteilungsergebnis kommen. Beurteilt man das Ergebnis anhand der 
zuvor akzeptierten Norm der Mehrheitsdemokratie, wäre eine Schlechterstellung 
der Minderheit durch eine Mehrheitskoalition gerecht, da regelkonform. Will man 
zufällige Ergebnisse vermeiden, so hilft die Norm der Regelgerechtigkeit nur 
dann weiter, wenn die Regeln operational sind. „Es genügt nicht, in der Verfas- 
sung Gerechtigkeit zu postulieren, ihren Inhalt aber dem Gesetzgeber zu über- 
lassen. “*" 


Insgesamt lässt sich festhalten, dass exogene Gerechtigkeitskonzepte, welche 
philosophische Ansätze auf finanzwissenschaftliche Fragestellungen anwenden, 
eine große Spannbreite von Verteilungsszenarien zu rechtfertigen vermögen. 
Welches dieser Konzepte gewählt werden sollte, kann nicht allgemeingültig be- 
antwortet werden. Abhängig davon, ob in der Gesellschaft die Vorstellung des 
Markt- bzw. des Staatsversagens vorherrscht, wird der Wunsch nach mehr bzw. 
weniger Umverteilung des Marktergebnisses ausfallen, mit entsprechenden 
Mischformen als Alternativen. Selbst wenn die Wahl eines Gerechtigkeitsprinzips 
getroffen werden könnte, sind sie nur schwer operationalisierbar. Deshalb eignen 
sich diese Gerechtigkeitsprinzipien nicht, um ein Steuersystem oder aber die 
Reform eines solchen zu konzipieren oder zu bewerten. 

Versucht man Gerechtigkeitskonzepte in ökonomische Analysen zu integrieren, 
verlangt dies Regeln, die sich die Gesellschaft gibt; man spricht von Regelge- 
rechtigkeit. Sie kann nur so gerecht sein, wie die konsensual bestimmten Regeln 
selbst. Wird als Norm für die Abstimmung über Umverteilungsmaßnahmen bspw. 
die einfache absolute Mehrheit einstimmig von einer Gesellschaft angenommen, 
kann das Umverteilungsergebnis in Abhängigkeit der sich bildenden Koalitionen 
zufällig sein. Deshalb müssen Regeln, nach welchen bspw. die Steuerlast verteilt 
werden soll, so konkret sein, dass sie einen Missbrauch im Rahmen des politi- 
schen Machtstrebens ausschließen. Regeln, die durch die politischen Akteure 
operationalisiert werden müssen, eignen sich aufgrund der möglichen Zufälligkeit 
der Ergebnisse nicht als Gerechtigkeitskonzept. 

Lassen sich Regeln finden, welche diesen Spielraum nicht eröffnen, könnte mit 
ihnen ein Steuersystem bzw. die Reform eines solchen hinsichtlich seiner Regel- 
gerechtigkeit objektiv bewertet werden. Für einzelne institutionelle Gegebenhei- 
ten ist es hilfreich davon auszugehen, dass sie Ergebnis eines gesellschaftlich 
legitimierten, gerechten (Entscheidungs-)Prozesses sind und damit als Refe- 
renzpunkt bei der Beurteilung verwendet werden können. Obwohl der vorgefun- 


410 Vgl. Blankart, Charles Beat (1998), S. 89 ff. 
411 Blankart, Charles Beat (1998), S. 91. 
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dene Status quo gemäß dem Urteil des Bundesverfassungsgerichtes geändert 
werden muss,‘ kann er als Referenzpunkt dafür betrachtet werden, wo die 
Grenze des Gleichheitssatzes des Art. 3 GG überschritten wird. Eine Verschär- 
fung der Unterschiede in der Besteuerung könnte damit als gleichheitswidrig ab- 
gelehnt werden. 

Ein zentrales Besteuerungsprinzip der klassischen Finanzwissenschaft ist das 
Leistungsfähigkeitsprinzip. Ob es sich als operational in obigem Sinne erweist, 
wird in Abschnitt 4.3.2 erörtert. 


4.3.2 Leistungsfähigkeitsprinzip 


Das Leistungsfähigkeitsprinzip umfasst, wie bereits erwähnt, die Besteuerungs- 
grundsätze Neumarks der Allgemeinheit, der Gleichmäßigkeit und der Verhält- 
nismäßigkeit und wird J.S. Mill (1848) („ability to pay“) zugeschrieben.*” 

Der Grundsatz der Allgemeinheit verlangt die Gleichbehandlung aller Personen, 
der Grundsatz der Gleichmäßigkeit teilt diese Gleichheit in die sog. horizontale 
und vertikale Gleichbehandlung auf, nach der gleiche steuerliche Leistungsfähig- 
keit gleiche bzw. ungleiche Leistungsfähigkeit unterschiedliche Belastung zur 
Folge haben soll. Ungleiche Steuerbelastung soll sich dabei am Verhältnis der 
persönlichen Leistungsfähigkeit orientieren (Grundsatz der Verhältnismäßig- 
keit).*'* 

Das Ziel des Leistungsfähigkeitsprinzips ist es unter diesen Nebenbedingungen, 
die Belastung zur Finanzierung eines gegebenes Steueraufkommen „gerecht“ 
auf die Steuerpflichtigen zu verteilen. Bei diesem Ansatz wird folglich das Haus- 
haltsbudget, d.h. die Ausgabenseite des Staates, als gegeben vorausgesetzt und 
lediglich die Ausgestaltung der Einnahmenseite betrachtet. Damit liegt diesem 
Prinzip das Staatsverständnis des altruistisch handelnden Diktators zu Grunde, 
der die soziale Wohlfahrt maximiert. Sieht man im Verhalten des Staates den 
einnahmemaximierenden Leviathan‘ entspricht die Besteuerungskompetenz 
einem Monopolrecht zur Ausbeutung einer Bemessungsgrundlage, die weit von 
der Forderung nach einer Minimierung der Effizienzverluste entfernt ist. Das 
Prinzip der Regelgerechtigkeit bietet gegen dieses Verhalten des Leviathan- 
Staates nur dann einen Schutz, wenn Regeln so konkret sind, dass sie nicht 
durch Repräsentanten des Staates gestaltet werden können. 

Hinsichtlich der Verhaltensannahme fällt es schwer, Argumente zu finden, warum 
Repräsentanten des Staates - im Gegensatz zu sonstigen Marktteilnehmern - 
nicht nutzenmaximierend sondern altruistisch handeln sollten. Folgt man diesem 
Gedanken weiter, stellt sich die Frage, wie das staatliche Streben nach Steuer- 
maximierung durch konstitutionelle Beschränkungen begrenzt werden kann.‘ 


412 S. BVerfGE 105, 73, S. 73 ff. 

413 Vogl. Abschnitt 4.1.2.1 m.w.N. 

414 Vgl. Schmidt, K. (1980), S. 142; Brümmerhoff, Dieter (1996), S. 241 sowie die Ausführungen 
in Abschnitt 4.1.2.1, S. 96 ff. 

415 Die Ausführungen des Abschnitts 4.3.1 haben die Schwierigkeiten verdeutlicht, welche mit der 
Konkretisierung des Begriffs „gerecht“ verbunden sind. 

416 Brennan, G./ Buchanan, J.M. (1980) 

417 Vogl. Brennan, G./ Buchanan, J.M. (1980), S. 16 ff. sowie 43 ff. 
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Trifft diese kritische Sichtweise nicht zu, so gebietet allein schon die Vorsicht für 
den Fall Vorkehrungen zu treffen, dass Politiker nicht altruistisch handeln sollten. 
Eigennutzenorientiertes Handeln lässt sich jedenfalls nicht grundsätzlich aus- 
schließen. Die Vielfalt der Ausnahmeregeln, die das deutsche Steuersystem 
kennzeichnen, könnten jedenfalls als Indizien dafür interpretiert werden, dass 
Regierungsmitglieder aus dem Streben nach Machterhalt sich die Unterstützung 
Teile der Wählerschaft durch Befriedigung von Partikularinteressen zu sichern 
suchen.‘ Wenn dem so ist, kann das Leistungsfähigkeitsprinzip kein exogen ge- 
gebenes Ziel der Besteuerung, sondern höchstens eine Handlungsbeschrankung 
der Regierung darstellen.‘ 

Nachfolgend wird untersucht, ob es konkret genug ist, als Maßstab der Re- 
gelgerechtigkeit verwendet werden zu können, um damit wenigstens die Last 
staatlicher Einnahmen gleichmäßig auf die Steuerpflichtigen verteilen zu können. 
Dazu wird zunächst untersucht, wie sich ein Maß für steuerliche Leistungsfähig- 
keit inhaltlich und zeitlich abgrenzen lässt. Danach wird erörtert, ob und ggf. wie 
die steuerliche Belastung bzw. die Belastungsunterschiede in funktionalen Zu- 
sammenhang mit der steuerlichen Leistungsfähigkeit gebracht werden kann. 


Selbst wenn die Einnahmenseite des Staates durch das Leistungsfähigkeitsprin- 
zip „gerecht“ gestaltet werden kann, ist ein solches Steuersystem vorsichtig zu 
bewerten. Das Leistungsfähigkeitsprinzip stellt nur eine Minimalforderung bei der 
Ausgestaltung dar, welche durch gegenläufige Wirkungen auf der Ausgabenseite 
konterkariert werden können. 

Hinsichtlich der horizontalen Gleichbehandlung bestehen grundsätzlich geringe 
Meinungsverschiedenheiten. Bezüglich der Operationalisierung durch Maßgrö- 
ßen wird die Verwendung der Größen Einkommen, Konsum oder Vermögen dis- 
kutiert.“”° Aus wohlfahrtsökonomischer Sicht stellt die Frage, ob das Einkommen 
oder der Konsum besteuert werden soll, einen „Dauerbrenner in der Finanzwis- 
senschaft“”' dar. 

Seit D. Schneider (1979) wird die Einordnung der Leistungsfähigkeit anhand 
zweier Dimensionen unterschieden.” Zum einen kann man danach unterschei- 
den, ob die Entstehungs- oder die Verwendungsseite des Volkseinkommens 
Ausgangspunkt einer Abgrenzung sein soll. Im ersten Fall orientiert sich die 
Quantifizierung der steuerlichen Leistungsfähigkeit am Mittelerwerb, im zweiten 
Fall an der Bedürfnisbefriedigung. Zum anderen kann als zweite Dimension da- 
nach unterschieden werden, ob sich die Leistungsfähigkeit in verwirklichten Grö- 
Ren oder bereits in potentiellen, d.h. möglichen Größen zeigt. Damit eröffnen sich 


418 Exemplarisch kann hierfür die enumerative Auflistung der Ausnahmetatbestände in § 3 EStG 
betrachtet werden. 

419 So Blankart, Charles Beat (1998), S. 176. 

420 Für die konkrete Ausgestaltung der Messung der Leistungsfähigkeit im Einkommensteuerrecht 
vgl. Absatz 3.2.1; zur Frage des Indikators der Leistungsfähigkeit vgl. Schneider, Dieter 
(1979), S. 26 ff.; Brümmerhoff, Dieter (1996), S. 242 f.; Tipke, Klaus/ Lang, Joachim (1998), § 
4 Rz. 92 ff. 

421 Blankart, Charles Beat (1998), S. 299, vgl. Abschnitt 4.2. 

422 Vgl. Schneider, Dieter (1979), S. 26 ff. 
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vier mögliche Varianten für die Abgrenzung der Leistungsfähigkeit, wie Tabelle 
4-2 verdeutlicht. 

Wie bereits in Abschnitt 3.2.1 erwähnt, ergeben sich insbesondere auf der 
Entstehungsseite des Volkseinkommens Probleme, wenn man eine Potentialbe- 
steuerung verwirklichen wollte. Da dies dem Zwang gleich käme, gemäß seinen 
persönlichen Fähigkeiten in einem definierten Umfang eine Arbeit verrichten zu 
müssen, lässt sich eine Quantifizierung der Leistungsfähigkeit am möglichen 
Mittelerwerb mit einer freiheitlichen Gesellschaftsordnung nicht vereinbaren. 


Tabelle 4-2: Möglichkeiten zur Operationalisierung steuerlicher 
Leistungsfähigkeit nach Schneider” 


Volkseinkommens Volkseinkommens 
Verwirklichung telerwerb dürfnisbefriedigung 
Möglichkeit zum Mittel- | Möglichkeit zur Bedürf- 
Möglichkeit erwerb nisbefriedigung 


Quelle: eigene Darstellung 


Zu dem gleichen Urteil kommt Schneider aber auch zur Potentialbesteuerung auf 
der Verwendungsseite des Volkseinkommens. Selbst wenn man von einem all- 
gemein anerkannten Maßstab zur Messung der Bedürfnisbefriedigung ausgehen 
könnte, wäre eine einheitliche Abgrenzung und Quantifizierung eines Bedürfnis- 
befriedigungspotentials wohl nicht zu erzielen. Was Vertretern einer Wissen- 
schaftsdisziplin als Potential zur Bedürfnisbefriedigung ansehen, dürfte, so ar- 
gumentiert Schneider, nicht automatisch von Vertretern anderer Disziplinen ge- 
nau so gesehen werden. Akzeptiert man den persönlichen Konsum zusammen 
mit der persönlichen Entscheidungsfreiheit als Maß für die verwirklichte Bedürf- 
nisbefriedigung, ließe sich das Bedürfnisbefriedigungspotential im Vermögen zu 
Beginn einer Periode zuzüglich des Periodeneinkommens messen.” Die Vermö- 
gensbesteuerung wurde vom Bundesverfassungsgericht für unvereinbar mit dem 
Grundgesetz erklärt, u.a. weil Ungleichmäßigkeiten bei der Bewertung ruhenden 
Vermögens mangels allgemeingültiger Maßstäbe nicht vermieden werden kön- 
nen.*° 

Demgegenüber haben verwirklichte Größen den Vorteil, dass sie durch Handlun- 
gen des Steuerpflichtigen konkretisiert worden sind. Wird die steuerliche Leis- 
tungsfähigkeit an der verwirklichten Bedürfnisbefriedigung gemessen, kann dies 
mit einer persönlichen Konsumausgabenbesteuerung geschehen. Dies setzt vor- 
aus, dass man die Beschränkung auf monetäre Bedürfnisbefriedigung akzep- 
tiert.: Üblicherweise versucht man auch nichtmonetäre Größen im Rahmen der 
Nutzentheorie in volkswirtschaftliche Analysen zu integrieren, wovon jedoch 


423 Vgl. Schneider, Dieter (1979), S. 27. 

424 Vgl. Schneider, Dieter (1979), S. 41 und 45 f. 

425 Vgl. Tipke, Klaus/ Lang, Joachim (1998) § 4 Rz. 105 f. und § 13 Rz. 71-73 m.w.N. 
426 Für weitere Aspekte hierzu vgl. Schneider, Dieter (1979), S. 30 ff. 


Alexander Meindel - 978-3-631-75051-3 
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 08:49:27AM 
via free access 


131 


(aufgrund der praktischen Umsetzbarkeit) hier abgesehen werden soll.“”” Wird 
steuerliche Leistungsfähigkeit im verwirklichten Mittelerwerb gesehen, führt dies 
zu einem Einkommensteuersystem. Damit stehen sich die ökonomischen Größen 
Konsum und Einkommen wie bereits bei den Effizienzüberlegungen auch bei der 
Frage nach der Wahl des Leistungsfähigkeitsindikators konkurrierend gegenüber. 
Geht man davon aus, dass Steuern ein Opfer bezogen auf das Ziel des Wirt- 
schaftens sein sollen,“ gilt es zu entscheide, ob Wirtschaftssubjekte leben um 
zu arbeiten oder ob sie arbeiten um zu leben. Im ersten Fall wäre die Leistungs- 
fähigkeit im Einkommen zu sehen, im zweiten Fall im Konsum. Diese Frage kann 
nicht allgemeingültig beantworten. 


Für Wirtschaftssubjekte dürfte der Aspekt der Selbstverwirklichung in ihrer Tätig- 
keit solange von nachrangiger Bedeutung sein, wie die Erträge ihrer Arbeit in 
erheblichem Umfang durch die Sicherung ihrer Existenz aufgezehrt werden. Dies 
dürfte bei unteren Einkommensklassen, die ausschließlich Einkünfte aus 
nichtselbständiger Tätigkeit erhalten, der Fall sein. Erst wenn mit steigendem 
Einkommen derjenige Anteil abnimmt, der für die Existenzsicherung notwendig 
ist, dürfte auch der Zwangscharakter der Arbeit allmählich dem Aspekt der 
Selbstverwirklichung weichen. Gleiches gilt für alle Einkunftsarten; auch oder 
gerade wenn sich das Einkommen nur aus Vermögenserträgen ergeben sollte. In 
diesem Fall stellt allein die Möglichkeit, zusätzlich zu den Vermögenserträgen 
durch selbständige oder unselbständige Arbeit weitere Einkünfte erzielen zu 
können, eine materielle Sicherheit dar. D.h. bei steigendem Einkommen und 
Vermögen tritt der Zwangscharakter der Arbeit zugunsten der Selbstverwirkli- 
chung in den Hintergrund. Folgt man dieser Vorstellung, müsste sich die Leis- 
tungsfähigkeit bei unteren Einkommensklassen am Konsum, bei oberen Ein- 
kommensklassen am Einkommen orientieren.” Da mit zunehmendem Einkom- 
men die Konsumquote sinkt, hätte eine proportionale Konsumsteuer im Verhält- 
nis zum Einkommen eine regressive Belastungswirkung. Anders ausgedrückt 
würde die Steuerlast unterproportional zum Einkommen wachsen, der Durch- 
schnittsteuersatz läge für hohe Einkommen unter demjenigen für niedrige Ein- 
kommen. Die damit verbundene Verteilungswirkung lässt sich nur rechtfertigen, 
wenn man ausschließlich im persönlichen Konsum und gerade nicht im Einkom- 
men ein Maß der persönlichen, steuerlichen Leistungsfähigkeit sieht. Akzeptiert 
man jedoch die Vorstellung, dass nicht nur der Selbsterhaltungstrieb und die 
Konsumausgabensucht sondern auch die Selbstverwirklichung ein Teil der Moti- 
vation des Wirtschaftens bildet, dann lässt sich ein reines Konsumsteuersystem 
mit dem Leistungsfähigkeitsprinzip nicht vereinbaren.” 


Soll man sich für eine der beiden Maßzahlen steuerlicher Leistungsfähigkeit ent- 
scheiden, kann diese Entscheidung nur ethisch begründet auf politischer Ebene 


427 Vgl. Wenger, Ekkehard (1983), S. 211. 

428 So Schneider, Dieter (1979), S. 46 f, der allerdings zu einem anderen Schluss kommt. 
429 Vgl. auch Abschnitt 4.5. 

430 Vgl. ähnlich und weitergehend Schneider, Dieter (1999b), S. 12. 
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getroffen werden. Sie liegt nach dem heutigen Kenntnisstand außerhalb der 
Reichweite ökonomischer Analysen.“ 

Die geltende Einkommensteuer des deutschen Steuerrechts belastet - insbeson- 
dere in ihrer Ausprägung als Lohnsteuer - die Einkünfte einer Periode, wenn- 
gleich die ideale Zielgröße dieser Besteuerung das Lebenseinkommen dar- 
stellt.“? Unterschiede zwischen den beiden Varianten ergeben sich insbesondere 
bei progressiv ausgestaltetem Steuertarif. Dieser Idealvorstellung liegt die Wer- 
tung zugrunde, dass Personen mit gleichem Lebenseinkommen auch dann die 
gleiche Steuerlast tragen sollen, wenn dem einen Einkünfte in konstanter Höhe 
dem anderen in unregelmäßig schwankender Höhe zufließen. Da das deutsche 
Einkommensteuersystem nicht in Form einer solchen Durchschnittsbesteuerung 
mit intertemporalem Progressionsausgleich ausgeführt ist, findet sie im weiteren 
Verlauf der Arbeit auch keine Anwendung. Dennoch werden der Grundidee 
dieser Idealvorstellung folgend, sich die späteren Untersuchungen auf lebens- 
phaseübergreifende Betrachtungen konzentrieren. Bei ungleichmäßigen Einkom- 
mensverläufen führt die periodisierte Einkommensermittlung zu höheren Steuer- 
belastungen.*” Da die Höhe der Steuerlast so u.a. eine Funktion der Periodi- 
sierungsvorschrift darstellt, hat eine Jahresbesteuerung etwas Zufalliges.*”* 


Im Weiteren gilt zu klären, wie das Einkommen zu ermitteln ist. Hierbei kommt 
bei Humanvermögen das Konzept der ,Cash-Flow-Steuer" d.h. die Besteuerung 
der laufenden Zahlungsüberschüsse zur Anwendung, bei Sach- und Finanzver- 
mögen das Konzept der Besteuerung des ökonomischen Gewinns.” Für die 
vorliegende Arbeit soll es genügen, die Einkünfte aus unselbständiger Arbeit für 
die Erwerbsphase und die Sozialversicherungsrenten für die Nacherwerbsphase 
zu prüfen.“ Bei sachverhaltsanalytischer Betrachtung können die Beiträge zu 
bzw. Leistungen aus der gesetzlichen Rentenversicherung als Zwangssparen 
bzw. Vermögenserträge interpretiert werden. Bei diesem rechtswissenschaftli- 
chen Vorgehen werden Sachverhalte gemäß Konventionen bestimmten Tatbe- 
ständen zugeordnet. Untersucht man diese beiden Tatbestände aus ökonomisch 
wirkungsanalytischer Sicht, kommt man zu einem anderen Ergebnis. Danach 
sind Sozialversicherungsrenten „den Arbeitseinkünften zuzuordnen, weil ihre 
Besteuerung wie eine Besteuerung des Lohneinkommens wirkt.“ So kann ein 
abhängig beschäftigter Arbeitnehmer aufgrund der Lohnbezogenheit der Rente in 
Verbindung mit der Versicherungspflicht einer Steuerbelastung der Rente nicht 


431 Vgl. Homburg, St. (1997b), S. 227. 

432 Vogl. Tipke, Klaus/ Lang, Joachim (1998), § 9 Rz. 44; Hackmann, Johannes (1979). 

433 Vgl. exemplarisch Wenger, Ekkehard (1983), S. 219 ff. 

434 Vgl. Wenger, Ekkehard (1983), S. 214 f.; Gröpl, Christoph (2001c), S. 623. 

435 Kritisch zu diesem Dualismus der Einkommensermittlung Wenger, Ekkehard (1999), S. 39 ff. 
sowie Wagner, Franz W. (1989), S. 261 ff.; Methodenkritik zu diesen Überlegungen 
Schneider, Dieter (2000), S. 421 ff.; allgemein zur Diskussion des Problems des Dualismus im 
deutschen Einkommensteuerrecht vgl. Tipke, Klaus/ Lang, Joachim (1998), § 9 Rz. 50 und Rz. 
181 ff. m.w.N. 

436 Vgl. zur Begründung dieser Einschränkung des Untersuchungsrahmens Abschnitt 2.1.3, S. 43. 

437 Richter, Wolfram F. (2001), S. 1002. 
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durch weniger Sparen sondern nur durch weniger Arbeit ausweichen. Eine 
zweite Möglichkeit bestünde darin, der Versicherungspflicht durch eine selbstan- 
dige Tätigkeit auszuweichen. Wirkungsanalytisch bilden Beiträge zur und Leis- 
tungen aus der gesetzlichen Rentenversicherung eine Einheit: Arbeitseinkom- 
men werden über die Rentenversicherungsträger als Intermediäre zeitlich aufge- 
schoben ausgezahlt. Aus ökonomischer Sicht ist die nachgelagerte Besteuerung 
damit konsequent.”® Da der Arbeitnehmeranteil der Rentenversicherungsbei- 
träge z.Z. im Bruttoeinkommen ausgewiesen ist, müsste er bei der Ermittlung der 
Bemessungsgrundlage vom Einkommen abgezogen werden können. Freiwillige 
private oder betriebliche Altersvorsorgeprodukte müssten nach wirkungsanalyti- 
scher Betrachtung dagegen als Finanzvermögen betrachtet und entsprechend 
besteuert werden.“” 

Die Forderung, Renten müssten in gleicher Weise wie Vermögenserträge be- 
steuert werden, geht aus wirkungsanalytischer Sicht damit fehl. Auch aus diesem 
Grunde ist die Besteuerung von Sozialversicherungsrenten mit der Konstruktion 
der Ertragsanteilsbesteuerung unvereinbar.“ 

Die Streitfrage, welches Einkommenskonzept richtiger Weise anzuwenden sei 
und ob für Human- wie für Sach- und Finanzvermögen aus Gründen der Gleich- 
mäßigkeit das gleiche Verfahren verwendet werden muss, wird aufgrund der vo- 
rangehenden Argumentation an dieser Stelle nicht weiter thematisiert. Ebenso 
wird für Fragen hinsichtlich der Ermittiung der steuerlichen Bemessungsgrund- 
lage im Rahmen des objektiven und subjektiven Nettoprinzips auf die juristische 
Diskussion in Abschnitt 3.2.1 verwiesen. Ob das Existenzminimum die Bemes- 
sungsgrundlage verringern oder direkt in den Tarif eingearbeitet werden soll, wird 
ebenfalls nicht thematisiert.“ 

Bisher wurde die horizontale Gleichbehandlung auf die Analyse eines Zeitpunk- 
tes beschränkt. Wenger erweitert das Konzept der Gleichmäßigkeit auf die Be- 
trachtung eines Zeitraums, d.h. auf alle Perioden in denen ein Wirtschaftssubjekt 
Steuern zu zahlen hat. Gleichmäßigkeit liegt danach dann vor, wenn „zwei Indivi- 
duen mit periodenweise übereinstimmenden Konsumzahlungen und gleich ho- 
hem Lebensendvermögen derselben Steuerbelastung unterworfen werden.“ 
Besonders hervorzuheben ist, dass die Operationalisierung der Gleichmäßigkeit 
am Konsumvektor inklusive dem Lebensendvermögen von Wirtschaftssubjekten 
nicht nur von einem konsumorientierten Steuersystem erfüllt werden kann. So ist 


438 Dieses Ergebnis deckt sich mit dem juristischen aus Abschnitt 3.3.2. Söhn prägte hier den 
Begriff des aufschiebend bedingt zufließenden Einkommens. Vgl. Söhn, Hartmut (1986), S. 
332. 

439 Vgl. Richter, Wolfram F. (2001), S. 1003; eine andere Einordnung wurde von der 
Sachverstandigenkommission zur Neuordnung der steuerrechtlichen Behandlung von 
Altersvorsorgeaufwendungen und Altersbezügen vorgenommen; vgl. hierzu den 
Abschlussbericht BMF (Hrsg.) (2003), S. 4 und 17 f. 

440 Vgl. hierzu die Ausführungen des Abschnitt 2.2.1. 

441 Vogl. hierzu Wosnitza, Michael/ Treisch, Corinna (1999a) m.w.N.; sowie die Stellungnahmen 
hierzu von Jachmann, Monika (1999) ; Bareis, Peter (1999) ; Siegel, Theo (1999) ; Schneider, 
Dieter (1999) und die dazugehörige Replik Wosnitza, Michael/ Treisch, Corinna (1999b). 

442 Wenger, Ekkehard (1983), S. 212. 
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eine kumulative Durchschnittsbesteuerung des Einkommens nach Vickrey mit 
diesem Gleichmäßigkeitskriterium vereinbar. Bei dieser Besteuerung wird die 
Steuerzahllast des kumulierten Einkommens anhand der Steuertariffunktion er- 
mittelt und davon die aufgezinsten bisherigen Steuerzahlbeträge früherer Perio- 
den abgezogen, um die Steuerzahllast einer Periode zu ermitteln. Im Gegensatz 
zur zinsbereinigten Einkommensteuer hat dieses Besteuerungsverfahren zusätz- 
lich den Vorteil, dass es keinen linearen, zeitlich konstanten Tarif erfordert, um 
eine gleichmäßige Belastung zu erreichen.“ 


Während die horizontale Gleichbehandlung willkürliche Diskriminierung verhin- 
dert und so die Regierung zu einem Mindestmaß an Rechtsstaatlichkeit zwingt,“ 
wird der Handlungsspielraum durch den Grundsatz vertikaler Gerechtigkeit weit 
weniger beschränkt. Kritisch ist dabei nicht die Frage, ob unterschiedliche Leis- 
tungsfähigkeit auch unterschiedlich besteuert wird, sondern vielmehr wie bzw. in 
welchem Umfang sich Unterschiede der Leistungsfähigkeit in der Steuerbelas- 
tung niederschlagen sollen. Die Operationalisierung dieses „wie“ stellt das Kern- 
problem der vertikalen Gleichbehandlung dar und erfährt seine Beantwortung 
durch die Ausgestaltung des Steuertarifverlaufs. 

Im Rahmen der sog. Opfertheorie wurde versucht, Tariffunktionen wissenschaft- 
lich herzuleiten. Ausgangspunkt dieser Theorie war die These von J.S. Mill, jeder 
solle zur Finanzierung staatlicher Aktivitäten ein „gleiches Opfer“ erbringen.‘ 
Üblicherweise wird das Opfer als Wohlfahrtsverlust betrachtet, es bezieht sich 
also auf den Nutzenentzug. Vereinfachend werden i.d.R. nichtmonetäre Kompo- 
nenten des Nutzens unberücksichtigt gelassen und der Nutzen als kardinale 
Funktion des Einkommens betrachtet.“ Im Rahmen dieser Theorie werden fol- 
gende, vereinfachende Annahmen unterstellt: Der Nutzen steige mit dem Ein- 
kommen streng monoton bei abnehmendem Grenznutzen. Alle Wirtschaftssub- 
jekte haben die gleiche Nutzenfunktion. Unter diesen Voraussetzungen wäre bei 
additiver Wohlfahrtsfunktion das Wohlfahrtsmaximum bei Gleichverteilung der 
Einkommen erreicht. Unter diesen Modellannahmen versuchte die Opfertheorie 
Aussagen zur notwendigen Gestaltung des Steuertarifes zu finden, welche zu 
gleichen absoluten, relativen oder marginalen Opfern führt. Leider ergaben diese 
Forschungsbemühungen keine verwertbaren Ergebnisse: Bei ausreichend hoher 
Steuerlast führt der Ansatz gleicher marginaler Opfer zu Einkommensgleichheit, 
bei konstantem Grenznutzen sind sowohl proportionale, progressive wie regres- 
sive Steuertarife mit diesem Opferkonzept vereinbar. Bei den Opferkonzepten 
absolut bzw. relativ gleicher Opfer gilt dies bei abnehmendem Grenznutzen.“” 
Zwar wird die Opfertheorie stets im Zusammenhang mit dem Konzept des verti- 


443 Vgl. Wenger, Ekkehard (1983), S. 233 ff. 

444 Vgl. die juristischen Ausführungen zum Leistungsfahigkeitsprinzip und den allgemeinen 
Gleichheitssatz gem. Art. 3 GG in Abschnitt 3.2.1. 

445 Vgl. exemplarisch Brümmerhoff, Dieter (1996), S. 245 ff.; Blankart, Charles Beat (1998), S. 
177 ff.; Haller, Heinz (1981), § 5 insbesondere S. 82 ff. 

446 Vgl. Wenger, Ekkehard (1983), S. 211. 

447 Vgl. Blankart, Charles Beat (1998), S. 179. 
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kalen Leistungsfähigkeitsprinzips dargestellt, leider bleibt sie eine eindeutige 
Antwort über die „gerechte“ Ausgestaltung eines Einkommensteuertarif selbst bei 
den gewählt einfachen Modellannahmen schuldig.“” 

Die bisherigen Ausführungen zur horizontalen und vertikalen Gleichmäßigkeit der 
Besteuerung beschränkten sich bisher auf Personen der gleichen Generation. 
Überträgt man das Konzept der intragenerativen Gleichmäßigkeit auf eine gene- 
rationsübergreifende, d.h. intergenerative Betrachtungsweise führt dies zu der 
Forderung, von Personen mit gleicher Leistungsfähigkeit auch dann das gleiche 
Steueropfer zu verlangen, wenn sie zu unterschiedlichen Generationen gehören. 
Diese nahezu triviale Überlegung führt jedoch insbesondere dann zu Problemen, 
wenn Aggregate wie bspw. das Lebenseinkommen die Vergleichsgröße darstel- 
len In diesem Fall führen u.a. Geldentwertung und veränderte, institutionelle 
Rahmenbedingungen dazu, dass Personen mit gleichartiger Gehaltsentwicklung 
eine unterschiedliche Lebenssteuerbelastung erfahren, wenn sie unterschiedli- 
chen Generationen angehören. Dabei kann nur schwer beurteilt werden, in wel- 
chem Umfang diese Unterschiede der Forderung nach einer gleichmäßigen 
Steuerbelastung entsprechen oder gar als „gerecht“ angesehen werden können. 
Diesen Aspekt gilt es bei der Modellentwicklung sowie bei der Formulierung ei- 
nes Messkonzeptes zur Beurteilung der intergenerativen Verteilungswirkung zu 
berücksichtigen.‘ 

Aus dem Leistungsfähigkeitsprinzip lässt sich normativ - selbst bei Annahme 
einer Nutzenfunktion - bei gleichem absoluten oder relativen Opfer, folglich kein 
konkreter Tarifverlauf ableiten. D.h., selbst wenn man von abnehmendem 
Grenznutzen über dem Einkommen ausgeht, kann damit nicht gleichsam 
automatisch ein bestimmter Einkommensteuertarif begründet werden.‘ Damit 
lässt sich die anfängliche Forderung nach unterschiedlicher Steuerbelastung von 
unterschiedlicher Leistungsfähigkeit lediglich durch eine Rangfolge der 
Steuerpflichtigen konkretisieren, die Ermittlung metrischer Abstände kann durch 
das Prinzip vertikaler Gleichmäßigkeit nicht bestimmt werden. Der konkrete 
Tarifverlauf spiegelt vielmehr die Wertvorstellung der als „gerecht“ empfundenen 
Belastung wider, welche sich aus den vorherrschenden ökonomisch-politischen 
Ideologien und Machtpositionen ergibt. Folglich enthält jede 
Progressionsgestaltung ein gewisses Maß an Willkür, da es keine Theorie zur 
normativen Bestimmung gibt. Taylor äußerte sich zu diesem Dilemma mit den 
Worten „the choice between proportional and progressive taxation is [...] a choice 
between certain injustice and uncertain justice“*" 

Um die Problemstellung dieser Arbeit handhabbar zu halten, wird die periodische 
Einkommensteuer trotz ihrer theoretischen Mängel nicht weiter in Frage gestellt, 
sondern als gegebene Rahmenbedingung übernommen. Entsprechend wird da- 
von ausgegangen, dass es einen gesellschaftlichen Konsens gibt, die Leis- 


448 Deshalb wird an dieser Stelle auf eine ausführliche Darstellung verzichtet. Vgl. Haller, Heinz 
(1981), § 5 insbesondere S. 82 ff. 

449 Vgl. hierzu Abschnitt 5.2 S. 154. 

450 Vgl. Neumark, Fritz (1970), S. 176-178; Brümmerhoff, Dieter (1996), S. 245 f. 

451 Taylor, Ph. (1948), S. 293; zitiert nach Neumark, Fritz (1970), S. 179. 
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tungsfahigkeit auch am Einkommen und nicht nur am Konsum zu messen. Ver- 
einfachend wird angenommen, dass die Einkommensteuer in ihrer Grundstruktur 
als gerecht angesehen wird. Nach dem Konzept der Regelgerechtigkeit stützt 
sich diese Interpretation auf Prinzipien demokratischer Abstimmungen als Regel. 


Aus den vorangehenden Überlegungen lassen sich folgende Ergebnisse für die 
weitere Betrachtung festhalten: 

Da das Leistungsfähigkeitsprinzip sich auf die staatliche Einnahmenseite be- 
schränkt, kann es eine gerechte Gesamtverteilung des Steuer-Transfer-Systems 
nicht sicherstellen. 

Das Teilprinzip der horizontalen Gleichmäßigkeit stellt den robusten Kern des 
Leistungsfähigkeitsprinzips dar. Er entspricht dem Gleichheitssatz des Grundge- 
setzes (Art. 3 GG) und verlangt Wirtschaftssubjekte mit gleicher Leistungsfähig- 
keit gleich zu besteuern. Willkürliche Diskriminierung wird durch dieses Teilprin- 
zip unterbunden, der Staat wird im Rahmen der Rechtsstaatlichkeit gehalten. 

Das Teilprinzip der vertikalen Gleichmäßigkeit, nach der unterschiedliche Leis- 
tungsfähigkeit sich in unterschiedliche Steuerlast niederschlagen soll, kann durch 
die Opfertheorie nicht in eine Steuertariffunktion konkretisiert werden. Als Kern 
bleibt die Forderung übrig, dass sich die Rangfolge der Steuerpflichtigen in Ab- 
hängigkeit ihrer Leistungsfähigkeit in der Rangfolge ihrer Steuerlast widerspie- 
gelin muss. Eine metrische Funktion ist nicht ableitbar. Bei ordinalen Funktionen 
verbleibt den politischen Akteuren nicht unerheblicher Spielraum, ihr Monopol- 
recht auf Ausbeutung einer Bemessungsgrundlage auszunutzen. Dies stellt eine 
deutliche Einschränkung der Verwendbarkeit des Leistungsfähigkeitsprinzips als 
Maßstab der Regelgerechtigkeit dar. 

Richtet sich das Steueropfer nach dem Ziel des Wirtschaftens, ist eine reine 
Konsumbesteuerung mit dem Leistungsfähigkeitsprinzip unvereinbar, wenn man 
Selbstverwirklichung als eine Quelle der Arbeitsmotivation akzeptiert. 

Die zeitliche Abgrenzung des Einkommens als Steuerobjekt beeinflusst die Steu- 
erbelastung wesentlich. Auch dies stellt eine Einschränkung der Verwendbarkeit 
des Leistungsfähigkeitsprinzips zur Konkretisierung der Regelgerechtigkeit dar. 
Um diesen Effekt zu berücksichtigen, ist eine lebensphasenübergreifende Be- 
trachtung notwendig. Wirkungsanalytisch sind Sozialversicherungsrenten als 
zeitlich aufgeschobene Arbeitseinkommen zu interpretieren und entsprechend zu 
versteuern. 

Selbst wenn man das Konzept der Gleichmäßigkeit auf den Vektor des Perio- 
denkonsums bezieht, führt dies nicht zwangsläufig zu einer Konsumbesteuerung. 
Der Nutzen aus der Bedürfnisbefriedigung, den der Konsum darstellt, lässt sich 
auch durch eine Durchschnittsbesteuerung des Einkommens nach Vickrey 
gleichmäßig belasten, ohne dass dazu eine Zinsbereinigung, d.h. eine Konsum- 
orientierung notwendig ware.*” 

Die Stärke des Leistungsfähigkeitsprinzips als Maßstab der Regelgerechtigkeit 
liegt im Bereich der intragenerativen, horizontalen Gleichmäßigkeit. Die vertikale 


452 Vgl. Wenger, Ekkehard (1983), S. 233 ff. 
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Gleichmäßigkeit liefert nur eine ordinale Skala, die weit weniger restriktiv in ihrer 
Anwendung ist, als die horizontale Gleichmäßigkeit. Für Analysen der intergene- 
rativen Gleichmäßigkeit muss bei den Konzepten der horizontalen und vertikalen 
Leistungsfähigkeit die zeitliche Veränderung der institutionellen wie wirtschaftli- 
chen Rahmenbedingungen berücksichtigt werden. Damit werden die Ergebnisse 
abhängig von den Annahmen dieses Transformationsmodells. Die Beeinträchti- 
gung der Aussagekraft lässt sich durch Sensitivitätsanalysen entschärfen. 


4.4 Belastungsvergleich Konsum- versus Einkommen- 
steuer 


Der Konflikt zwischen konsum- und einkommensorientierter Besteuerung rekur- 
riet auf das Dilemma zwischen der Forderung nach Effizienz und derjenigen 
nach (Verteilungs-)Gerechtigkeit abwägen zu müssen. Hinter beiden Forderun- 
gen stehen unterschiedliche, gesellschaftliche Wertvorstellungen. Der Glaube an 
die „Gerechtigkeit“ der Marktverteilung steht der Überzeugung von (teilweisem) 
Marktversagen gegenüber.” 

Nachfolgend wird der Einfluss, den eine Aufteilung des Lebensverlaufes in mehr 
als zwei Perioden auf die Steuerbelastung hat, in Erweiterung zu den Ausführun- 
gen des Abschnitts 4.2 thematisiert. Gleichzeitig wird die Betrachtung auf die 
Lebenssteuerbelastung konzentriert, allokative Verzerrungen werden aufgrund 
ihrer auf die theoretische Modellwelt begrenzte Aussagekraft an dieser Stelle 
nicht weiter betrachtet.” Mit den folgenden Ausführungen werden die Unter- 
schiede in der Steuerbelastung quantifiziert, die zwischen Konsum- und Ein- 
kommensteuer in Kombination mit den Konzepten der vorgelagerten und der 
nachgelagerten Besteuerung einhergehen. Damit kann die Aussage, die nach- 
gelagerte Besteuerung sei identisch mit einer vorgelagerten Besteuerung, je- 
denfalls in dieser generellen Form falsifiziert werden.“ Auf die Behauptung Wie- 
gards, die nachgelagerte Besteuerung sei gar identisch mit einer vorgelagerten 
Besteuerung bei gleichzeitiger Freistellung der Zinserträge, wird aufgrund der 
sehr eingeschränkten Gültigkeit dieser Aussage nicht näher eingegangen.‘ 

Für die Konstruktion einer Reform der Rentenbesteuerung ist das Verständnis 
über die unterschiedlichen Belastungswirkungen wichtig. Insbesondere für die 
Ermittlung einer Maßzahl zur Vermeidung von Doppelbesteuerung wird auf die 
Ergebnisse zurückgegriffen werden.“” 


453 Vgl. Abschnitt 4.3.1 sowie 4.5.1. 

454 Vgl. Fehr, Hans/ Wiegard, Wolfgang (1996), S. 242 sowie die Begründung am Ende des 
Abschnitts 4.2.2.3 und die Ausführungen in Abschnitt 4.5.1. 

455 Vgl. Dilnot, Andrew (1992), S. 65; Börsch-Supan, Axel/ Lührmann, Melanie (2000), S. 29; 
Wiegard, Wolfgang (2000), S. 10. 

456 Vgl. Wiegard, Wolfgang (2000), S. 8 ff. Wiegard behauptet zwar, dass die Schlussfolgerungen 
die er aus seinem einfachen Beispiel zieht auch unter realistischen Annahmen gültig sei (vgl. 
S. 9), dies gilt aber nicht für die Fälle, in denen die Rendite des Altersvorsorgesystems von der 
Kapitalmarktrendite abweicht, wie dies bei der gesetzlichen Rentenversicherung der Fall sein 
kann. 

457 Vgl. Abschnitt 5.2.2. 
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4.4.1 3-Punkt-Modell von Dillnot 


In Abschnitten 4.2.2.1 wurden die Wirkungen, unterschiedlicher Steuertypen an- 
hand eines Zwei-Perioden-Modells verdeutlicht. Das Leben eines Wirtschafts- 
subjektes wird dabei in eine Erwerbsperiode und eine Nacherwerbsperiode auf- 
geteilt, die beide mit einer Zeiteinheit gleich lang sind. In der Realitat dauert die 
Erwerbsphase i.d.R. langer als die Nacherwerbsphase. Deshalb liegt eine Er- 
weiterung dieses Modellansatzes auf mehrere Perioden nahe. Das nachfolgend 
dargestellte Modell wurde anhand von Beispielrechnungen von Dillnot (1992) zur 
Veranschaulichung dargestellt und spater verschiedentlich aufgegriffen und teil- 
weise einfach modifiziert.‘ Hier soll die mathematische Formulierung an erster 
Stelle stehen, um eine nachvollziehbare Allgemeingültigkeit zu verdeutlichen, die 
durch Beispiele alleine nicht erreichbar ist. 

An den folgenden drei Punkten kann die Besteuerung bei der Altersvorsorge an- 
greifen: bei der Beitragszahlung, bei den Vermögenserträgen und bei der Aus- 
zahlung der Altersvorsorgeleistungen. Liegt eine Konsumbesteuerung vor, wer- 
den weder die Beitragszahlungen noch die Zinserträge besteuert sondern nur die 
Konsumausgaben. Geht man davon aus, dass die Rentenleistungen vollumfäng- 
lich dem Konsum dienen, würden die Auszahlungen voll versteuert. In der oben 
verwendeten Reihenfolge kann die Belastung der Konsumbesteuerung angege- 
ben werden als steuerfrei (Beitragszahlungen), steuerfrei (Zinserträge) und steu- 
erpflichtig (Leistungszahlungen) oder kurz „FFS“. Bei der umfassenden Einkom- 
mensteuer muss herkömmliche Ersparnis aus versteuertem Einkommen gebildet 
werden, die Zinserträge werden in der Periode, in der sie das Vermögen mehren, 
besteuert, Rückzahlungen von aus versteuerten Einkommen gebildetem Vermö- 
gen bleiben dagegen steuerfrei. Diese Art der Besteuerung können wir mit „SSF“ 
bezeichnen, d.h. bezüglich der drei Ansatzpunkte der Besteuerung liegt der Fall 
„steuerpflichtig, steuerpflichtig, steuerfrei“ vor. Grundsätzlich sind bei drei An- 
satzpunkten acht Varianten denkbar. Schließt man diejenigen aus, die Ein- und 
Auszahlungen entweder beide besteuern oder beide unversteuert lassen, kom- 
men neben den bereits erwähnten lediglich die entsprechenden nachgelagerten 
bzw. vorgelagerten Varianten hinzu. In Tabelle 4-3 sind die klassischen Varian- 
ten fett dargestellt. 


Tabelle 4-3: Sinnvolle Besteuerungsvarianten im 3-Punkt-Modell 


| Korisumsteuer [Einkommensteuer 
inachgelagert | COFFS FSS 


Quelle: eigene Darstellung 


Wenden wir uns nun der mathematischen Formulierung der Besteuerungsalter- 
nativen für die drei Ansatzpunkte zu. Die folgenden Variablen werden verwendet. 


458 Vogl. Dilnot, Andrew (1992), S. 65; Börsch-Supan, Axel/ Luhrmann, Melanie (2000), S. 28 ff.; 
Wiegard, Wolfgang (2000), S. 9 ff.; Bareis, Peter (2002), S. 143 ff. 
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a Sparbetrag pro Jahr 

B Summe aller Beitrage (Index bezieht sich auf den bzw. die An- 
satzpunkt(e) der Besteuerung) 

i Inflationsrate 

m Laufvariable 

n Nominalzinssatz*** 

ny Dauer der Erwerbsphase 

n2 Dauer der Nacherwerbsphase 

r Realzinssatz 

t Steuersatz 


Es wird angenommen, dass über die Dauer der Erwerbsphase n, am Ende jeder 
Periode ein Beitrag a angespart wird, der sich jährlich um die Inflationsrate stei- 
gert und sich jährlich mit dem Nominalzinssatz n verzinst. Die Summe aller Bei- 
träge ohne Steuerbelastung und ohne Verzinsung ergibt sich zu 


n,-1 
B.= > ae(1+i)”. Gleichung 4-27 
m=0 


Dies entspricht dem Fall, dass die Beitrage in der Einzahlungsphase aus steuer- 
freiem Einkommen gezahlt werden können. Müssen die Beiträge aus versteuer- 
tem Einkommen getragen werden und wird diese Steuerlast nicht durch Kon- 
sumverzicht anderweitig getragen, ergibt sich für die Summe der Beiträge der 
folgende Zusammenhang. 


ny -1 


By = )ae(1-t)e(1+i)”. Gleichung 4-28 
m=0 


Die Beiträge a fallen um den Faktor der Besteuerung (1-t) kleiner aus, die Bei- 
träge erhöhen sich inflationsbedingt jährlich um den Faktor (1+i). 

Wird die Betrachtung auf die Verzinsung erweitert, ergeben sich für die Summe 
der Beiträge die folgenden vier Möglichkeiten: 


n,-1 
Bor = ae (1+i)" e(1+n)9"" FF Gleichung 4-29 
m=0 
n,-1 
Bo = 2,ae(1-t)e(1+i)" e(1+n)""" SF Gleichung 4-30 
m=0 
n,-1 
B;s = 2a (1+i)" e(I+ne(1-t))"" FS Gleichung 4-31 
=0 
n,-1 
Ban Yae(1-t)e(1+i)” e(1+ne(1-t))""" ss Gleichung 4-32 
m=0 


459 Für den Zusammenhang zwischen Nominalzins, Inflation und Realzins gelte die Fisher- 
Gleichung (T’+n)=(1+i)e(1+r). 
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Die Verzinsung der Beitrage nimmt mit zunehmendem Alter ab, wenn als Be- 
zugspunkt das Ende des Erwerbslebens verwendet wird. Fur Brp wird der erste 
Beitrag mit (1+ n)”'"" verzinst, der letzte lediglich noch mit (1+ n)? =1, d.h. gar 
nicht mehr. Unterliegen die Zinsertrage der Besteuerung erfolgt die Verzinsung 
mit ne(1-t) statt mit n. Bei den Varianten FF sowie FS ist eine Versteuerung 
der Auszahlung möglich, ohne dass die Gefahr besteht Zahlungen doppelt zu 
besteuern. Das 3-Punkt-Modell geht vereinfachend davon aus, dass die Aus- 
zahlung in einer Zahlung erfolg. Wird sie in die Berechnung mit einbezogen, 
kommt man zu den folgenden Gleichungen. 


n,-1 
Beg =(1-t )e $ ae(1+i)" e(1+n)"™" FFs Gleichung 4-33 
m=0 
n,-1 
Bopp = ae (1-t)e(1+i)" e(1+n)"™ SFF Gleichung 4-34 
m=0 
n,-1 
Bess =(1-t Jo X ae(1+i)" e(1+ne(1-t))"™" Egs Gleichung 4-35 
m=0 
m-1 
Bsp dae(1-te(1+i)” e(f+ne(1-t))"” gop Gleichung 4-36 
m=0 


Gleichung 4-33 ergibt sich durch die Multiplikation von Gleichung 4-29 mit (1-t ). 
Geht man von einem proportionalen Steuertarif aus, d.h. der Steuersatz der Aus- 
zahlungsphase f’ ist gleich demjenigen der Beitragsphase, und verändert sich der 
Steuersatz auch nicht über die Lebensdauer des Wirtschaftssubjektes, ist die 
Gleichung 4-33 mit Gleichung 4-34 sowie die Gleichung 4-35 mit Gleichung 4-36 
jeweils identisch. Das bedeutet, dass bei dieser Modellgestaltung die vorgela- 
gerte Besteuerung zu gleich hohen Auszahlungen führt wie die nachgelagerte 
Besteuerung und das jeweils für den Fall mit bzw. ohne Besteuerung der Zinser- 
träge. Diese Gleichheit wird allerdings nicht erreicht, wenn man einen progressi- 
ven Steuertarif annimmt. Folgt man der Überlegung, dass in der Erwerbsphase 
die Einkünfte höher ausfallen als in der Nacherwerbsphase und deshalb auch der 
Durchschnittsteuersatz höher liegt, haben die nachgelagerten Besteuerungsvari- 
anten FFS bzw. FSS eine geringere Belastungswirkung als die entsprechend 
vorgelagerten Varianten SFF bzw. SSF.“ Wird dagegen, wie durch die Art des 
Modells vorgegeben, von einer Einmalauszahlung ausgegangen, verkehrt sich 
der Vorteil in einen Nachteil. Die Auszahlung fällt bei konsumorientierter Besteu- 
erung, d.h. ohne Versteuerung der Zinserträge (Gleichung 4-33 und Gleichung 
4-34) höher aus als bei der umfassenden Einkommensteuer, d.h. mit Versteue- 
rung der Zinserträge. In Tabelle 4-4 werden die realen Auszahlungsbeträge für 
die vier diskutierten Varianten anhand eines Beispiels dargestellt. 


460 So Börsch-Supan, Axel/ Lührmann, Melanie (2000), S. 29 ff. 
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Tabelle 4-4: Vergleich des Auszahlungsbetrags unterschiedlicher 
Besteuerungsvarianten bei Einmalauszahlung (Angaben in Geldeinheiten) 


Konsumorientierte Umfassende 


Besteuerung Einkommensteuer 
FFS SFF FSS SSF 
ohne Progression 53.164 53.164 41.272 41.272 
niedrigere Progression 59.980 53.164 46.564 41.272 
höhere Progression 46.348 53.164 35.981 41.272 


Quelle: Erweiterung des Beispiels aus Börsch-Supan, Axel/ Lührmann, Melanie (2000), S. 28 ff. 
eigene Berechnungen und Darstellung 


Der Bezugszeitpunkt für die Ermittlung der Barwerte ist der Anfang der ersten 
Periode der Beitragsphase. Die obigen Gleichungen haben das Ende der Er- 
werbsphase als Bezugspunkt, müssen also, um die Ergebnisse zu erhalten, noch 
durch (1-—i)™ dividiert werden. Es wird von einer Erwerbsphase von 37 Jahren 
ausgegangen, jährlich werden real 1.000 Geldeinheiten angelegt, die Inflation 
liege bei 3%, der Realzinssatz bei 2,5%. Der Steuersatz liegt im Fall ohne Pro- 
gression bei 22% im Fall mit höherer bzw. mit niedrigerer Progression in der 
Nacherwerbsphase bei 12% bzw. 32%. 

Die Beiträge werden nominal verzinst und je nach Szenario ggf. versteuert. Wer- 
den die Auszahlungen nicht versteuert (Szenario SFF und SSF), ist die verän- 
derte Progression in der Nacherwerbsphase unerheblich, bei konsumorientierter 
Besteuerung liegen die Auszahlungsbeträge immer über denjenigen der entspre- 
chenden Variante bei umfassender Einkommensteuer, wie dies bereits aus den 
Gleichungen für die vier Varianten Bres bis Bssr deutlich wurde.“ 


4.4.2 4-Punkt-Modell 


Das zuvor verwendete Modell geht von einer Einmalauszahlung zu Beginn der 
Nacherwerbsphase aus. Die Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung 
werden allerdings kontinuierlich ausgezahlt. Würde die Versicherungsleistung auf 
angespartes Vermögen zurückgreifen, würde sich das Restvermögen während 
der Auszahlungsphase weiter verzinsen. Auch die fiktive Vermögensposition der 
gesetzlichen Rentenversicherung nimmt während der Nacherwerbsphase an 
Wert nach Maßgabe des Lohnsummenwachstums zu, die Auszahlungsbeträge 
werden jährlich angepasst.‘ Damit erscheint es sinnvoll, die Betrachtung auf die 
Vermögenserträge der Nacherwerbsphase zu erweitern. Zur Erinnerung: die 
Idee, die Zinserträge der Nacherwerbsphase zu versteuern, liegt dem Konzept 
der Ertragsanteilsbesteuerung zu Grunde. Dabei wird davon ausgegangen, dass 
sowohl die Beiträge als auch die Zinserträge während der Erwerbsphase voll- 
ständig versteuert wurden. Somit liegt diesem Konzept das Prinzip der umfas- 
senden Einkommensteuer zu Grunde.“ Folgt man der im vorangehenden Ab- 
schnitt eingeführten Terminologie, kann die Besteuerung nun an vier Punkten 


461 Vgl. Gleichung 4-33 bis Gleichung 4-36. 

462 Für die genaue Regelung der Anpassung des aktuellen Rentenwertes s. §§ 63 ff insbes. § 68 
SGB VI. 

463 Vgl. Absatz 2.2.1. 
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ansetzten: bei den Einzahlungen, bei den Zinsertragen der Erwerbsphase, bei 
den Zinsertragen der Nacherwerbsphase und bei den Auszahlungen. 

Um die mathematische Formulierung zu vereinfachen wird auf die Definitionen 
der Gleichung 4-29 bis Gleichung 4-32 zurückgegriffen. Die folgenden Variablen 
treten neu hinzu: 


ea Ertragsanteil bei Nominalverzinsung*“ 
rbf_i Rentenbarwertfaktor der Inflation*® 
rbf_n Rentenbarwertfaktor der Nominalverzinsung 


jeweils für die angenommene Dauer der Nacherwerbszeit n» 

Die erste Variante des vorangehenden Abschnitts, die nachgelagerte Konsum- 
besteuerung vom Typ FFS, verändert sich zu FFFS (Szenario FFFS: Einzahlun- 
gen steuerfrei, Zinserträge der Erwerbsphase steuerfrei, Zinserträge der Nach- 
erwerbsphase steuerfrei, Auszahlungen steuerpflichtig). Die Zinserträge stellen 
keinen steuerpflichtigen Sachverhalt dar, dafür aber die Auszahlungen. Bei der 
Variante FFFS führt die Steuerfreiheit der Zinserträge der Nacherwerbsphase zu 
höheren Auszahlungsbeträgen, als wenn das Vorsorgevermögen mit dem Zins- 
satz nach Steuer auf die Nacherwerbsphase verteilt wird. Nachfolgend wird zur 
Vereinfachung der Schreibweise das Konzept der Ertragsanteilsbesteuerung 
verwendet, das von über die Auszahlungsperiode gleichmäßig verteilten Zinser- 
trägen ausgeht. Die Lebenserwartung wird damit als gegeben vorausgesetzt.“* 
Für den Barwert ergibt sich die folgende Gleichung 


rbf _i 
rbf _i Gleichung 4-37 
= =-e(1-t 
e? bf n pa 
B; 


Der Quotient 


entspricht den jährlichen Rentenzahlungen unter 


Berücksichtigung der Zinserträge des abnehmenden Vermögens während der 
Nacherwerbsphase. Durch die Multiplikation mit dem Rentenbarwertfaktor der 
Inflation (rbf_i) wird der Bezugszeitpunkt für die Summe der Barwertberechnung 
auf den Beginn der Nacherwerbsphase vorverlegt. Der Barwert wird in den Zins- 
d.h. den sog. Ertragsanteil ea sowie in der Rückflussanteil (1-ea) zerlegt, wobei 
im vorliegenden Fall beide Anteile versteuert, d.h. mit (1-t) multipliziert werden. 
Das konsumorientierte vorgelagerte Pendant ergibt sich wie folgt 
rbf _i rbf _i 
Pree = Bor ® rbf_n ki rbf_n Gleichung 4-38 


Die summierten Barwerte der Auszahlungsbeträge der nachgelagerten Besteue- 
rung sind damit für den Fall der Konsumbesteuerung mit der vorgelagerten Vari- 
ante identisch, solange die Auszahlungsbeträge vollständig für Konsum ausge- 


464 Vgl. Gleichung 2-1, S. 50. 
465 Vgl. Gleichung 2-2, S. 50. 
466 Vgl. zum Konzept der Ertragsanteilsbesteuerung Abschnitt 2.2.1 m.w.N. 
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geben werden und dadurch der Besteuerung unterliegen. Werden nicht die ge- 
samten Auszahlungsbeträge vollständig konsumiert, ergäbe sich ceteris paribus 
eine geringere Steuerbelastung bei nachgelagerter Besteuerung im Vergleich zur 
vorgelagerten Besteuerung. Fur den Fall der umfassenden Einkommensteuer gilt 
diese Gleichheit nicht, wie die folgenden Gleichungen zeigen. 


rbf _i rbf_i i 
Bross = Ses 0(1— te rbf_n Bss ® rbf_n Gleichung 4-39 
rbf i 
B = B.. ® —_e(eae(1—t)+(1-ea 
sss = Bos ep t (08e (1-t)+(1-6a)) 

rbf _i Gleichung 4-40 

e _——— e(1-eaet 

SS rbfn a ) 


Bei der nachgelagerten Variante unterliegt sowohl der Ertragsanteil als auch der 
rückfließende Vermögensanteil der Besteuerung, da die Vermögensbildung in 
der Erwerbsphase unversteuert geblieben ist. Diese Variante folgt dem Ideal, all 
das nachzuversteuern, was noch nicht der Besteuerung unterlegen hat. Die 
letzte Variante (SSSF) entspricht der klassischen, umfassenden, vorgelagerten 
Besteuerung. Dabei muss Ersparnis aus versteuertem Einkommen gebildet 
werden und die in jeder Periode anfallenden Zinserträge unterliegen ebenfalls 
der Besteuerung. Der Vergleich von Gleichung 4-39 mit Gleichung 4-40 
verdeutlich, dass die Belastung bei umfassender Einkommensteuer durch die 
vorgelagerte Variante derjenigen der nachgelagerten Variante entspricht, wenn 
bei ersterer die Zinserträge der Nacherwerbsphase ein zweites Mal belastet 
werden. 

Wendet man die hier formulierten Gleichungen auf das im vorangehenden Ab- 
schnitt herangezogene Beispiel an, so ergeben sich für die unterschiedlichen 
Besteuerungsvarianten die Auszahlungsbarwerte gemäß Tabelle 4-5. Das Bei- 
spiel aus Abschnitt 4.4.1 wird dahingehend modifiziert, dass nun das angesparte 
Rentenvermögen kontinuierlich über die Nacherwerbsphase verteilt ausgezahlt 
wird. Die Restlebenserwartung wird mit 15 Jahren angenommen. 


Tabelle 4-5: Vergleich des Auszahlungsbetrags bei unterschiedlichen 
Besteuerungsvarianten (Angaben in Geldeinheiten) 


Konsumorientierte Umfassende 
Besteuerung Einkommensteuer 


FFS SFF FSS SSF 

ne 53.164 53.164 41.272 41.272 

Besteuerungsvariante FFFS SFFF FSSS=SSFF SSSF 
kontinuierliche Auszahlung 63.986 63.986 49.674 46.428 


Quelle: eigene Berechnungen und Darstellung 


Kommt die umfassende Einkommensteuer zur Anwendung, liegen die Auszah- 
lungsbeträge unterhalb denjenigen, die sich bei konsumorientierter Besteuerung 
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ergeben. Außerdem, und das stellt eine Veränderung zum vorhergehenden 3- 
Punkt-Modell dar, ergeben sich bei einer nachgelagerten Einkommensteuer hö- 
here Auszahlungsbeträge, als bei einer vorgelagerten. Die Auszahlungsbeträge 
bei konsumorientierter Besteuerung sind bei vorgelagerter Variante mit derjeni- 
gen der nachgelagerten Variante identisch. Dies gilt allerdings nur unter den Be- 
dingungen eines linearen Steuertarifs. Bei einem progressiven Steuertarif kommt 
es durch ungleichmäßigen Zufluss der Einkünfte auch bei konsumorientierter 
Besteuerung zu _ Belastungsunterschieden.“’ Die Besteuerung der 
Sozialversicherungsrente lässt sich nur bedingt in dieses Schema einordnen. 
Diejenigen Teile, welche bereits in der Beitragsphase besteuert werden, könnten 
als Variante SFSF bezeichnet werden; die Beiträge werden versteuert, der Wert- 
zuwachs der Erwerbsphase und die Auszahlung nicht, dafür die Zinserträge der 
Nacherwerbsphase im Rahmen der Ertragsanteilsbesteuerung. Würde die ge- 
samte Vorsorge so behandelt, würde dies zu einem Barwert von 59.805 GE füh- 
ren. Für den Teil der Rente, der mit unversteuerten Beiträgen finanziert wurde, 
entspräche die Steuerbelastung der Besteuerungsvariante FFSF, der Barwert 
der Auszahlungsbeträge läge bei 76.386 GE; hier werden nur die fiktiven Zinser- 
träge der Nacherwerbsphase besteuert. Die Besteuerung der Beamtenpension 
entspricht in der hier verwendeten Terminologie der Besteuerungsvariante FFFS, 
in der Erwerbsphase werden keine Vorsorgebeiträge ausgewiesen und damit 
auch nicht besteuert, der Wertzuwachs des Anwartschaftsvermögens wird in die- 
ser Phase ebenfalls nicht besteuert. In der Nacherwerbsphase werden die Pen- 
sionszahlungen bis auf den Versorgungsfreibetrag vollständig besteuert. Auf die- 
sen Vergleich der Varianten wird im Rahmen der Reform der Rentenbesteuerung 
noch einmal zurückzukommen sein. 

Da der durchschnittlich verdienende Sozialversicherungspflichtige nur ca. ein 
Drittel seiner Beiträge versteuern muss, erhielte er in dieser Modellgestaltung 
gegenüber einem Beamten höhere Auszahlungen und hätte durch die Besteue- 
rung folglich einen Vorteil. Dieses Ergebnis verkehrt sich allerdings in sein Ge- 
genteil, wenn man statt eines proportionalen Steuertarifs den progressiven Tarif 
des deutschen Einkommensteuerrechts zu Grunde legt.‘ 


4.5 Normative Entscheidungen 


4.5.1 Effizienz versus Verteilung 


Wie in Abschnitt 4.2 deutlich wurde, gehen Effizienzbetrachtungen im Rahmen 
von Modellanalysen von Vereinfachungen aus, welche die Übertragbarkeit ihrer 
Ergebnisse auf die Realität fraglich erscheinen lassen. 

Autoren, die eine konsumorientierte Besteuerung fordern, begründen dies grund- 
sätzlich aus modelltheoretischer Sicht mit ihrer Überlegenheit nach Effizienzge- 
sichtspunkten. Hauptgrund dieser Überlegenheit stellt die Entscheidungsneutra- 


467 Vgl. Abschnitt 4.3, sowie exemplarisch Wenger, Ekkehard (1983), S. 219 ff. 
468 Vgl. Meindel, Alexander (2002), der dies für den Tarif 2001 nachwies; sowie Abschnitt 2.2. 
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lität zwischen Konsum und Ersparnis dar.“ Gegner halten diesen Überlegungen 
entgegen, dass die Steuerfreiheit von Zinserträgen zu unsozialen Verteilungswir- 
kungen führen würde und kritisieren die Realitätsferne der Modellanalysen.*” In 
Abschnitt 4.2.2 wurde auf Aspekte der Entscheidungsneutralität bereits 
eingegangen, wobei gerade im Zusammenhang mit Beiträgen zur gesetzlichen 
Rentenversicherung deutlich wurde, dass diese Beiträge nicht als herkömmliche 
Ersparnis interpretiert werden können. Außerdem abstrahieren die entsprechen- 
den Effizienzanalysen von dem Nutzen, der sich aus der Beleihbarkeit fungiblen 
Vermögens und aus der Vererbung von Vermögen ergeben kann. 

Des Weiteren können die idealisierten Annahmen, welche entsprechenden Mo- 
dellen zu Grunde liegen, kritisiert werden. So ließen sich die Modellergebnisse 
nur dann auf die Realität ohne Bedenken übertragen, wenn die Aufgabe der An- 
nahmen keinen wesentlichen Einfluss auf die Effizienz hätte. Dies wird von 
Schneider bestritten.*' So bleiben Zusatzlasten durch andere Steuerarten unbe- 
rücksichtigt. Grundsätzlich muss sowohl aus Effizienz- wie aus Gleichmäßigkeits- 
gesichtspunkten ein Alleinsteuersystem gefordert werden. Da das deutsche 
Steuersystem aber kein Alleinsteuersystem ist und die aktuelle Situation sich aus 
dem Zusammenwirken vieler Verzerrungen ergibt, kann nicht ausgeschlossen 
werden, dass sich Verzerrungen gegenseitig neutralisieren. Bei einer solchen 
Konstellation kann es durch Beseitigen einer Verzerrung auch zu Einbußen statt 
Steigerungen der Wohlfahrt kommen. Empirische Untersuchungen, welche Aus- 
sagen über die Wirkung der Summe aller Verzerrungen geben könnten, liefern 
noch keine eindeutigen Ergebnisse, weshalb die Debatte über die Vorzüge von 
Konsum- und Einkommensteuer noch nicht als abgeschlossen gelten kann.*” 

Die Annahmen von vollkommenen Märkten im Konkurrenzgleichgewicht, von 
gleichartigen und zutreffenden Erwartungen aller Steuerpflichtigen und des Fis- 
kus sowie von intertemporal konstanten Grenzsteuersätzen können ebenfalls als 
realitätsfern kritisiert werden.‘ Diese Kritikpunkte richten sich dabei nicht gegen 
das propagierte konsumorientierte Steuersystem an sich, sondern lediglich ge- 
gen die Beschränkung des Analyserahmens auf einige Effizienzgesichtspunkte. 
Verteilungswirkungen einer entsprechenden Steuerumstellung werden entspre- 
chend nicht betrachtet. Gleichzeitig wird die steuerliche Leistungsfähigkeit, wel- 
che das Steueropfer auf das Ziel des Wirtschaftens beziehen soll, auf die Kon- 
sumausgabensucht von Wirtschaftssubjekten beschränkt. Der Nutzen aus beruf- 
licher Selbstverwirklichung, der sich auch im nicht konsumierten Einkommensteil 
widerspiegelt, wird dagegen ebenso wenig berücksichtigt wie derjenige Nutzen, 
der sich aus der absichernden Wirkung von Vermögen ergibt.”* Schneider beur- 
teilt die eingeschrankte Effizienzsichtweise pointiert wie folgt: ,Das Werturteil 


469 Vgl. statt vieler Wenger, Ekkehard (1999), S. 58; Wiegard, Wolfgang (2000), S. 8 ff.; Wagner, 
Franz (2002), S. 1, sowie die Ausführungen in Abschnitt 4.2.2.1. 

470 Vgl. exemplarisch Schneider, Dieter (1999b), S. 8 f. m.w.N. 

471 Vgl. Schneider, Dieter (1999b), S. 6 ff. 

472 Vgl. Richter, Wolfram F. (2001), S. 1002. 

473 Vgl. Schneider, Dieter (1999b), S. 8. 

474 Vgl. Abschnitt 4.3.2. 
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einer intertemporalen Allokationseffizienz entlarvt sich somit als ideologisches 
Stützkorsett für Vermögensmillionäre gegen Gleichmäßigkeit der Besteue- 
rung.“4”° 

Um dem Dilemma zu begegnen, zwischen Effizienz- und Verteilungswirkung ab- 
wägen zu müssen, haben Fehr und Wiegard in einer Untersuchung anhand ver- 
schiedener Einkommensteuerreformen die Wohlfahrtseffekte getrennt nach Effi- 
zienz- und Verteilungseffekten quantifiziert.‘ In einem makroökonomischen 
Gleichgewichtsmodell einer kleinen geschlossenen bzw. offenen Volkswirtschaft 
kommen sie für unterschiedliche Reformtarifverläufe im Durchschnitt über ver- 
schiedene Modelivarianten zu dem Schluss, dass „zwischen 60 und 80% der 
durch Steuerreformen ausgelösten Wohlfahrtseffekte auf Umverteilungswirkun- 
gen zurückzuführen sind.“*”’” Außerdem unterscheiden sich die Reformen gerade 
in den Umverteilungswirkungen erheblich und zwar sowohl inter- als auch intra- 
generativ. Deshalb halten sie es für unvertretbar, die Wirkung von Steuerrefor- 
men allein durch Untersuchungen der aggregierten Effekte zu beurteilen, da 
hierbei quantitativ dominante Umverteilungswirkungen verdeckt werden können. 
Als warnender Hinweis bzgl. effizienzorientierter Steuerreformen kann ihr zweites 
zentrales Ergebnis gewertet werden: „In den meisten Fällen stellen die Umver- 
teilungseffekte und nicht die Effizienzwirkungen die charakteristischen Merkmale 
effizienzorientierter Steuerreformen dar.“”® Gleichzeitig relativieren sie ihre 
Ergebnisse mit dem Hinweis, dass ihr Modell, was wohl aus der grundsätzlichen 
Notwendigkeit zur Vereinfachung resultiert, für Teilaspekte zu unspezifisch ist, 
um deren Wirkung erfassen zu können.” 

In gleicher Art und Weise untersuchen Fehr und Jess mit einer Erweiterung des 
Modells von Fehr” die Effizienz und Verteilungswirkungen einer nachgelagerten 
Besteuerung von Renten.”' Auch bei diesem Steuerreformvorhaben zeigt sich, 
dass die Verteilungswirkung den weit überwiegenden Teil der Wohlfahrtseffekte 
ausmacht.“ Insgesamt kann daraus gefolgert werden, dass Effizienzüberlegun- 
gen bei Steuerreformen nicht vernachlässigt werden sollten, gleichwohl das 
Hauptaugenmerk den Verteilungswirkungen gelten sollte. 

Als praktischer Nebeneffekt einer verteilungsorientierten Analyse kann die Tatsa- 
che gewertet werden, dass in der öffentlichen Diskussion von Reformen (vermu- 
tete) distributive Wirkungen zur Bewertung von Reformvorhaben herangezogen 
werden und nicht allokative Verzerrungen. *”° 


475 Schneider, Dieter (1999b), S. 12. 

476 Vgl. Fehr, Hans/ Wiegard, Wolfgang (1996), S. 199 ff. 
477 Fehr, Hans/ Wiegard, Wolfgang (1996), S. 242. 

478 Fehr, Hans/ Wiegard, Wolfgang (1996), S. 201. 

479 Vgl. Fehr, Hans/ Wiegard, Wolfgang (1996), S. 242. 
480 Vgl. Fehr, Hans (1999). 

481 Fehr, Hans/ Jess, Heinrich (2001a), S. 561-580. 

482 Fehr, Hans/ Jess, Heinrich (2001a), S. 576 f. 

483 Vgl. Scheer, Christian (1996), S. 185 f. 
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4.5.2 Beurteilung des Status quo 


Analysiert man die aktuelle Rentenbesteuerung nach den zuvor erörterten, 
volkswirtschaftlichen Normen der Effizienz und der Gleichmäßigkeit, so muss 
eine Reform hin zur nachgelagerten Besteuerung gefordert werden. Diese Forde- 
rung steht sowohl im Einklang mit einem konsumorientierten wie einem einkom- 
mensorientierten Steuersystem. Deshalb ist eine Grundsatzentscheidung zwi- 
schen diesen beiden Steuersystemen fiir die vorliegende Reform nicht notwen- 
dig. Damit wird der teilweise vertretenen Meinung, eine nachgelagerte Renten- 
besteuerung stelle einen Bruch im System einer synthetischen Einkommensteuer 
dar, widersprochen.“ 

Sozialversicherungsrenten stellen wirkungsanalytisch aufgeschobene Arbeitsein- 
künfte dar, weshalb sie erst im Zeitpunkt der Erlangung der wirtschaftlichen Ver- 
fügungsmacht der Besteuerung unterliegen dürfen, also in der Nacherwerbs- 
phase.“ Diese Bewertung stützt sich auf das Gerechtigkeitskonzept der 
Regelgerechtigkeit, welches das Leistungsfähigkeitsprinzip im Zusammenhang 
mit dem durch Wahlen von der Gesellschaft legitimierten Steuertarif als „ge- 
rechte“ Regel zu Grunde legt. Als Indikator für die steuerliche Leistungsfähigkeit 
wird das tatsächlich realisierte, zugeflossene Einkommen verwendet. Die Steuer 
soll die Zielgröße des Wirtschaftens, d.h. den Nutzen eines Wirtschaftssubjektes 
belasten. Nach der hier vertretenen Meinung manifestiert sich dieser Nutzen 
nicht allein im Konsum, sondern insbesondere bei höheren Einkommen auch in 
der Befriedigung durch Selbstverwirklichung. Der Nutzen spiegelt sich danach im 
Einkommen, wenn auch nicht vollständig so doch umfassender als im Konsum 
wider. Dies gilt insbesondere dann, wenn mit steigendem Einkommen die Kon- 
sumquote sinkt und gleichzeitig der Nutzen des Wirtschaftens zunehmend aus 
der Befriedigung durch persönliche Selbstverwirklichung erwächst. Eine reine 
Konsumbesteuerung ist mit dieser Operationalisierung des Leistungsfähigkeits- 
prinzips nicht vereinbar. An der rein effizienzorientierten Rechtfertigung der Kon- 
sumbesteuerung können zum einen die gewählten Modellannahmen in Frage 
gestellt werden (vgl. Abschnitt 4.2) sowie darauf verwiesen werden, dass Wohl- 
fahrtseffekte von Steuerreformen nach bisherigen Erkenntnissen zu einem grö- 
Beren Teil auf Verteilungswirkungen und nur zu einem kleineren Teil auf Effi- 
zienzwirkungen beruhen (vgl. Abschnitt 4.5.1). 


4.6 Zwischenfazit 


Die Normen der Effizienz und der Gerechtigkeit bzw. der Gleichmäßigkeit können 
als Kernforderungen der 18 Steuergrundsätze Neumarks betrachtet werden.“ 

Effizienzbetrachtungen erfordern theoretische Modelle, deren Annahmen bezo- 
gen auf die Realität als sehr restriktiv bezeichnet werden können. Der Hinweis, 
dass die synthetische Einkommensteuer die Entscheidung zwischen Konsum 
und Ersparnis verzerrt, führt zu dem Grundkonflikt gesellschaftlicher Wertvor- 


484 Ebenso ablehnend BMF (Hrsg.) (2003), S. 29; a.A. Wiegard, Wolfgang (2000), S. 8-12; 
Wagner, Franz (2002), S. 1. 

485 Vgl. Abschnitt 4.3.2 m.w.N. sowie aus juristischer Sicht Abschnitt 3.4. 

486 Vgl. Abschnitt 4.1.5. 
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stellungen. Der Glaube an die Gerechtigkeit eines effizienten Marktes auf der ei- 
nen Seite steht der Uberzeugung von (teilweisem) Marktversagen auf der ande- 
ren Seite gegenüber, welche zur Forderung nach Korrektur des Marktergeb- 
nisses durch Umverteilung führt. Für die Reform der Rentenbesteuerung ist diese 
gesellschaftliche Wertentscheidung aber unerheblich, da die nachgelagerte 
Rentenbesteuerung sowohl mit einem konsumorientierten als auch mit einem 
einkommensorientierten Steuersystem konform geht.” 

Rentenleistungen sind wirkungsanalytisch als zeitlich aufgeschobene Arbeitsein- 
kommen zu betrachten und müssen entsprechend der Systematik der Einkom- 
mensteuer nachgelagert besteuert werden. Ein Versicherungspflichtiger kann der 
Steuerlast auf Beiträge zu oder Leistungen aus der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung nur durch weniger Arbeit nicht aber durch geringere Ersparnis auswei- 
chen.‘ 

Die nachgelagerte Rentenbesteuerung muss aus Gleichmäßigkeitsgründen ge- 
fordert werden. Dieses Werturteil beruht auf dem Gerechtigkeitskonzept der Re- 
gelgerechtigkeit. Der Steuertarif wird als durch Wahlen legitimierte und deshalb 
regelgerechte Funktion der Lastverteilung betrachtet. Das Leistungsfahigkeits- 
prinzip wird als „gerechte“ Regel zur Ermittlung der Bemessungsgrundlage ver- 
wendet. Als Indikator steuerlicher Leistungsfahigkeit wird der verwirklichte Mittel- 
erwerb, d.h. das Einkommen verwendet. Wenn eine Steuer das Ziel des Wirt- 
schaftens von Steuerpflichtigen treffen soll und dies nicht nur im persönlichen 
Konsum sondern auch in der Befriedigung durch berufliche Selbstverwirklichung 
gesehen wird, erfasst der Indikator Einkommen den gesamten, monetär messba- 
ren Nutzen des Wirtschaftens umfassender als der Konsum. Eine Einkommen- 
steuer ist nach dieser Interpretation des Leistungsfähigkeitsprinzips einer reinen 
Konsumbesteuerung überlegen.” 

Die Steuerbelastung liegt bei konsumorientierter Besteuerung unter derjenigen 
der nachgelagerten Einkommensteuer, wenn letztere die Zinserträge belastet. 
Die aktuelle Besteuerung der Beamtenpensionen belastet die Zinserträge nicht, 
bei der Besteuerung der Sozialversicherungsrenten werden ein Teil der Beitrags- 
zahlungen sowie die fiktiven Zinserträge der Nacherwerbsphase besteuert. Eine 
nachgelagerte Besteuerung, die der Belastung der Beamtenpension nach- 
empfunden sein soll, muss folglich die (fiktiven) Zinserträge von entsprechenden 
Altersvorsorgesystemen unbelastet lassen und nur die Rückflüsse erfassen.*” 
Berechnungen anhand makroökonomischer Gleichgewichtsmodelle ergeben, 
dass der weit überwiegende Teil der Wohlfahrtseffekte (60% - 80%) auf inter- 
wie intragenerativen Verteilungswirkungen beruht und nur der Rest auf Effi- 
zienzwirkungen. Dies relativiert die Bedeutung von Effizienzanalysen und unter- 
streicht die Notwendigkeit eingehender Analysen der Verteilungswirkungen.“”' 


487 Vgl. Abschnitt 4.2 bzw. 4.3 
488 Vgl. Abschnitt 4.3.2. 
489 Vgl. Abschnitt 4.3.2. 
490 Vgl. Abschnitt 4.4.2. 
491 Vgl. Abschnitt 4.5.1. 
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Abbildung 4-5: Ubersicht Kapitel 4 


18 Besteuerungsgrundsätze nach Neumark 


Kernforderungen: Effizienz und Gleichmäßigkeit 


Effizienz . Gleichmäßigkeit 


-> Forderung: konsumorientierte -> Forderung: 
Besteuerung einkommensorientierte Besteuerung 


Vorteil: Verzerrt Konsum-Spar- Vorteil: Regelgerechtigkeit auch bei 
Entscheidung nicht. Marktversagen anwendbar. 


Kritik: Effizienter Markt wird als 7 
gerecht angenommen: Markt- Kritik: Verzerrt Konsum-Spar- 


versagen ist ausgeschlossen. Entscheidung. 


Ergebnis: Nachgelagerte Besteuerung mit konsum- und 
einkommensorientiertem Steuersystem konform. 


Belastungsvergleich Konsum- versus Einkommensteuer 
1; Zinserträge werden bei konsumorientierter im Gegensatz zur 
einkommensorientierter Besteuerung nicht belastet. 

Bei Beamtenpensionen werden fiktive Zinserträge nicht besteuert. 


Normative Entscheidungen und Schlussfolgerungen 


Bei Sozialversicherungsrenten dürfen fiktive Zinserträge auch nachgelagert 
nicht besteuert werden, weil 

1. dies aus dem Leistungsfähigkeitsprinzip gefordert werden muss 

2. erst dann Gleichheit mit Besteuerung von Beamtenpensionen besteht. 


Ergebnis: 
* Bei Steuerreformen übersteigt Verteilungswirkung die Effizienzwirkung. 
« Einkommen erfasst im Gegensatz zu Konsum als Indikator der 
Leistungsfähigkeit den monetär messbaren Nutzen aus beruflicher 
Selbstverwirklichung. 

Einkommensorientierte Besteuerung wird beibehalten 


Quelle: eigene Darstellung 
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5 Modellbildung 


Die bisherigen Ausführungen haben ergeben, dass sowohl aus juristischer wie 
aus volkswirtschaftlicher Sicht die Rentenbesteuerung nachgelagert erfolgen 
sollte. Des weiteren entspricht die Besteuerung von Beamtenpensionen im Sta- 
tus quo mit Ausnahme der unsystematischen Abzugsmöglichkeit des Versor- 
gungsfreibetrags gem. § 19 Abs. 2 EStG der nachgelagerten Besteuerung, wobei 
die Wertveränderung des fiktiven Pensionsvermögens werden dabei nicht als 
Vermögenserträge interpretiert und werden damit auch nicht versteuert. 

Da im Status quo die Besteuerung der Beiträge zu und der Leistungen aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung zwischen der Erwerbsphase und der Nacher- 
werbsphase unsystematisch aufgeteilt ist, wird eine Umstellung hin zur nachge- 
lagerten Besteuerung mit umfangreichen Lastverschiebungen verbunden sein. 
Intergenerative Lastverschiebungen ergeben sich allein schon aus der unver- 
meidlichen Tatsache, dass jede Generation in einem anderen Zeitpunkt ihres 
Lebensverlaufes von der Reform betroffen sein wird. Zwar kann aus Gründen 
des Vertrauensschutzes nicht zwischen dem Status quo und der nachgelagerten 
Besteuerung gleichsam digital umgeschaltet werden, dennoch wird auch bei 
kontinuierlichen Übergangsszenarien jede Generation durch die Reform ver- 
schieden belastet werden. 

Gleichzeitig werden unterschiedliche Einkommensgruppen einer Generation ver- 
schieden entlastet bzw. belastet, was zu intrageneartiven Verteilungseffekten der 
Reform führen wird. Dies liegt am progressiven Einkommensteuertarif in Verbin- 
dung mit der zeitlichen Verschiebung steuerlicher Belastungen. Im Status quo 
ergibt sich eine zeitlich aufgeteilte Steuerbelastung zwischen Erwerbsphase mit 
einkommensabhängigen Freibeträgen und Nacherwerbsphase mit einem relati- 
ven Freibetrag durch die Ertragsanteilsbesteuerung. Nach der Reform erfolgt die 
Besteuerung vollständig in der Nacherwerbsphase. 

Will man bei der Reform der Rentenbesteuerung der Forderung nach horizontal 
und vertikal gleichmäßiger Steuerbelastung ebenso Rechnung tragen, wie der 
Vermeidung von Doppelbesteuerung, so sind dafür umfangreiche Verteilungs- 
analysen notwendig. Darüber hinaus ist es erforderlich ein Maß zur Abgrenzung 
des Tatbestands der Doppelbesteuerung zu ermitteln. 

In Abschnitt 5.1 wird kurz auf bisherige Modellanalysen eingegangen, welche 
sich auf die Frage der Reform der Rentenbesteuerung bezogen haben und dar- 
aus der Forschungsbedarf für das hier vorgestellte Modell abgeleitet. Anschlie- 
Rend wird in Abschnitt 5.2 auf die Messkonzepte eingegangen, an Hand derer 
die Verteilungswirkungen quantifiziert und bewertet werden sollen. In Abschnitt 
5.3 wird der Gesamtaufbau des Modells erläutert, dessen Komponenten in den 
anschließenden Abschnitten näher detailliert werden. 


5.1 Forschungsbedarf 


Bei der Fülle an Literatur zum Thema Rentenbesteuerung überrascht es, dass 
entsprechende Verteilungsanalysen bisher nur in geringem Umfang durchgeführt 
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wurden. Dies ist umso erstaunlicher, da eine genaue Betrachtung der Vertei- 
lungswirkung von Autoren oft als abschließende Forderung formuliert wird, wenn 
es um die konkrete Umsetzung geht.*” 

Eine der ersten Untersuchungen geht auf H.-G. Petersen (1979) zurück, der 
noch vor dem ersten Bundesverfassungsgerichtsurteil auf die ungleichmäßige 
Belastung von Arbeits- und Alterseinkommen hinwies und diese durch Beispiel- 
rechnungen quantifizierte.“ Er stellte die Steuerbelastung unterschiedlicher 
Personengruppen bei nominal gleichen Zuflüssen gegenüber. Dieses Vorgehen 
erfreut sich bis heute aufgrund der einfachen Darstellung großer Beliebtheit, 
auch wenn der tatsächliche Aussagegehalt leicht missverstanden werden 
kann.*“ Bei dieser Art der Gegenüberstellung wird teils explizit gefordert, teils 
indirekt suggeriert, dass bei nominal gleichen Zuflüssen auch gleiche Sachver- 
halte vorliegen, die gleich zu behandeln seien. Dass ein Sozialversicherungs- 
rentner in der Erwerbsphase Steuern auf Teile seiner Beitragszahlungen ent- 
richten musste, spiegelt sich in diesen Vergleichen i.d.R. nicht wider. Interessant 
ist dabei auch, dass Angestellte, Sozialversicherungsrentner und Pensionären 
gegenüber gestellt werden, Beamte in ihrer aktiven Berufsphase regelmäßig 
keine Vergleichsgruppe darstellen.‘ 

Der intertemporale Zusammenhang der persönlichen Steuerbelastung kann bei 
solchen Querschnittsbetrachtungen weder für Angestellte noch für Beamte erse- 
hen werden. Da das Leistungsfähigkeitsprinzip grundsätzlich lebensphasenüber- 
greifend interpretiert werden sollte und nur aus Gründen der Praktikabilität als 
Jahressteuerprinzip ausgestaltet ist, sollte sich eine Wirkungsanalyse ebenfalls 
an lebensphasenübergreifenden Betrachtung orientieren.” Aber auch neuere 
Verteilungsanalysen wie die von Bork/Müller*” oder von Fachinger*” beschränk- 
ten sich auf Querschnittsanalysen, die lediglich unterschiedliche Zustände nicht 
jedoch die zeitliche Dynamik einer langen Reformphase abbilden können. Bei 
diesem Vorgehen geht die Information über den intertemporalen Zusammenhang 
der Steuerbelastung der jeweiligen Person verloren, weil die individuelle Belas- 
tungsänderung eines Zeitpunktes betrachtet wird. Dies gilt auch für die frühen 


492 Vgl. Wagner, Franz W./ Wiegard, Wolfgang (2001), S. 46 ebenso Ruland, Franz (2001), S. 38 
u. 39. 

493 Vgl. Petersen, Hans-Georg (1979), S. 2. 

494 Vogl. statt vieler Farber, Gisela/ Renn, Sandra M. (2001) ; Tabelle S. 28; BMF (Hrsg.) (2003), 
insbesondere Anlage 3 bis Anlage 5. 

495 Als Ausnahme kann hier Arndt genannt werden, wobei er die Steuerersparnis von Beamten in 
der Erwerbsphase mit 0 DM angibt, da bei Beamten im Gegensatz zu 
Sozialversicherungspflichtigen keine monetären Ströme ausgewiesen werden; vgl. Arndt, 
Hans-Wolfgang (2001a), S. 16 f. Durch einen Vergleich der Steuerbelastung unter gleichen 
Bedingungen kommt Meindel dagegen für die Erwerbsphase auf einen Steuervorteil von 
Beamten gegenüber Sozialversicherungsrentner in Höhe von mindestens 1.659 DM p.a. für 
2001 bei einem Jahresbruttoeinkommen von 54.956 DM; vgl. Meindel, Alexander (2002), S. 
15. 

496 Vogl. Abschnitt 3.2.1 und 4.3.2 m.w.N. 

497 Vgl. Müller, Klaus/ Bork, Christhart (1998), S. 207 ff.; Bork, Christhart/ Müller, Klaus (1997), S. 
268 ff. 

498 Vgl. Fachinger, Uwe (2001b), S. 323 ff. 
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Untersuchungen von Schmähl“” und Klanberg®™. Sie beschränken sich auf Zeit- 
punktbetrachtungen wobei sie sich zur Verteilungswirkung auf Aussagen Uber die 
Renteneinkünfte beschränken, d.h. die Rentenversicherungsbeiträge bei ihren 
Analysen nicht thematisieren. Klanberg betont in seinen abschließenden Bemer- 
kungen, dass die Beschränkung der Untersuchungen auf ein Jahr einen Nachteil 
darstellt, der Raum für vielfältige Entwicklungsmöglichkeiten lässt.” Wollte man 
sowohl Verteilungs- als auch gesamtwirtschaftliche Effizienzwirkungen quantifi- 
zieren, so erfordere dies - so Schmähl - ein empirisch gehaltvolles, gesamtwirt- 
schaftliches Modell, das gleichzeitig einen hinreichenden Grad an Disaggregation 
aufweist, welches nicht verfügbar war.” 

2001 stellt Fehr und Jess ein gesamtwirtschaftliches Gleichgewichtsmodell vor, 
welches sowohl Effizienz- als auch Verteilungswirkungen einer Reform der Ren- 
tenbesteuerung untersucht.’ Nachteilig bei dieser makroökonomischen Analyse 
ist jedoch das vergleichsweise hohe Maß an Aggregation. Einzelaspekte der 
Reform lassen sich dabei schwerlich erkennen, da Einkommensverläufe zwar 
simuliert werden aber nur als Einkommensklassen ausgewiesen werden. Damit 
können sich hinter Einkommensklassen eines Jahres Personen unterschiedlicher 
gesellschaftlicher Gruppen verbergen. Ein Student mit gut bezahltem Nebenjob 
und ein ungelernter Industriearbeiter fallen so in die gleiche Einkommensgruppe 
auch wenn das Einkommen im zeitlichen Verlauf zu unterschiedlichen Gruppen- 
zuordnung führen kann. Dafür wird nicht auf die formale sondern auf die mate- 
rielle Inzidenz abgestellt, welche die Rückwirkung von Verhaltensänderungen auf 
die Preisbildung berücksichtigt. 

Kritisch anzumerken bleibt, dass keine der untersuchten Reformvarianten von 
Fehr und Jess Realisierungschancen hat. Die sofortige Umstellung widerspricht 
dem Vertrauensschutz, die kontinuierliche Umstellung geht von gleichphasiger 
Ent- bzw. Belastung der Rentenbeiträge bzw. der Rentenleistungen aus. Da die 
Erwerbsphase deutlich länger als die Nacherwerbsphase ist, führt dieses Vorge- 
hen zu fraglichen Belastungsunterschieden verschiedener Reformgenerationen. 
Das Problem der Doppelbesteuerung wird zwar erwähnt, aber weder eine Maß- 
zahl zu ihrer Abgrenzung definiert noch für die untersuchten Reformen kontrol- 
liert.°°* Außerdem betrachtet Fehr und Jess Haushalte und nicht Personen als 
Untersuchungsgegenstand, was ebenfalls Einzelaspekte der Verteilungswirkung 
verdeckt. Sie kommen zu dem Ergebnis, dass durch sofortige Umstellung die 
Effizienzsteigerungen höher ausfallen und gleichzeitig mit stärkeren intergenera- 
tiven Lastverschiebung zugunsten künftiger Generationen verbunden sind als bei 
allmählicher Umstellung. Dieses Resultat ist unmittelbar verständlich, wenn man 
weiß, dass die nachgelagerte Besteuerung zu einer starken steuerlichen Entlas- 


499 Vgl. Schmähl, Winfried u.a. (1980) ; Schmähl, Winfried (1983b). 

500 Vgl. Klanberg, Frank (1982). 

501 Vgl. Klanberg, Frank (1982), S. 426. 

502 Vgl. Schmähl, Winfried (1983b), S. 156. 

503 Vgl. Fehr, Hans/ Jess, Heinrich (2001a) ; für die grundsätzliche Modellgestaltung vgl. Fehr, 
Hans (1999) ; die Trennung zwischen Effizienz- und Veteilungseffekt findet sich bereits bei 
Fehr, Hans/ Wiegard, Wolfgang (1996). 

504 Vgl. Fehr, Hans/ Jess, Heinrich (2001a), S. 566. 
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tung der Erwerbstätigen führt, bei geringer Mehrbelastung der Ruhestandsgene- 
rationen und die Zusatzlast, welche die Effizienz beeinflusst, eine quadratische 
Funktion des Steuertarifs ist. Als wichtige Erkenntnis kann die Tatsache gewer- 
tet werden, dass bei den Modelluntersuchungen von Fehr und Jess selbst bei 
verzögerter Umstellung die Verteilungswirkungen im Vergleich zu der Effizienz- 
wirkung eine dominierende Stellung einnimmt.*” 

Das im Rahmen dieser Arbeit entwickelte Modell schließt die Lücke bei längs- 
schnittorientierten Inzidenzanalysen durch ein deterministisches, mikroökonomi- 
sches Gruppensimulationsmodell. Auf Basis der Einkommensdaten aus dem So- 
zioökonomischen Panel und über exogen vorgegebene Szenarien der Renten- 
entwicklung werden für fünf Gruppen unterschiedlichen Bildungsniveaus Le- 
benseinkommensverläufen geschätzt, die für verschiedene, sich überlappende 
Generationen fortgeschrieben werden. Damit wird es möglich die individuelle 
steuerliche Belastung dieser unterschiedlichen Gruppen und Generationen bei 
verschiedenen Übergangsszenarien zu bestimmen. Die einzelne Person wird 
damit nicht wie bei querschnittsorientierten Analysen aus dem intertemporalen 
Zusammenhang herausgelöst betrachtet, sondern es wird ein quantitativer Zu- 
sammenhang zwischen der höheren Belastung der Arbeitnehmer in der Er- 
werbsphase und der geringeren Belastung des gleichen Arbeitnehmers in der 
Nacherwerbsphase hergestellt. Dabei wird zwar lediglich die formale Inzidenzwir- 
kung untersucht und damit die Verhaltensänderungen durch die Steuerverände- 
rung nicht betrachtet, dafür sind die Ergebnisse der Verteilungsanalyse detail- 
lierter als dies mit einem makroökonomischen Gleichgewichtsmodell möglich ist. 


5.2 Bewertungsmöglichkeiten 


5.2.1 Maßzahl zur Beurteilung der Verteilungswirkungen 


Zur Bewertung sowohl des Status quo als auch von unterschiedlichen Über- 
gangsszenarien können absolute und relative Maßzahlen sowie Renditeberech- 
nungen durchgeführt werden. Da in der vorliegenden Arbeit die Wirkung einer 
Reform der Rentenbesteuerung untersucht werden soll, erscheint es notwendig, 
das Rentensystem als gegeben zu betrachten ohne es zu modifizieren. Aufgrund 
der Abhängigkeit der internen Rendite der Sozialversicherungsrente von der 
demographischen Zusammensetzung und Veränderung der Versichertenge- 
meinschaft, erscheint ein Renditemaß für intergenerative Vergleiche ungeeignet, 
solange die steuerinduzierten Verteilungswirkungen nicht isoliert werden können. 
Eine zweite Möglichkeit zur Beurteilung der lebensphasenübergreifenden Steuer- 
last stellt die Summe der Barwert der Jahreseinkommensteuerzahlungen dar. In 
dieser Lebenseinkommensteuerlast spiegelt sich die Wahl des Diskontsatzes 


505 Vgl. zur Belastungswirkung des Status quo Abschnitt 2.2 sowie zur Ermittlung der 
Überschussbelastung Abschnitt 4.2.1, Gleichung 4-5. 

506 Vgl. Fehr, Hans/ Jess, Heinrich (2001a), die letzten beiden Spalten der Tabelle 4 S. 576, 
insbesondere für das unterste, das oberste Einkommensquintil und die aggregierten Zahlen. 
Dieses Ergebnis ist konform mit entsprechenden, älteren Untersuchungen zu allgemeinen 
Steuerreformen, vgl. Fehr, Hans/ Wiegard, Wolfgang (1996), S. 242. 
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sowie die angenommene Lohn- und Rentenentwicklung wider. Da es zur 
Beurteilung der intragenerativen Verteilungswirkung nicht auf die absolute Höhe 
des Steuerbelastung ankommt, sondern auf die Veranderung der Steuerbelas- 
tung verschiedener Einkommensgruppen und Generationen zueinander, kann 
diese Maßzahl grundsätzlich verwendet werden. Dennoch suggeriert sie eine 
Präzision, die ein entsprechendes Modell, welches einen Zeithorizont von über 
100 Jahren hat, nicht zu liefern im Stande ist. Für die Beurteilung der intergene- 
rativen Verteilungswirkung ist diese Maßzahl allerdings ungeeignet, da die Be- 
lastung über die Generationen nicht gegen einen Wert konvergiert, sondern in 
Abhängigkeit der gewählten Parameter schneller oder langsamer wächst. Der 
Vergleich der absoluten Steuerbelastung zwischen Generationen ist damit ge- 
haltlos. 

Als drittes könnte eine relative Maßzahl verwendet werden. Hinsichtlich der 
Steuerbelastung kann der Durchschnittsteuersatz als besonders anschaulich 
gelten. Da für die vorliegende Untersuchung der Zeithorizont das gesamte Leben 
des Steuerpflichtigen umfasst, könnte der Lebensdurchschnittsteuersatz ver- 
wendet werden. 


i=m +n LDStS Lebensdurchschnittssteuersatz 
T, Y, Barwert des Einkommen des Gleichung 
LDStS = —=1 Jahres i in EUR 5-1 
a: T; Barwert der Steuerzahlung des 
N Jahres i in EUR 
r n; Dauer der Erwerbsphase in Jah- 
ren 
n2 Dauer der Nacherwerbsphase in 
Jahren 


Diese Maßzahl hat im Vergleich zu absoluten Lebenseinkommensteuerlast den 
Vorteil, dass sie einen intergenerativen Vergleich ermöglicht. Während die abso- 
lute Lebenseinkommensteuerlast aufeinander folgender Generationen in Abhän- 
gigkeit von den angenommenen Parameter sowohl fallen als auch steigen und 
über alle Grenzen wachsen kann, ergibt sich durch die gleichmäßige Fortschrei- 
bung des Barwertes der Lebenssteuerlast im Zähler und des Barwertes des Le- 
benseinkommens im Nenner die Tendenz zum Ausgleich. D.h. unabhängig von 
den Annahmen über Lohnentwicklung und Diskontsatz strebt der Lebensdurch- 
schnittsteuersatz einem konstanten Wert zu, lediglich das Niveau des Wertes 
hängt von den angenommenen Parametern ab.°” Aufgrund dieser Überlegungen 
eignet sich der Lebensdurchschnittsteuersatz als Maßzahl zur Beurteilung so- 
wohl der intra- als auch der intergenerativen Verteilungswirkungen. 


507 Diese Eigenschaft konnte durch geeignete Konstruktion des Modells sichergestellt werden. 
Vgl. Abschnitte 5.4 und 5.5 ff. 
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5.2.2 Maßzahl zur Vermeidung von Doppelbesteuerung als 
Problem der Reform 


Als eines der schwierigsten Aspekte der Reform der Rentenbesteuerung kann 
die Frage nach der Abgrenzung des Tatbestandes der Doppelbesteuerung gese- 
hen werden. Kritisch ist dabei die Frage, wie die versteuerten Beiträge der ge- 
setzlich Rentenversicherten zu bewerten und bei der späteren Rentenauszah- 
lung steuerlich zu berücksichtigen sind. Auf die juristische Argumentation zur 
Abgrenzung der Nachversteuerung bzw. Doppelbesteuerung wurde bereits in 
Abschnitt 3.4 eingegangen. Diese Argumente werden nachfolgend im Kontext 
der Quantifizierung einer Maßzahl zur Vermeidung von Doppelbesteuerung auf- 
gegriffen. Grundsätzlich stellt das Verbot der Doppelbesteuerung keine ökonomi- 
sche Norm dar. Jede Besteuerung, welche mehrfach die gleiche Bemessungs- 
grundlage belastet, kann durch eine belastungsgleiche Besteuerung ersetzt wer- 
den, welche die Bemessungsgrundlage nur einmal besteuert. Deshalb fehlt dem 
sog. Korrespondenzprinzip, nach dem alle Einkünfte einmal zu versteuern sind, 
aus ökonomischer Sicht die Operationalität.° Die Entscheidung für den einmali- 
gen Zugriff kann als willkürlich bezeichnet werden. Nicht so aus juristischer 
Sicht." Das Bundesverfassungsgericht verweist in seinem dritten Urteil zur Ren- 
tenbesteuerung aus dem Jahr 2002 auf die Notwendigkeit von ökonomisch sach- 
verständigen Berechnungen hin, welche helfen sollen, eine Doppelbesteuerung 
zu vermeiden.” Wenn aber die Abgrenzung des Tatbestands der 
Doppelbesteuerung nur mittels juristischer nicht aber mittels ökonomischer Nor- 
men möglich ist, so muss eine Quantifizierung die juristische Interpretation als 
gegebenen Rahmen voraussetzen. 

Für die quantitative Ermittlung einer Maßzahl ist es wichtig festzuhalten, dass 
das Zielsystem der Reform die nachgelagerte Besteuerung ist. Sie stellt aus 
zweierlei Gründen den Ausgangs- und Referenzpunkt dar. Zum einen muss so- 
wohl aus juristischer wie aus volkswirtschaftlicher Sicht die nachgelagerte Be- 
steuerung gefordert werden, zum anderen entspricht sie dem Status quo der Be- 
steuerung von Beamten.*"' Letzteres ist insbesondere deshalb hilfreich, da man 
die Steuerbelastung der Beamten als Ziel- oder Grenzwert verwenden kann.’"” 
Darüber hinaus stellt der Belastungsunterschied zwischen Beamten und gesetz- 
lich Rentenversicherten den „Casus Belli“ der juristischen Auseinandersetzung 
dar. D.h. die Forderung nach einer nachgelagerte Rentenbesteuerung ist kon- 
form mit einer Angleichung der Steuerbelastung zwischen gesetzlich Rentenver- 
sicherten und Beamten. Damit erscheint es zweckmäßig, dass sich auch der 
Transformationsprozess an diesem Zielsystem orientiert. 


508 Vgl. Weikard, Hans-Peter in: Bork, Christhart/ Müller, Klaus/ Weikard, Hans-Peter (1997), S. 
30. 

509 Vgl. Abschnitt 3.4. 

510 Vgl. BVerfGE 105, 73, S. 134 f. 

511 Vgl. Abschnitt 2.2, Abschnitt 3.4 und Abschnitt 4.5.2. 

512 Vgl. Abschnitt 5.2.3. 
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5.2.2.1 Absolute MaßRzahl 


Für die Abgrenzung der Doppelbesteuerung kann grundsätzlich eine absolute 
oder eine relative Maßzahl verwendet werden. Im Abschlussbericht der Sachver- 
ständigenkommission zur Neuordnung der steuerrechtlichen Behandlung von 
Altersvorsorgeaufwendungen und Altersbezügen wurde eine absolute Größe vor- 
geschlagen. Danach ist eine Zweifachbesteuerung nicht gegeben, wenn die 
Summe der unversteuerten, nominellen Rentenleistungen R“ über die Nacher- 
werbsphase nz größer ist, als die Summe der versteuerten, nominellen Renten- 


versicherungsbeiträge B; über die Erwerbsphase n;: °" 


N2 ny 
YR > 2B Gleichung 5-2 
i=1 i=1 


Dabei schlägt die Kommission eine großzügige Quantifizierung für die unver- 
steuerten Rentenleistungen vor. So wird den versteuerten nominellen Beiträgen 
der Erwerbsphase auch die Rentenleistungen gegengerechnet, welche aufgrund 
der Sonderausgabenregelung für Kranken- und Pflegeversicherung steuerfrei 
bleibt (SA;) sowie die Pauschbeträge für Werbungskosten und Sonderausgaben 
P;. Da diese Pauschbeträge und Sonderausgabenfreibetrage grundsätzlich nicht 
nur den Sozialversicherungsrentnern zustehen, erscheint es nicht zwingend, alle 
steuerfrei bleibenden Beträge der Rentenleistung als Ausgleich für versteuerte 
Rentenversicherungsbeiträge zu sehen. Da Pensionären bspw. die Sonderaus- 
gaben ebenfalls zustehen, obwohl sie in der Erwerbsphase keine Beiträge ver- 
steuern mussten, stellt dies keinen speziellen Vorteil für Sozialversicherungs- 
rentner dar, welcher einen Nachteil in der Erwerbsphase auszugleichen vermag. 
Der für die Reform eigens geschaffenen Freibetrag RFB; wird im Rentenzu- 
gangsjahr anhand von typisierenden Berechnungen ermittelt und für die restliche 
Rentenlaufzeit nominell konstant gehalten. Bei diesem Vorgehen ist der Staat 
Inflationsgewinner, da die Entlastungswirkung bei vorliegender Inflation mit der 
Zeit abnimmt.” Gemäß dem Kommissionsvorschlag ergibt sich der unversteu- 
erte Rentenbetrag wie folgt: 


R; = SĄ, +P + RFB, Gleichung 5-3 


Aber selbst wenn man von diesen Teilproblemen abstrahiert und lediglich die 
Grundüberlegung einer absoluten Maßzahl betrachtet, ergeben sich einige Kritik- 
punkte, auf die nachfolgend eingegangen wird. 

Bei der Quantifizierung der Maßzahl gemäß dem Kommissionsvorschlag handelt 
es sich nicht um eine Barwertberechnung, die zeitliche Veränderung des Geld- 
wertes wird folglich nicht berücksichtigt. Damit wird bewusst der Meinung des 
Bundesverfassungsgerichtes aus dem ersten Rentenbesteuerungs-Urteil von 
1980 nicht gefolgt." Dieses Vorgehen führt dazu, dass nominelle Wertsteigerun- 


513 BMF (Hrsg.) (2003), S. 57 f. 

514 Hierauf hat bereits das Kommissionsmitglied H. Rische hingewiesen, vg!. BMF (Hrsg.) (2003), 
S. 50. 

515 Vgl. BMF (Hrsg.) (2003), S. 57 insbesondere Fn. 24; BVerfGE 54, 11, S. 27 ff. 
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gen besteuert werden, welche die Rentenposition in der Erwerbsphase erfährt 
und gemäß den Prognosen des BMA in Zukunft in der Nacherwerbsphase erfah- 
ren wird. Bei diesem Vorgehen ergeben sich drei Hauptprobleme: 

1. Eine Nachversteuerung der Vermögensmehrung orientiert sich an einem 
System der vorgelagerten Besteuerung, die Sozialversicherung wird mit 
herkömmlicher Ersparnis gleichgesetzt. 

2. Die Nachversteuerung von inflationsinduzierten Vermögensmehrungen 
wirft die Frage der Reichweite des Bestandschutzes auf. 

3. Für die pauschalierte Ermittlung des Freibetrags sind Annahmen über die 
zukünftige Entwicklung der Rentenversicherung notwendig. 


Zu 1. Die nachgelagerte Besteuerung führt zu einer niedrigeren Le- 
benseinkommensteuerbelastung als die umfassende, vorgelagerte Besteuerung 
(vgl. Abbildung 5-1). Der Status quo stellt eine Mischform dieser beiden Systeme 
dar, die den Steuerpflichtigen geringer belastet als bei vorgelagerter aber höher 
belastet als bei nachgelagerter Besteuerung.“ 


Abbildung 5-1: Steuerbelastung der Reformgenerationen 


Lebensdurchschnittssteuersatz 


umfassend vorgelagerte Besteuerung 


Status quo 


nachgelagerte Besteuerung 


Ga Gg Ge Gp Geburtskohorte 
Quelle: eigene Darstellung 


Die Besteuerung auch des Anteils des Wertzuwachses, der durch versteuerte 
Beiträge finanziert wurde, orientiert sich mit der Verwendung dieser Maßzahl am 
Leitbild der umfassenden, vorgelagerten Besteuerung und nicht am Zielsystem 
der Reform, einer nachgelagerten Besteuerung von Renten, die einer Mindestal- 
tersvorsorge dienen.” Dieses Vorgehen entspräche für einen Teil der 
Reformgenerationen (Ga bis Gc in Abbildung 5-1) einem Rückschritt bezogen auf 
das Ziel einer nachgelagerten Besteuerung, d.h. einer Mehrbelastung bzgl. des 
Status quo. Im Gegensatz zu früheren Generationen müssten die betroffenen 
Teie der Gesellschaft die Last einer Nachversteuerung in der 


516 Vgl. Abbildung 5-1. 
517 Vgl. Abschnitt 4.4. 
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Nacherwerbsphase tragen, welche bei ihnen durch die Freistellung der 
Rentenversicherungsbeiträge in der Erwerbsphase noch nicht überkompensiert 
werden. Dies ist erst bei späten Reformgenerationen (ab Gc) der Fall. Am Ende 
der Reform stellt sich die niedrigere Steuerbelastung ein, welche bei Beamten im 
Status quo bereits vorliegt (Punkt D). 

Diese Mehrbelastung entspricht praktisch einem Umweg, wenn das Ziel der Re- 
form die nachgelagerte Besteuerung sein soll, weshalb die intergenerative 
Gleichmäßigkeit durch diese Ausgestaltung der Reform gefährdet erscheint. Aus 
juristischer Sicht müsste die Frage beantwortet werden, ob es einen sachlich 
gerechtfertigten Grund für diese Ungleichbehandlung unterschiedlicher Reform- 
generationen gibt. Ob eine angespannte Kassenlage des Staates ein solcher 
Grund darstellen könnte, kann an dieser Stelle nicht beantwortet werden. 


Ein weiteres Problem dieses Vorgehens liegt in der Tatsache, dass mit der 
Nachversteuerung des Wertzuwachses indirekt die gesetzliche Sozialversiche- 
rungsrente mit herkömmlicher Ersparnis gleichgesetzt wird,°' gleichzeitig aber 
bei der Abgrenzung der Reichweite der nachgelagerten Besteuerung auf die 
Unterschiede zwischen der gesetzlichen Sozialversicherungsrenten und Kapital- 
anlageprodukte abgestellt wird.’ D.h. bei der Freistellung der Beiträge zur 
Basisversorgung (erste Schicht des Drei-Schicht-Modells) wird darauf hingewie- 
sen, dass diese Produkte nicht beleihbar, nicht vererblich, nicht veräußerbar, 
nicht übertragbar und nicht kapitalisierbar sein dürfen, wie bspw. die gesetzliche 
Rentenversicherung. Bei der Nachversteuerung der Reformgenerationen werden 
die Leistungen aber wie Erträge auf Vermögen behandelt, das vererblich, veräu- 
Rerbar, übertragbar und kapitalisierbar ist. Dieser Widerspruch wurde im Kom- 
missionsbericht nicht thematisiert. 

In dieser Arbeit wird die Vorstellung vertretenen, dass die Sozialversicherungs- 
renten Versicherungsleistungen sind und damit nicht wie Zinserträge zu versteu- 
ern sind. Da es sich bei der gesetzlichen Rentenversicherung um eine vermö- 
genswerte Rechtsposition, nicht aber um Erträge handelt und zwischen An- 
schaffung und Veräußerung dieser Vermögensposition im Regelfall die Spekula- 
tionsfristen, welche im § 23 EStG spezifiziert sind, nicht unterschritten werden, ist 
eine Versteuerung der Vermögensmehrung ebenfalls ausgeschlossen.’ 

Die Tatsache, dass nominell die Summe der Rentenzahlungen diejenige der 
Beitragszahlungen übersteigen kann, ändert an dieser Argumentation nichts. Die 
intertemporale Transformation von Beiträgen in Rentenleistungen erfolgt nicht an 
einem Kapitalmarkt sondern über das Leistungsrecht der Sozialversicherungs- 
renten, Renditen oder Zinserträge die für diese Transformation ausgerechnet 
werden können, sind fiktive Durchschnittsgrößen. Für den einzelnen Sozialversi- 
cherungspflichtigen lässt sich erst ex post, d.h. nach seinem Tod ermitteln, ob er 
einen Verlust oder einen Gewinn aus dieser Transformation zu verzeichnen 


518 Im Kommissionsbericht wird der Vergleich mit einem Zero-Bond hergestellt; vgl. BMF (Hrsg.) 
(2003), S. 106. 

519 Vgl. das ,Drei-Schichten-Modell* der Reformkommission; BMF (Hrsg.) (2003), S. 4. 

520 Vgl. Abschnitt 3.4 sowie insbesondere Fischer, Peter (2001b), S. 617. 
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hatte.*?’ Eine Besteuerung und folgerichtig eine Steuererstattung könnte damit 
abschließend erst postum erfolgen. 

Zu 2. Will man dennoch an der Nachversteuerung des Wertzuwachses 
von versteuerten Beiträgen festhalten, so stellt sich die Frage nach der Reich- 
weite des Bestandsschutzes. Untersuchungen zur internen Rendite der gesetzli- 
chen Rentenversicherung zeigen, dass aufgrund der demographischen Entwick- 
lung bestimmte Rentengenerationen im Durchschnitt realwirtschaftlich Verluste 
zu verzeichnen haben.” Für diese Teile der Bevölkerung greift eine 
Nachversteuerung nicht auch sondern nur auf inflationsinduzierte Vermögens- 
mehrungen zu, die realwirtschaftlich nicht existieren. Der Bestandsschutz, der 
sich auf Art. 14 GG begründet, hat sich am bisherigen Nutzungs- und Wertstatus 
des Eigentums zu orientieren.” Damit könnte sich eine Reform der 
Rentenbesteuerung nur dann an der Summe der nominellen Beiträge orientieren, 
wenn während der Erwerbsphase keine Inflation zu beobachten gewesen ware. 
Da dies für die Vergangenheit nicht der Fall ist, müsste bei der Summe der ver- 
steuerten Rentenversicherungsbeiträge der jeweilige Zeitwert berücksichtigt wer- 
den.” Dieser Vorstellung des Bundesverfassungsgerichts aus dem ersten Urteil 
zur Rentenbesteuerung von 1980 steht die Vorstellung über eine mögliche Nach- 
versteuerung aus dem dritten Urteil von 2002 nicht entgegen. „Eine "spätere" 
steuerliche Erfassung einer Vermögensmehrung kommt dagegen in Betracht, 
wenn die Besteuerung zu einem - möglichen - früheren Zeitpunkt unterblieben ist 
oder "aufgeschoben" wurde." Da die Rentenversicherungsbeiträge aber zu kei- 
nem Zeitpunkt der Erwerbsphase in der wirtschaftlichen Verfügungsmacht des 
Steuerpflichtigen war, hätte es eigentlich zu keiner Besteuerung kommen dürfen. 
Darüber hinaus kam es auch nicht zu einer kontinuierlichen Verzinsung, welche 
vom Gesetzgeber bewusst und gewollt von der Besteuerung verschont wurde, 
um sie zu einem späteren Zeitpunkt nachzuholen. Hier stimmt die gesetzliche 
Rentenversicherung mit der Beamtenpension überein. 

An dieser Stelle sei noch einmal darauf hingewiesen, dass sich die umfassende 
vorgelagerte Besteuerung von der nachgelagerten Besteuerung gerade darin 
unterscheidet, dass erstere bei herkömmlicher Ersparnis die Zinserträge der An- 
sparphase versteuert, während letztere diese steuerfrei lässt.°” Nimmt man an, 
Beamte zahlen durch Gehaltsverzicht indirekt Beiträge, so werden die fiktiven 
Zinserträge auf diese fiktiven Beiträge durch die nachgelagerte Besteuerung 
nicht belastet. Werden bei gesetzlich Rentenversicherten der Reformgeneratio- 


521 Frühe Generationen haben eine positive interne Rendite, Geburtsjahrgängen ab ca. 1970 
können je nach Szenario eine Rendite nahe oder gar unter Null erwarten; vgl. Schnabel, 
Reinhold (1998b) ; Schnabel, Reinhold (1998a) ; Börsch-Supan, Axel (2000) ; Börsch-Supan, 
Axel/ Heiß, Florian/ Winter, Joachim (2000). 

522 Schnabel errechnet für Ledige der Geburtskohorten ab 1960 ein interne Rendite von unter 0%; 
Hirte weist dies bereits für die Jahrgänge ab ca. 1940 aus, da er größere Abschläge für 
Frührentner annimmt; vgl. Schnabel, Reinhold (1998c), S. 397. Hirte, Georg (1999), S. 8. 

523 Vogl. Gröpl, Christoph (2001c), S. 626. 

524 BVerfGE 54, 11, S. 27 ff. 

525 BVerfGE 105, 73, S. 73 ff. 122 f. 

526 Vgl. Abschnitt 4.4. 
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nen aber nur die versteuerten, nominellen Beiträge steuerbefreit, so führt dies zu 
einer steuerlichen Belastung auch der fiktiven Zinsertrage der Erwerbsphase. 
Dieser Unterschied verdeutlicht noch einmal den „Umweg“ der Reform der Ren- 
tenbesteuerung, wenn diese sich an dem vorgeschlagenen absoluten Maß zur 
Abgrenzung der Doppelbesteuerung orientiert (vgl. unter 1. insbesondere 
Abbildung 5-1). 

Ein weiterer Punkt, den es im Zusammenhang mit dem Bestandschutz zu be- 
achten gilt, ist die Frage der Vererbung. Wenn der Gesetzgeber durch eine ent- 
sprechende Pauschalierung für die versteuerten Beiträge Bestandschutz nomi- 
nell garantiert, dann müsste er das Vermögen, das sich aus den zugeflossenen 
und versteuerten Beitragen gebildet hat, bei vorzeitigem Tod des Versicherungs- 
pflichtigen den Erben auszahlen. Dieser Bestandschutz ergibt sich indirekt da- 
durch, dass er im Rahmen der Pauschalierung diese Beitrage exakt quantifiziert 
und genau diesen Betrag vor dem steuerlichen Zugriff schützt und den über- 
schießenden Betrag wie Vermögenserträge besteuert. Deshalb könnte es gefor- 
dert werden, dass dieses Vermögen nicht nur wie Vermögen besteuert wird, 
sondern auch die gleichen eigentumsrechtlichen Eigenschaften haben muss, d.h. 
vererbbar sein muss. Folgt man dieser Vorstellung nicht, erscheint die Orientie- 
rung an einer absoluten Maßzahl zur Vermeidung von Doppelbesteuerung insge- 
samt fragwürdig. 

Zu 3. Die Ermittlung einer pauschalen Mafßzahl zur Besteuerung von 
Sozialversicherungsrentnern, die sich an absoluten Beträgen orientiert, kann nur 
über Annahmen der zukünftigen Rentenentwicklung ermittelt werden. Wird die 
Rentenentwicklung überschätzt, werden auch diejenigen Rentenleistungen über- 
schätzt, welche gemäß der Pauschalierungsrechnung unversteuert bleiben. Da- 
mit werden die versteuerten Beiträge gemäß der zu optimistischen Rentenschät- 
zung angeblich schneller durch unversteuerte Rentenleistungen zurückgezahlt, 
als dies später tatsächlich der Fall ist; die Besteuerung greift zu früh, der Staat 
erfährt einen Vorteil durch die Pauschalierung. Umgekehrt bleiben bei einem zu 
pessimistischen Szenario, Wertsteigerungen unversteuert, der Staat erfährt ei- 
nen Nachteil.” 


5.2.2.2 Relative Maßzahl 


Als zweite Möglichkeit kann die Abgrenzung von Doppelbesteuerung anhand 
einer relativen Maßzahl erfolgen. Die Idee hinter diesem Vorgehen ist, dass der 
zu versteuernde Anteil der Rentenversicherungsleistungen Ag” maximal so groß 
sein darf, wie der Anteil der Rentenversicherungsbeiträge, der unversteuert 
geblieben ist (Ag’). 


Ap < Ab Gleichung 5-4 


Der Anteil Ag” kann auf zwei Arten ermittelt werden. Entweder dividiert man die 
Summen der unversteuerten Beiträge durch die Summe der gesamten Beiträge 


527 Vgl. für die Annahmen zur Rentenentwicklung BMF (Hrsg.) (2003), Tabelle 7/2 und 8/2. Diese 
Beurteilung fußt auf der Annahme, dass die vollständige Nachversteuerung sei korrekt. 
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(Gleichung 5-5) oder man bestimmt das arithmetische Mittel der jahrlichen An- 
teile Uber die Erwerbsphase (Gleichung 5-6). 


i= 


2B; 
Ag = 
a Gleichung 5-5 


ZB: 
i=1 


Brall/ Bruno-Latocha/ Lohmann fordern ebenfalls einen relativen Bemessungs- 
faktor. Denjenigen der Gleichung 5-5 lehnen sie allerdings mit der Begründung 
ab, er sei steuersystematisch nicht begründbar. Darüber hinaus kritisieren sie, 
dass Beiträge unterschiedlicher Jahre durch direkte Addition zusammengefasst 
werden, ohne dass der jeweilige Zeitwert der Beiträge in die Berechnung ein- 
geht.” Anders ausgedrückt heißt das, dass nominell gleiche Beträge auch die 
gleiche Wirkung bei der Ermittlung des Faktors entfalten, obwohl ihr Zeitwert sehr 
unterschiedlich sein kann. Wollte man dieses Problem beheben, müssten die 
nominellen Werte über eine Barwertberechnung oder eine Indexierung vergleich- 
bar gemacht werden. 

Eine andere Möglichkeit besteht darin, den Mittelwert der jährlichen Anteile zu 
verwenden (Gleichung 5-6). Dabei erhält der Anteil jeden Jahres das gleiche Ge- 
wicht und ist darüber hinaus unabhängig von den nominellen Größen der ge- 
samten bzw. unversteuerten Beiträge. Der Zeitwert der jeweiligen Beitragszah- 
lung beeinflusst diese Maßzahl nicht. 


„41 fail B’ 
ay = 
n iat B; 


Gleichung 5-6 


Eine relative Maßzahl entspricht der Vorstellung, dass der Wertzuwachs, der auf 
die nicht versteuerten Beiträgen entfällt zu versteuern ist, derjenige, der auf ver- 
steuerte Beiträge entfällt nicht steuerbar ist. Der Transferanteil der Rentenleis- 
tung wäre getrennt zu behandeln, wenn er diese Belastungsteilung nicht in glei- 
cher Weise erfahren soll. 

Damit orientiert sich diese Maßzahl am Zielsystem der Reform, einer nachgela- 
gerten Besteuerung und erfordert keine Annahmen über die zukünftige Renten- 
entwicklung, die bei einer absoluten Maßzahl eine Pauschalierung beeinflusst. 
Der unversteuerte Anteil kann nachgelagert (nach)versteuert werden, der ver- 
steuerte Anteil kann steuerfrei bleiben, um so die gleiche Belastungswirkung zu 
erreichen wie bei nachgelagerter Besteuerung. Eine Versteuerung des Ertrags- 
anteils ist also nicht erforderlich.°”° 

Die gesetzliche Rentenversicherung eignet sich per se nicht für Spekulationsge- 
schäfte, da u.a. allein schon der Zeitraum, welcher die Beitragsphase umfasst, 
nicht Gefahr läuft, die Grenzen der Spekulationsfrist zu unterschreiten. Damit ist 


528 Brall, Natalie/ Bruno-Latocha, Gesa/ Lohmann, Albert (2002), S. 428. 
529 Vgl. zur Belastungsgleichheit der vorgelagerten Besteuerung ohne Ertragsanteilsbesteuerung 
mit der nachgelagerten Besteuerung Abschnitt 4.4. 
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es auch aus diesem Grund folgerichtig, denjenigen Teil der Wertsteigerung, der 

auf die versteuerten Beiträge zurückgeht, steuerfrei zu belassen. Mit diesem 

Vorgehen wäre darüber hinaus dem Versicherungsprinzip Rechnung getragen.°” 

Derjenige Teil der Rentenleistung, der mit unversteuerten Beiträgen finanziert 

wurde, kann vollumfänglich nachgelagert besteuert werden. Für diesen Teil kann 

das Konstrukt eines aufgeschobenen Zuflusses von Einkommen?” angenommen 
werden. Dieses besagt, dass eine vermögenswerte Rechtsposition soweit sie mit 
unversteuertem Einkommen erworben wurde, noch nicht konsolidiertes Vermö- 
gen darstellt und damit nachversteuert werden kann, ohne im Widerspruch zum 

Versicherungsprinzip oder dem Eigentumsschutz zu stehen.°” 

Mit der oben dargelegten Argumentation kann der Kritikpunkt entkräften werden, 

eine relative Maßzahl sei steuersystematisch nicht zu begründen. 

Für eine relative Maßzahl spricht außerdem, dass sich die Steuerbelastung von 

Sozialversicherungspflichtigen ohne Umweg an die Belastung von Beamten an- 

nähert. Die Ausdehnung dieser Belastungsteilung auf den Transferanteil kann als 

Ausgleich für die höhere Belastung von Sozialversicherten im Status quo im Ver- 

gleich zur nachgelagerten Besteuerung gesehen werden. 

« Der Staat ist durch die Besteuerung nach dem bisherigen Steuerrecht im Ver- 
gleich zur nachgelagerten Besteuerung Progressionsgewinner. Die Belastung 
der Teilbesteuerung in der Erwerbsphase ist höher als die Entlastung durch 
die Ertragsanteilsbesteuerung in der Nacherwerbsphase. Die fehlende Ver- 
fügbarkeit des Rentenversicherungsvermögens war mit Nutzeneinbußen ver- 
bunden, die geminderte Leistungsfähigkeit wurde aber einkommensteuerlich 
nicht berücksichtigt. 

« Die nachgelagerte Besteuerung belastet die fiktiven Zinserträge nicht. Die 
Teilbesteuerung des Status quo besteuert dagegen die Zinserträge ebenfalls 
teilweise. 

a Beamte wurden schon immer nachgelagert besteuert und kamen damit in 
größerem Umfang in den Genuss der Sonderausgabenfreibeträge und waren 
hinsichtlich des Progressionseffektes im Vergleich zu gesetzlich Rentenversi- 
cherten im Vorteil. 

a Personen mit ausreichend finanziellen Mitteln, konnten Realwertsteigerungen 
durch Wertpapier und Immobiliengeschäfte bei gesetzlich geforderten Kapi- 
talbindungszeiten von maximal 10 Jahren steuerfrei realisieren, im Gegen- 
satz zu ca. 40 Jahren bei Sozialversicherungsrenten. 

Der Vorwurf einer Enteignung kann aufgrund der Vermeidung einer Quantifizie- 

rung in absoluter Höhe, nicht erhoben werden. Eine relative Maßzahl kommt der 

Konstruktion der auf Teilhabeäquivalenz beruhenden gesetzlichen Rentenversi- 

cherung näher als eine absolute Maßzahl. Der Versicherte hat nur einen An- 

spruch auf die Sicherung seiner relativen Einkommensposition innerhalb der 

Versichertengemeinschaft und nicht auf eine absolute Leistungshöhe.°” Damit ist 


530 Vgl. Abschnitt 3.4 sowie insbesondere Fischer, Peter (2001b), S. 617. 
531 Vgl. Söhn, Hartmut (1986), S. 332. 

532 Dies wird auch von Fischer bestätigt; vgl. Fischer, Peter (2001), S. 618. 
533 Vgl. exemplarisch Breyer, Friedrich (1990), S. 9. 
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es konsequent, den Schutz des versteuerten Teils gegen Doppelbesteuerung 
auch nur an einer relativen Maßzahl zu orientieren. Der Nachteil einer entspre- 
chend ausgestalteten Reform liegt in den höher ausfallenden Steuereinbußen. 
Für die weiteren Untersuchungen wird das arithmetische Mittel der unversteuer- 
ten Beitragsanteile gem. Gleichung 5-6 als Referenzgröße zur Vermeidung von 
Doppelbesteuerung verwendet. 


5.2.3 Referenzszenarien als Vergleichspunkte 


9.2.3.1 Allgemeines 


Möchte man ein Steuersystem beurteilen, ist es hilfreich einen Vergleichspunkt 
zu haben. Grundsätzlich können unterschiedliche Reformvorschläge einander 
oder aber dem Status quo gegenüber gestellt werden. Werden 
Reformvorschläge direkt einander gegenübergestellt, können Aussagen über die 
Wirkung der Alternativen relativ zueinander getroffen werden. Stellt man die 
Reformalternativen dem Status quo gegenüber, zeigen sich die 
Lastverschiebungen, welche durch eine entsprechende Reform ausgelöst 
werden. Da jedoch der Status quo für ungenügend angesehen wird,’ ist eine 
solche Vergleichsstrategie nur bedingt gehaltvoll. 
Besser erscheint es einen „neutralen“ Vergleichspunkt zu haben. Zwei Gründe 
sprechen dafür, die nachgelagerte Besteuerung als diesen „neutralen“ Ver- 
gleichspunkt zu verwenden. Zum einen entspricht die nachgelagerte Besteue- 
rung aus juristischer wie volkswirtschaftlicher Sicht dem anzustrebenden Ziel- 
system der Reformbemühungen. Zum anderen stellte die unterschiedliche Be- 
steuerung von Beamtenpensionen im Vergleich zu Sozialversicherungsrenten die 
ursprüngliche Streitfrage der juristischen Auseinandersetzung dar, wobei die 
nachgelagerte Besteuerung bei Beamten aktuell fast mustergültig umgesetzt ist. 
Nachfolgend wird die vollständige nachgelagerte Besteuerung als ,,SI-Szenario“ 
bezeichnet, wobei SI für „Schon Immer“ steht. Damit soll ausgedrückt werden, 
dass die Steuerbelastung dieses Szenarios so ermittelt wurde, als ob der Steuer- 
pflichtige schon immer nachgelagert besteuert worden wäre. Dabei werden die 
steuerlichen Regelungen, welche bei Beamten sowohl in der Erwerbs- als auch 
in der Nacherwerbsphase im Rahmen der Regelalterssicherung zur Anwendung 
kommen, auf Sozialversicherungspflichtige übertragen. In der Erwerbsphase sind 
die Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung steuerlich abzugsfähig, in der 
Nacherwerbsphase sind die Leistungen steuerpflichtig." 
Durch dieses Vorgehen ergeben sich drei Vergleichsmöglichkeiten, welche un- 
terschiedliche Fragen beantworten (vgl. Abbildung 5-2). 
1. Status quo versus SI-Szenario: Durch den Vergleich wird deutlicht, ob die 
aktuelle Besteuerung der Sozialversicherungspflichtigen einen Vor- oder ei- 
nen Nachteil gegenüber der Besteuerung von Beamten darstellt. 


534 Vogl. das dritte Urteil des Bundesverfassungsgerichtes BVerfGE 105, 73, S. 73 ff. 
535 Die genaue Ausgestaltung wird im nächsten Abschnitt (5.2.3.2) genauer erläutert. Vgl. zu 
diesem Vorgehen auch Meindel, Alexander (2002). 
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2. Reform versus SI-Szenario: Mit dem Vergleich kann beurteilt werden, wie 
zielfuhrend die Reform ist, d.h. wie schnell und wie gut die Reform das Ziel 
der nachgelagerten Besteuerung erreicht. 

3. Status quo versus Reform: Der dritte Vergleich verdeutlicht die formale 
Verteilungswirkung der Reform, d.h. welche Lastverschiebungen durch die 
Neugestaltung ausgehend vom Status quo zu erwarten sind. 


Abbildung 5-2: Vergleichszenarien 
Status quo 


Schon-Immer- 


Szenario Reform 


Quelle: eigene Darstellung 


Nachfolgend wird die Ausgestaltung der Vergleichszenarien dargestellt. Der 
Status quo wurde bereits ausführlich in Abschnitt 2.2 behandelt, weshalb auf eine 
Erörterung an dieser Stelle verzichtet werden kann. 


5.2.3.2 Beamtenähnliche Besteuerung (Schon-Immer-Szena- 
rio) 
Da das sog. Schon-Immer- bzw. SI-Szenario das Bindeglied in der Argumenta- 
tion des Vergleiches der Steuerbelastung von Beamten zu Sozialversicherungs- 
pflichtigen darstellt, wird die zu Grunde liegende Idee nachfolgend ausführlich 
erläutert und ihre Umsetzung dargestellt. 
Werden Beamte gegenüber Sozialversicherungspflichtigen durch das aktuelle 
Steuerrecht benachteiligt, so müsste eine Umstellung bei rentenversicherten Ar- 
beitnehmern auf die nachgelagerte Besteuerung, wie sie bei Beamten vorliegt, zu 
einer höheren Steuerbelastung führen. Kommt es bei einer entsprechenden Be- 
steuerung zu keiner stärkeren Steuerbelastung, kann die Hypothese, Beamte 
würden gegenüber gesetzlich rentenversicherten Arbeitnehmern durch die aktu- 
elle Besteuerung benachteiligt, als widerlegt gelten.°* 
Wie in Abschnitt 2.2 dargestellt wurde, erfahren Beamte aufgrund der nachgela- 
gerten Besteuerung in der Erwerbsphase eine geringere, in der Nacherwerbs- 
phase eine höhere Steuerbelastung als sozialversicherungspflichtige Arbeitneh- 
mer.” Welche Belastungsverschiebung sich über das gesamte Leben bei einer 
entsprechenden Umstellung ergibt, kann nur durch Modellrechnungen unter ge- 


536 Vgl. Meindel, Alexander (2002), S. 13 ff. 
537 Vgl. zusammenfassend Tabelle 2-9. 
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wissen Annahmen ermittelt werden. Als Maß für diese Gegenüberstellung kann 
neben dem Lebensdurchschnittsteuersatz auch die Lebenseinkommensteuerbe- 
lastung verwendet werden. Letztere ist lediglich für einen intergenerativen Ver- 
gleich ungeeignet, eine Fragestellung, welche für das vorliegende Problem uner- 
heblich ist, da der Vergleich zwischen der Steuerbelastung von Angestellten und 
Beamten zur Überprüfung der Hypothese der gleichheitswidrigen Benachteili- 
gung von Beamten nur intragenerativ erfolgen kann. Für eine entsprechende 
Aussage im Rahmen eines intergenerativen Vergleiches kann die Wahl der Zeit- 
präferenzrate zur Diskontierung von Zahlungen grundsätzlich angefochten wer- 
den. 

Abbildung 5-3 verdeutlich die Vergleichsstrategie des Schon-Immer-Szenarios. 
Da die Steuerbelastung von Beamten aufgrund der vielfältigen Unterschiede 
nicht direkt mit derjenigen der Angestellten im Status quo verglichen werden 
kann, wird mit dem SI-Szenario eine Zwischenstufe konstruiert. Die Lebenssteu- 
erbelastung liegt beim Angestellten im SI-Szenario hinsichtlich der Regelalterssi- 
cherung in gleicher Höhe, wie beim Beamten. Die Arbeitshypothese, die es zu 
falsifizieren gilt geht davon aus, dass die aktuelle Steuerbelastung von Beamten 
über derjenigen von Angestellten liegt (oberer Teil von Abbildung 5-3). 


Abbildung 5-3: Vergleichstrategie des Schon-Immer-Szenarios 
ESt Ang. SI-Sz. = ESI 


Beamter Status u | 


Hypothese 

ESt Ang.Status quo Z 

Steuerbelastung | Steuerbelastung |Steuerbelastung 
Angestellter | Angestellter | Beamter 
ESt Status quo Schon-Immer-Sz. 
Ang.Status quo 

Ergebnis 

ESt Ang. SI-Sz. 


a 


LZ. 


Quelle: eigene Darstellung 


Werden die Besteuerungsmodalitaten des Jahres 2001 des deutschen Einkom- 
mensteuerrechtes im Rahmen einer Langsschnittbetrachtung von diesem Zeit- 
punkt auf den Zeitraum der Lebenszeit eines Wirtschaftssubjektes übertragen, 
kann die Hypothese falsifiziert werden.°” Entsprechend der unteren Hälfte der 
Abbildung 5-3 ergibt sich eine geringere Steuerbelastung bei Anwendung des SI- 


538 Vgl. Meindel, Alexander (2002), S. 19 ff. 
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Szenarios im Vergleich zum Status quo. Damit kann eine Benachteiligung von 
Beamten in diesem Vergleichsrahmen ausgeschlossen werden, zumal das SI- 
Szenario die Steuerbelastung unterschätzt.” Diese Aussage gilt in einer abge- 
schwächten Form auch bei echten Längsschnittbetrachtungen, wie die Ergeb- 
nisse in Kapitel 6 zeigen werden. 

Abbildung 5-4 verdeutlich die modelltheoretische Konstruktion, die hinter der 
eben dargestellten Vergleichsstrategie steht. In der Erwerbsphase erfährt der 
Angestellte unter dem SI-Szenario bei einem Einkommen von Ek; eine um dESt, 
geringere Steuerbelastung als im Status quo. Diese Phase mit der Dauer von n; 
Jahren beginnt mit dem Berufseintrittsalter BEA des Wirtschaftssubjektes und 
endet mit dem Renteneintrittsalter REA. 


Abbildung 5-4: Modellkonstruktion für das Schon-Immer-Szenario 


Erwerbsphase Nacherwerbsphase 
n, [Jahre] n, [Jahre] 


Ek,f Angestellter 
Ek, 


r Gesamtrente 


Zusatzrente aus 
Steuerersparnis 


GRV 


ESt, Beamter 
dESt, 


Staang. 


m 
2 


Lebensalter [Jahren] REA REA+n 
2 


MMMM] Entlastung [-]: dESt,= Est 


ESt, Angestellter 
ESt 


1Beamter ~ 


== Belastung [+]: dESt,= ESt 


2 Beamter ~ 2 Angestellter 


Quelle: eigene Darstellung 


Die Steuerlast fällt mit dem Übergang vom Status quo auf das SI-Szenario von 
E St} Angestellter AUF EStigeamter. Zur Vereinfachung der Darstellung werden Einkom- 
men und Rente in Abbildung 5-4 als konstant dargestellt, obwohl diese bei den 


539 Der Steuervorteil für die betriebliche Altersvorsorge wird nicht berücksichtigt. Deshalb ist die 
Steuerbelastung der Beamten im (unteren) Ergebnisteil der Abbildung 5-3 kleiner als beim SI- 
Szenario dargestellt. Darüber hinaus stehen dem Pensionär wie einem aktiven Arbeitnehmer 
ein ungekürzter Werbungskostenpauschbetrag zu. Der Sozialversicherungsrentner hat 
dagegen nur Anrecht auf einen ca. 10 mal kleineren Pauschbetrag. Vgl. § 9a EStG. 


Alexander Meindel - 978-3-631-75051-3 
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 08:49:27 AM 
via free access 


168 


Berechnungen fortgeschrieben werden.” EStigeamter ist diejenige 
Einkommensteuerbelastung, welche ein Angestellter erfahren würde, wenn seine 
Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung genau so besteuert werden wür- 
den, wie die fiktiven Beiträge, welche Beamte durch Gehaltsverzicht entrichten. 
Die Frage, ob bei Beamten tatsächlich ein Gehaltsverzicht vorliegt oder nicht, soll 
an dieser Stelle nicht thematisiert werden, sondern lediglich zur Vereinfachung 
der Argumentation angenommen werden.’ Das Berufseintrittsalter hängt von 
der Ausbildungsdauer des Wirtschaftssubjektes ab, das Renteneintrittsalter und 
die Lebenserwartung (REA+n;) kann im Modell frei gewählt werden.” 

Für eine lebensphasenübergreifende Bewertung ist es erforderlich Annahmen 
über die Verwendung der Steuerersparnis zu treffen. Für die weitere Untersu- 
chung wird angenommen, dass diese Steuerersparnis jährlich in voller Höhe zum 
Zinssatz / angespart wird, wobei die Zinserträge jährlich dem Einkommen hinzu- 
gerechnet und mit dem persönlichen Steuersatz ohne Abzug eines Sparerfreibe- 
trages versteuert wird. Auch diese restriktive Annahme führt dazu, dass die 
Steuerbelastung im SI-Szenario überschätzt wird. 

Diesem Vorgehen könnte entgegengehalten werden, dass Beamte den jährlichen 
Steuervorteil nicht in voller Höhe sparen, sondern ggf. einen nicht unerheblichen 
Teil davon konsumieren. Diese Aussage kann nicht entkräftet werden, gleichzei- 
tig kann damit jedoch nicht gegen das oben skizzierte Vorgehen argumentiert 
werden. Der Steuervorteil fällt auf jeden Fall jährlich an, egal ob er teilweise für 
den privaten Konsum verwendet wird oder vollständig gespart wird. Deshalb wird 
der Steuervorteil der Erwerbsphase mit dieser Berechnung vollständig quantifi- 
ziert, auch wenn die tatsächliche Verwendung nicht dieser Annahme entspre- 
chen sollte. 

Mit dem Renteneintritt wird zuzüglich zu der Rente aus der gesetzlichen Renten- 
versicherung (GRV) das angesparte Vermögen über die Nacherwerbsphase nz 
verrentet ausgezahlt. Die Summe aus gesetzlicher Rente und Zusatzrente wird 
dann wie bei Beamten nachgelagert besteuert. Dies führt zu einer Steuerbelas- 
tung von EStogeamter, Welche um dESt; über derjenigen des Angestellten im Status 
quo (EStzang) liegt.” 

Durch diese Konstruktion wird ein Zusammenhang zwischen der Entlastung in 
der Erwerbsphase und der Belastung in der Nacherwerbsphase hergestellt, wel- 
che mit einer nachgelagerten Besteuerung verbunden ist. 

Abbildung 5-5 verdeutlich das Zustandekommen der Zusatzrente durch die 
Ersparnisbildung in der Erwerbsphase und die kompensierende Rückwirkung, 
welche die wachsenden Vermögenserträge auf die Steuerersparnis hat. 


540 Vgl. Abschnitt 5.4. 

541 Auf diesen Aspekt wird gleich eingegangen. 

542 Vgl. Abschnitt 5.4 zur Modellierung der Einkommensentwicklung in der Erwerbs- und der 
Nacherwerbsphase. 

543 Die Steuerlast von Sozialversicherungsrentnern ist durch die aktuelle Ertragsanteilsregelung 
nur dann von Null verschieden, wenn neben der gesetzlichen Rente noch sonstige Einkünfte 
in erheblichem Umfang zufließen; vgl. Abschnitt 2.2.1. 
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Die Darstellung teilt sich in drei „Spalten“: links das Einkommen (Ek), in der Mitte 
das zu versteuernde Einkommen (zvEk) nach Abzug der Freibeträge (Fb) und 
rechts die Einkommensteuer (ESt) als Funktion des zu versteuernden Einkom- 
mens und dem Einkommensteuertarifs. Im Urzustand und Ausgangspunkt der 
Berechnungen (unten links) wird das erste Einkommen gezahlt, welches für den 
Status quo (Eko) und für das SI-Szenario (Ek,°) brutto identisch ist. Da die Ren- 
tenversicherungsbeiträge vollständig abzugsfähig sind, fällt das zu versteuernde 
Einkommen zvEk,° geringer aus, als dies im aktuell gültigen Steuerrecht der Fall 
wäre. Als logische Konsequenz fällt auch die Einkommensteuerschuld geringer 
aus und zwar statt ESto muss der Steuerpflichtige nur ESt,°, d.h. dESt,° weniger 
zahlen. Diese Steuerersparnis erhöht nun das Einkommen in der nächsten 
Periode um das Zusatzeinkommen ZEk; = ie dESt,° auf Ek,’. Aufgrund des er- 
höhten Einkommens fällt die Steuerersparnis geringer aus als noch in der Vorpe- 
riode. Diese Entwicklung setzt sich fort, bis in Periode n die Steuerersparnis 
durch die nachgelagerte Besteuerung von der höheren Steuerlast durch die Ver- 
mögenserträge überkompensiert wird. Eine Überkompensation tritt allerdings erst 
in den letzten fünf bis zehn Berufsjahren auf, wobei die Summe der Barwert der 
Steuerzahlbeträge nur in einigen Extremfällen im SI-Szenario höher ausfällt als 
im Status quo.“ 


Abbildung 5-5: Steuerersparnis durch Freistellung der Beiträge in der 
Erwerbsphase 


Einkommen zu versteuerndes Einkommensteuer 
| Einkommen | 


| | 
EKP -j WEK A-PESL 
ZEkn | | l dESH A’ 
CO ee eee: E „=. H=. -, ESt, 
Ek,2 4 zvEk?—»+ESt,2 

dESt,’ 

ZEK | | dest, | ' 

Ek? E ai zvEk, Est, 


ZEK! A e dESt,° 


Ek, (=) Ex [Fbl> zvEk «ihn ©) Est, 


Freibeträge ESt-Tarif 


Quelle: eigene Darstellung 


544 Vgl. hierzu die Diskussion der Ergebnisse in Kapitel 6. 
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Grundsätzlich müsste auch die betriebliche Altersvorsorge bei dieser Modellbe- 
trachtung berücksichtigt werden, da das Altersvorsorgesystem der Beamten ein 
bifunktionales System aus Regelalterssicherung und betrieblicher Zusatzversor- 
gung darstellt.” Diesen zusätzlichen Steuervorteil könnte man jedoch nur einbe- 
ziehen, wenn man die Höhe der fiktiven Beiträge ermitteln würde. Alternativ 
müssten Annahmen über deren Höhe getroffen werden. Dies entspricht einer 
Quantifizierung des Einkommensverzichtes von Beamten bei gleicher Tätigkeit 
und gleicher Qualifikation. Eine Möglichkeit die Einkommensunterschiede zu 
analysieren, besteht in der Untersuchung der Mobilitatsunterschiede von Ange- 
stellten dieser beiden Beschäftigungsarten. Entsprechende Untersuchungen zei- 
gen im internationalen Vergleich deutlich divergierende Ergebnisse. Für 
Deutschland steht eine aussagekräftige Untersuchung dieser Art noch aus.°“ 


Für das Schon-Immer-Szenario wird nur derjenige Steuervorteil auf sozialversi- 
cherungspflichtige Angestellte übertragen, welcher sich aus der nachgelagerten 
Besteuerung der Regelalterssicherung ergibt. D.h. die Beiträge zur gesetzlichen 
Rentenversicherung können bei der Ermittlung des zu versteuernden Einkom- 
mens abgezogen werden. Umgekehrt werden die Rentenleistungen in der Nach- 
erwerbsphase genauso besteuert wie Beamtenpensionen. 

Da die Sonderausgabenfreibeträge auch durch die Pflichtbeiträge zur Arbeits- 
losenversicherung geschmälert werden, erfahren Beamte aufgrund der Versiche- 
rungsfreiheit auch hier einen Steuervorteil. Da dieser Aspekt keinen direkten Be- 
zug zur Alterssicherung hat, wird auch dieser Steuervorteil bei dem Vergleich im 
Rahmen des Schon-Immer-Szenario nicht berücksichtigt. 


5.2.3.3 Reformvarianten 


Mit zunehmendem Erkenntnisstand der Wissenschaft nimmt die Komplexität der 
Frage nach der „idealen“ Steuerkonzeption zu. Auf der anderen Seite haben Än- 
derungsvorschläge nur dann Aussicht auf Erfolg, wenn sie von Politikern, ihren 
Wählern und den Medien akzeptiert werden. Dies setzt voraus, dass sie von der 
Bevölkerung verstanden werden und von ihr als „fair“ angesehen werden. Diese 
Akzeptanz kann nur in einer, der eigentlichen Steueränderung vorausgehenden 
Phase der Aufklärung, erreicht werden, die den Fairnessgedanken in das Zent- 
rum stellt.” Da Steuerreformen aufgrund ihrer vermuteten, formalen Inzidenz 
ohne Berücksichtigung von Überwälzungsvorgängen, im Vergleich zum Status 
quo bewertet werden, haben radikale Reformvorschläge deutlich schlechtere 
Chancen, verwirklicht zu werden. Deshalb erscheint es für konkrete Reformvor- 
schläge ratsam, auf radikale Idealkonzepte zu verzichten, um es Reformgegner 


545 VDR (Hrsg.) (2001), S. 670. 

546 Vgl. Klanberg, Frank/ Prinz, Aloys (1989), S. 298; Long, J. E. (1982), S. 123 ff.; Scheipers 
sieht in den Ergebnissen seiner Vergleichsberechnungen eine Überkompensation der 
Sozialversicherungsfreiheit von Beamten durch eine ungünstigere Gehaltsentwicklung. 
Scheipers, Thomas (1997), S. 188. 

547 Vgl. Scheer, Christian (1996), S. 186 f. 
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nicht zu leicht zu machen, Vorschläge als „theoretische Spinnerei“ 


diskreditieren und rundweg ablehnen zu können. 

Ein historischer Rückblick über die bisherigen Vorschläge zur Reformierung der 
Rentenbesteuerung eröffnet eine Fülle an Varianten. Insbesondere nach dem 
ersten Rentenbesteuerungsurteil aus dem Jahr 1980° und in der Folge des Gut- 
achtens der Sachverständigenkommission Alterssicherungssysteme von 1983°°, 
sowie des Gutachtens zur einkommensteuerlichen Behandlung von Altersein- 
künften, erstattet vom Wissenschaftlichen Beirat beim Bundesministerium der 
Finanzen 1986°°' wuchs der Variantenreichtum schnell an. Teilweise wurde die 
Reform der Besteuerung im Zusammenhang mit der Umstellung von der Brutto- 
auf die Nettoanpassung diskutiert,” manchmal gar als Alternative gesehen, um 
die demographisch-finanziellen zusammen mit den steuer- und verfassungs- 
rechtlichen Problemen lösen zu können.” Rückblickend überdauerte lediglich 
der Reformvorschlag der nachgelagerten Besteuerung. Aus diesem Grund wird 
auf eine tiefergehende, historische Auseinandersetzung mit den unterschiedli- 
chen Reformvorschlägen verzichtet und diese Aufgabe der Politik- und der Ge- 
schichtswissenschaft überlassen. 

Nach dem abschließenden, dritten Rentenbesteuerungsurteil des Bundesverfas- 
sungsgerichtes von 2002 wurde von der Bundesregierung die Sachverständigen- 
kommission zur Neuordnung der steuerrechtlichen Behandlung von Altersvorsor- 
geaufwendungen und Altersbezügen eingesetzt. Sie legte am 11. März 2003 
ihren Abschlussbericht vor. Dieser enthält eine Empfehlung zur Neuregelung der 
Rentenbesteuerung durch einen kontinuierlichen, langfristigen Übergang zur 
nachgelagerten Besteuerung. 

Dieser Vorschlag (vgl. Tabelle 5-1°°*) wird im Rahmen der in dieser Arbeit vorge- 
nommenen Modellanalysen untersucht und einem zweiten Vorschlag gegenüber 
gestellt, der sich an der in Abschnitt 5.2.2.2 vorgeschlagenen Maßzahl zur 
Vermeidung von Doppelbesteuerung orientiert. 

An dieser Stelle sei noch einmal darauf hingewiesen, dass das Ziel der Reform 
aus juristischer wie volkswirtschaftlicher Sicht die nachgelagerte Besteuerung 
ist.°°° Die konkrete Ausgestaltung bei gleichzeitiger Vermeidung von Doppelbe- 
steuerung stellt die eigentliche Herausforderung dar.°* 


zu 


548 Scheer, Christian (1996), S. 187. 

549 S. BVerfGE 54, 11, S. 11 ff. 

550 BMA (Hrsg.) (1983b), insbesondere Berichtsband 2: Littmann, Konrad (1983). 

551 BMF (Hrsg.) (1986). 

552 Vgl. Schmähl, Winfried (1980) ; Petersen, Hans-Georg (1982) S. 385-417. 

553 "Je Stärker freilich die Veränderung der Bevölkerungsstruktur finanziell für die 
Rentenversicherung belastend wirksam wird, umso mehr können auch die finanziellen 
Gesichtspunkte einer solchen Neuerung zu Buche schlagen." BMA (Hrsg.) (1981), S. 81 ; vgl. 
kritisch zu dieser globalen Problembewältigung Ahrend, Peter (1984a), S. 34 f. 

554 Vgl. BMF (Hrsg.) (2003), S. 42 für die kontinuierliche Entlastung der Beiträge, für die 
kontinuierliche Belastung der Rentenleistungen S. 50 f. 

555 Vgl. die Ergebnisse der Kapitel 3 und 4; vgl. hierzu auch BMF (Hrsg.) (2003), S. 4. 

556 Vgl. die Ausführungen in Abschnitt 5.2.2. 
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Beitragsabzug Rentenbesteuerung 
Anteil der Rentenversicherungs- | Anteil der Rentenleistung, die als 
2005 
BE + 2 Prozentpunkte p.a. + 2 Prozentpunkte p.a 


Tabelle 5-1: Vorschlag der Sachverständigenkommission zur Neuordnung 
der steuerrechtlichen Behandlung von Altersvorsorgeaufwendungen und 
Altersbezügen 

Jahr 
beiträge, der von der Besteuerung | Einkünfte der Besteuerung unter- 
freigestellt wird. (AG-Anteil mit liegen. 
50% berücksichtigt 
2020 
aa + 2 Prozentpunkte p.a + 1 Prozentpunkt p.a. 
2021 


1 
2025 100 % 


2040 100 % 100 % 


Quelle: Vgl. BMF (Hrsg.) (2003), S. 42 und S. 50 f.; eigene Darstellung 
5.3 Modellstruktur 


Nachfolgend wird die Modellstruktur und das Ineinandergreifen der einzelnen 
Teilkomponenten dargestellt. Die anschließenden Abschnitte erläutern dann die 
Konstruktion und Annahmen der einzelnen Teilkomponenten detailliert. Mit die- 
sem Vorgehen soll der „Black-Box-Effekt" vermieden werden. Die Ergebnisse 
werden dadurch nicht nur besser verständlich und nachvollziehbar, sondern auch 
nachprüfbar. Das Modell teil sich in vier Komponenten (vgl. Abbildung 5-6), wo- 
bei der innovative Teil des Modells im Einkommensverlaufs- und im Steuermodul 
enthalten ist. Deshalb werden diese beiden Teile ausführlich in den Abschnitten 
5.4 und 5.5 erläutert. Die erste Komponente definiert die Eingangsgrößen, d.h. 
das Parameterfeld für die Modellrechnungen. Hier werden institutionelle Annah- 
men zum Sozialversicherungsrecht, zum Steuerrecht und die verschiedenen 
Szenarien quantitativ abgebildet. Darüber hinaus werden ökonomische Annah- 
men hinsichtlich der durchschnittlichen Lebenserwartung, des Renteneintrittsal- 
ters, des durchschnittlichen Lohnwachstums und des Diskontsatzes getroffen. 


Tabelle 5-2: Varianten der Sensitivitätsanalyse 


Parameter 
Lebenserwartung [Jahren 80; 82: 85 


Renteneintrittsalter [Jahren 60; 65; 70 
Lohnwachstum [% 0%; 1%; 3% 
Diskontsatz [% 0%; 3%; 5,5%; 7%; 
Summe der Variante: 108 

Quelle: eigene Darstellung 
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Da praktisch bei keinem der angenommenen Parameter ein allgemeingiltiger, 
unbestrittener Wert existiert, können die Ergebnisse von Modellanalysen stets 
nur durch Sensitivitätsanalysen abgesichert werden (vgl. Tabelle 5-2). 

Die Allgemeingültigkeit oder zumindest die Robustheit der Ergebnisse wird durch 
die Variation der Parameterkonstellation überprüft. Für die vorliegende Arbeit 
wurden die 108 Varianten gem. Tabelle 5-2 untersucht, welche für 111 
Geburtskohorten und 7 Einkommensgruppen ermittelt wurden, was 83.916 Le- 
bensverläufen entspricht. Diese werden für die drei Szenarien, den Status quo, 
das Schon-Immer-Szenario und die Reform ermittelt. 

Die zweite Modellkomponente ermittelt für jede Person den Einkommensverlauf 
über das gesamte Leben. Für die Erwerbsphase basiert dieser auf statistisch 
geschätzten Einkommensfunktionen. Das Erwerbseinkommen wird als Funktion 
von Ausbildung, Alter und Geburtskohorte dargestellt. Die Herleitung dieser 
Funktion und ihre Einbettung in das Modell wird in Abschnitt 5.4 detailliert erör- 
tert. Die Rentenberechnung baut auf das ermittelte Erwerbseinkommen auf, in- 
dem die Entgeltpunkte für jede Person ermittelt werden und die Rentenleistungen 
in Abhängigkeit davon berechnet werden. Als Ausgangsgröße aus diesem Modul 
erhält man für jede Geburtskohorte für fünf ausgewählte Ausbildungsgruppen 
Lebenseinkommensverläufe. Um diese Verläufe besser einordnen zu könne, 
werden ihnen noch zwei allgemein bekannte Referenzverläufe zur Seite gestellt. 
Der Einkommensverlauf des Eckrentners mit dem Durchschnittseinkommen aller 
Versicherten während 45 Berufsjahre und der Standartrente in der Nacherwerbs- 
phase sowie derjenige des Maximalrentners, der 45 Jahre lang stets ein Ein- 
kommen in Höhe der Beitragsbemessungsgrenze verdient und damit in der 
Nacherwerbsphase die Maximalrente erhält. 

Diese sieben Lebenseinkommensverläufe werden im Steuermodul den unter- 
schiedlichen Besteuerungsszenarien unterzogen und für jede Person die ver- 
schiedenen Kennzahlen ermittelt. Dabei erfolgt die Besteuerung selbst auf jährli- 
cher Basis gemäß den historischen bzw. fortgeschriebenen Besteuerungsmoda- 
litaten. Durch die Barwertberechnung und Summation über alle Lebensjahre 
steht mit den gewählten Kennzahlen die Lebensbelastung im Mittelpunkt der Be- 
urteilung. Es wurde bereits mehrfach darauf hingewiesen, dass bei bisherigen 
Untersuchungen gerade der Aspekt der lebensphasenübergreifenden Betrach- 
tung zu wenig Beachtung geschenkt wurde.**”’ 

Ausgewählte Kennzahlen werden dann als Ergebnisse nach Geburtskohorte, 
Einkommensgruppe und Szenario ausgegeben. Da für das Renteneintrittsalter 
verschiedene Werte angesetzt werden können, werden die Ergebnisse nach Ge- 
burtskohorte und nicht nach Renteneintrittsjahrgang dargestellt. 


557 Vgl. Klanberg, Frank (1982), S. 426 ; Müller, Klaus/ Bork, Christhart (1998), S. 236. 
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Parameterfeld 


Institutionelle Annahmen 
- Sozialversicherungsrecht 
- Steuerrecht 

- Szenarien 

Okonomische Annahmen 

- Lohnwachstum 

- Rentenentwicklung 

- Diskontsatz 

- Lebenserwartung 
- etc. 


Einkommensverlaufsmodul 


Verlauf des 
Erwerbseinkommens 
als Funktion von: 

- Ausbildungsgruppe 
- Alter 

- Geburtskohorte 


Rentenberechnung 
als Funktion von: 


- Entgeltpunkte 
- Bruttorentenniveau 


Ergebnis 
Steuermodul Absolute bzw. relative Maßzahl 


Summe der Barwert zur Bewertung der Belastung 
der Steuerzahlbeträge bzw. der Belastungsänderung 


als Funktion von: nach 
- Szenario - Geburtskohorte 


- Alter - Einkommensgruppe [1]-[7] 


- Geburtskohorte - Szenario 
- Einkommens- 


gruppe 


Geburtskohorte 


5 Gruppen 
unterschiedlicher 
Einkommensverläufe 


pro Geburtskohorte 
AbsEk 
[GE] 
. t [Lebensalter] 


Quelle: eigene Darstellung 
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5.4 Lebenseinkommensverlaufe 


Der nachfolgende Abschnitt verdeutlicht, warum Verteilungsanalysen nicht auf 
den einfachen Einkommensverläufen gemäß den Konzepten des Eck- bzw. des 
Maximalrentners aufbauen sollten und bietet mit geschätzten Lebenseinkom- 
mensverläufe eine Alternative an, diese als Input für modellbasierte Verteilungs- 
analysen zu verwenden. 


5.4.1 Humankapitaltheorie 


Erste Untersuchungen zur Humankapitaltheorie gehen auf Sir William Petty 
(1676) zurück, der versuchte den Humankapitalstock Englands zu quantifizieren. 
Ein Jahrhundert später griff Adam Smith diesen Ansatz auf. Aus methodischen 
und moralischen Bedenken konnte sich dieser Ansatz aber noch nicht durchset- 
zen. Methodisch bereitete die Differenzierung der Faktoren Arbeit und Kapital für 
Humankapitalinvestitionen Schwierigkeiten, moralisch stieß die Vorstellung, den 
Mensch als Investitionsobjekt zu sehen auf Ablehnung. Nach dem 2. Weltkrieg 
griffen Becker (1964), Schultz (1963) und Mincer (1958) diesen Ansatz erneut 
auf. Sie sahen in einem zusätzlichen mikroökonomischen Modell eine Möglich- 
keit, unterschiedliche, nationale Wachstumsmuster zu begründen, welche sich 
mit makroökonomischen Modellen allein nicht erklären ließen. Becker (1967) und 
Mincer (1958) zeigten, dass individuelle und gruppenspezifische Bildungsunter- 
schiede beobachtete Einkommensunterschiede zu einem großen Teil erklären 
konnten.” 

Das Schooling Modell stellt die einfachste mathematische Formulierung der Hu- 
mankapitaltheorie dar (vgl. Gleichung 5-7). Danach wird das logarithmierte Perio- 
deneinkommen InY; als Funktion des logarithmierten Grundeinkommens InYo 
dargestellt, welches ohne Ausbildung erzielbar ist, zuzüglich der Ertragsrate r für 
schulische Ausbildung der Länge k.5® 


InY,=InY,+rek. Gleichung 5-7 


Da die Ergebnisse der ersten empirischen Untersuchungen nur eine erklärte Va- 
rianz von ca. 6% auswiesen, versuchte man durch Erweiterung des Modells auf 
weitere Einflussfaktoren, die Erklärungskraft zu verbessern.” Die Folge waren 
eklektische Ansätze, welche versuchten individuelle, gruppenspezifische, ge- 
samtwirtschaftliche, institutionelle und demographische Faktoren neben exogene 
Einflüssen bei den statistischen Schätzungen als erklärenden Variablen zu be- 
rücksichtigen.”' 


558 Vgl. Müller, Franz Matthias (1992), S. 47 f. 

559 Vgl. Müller, Franz Matthias (1992), S. 55. 

560 Vgl. Müller, Franz Matthias (1992), S. 55 ff. der auf Mincer (1958), Traubman (1976) und 
Helberger (1978) verweist. 

561 Vgl. Schmähl, Winfried (1983a), S. 41 ff. insbesondere Abbildung S. 45; Müller, Franz 
Matthias (1992), S. 58 
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Durch die starke Erweiterung der Anzahl erklärender Variablen vergrößert sich 
die Gefahr von Multikollinearitäten, welche die Schätzungen verzerren. Darüber 
hinaus stellte sich das Problem, die plausiblen Erweiterungen theoretisch zu fun- 
dieren und die einzelnen Faktoren messtechnisch zu erfassen. So kann davon 
ausgegangen werden, dass die Intelligenz einen Einfluss auf die Einkommens- 
höhe hat, sie über die Schulbildung aber nur indirekt und ungenau beobachtet 
werden kann. Ebenso kann die Weiterqualifikation durch Berufserfahrung nur 
näherungsweise über das Alter abzüglich der schulischen Ausbildungsdauer 
quantifiziert werden. Erwerbsunterbrechungen wie beispielsweise Arbeitslosigkeit 
können zu Abschlägen beim erzielbaren Einkommen führen. 

Schließlich sei darauf hingewiesen, dass nur das beobachtbare Arbeitseinkom- 
men in Schätzungen einfließt, d.h. Einkünfte aus Vermögen werden durch die 
Humankapitaltheorie nicht erfasst, ebenso wenig Einkünfte aus Schwarzarbeit.” 
Gegen einen rein mikroökonomisch orientierten Erklärungsansatz kann einge- 
wandt werden, dass das Arbeitseinkommen immer auch ein Spiegelbild der An- 
gebots-Nachfrage-Relation ist. Dem ist beizupflichten. Da bei der vorliegenden 
Arbeit die partialanalytischen Verteilungswirkungen im Zentrum stehen, werden 
hierfür individuelle Lebenseinkommensverläufe als Eingangsgröße benötigt. Nur 
so können die intertemporale Belastungen und Belastungsverschiebungen er- 
mittelt werden, makroökonomische Gesamtmodelle eignen sich für diesen Zweck 
nicht.°°® Des weiteren helfen diese Art der Analysen nicht nur den Status quo zu 
untersuchen sondern auch verteilungspolitische Ziele vorzugeben und ihre 
Zielerreichung zu überprüfen.” Im Vergleich zu zeitpunktorientierten Untersu- 
chungen kann es durch eine lebensphasenübergreifende Betrachtung auch zu 
anderen Ergebnissen führen, als bei Zeitraumbetrachtungen.°”® 

Karl Mannheim wies bereits 1928 auf das Problem der Generationen hin: „Es 
handelt sich um Probleme, >>... zu denen alle Wissenschaften ihr Scherflein bei- 
getragen haben, bei denen aber über die Kontinuität der Problematik niemand 
gewacht hat.<<“”® 

Dies ist der Grund, warum Querschnittsbetrachtungen für Verteilungsanalysen 
nicht ausreichen. Die Einkommensverläufe spiegeln auch die vorgefundenen 
Rahmenbedingungen wider. Querschnittsbetrachtungen stellen dahingegen Mo- 
mentaufnahmen dar, bei welchen gesamtwirtschaftliche, institutionelle und politi- 
sche Bedingungen schwer zu isolieren sind. Längsschnittanalysen verbessern 
dagegen die Prognosemöglichkeiten, da sie die in Querschnittsinformationen 


562 Vgl. Müller, Franz Matthias (1992), S. 63 

563 Vgl. Schmähl, Winfried (1983a), S.26; ein Beispiel für eine makroökonomische Untersuchung 
findet sich bei Fitzenberger, Bernd (1999), S. 67 ff. 

564 Vgl. Schmähl, Winfried (1983a), S. 4. 

565 Vgl. Schmähl, Winfried (1983a), S. 6. Die Analyse des Status quo der Rentenbesteuerung 
liefert hierfür ein Beispiel. Beschränkt man sich lediglich auf die Nacherwerbsphase, kann von 
einer Schlechterstellung von pensionierten Beamten gegenüber Sozialversicherungsrentner 
gesprochen werden, wohingegen bei lebensphasenübergreifender Betrachtung das Gegenteil 
der Fall ist; vgl. Meindel, Alexander (2002), sowie Abschnitt 2.2 und Kapitel 6. 

566 Zitiert nach Schmähl, Winfried (Hrsg.) (1983), S. IV. 
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vereinten Effekte entzerren und so die Einflussfaktoren isoliert werden kénnen.*”’ 
Werden Einkommensverläufe auf der Basis von Querschnittsanalysen geschätzt, 
so sinkt das geschätzte Einkommen gegen Ende der Erwerbsphase stärker ab, 
als dies bei Schätzungen mit Längsschnittdaten der Fall ist.°°® 

Für die Querschnittsanalysen kann der Lohnknick aufgrund der Überlagerung 
von Alters- und Kohorteneffekten erklärt werden.‘ Der Alterseffekt entspricht 
dem Einkommenswachstum in Abhängigkeit des Alters des jeweiligen Indivi- 
duums, der Kohorteneffekt entspricht einer generations- oder jahrgangsspezifi- 
schen Einkommensveränderung, die das individuelle Einkommenswachstum, 
d.h. den Alterseffekt überlagert. Diese Vermengung lässt sich vermeiden, wenn 
Längsschnittdaten verwendet werden. Der Kohorteneffekt kommt darin zum Aus- 
druck, dass Einkommensverläufe jüngerer Kohorten über denjenigen von älteren 
liegen. Mögliche Erklärungsansätze könne in besseren Ausbildungsmöglichkei- 
ten jüngerer Generationen gesehen werden oder auch in einem generell gestie- 
genem Durchschnittseinkommen.*” 

Bevor auf die empirischen Schätzungen näher eingegangen wird, sind noch ei- 
nige konzeptionelle Ausgangsfragen zu beantworten. So ist zu klären, wie das 
Einkommen bestimmt und abgegrenzt werden soll. Da die vorliegende Untersu- 
chung lebensphasenübergreifende Verteilungsanalysen für 111 Geburtskohorten 
(Geburtsjahrgänge von 1940 bis 2050) vornimmt, erscheint für eine entspre- 
chend langfristige Analyse entweder Realeinkommen oder Relativwerte sinnvoll 
um den veränderten Nominalwerten Rechnung zu tragen. Da für die ebenfalls 
notwendige Rentenberechnung das Relativeinkommen bezogen auf das Durch- 
schnittseinkommen des jeweiligen Jahres zur Ermittlung der Entgeltpunkte not- 
wendig ist, erscheint es hilfreich, die Schätzung der Einkommensfunktion auf 
dieses Relativeinkommen zu beziehen.”' Um die Steuerwirkungen verschiedener 
Besteuerungsvarianten untersuchen zu können, ist es erforderlich, von Brutto- 
einkommensgrößen auszugehen.*” 

Als zweiter wichtiger Punkt, gilt es die Analyseeinheit, d.h. die Einkommens- 
empfängereinheit festzulegen. Hier stehen die Familie, der Haushalt oder das 
Individuum zur Auswahl. Da in der vorliegenden Arbeit die Verteilungswirkung 
der Rentenbesteuerung im Zentrum des Interesses steht, ist es erforderlich, alle 
sonstigen Verteilungswirkungen des Einkommensteuerrechtes bei der Analyse 
auszublenden. Um dies sicherzustellen, wird eine einzelne, ledige Person als 
Untersuchungseinheit gewählt. Die Verteilungswirkungen der Familienbesteue- 


567 Vgl. Schmähl, Winfried (1983a), S. 3 und 6. 

568 Vgl. Holzmann, Robert (1984), S. 29; Schmähl, Winfried (1983a), S. 19 ff.;Müller, Franz 
Matthias (1992), S. 59. 

569 Vgl. Schmähl, Winfried (1983a), S. 15 und S. 19 ff.; Holzmann, Robert (1984), S. 29; Müller, 
Franz Matthias (1992), S. 65 

570 Vgl. Müller, Franz Matthias (1992), S. 65; zur Überlagerung von Alters- und Kohorteneffekt 
Schmähl, Winfried (1983a), S. 21 ff. 

571 Vgl. zu weiteren Argumenten für die Verwendung von Relativeinkommen für 
Einkommensschätzungen Göbel, Dieter (1984), S. 1 ff. 

572 Vgl. Schmähl, Winfried (1983a), S. 11 
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rung mit Ehegattensplitting und Kinderfreibetragen bleibt damit unbeachtet. Die- 
ses Vorgehen erlaubt eine gezielte Ursache-Wirkungs-Analyse. 


5.4.2 Schätzung des Erwerbseinkommensverlaufes 


5.4.2.1 Datenbasis — Datenselektion 


Den hier vorgestellten Schätzungen liegen die Daten des Sozio-oekonomischen 
Panels am Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) Berlin zu Grunde.°” 
Andere mögliche Daten wären die Daten der Sozialversicherungsträger, bspw. 
der gesetzlichen Rentenversicherung, Daten der Einkommens- und Verbrauchs- 
stichprobe oder die amtliche Lohn- und Einkommensteuerstatistik. Die zwei letzt- 
genannten Datensätze sind nur bedingt für Einkommensschätzungen geeignet, 
da es sich hierbei Querschnittsdaten handelt. D.h. die Einkommensangaben der 
einzelnen Beobachtungseinheiten lassen sich nicht über der Zeit mehrfach ein 
und derselben Person zuordnen. Bei den Einkommensinformationen der Renten- 
versicherungsträger erweist sich die Begrenzung auf die Beitragsbemessungs- 
grenze als Schwierigkeit. Größere Einkommen werden abgeschnitten, weshalb 
die Schätzergebnisse verzerrt werden.” Das Sozio-oekonomische Panel stellt 
dagegen nicht nur die Zusammensetzung nach Einkunftsarten dar, sondern lie- 
fert auch die für die Schätzung notwendigen Informationen hinsichtlich des Alters 
und der Ausbildung jeder Person. 

Um allgemeine sozialpolitische Probleme auszuklammern, werden unterbro- 
chene Lebenseinkommensverläufe aus dem Datensatz entfernt. Es werden alle 
abhängig beschäftigten Männer betrachtet, welche in den alten Bundesländern 
Deutschlands geboren und vollzeiterwerbstätig sind, nicht im öffentlichen Dienst 
arbeiten und maximal drei Monate im Beobachtungsjahr arbeitslos waren. Diese 
Einschränkungen blenden zwar einen nicht unerheblichen Teil der Gesellschaft 
als Grundlage für die Einkommensverlaufsschätzung aus. Dafür müssen Aspekte 
wie lückenhafte Erwerbsbiographien aufgrund von Arbeitslosigkeit und Kinderer- 
ziehung oder unterschiedliche Bildungssysteme nicht als Variablen in die Schät- 
zung aufgenommen werden. Durch dieses Vorgehen liegen die Einkommen und 
damit die Steuerlast der betrachteten Personen über denjenigen der ausge- 
schlossenen Personen, weshalb diese Methode hinsichtlich des Problems der 
Doppelbesteuerung vorsichtiger (da strenger) ist.°”° Außerdem werden die Ursa- 
che-Wirkungszusammenhänge nicht durch Einbeziehen einer großen Varianten- 
vielfalt verwischt. 


573 Für eine nähere Beschreibung vgl. SOEP Group (2001). 

574 Vgl. Essen, Ulrich van (1992), S. 149 ff. 

575 Vgl. zu Aspekten der Arbeitslosigkeit bzw. der Arbeitsmarktbeteiligung Strengmann-Kuhn, 
Wolfgang (1999). 
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9.4.2.2 Schätzung 


Wie bereits in Abschnitt 5.4.1 erwähnt, wurde versucht, durch Erhöhen der An- 
zahl der verwendeten Variablen, die erklärte Varianz zu vergrößern.” Ohne 
theoretische Fundierung können diese Versuche jedoch höchstens als eklekti- 
sche Anstrengungen bezeichnet werden. Reduziert man die Variablenvielfalt auf 
diejenigen, welche als Renditemaße für Humankapitalinvestitionen gesehen wer- 
den könne, so bleibt die Anzahl der schulischen Ausbildungsjahre und die Jahre 
an Berufserfahrung als erklärende Variablen übrig. Geht man davon aus, dass 
eine steigende Berufserfahrung das Einkommen nicht über alle Grenzen wach- 
sen lässt, erfordert diese Annahme eine quadratische Berücksichtigung der Be- 
rufserfahrung.”’”’ Der Wert eines Mitarbeiters steigt mit der Berufserfahrung nur 
soweit an, wie sein Erfahrungsschatz zunimmt. Verbleibt er bspw. immer an der 
gleichen Arbeitsstelle, kann er nach einer gewissen Zeit ohne veränderte Rah- 
menbedingung sein Humankapital nicht mehr steigern. 

Die folgende Schätzfunktion wurde für die ausgewählten Daten bestimmt. 


n— =at B,eSt B,°e+f, ee? +v, +e, Gleichung 5-8 


Yı Einkommen in der Periode t [DM bzw. EUR] 

y Durchschnittseinkommen aller 

Sozialversicherungspflichtiger [DM bzw. EUR] 

S schulische Ausbildungszeit [Jahren]? (s: bilzeit) 

e Berufserfahrung [Jahren] (e: erf; e°: erfq) 

a Konstante (_cons) 

p Koeffizient 

V; €, personenspezifischer bzw. allgemeiner Fehlerterm 

Der personenspezifische Fehlerterm v, tritt nur bei Panelschätzungen auf. Die 
Berufserfahrung wird nach dem Alter, der Ausbildungsdauer und dem Lebensal- 
ter im ersten Berufsjahr gemäß der Gleichung 5-9 ermittelt. Es wird von einem 
Ausbildungsbeginn im 7. Lebensjahre ausgegangen. 


e = KJ - gebjahr - max {agefjob; bilzeit + 6} Gleichung 5-9 
KJ Kalenderjahr der Beobachtung 

gebjahr Geburtsjahr der Person 

agefjob Lebensalter bei Start der ersten Berufstatigkeit 

bilzeit schulische Ausbildungszeit [Jahren] (vgl. s in 


Gleichung 5-8) 


576 Vgl. Helberger, Christof (1982) insbesondere S. 11; Müller, Franz Matthias (1992), S. 75 f. 

577 Müller, Franz Matthias (1992), S. 59. 

578 Vgl. Müller, Franz Matthias (1992), S. 64 und insbesondere 66. 

579 Es wird die formale Ausbildungsdauer verwendet, wie sie auch den SOEP-Daten zu Grunde 
liegt. Vgl. Helberger, Christof (1988), Tabelle 1, Spalte 2, S. 155. 
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Durch die Berücksichtigung des Berufseintrittsalters (agefjob) wird die indirekt 
ermittelte Berufserfahrung immer dann korrigiert, wenn die tatsachliche Ausbil- 
dungsdauer von der theoretisch formal notwendigen nach oben abweicht. 


5.4.2.3 Schatzergebnis 


Um die Ergebnisse bewerten zu können, wird zunächst die Regression für jede 
der 17 Befragungswellen (A bis Q bzw. 1984 bis 2000) getrennt durchgeführt. 
Abbildung 5-7 zeigt, dass die erklärte Varianz für die einzelnen Wellen ungefähr 
zwischen 35% und 39% schwankt. Da für die erste Welle die Arbeitslosigkeit der 
Jahre 1974 bis 1984 nur insgesamt kontrolliert werden konnte, ist die Erklä- 
rungskraft des Modells hier höher als bei den nachfolgenden Wellen. 


Abbildung 5-7: Erklärte Varianz der Schätzung einzelner Panelwellen 


40% = = ee a ee m 


39% 

è 
_ 38% 
37% 


oe + 
36% ° 


R42 Adj. [% 


35% - 
34% - 


33% pn 1 4 


1980 1985 1990 1995 2000 2005 
Befragungsjahr 
Quelle: Daten SOEP (2000) d. DIWBerlin, eigene Berechnungen und Darstellung 


Als nächster Schritt werden die Koeffizienten der Funktion mit den gepoolten 
Daten geschätzt (vgl. Tabelle 5-3). Bei dieser Schätzung werden die einzelnen 
Beobachtungswerte so behandelt, als wären sie von unterschiedlichen Personen, 
d.h. der Informationsgehalt, welcher darin liegt, dass für bestimmte Personen 
mehrere Beobachtungspunkte über der Zeit vorliegen, wird bei dieser Art der 
Schätzung nicht verwendet. 

Für diese Schätzung werden 15.578 Beobachtungswerte verwendet. Der F-Test 
wird deutlich abgelehnt. Damit kann ausgeschlossen werden, dass alle Koeffi- 
zienten des geschätzten Modells Null sind; eine völlige Fehlspezifikation liegt 
nicht vor. Die erklärte Varianz (Adj R-squared) liegt mit ca. 36% in gleicher Grö- 
Renordnung, wie dies bei den einzelnen Wellen der Fall war. Der geschätzte Ko- 
effizient für die quadrierte Berufserfahrung ist wie erwartet negativ. Dies führt 
dazu, dass das Einkommen mit zunehmender Berufserfahrung nicht über alle 
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Grenzen steigt. Da mit dem statistischen Modell das logarithmierte Relativein- 
kommen geschätzt wird, ist der Koeffizient der Konstanten negativ. Die Größe 
der Koeffizienten sowie die Erklärungskraft stimmen mit anderen 
Untersuchungen überein.’” Der t-Test zeigt, dass alle geschätzten Koeffizienten 
jeweils signifikant von Null verschieden sind. 


Tabelle 5-3: Regressionsergebnisse der gepoolten Daten 


Source Number of obs 
ees _F( 3, 15574) 
863.806456 3 287.935485 Prob > F 

1525.30434 15574 .097939151 ___ R-squared 


(uju fuin 


Adj R-squared_ 
2389.1107971552222.153374256 Root MSE 


P>|t| [99% Conf. Interval] _ 


0888388 .0010887 : ° .0860343 
.0008569 . e .03521 
-. 0006693 .00002 . ° = .0007209 -. 0006177 
-1.258369 .015408 : ` -1.298062 -1.218676 


Quelle: Daten SOEP (2000) d. DIW Berlin, eigene Berechnung und Darstellung 


Um festzustellen, ob die gepoolten Daten individuelle Komponenten enthalten, 
welche für eine Panelschätzung notwendig sind, wurde der Lagrange Multiplika- 
tor Test von Breusch und Pagan durchgeführt (vgl. Tabelle 5-4). 
Tabelle 5-4 Lagrange Multiplikator Test von Breusch und Pagan 
lnrelek[persnr,t] = Xb + u[persnr] + e[persnr,t] o 


Estimated results: 


lnrelek -1533743 - 3916303 
| .0277843 .1666861 


.1013362 31833935 


= 24719.12 


chi2(1 
Prob > chi2 = 0.0000 
Quelle: Daten SOEP (2000) d. DIW Berlin, eigene Berechnung und Darstellung 


Die Nullhypothese wird deutlich abgelehnt, damit liegt in den Daten individuelle 
Komponenten vor, welche eine Panelschatzung rechtfertigen. Die Varianz des 
individuellen Fehlerterms ist signifikant von Null verschieden. 

Nachdem überprüft wurde, dass die Daten einen individuellen Fehlerterm ent- 
halten, ist als nächstes zu prüfen, welche Art der Panelschätzung sich für den 
vorliegenden Fehlerterm eignet. Das random-effect-Panelschätzverfahren ist 
dann anzuwenden, wenn der individuelle Fehlerterm unkorreliert mit den unab- 


580 Vogl. statt vieler Helberger, Christof (1988), S. 167; Dworschak, Franz (1986), S. 213. 
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hangigen Variablen ist, d.h. die Abweichungen der persönlichen Beobachtungs- 
werte zufällig sind. Bei systematischen Abweichungen, kann das random-effect- 
Modell dagegen nicht angewandt werden. In diesem Fall wird das fixed-effect- 
Modell gewählt. 

Gemäß den Ergebnissen des Hausman-Tests ist die Differenz zwischen den Ko- 
effizienten systematisch. Damit ist der individuelle Fehlerterm mit den unabhän- 
gigen Variablen korreliert, das random-effekt-Schätzverfahren kann nicht ange- 
wandt werden (vgl. Tabelle 5-5). 

Müller nimmt in seiner Arbeit an, dass die unbeobachtete individuelle Heteroge- 
nität unkorreliert mit den Regressoren ist, weshalb er eine Random-effekt-Schät- 
zung durchführt.‘ Das obige Ergebnis spricht gegen ein entsprechendes Vorge- 
hen, wobei das Schätzmodell von Müller eine außerordentlich große Anzahl an 
erklärenden Variablen im Vergleich zu dem hier vorgestellten Modell hat und 
deshalb die Datenauswahl deutlich weniger Beobachtungseinheiten enthält. Ein 
weiterer Grund dürfte darin liegen, dass Müller als erklärende Variable auch die 
logarithmierten Überstunden verwendet, was bei Überstunden von Null automa- 
tisch zum Ausschluss dieses Beobachtungswertes führt. Selbst wenn man wie 
Müller nur die ersten fünf Panelwellen verwendet, wird der Hausman-Test für die 
hier verwendete Datenauswahl sowie die vorgestellte Funktion mit einer Fehler- 
wahrscheinlichkeit von 0,03% weiterhin robust abgelehnt. 


Tabelle 5-5: Ergebnis Hausman Test 


Hausman specification test 


u a Coefficients ---- 
| Fixed Random mS 
lnrelek | Effects Effects Difference 


0885506 — OL —  čć | 
.0368992 0285 
_erfg | -.0005829 -.0006094 .0000265 


Test: Ho: difference in coefficients not systematic 


chi2( 3) = (b-B)'[S*(-1)](b-B), S = (S fe 


ee FOR nn 
Prob>chi2 0.0004 


Quelle: Daten SOEP (2000) d. DIW Berlin, eigene Berechnung und Darstellung 


Tabelle 5-6 gibt die Ergebnisse der Panelschätzung an. Der Schätzung liegen 
15.578 Beobachtungswerte von 2.656 Personen zu Grunde. Im Durchschnitt gibt 
es 5,9 Beobachtungswerte pro Person, das Minimum liegt bei einem das Maxi- 
mum bei 17. 

Der F-Test wird auch bei dieser Schätzung deutlich abgelehnt, es liegt folglich 
keine Fehlspezifikation vor. Ebenso wird der F-Test abgelehnt, welcher überprüft, 
ob die Varianz jedes individuellen Fehlers gleich Null ist. Die Erklärungskraft des 


581 Vogl. Müller, Franz Matthias (1992), S. 82. 
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Modells liegt mit knapp unter 36% in der gleichen GréRenordnung wie bei den 
vorhergehenden wellenspezifischen und gepoolten Schatzungen (R-sq overall). 
Die geschätzte Funktion wird als Input für die weiteren Modellberechnungen ver- 
wendet. Dafür werden fünf Ausbildungsgruppen ausgewählt, für welche die Ein- 
kommensverläufe ermittelt werden. Mit diesen wird das Einkommensspektrum 
zwischen Eck- und Maximalrentner abgedeckt. 


Tabelle 5-6: Ergebnis des Fixed-effect-Panelschätzverfahren 


Fixed-effects (within) regression Number of obs 
Group variable (i) : persnr Number of groups =- 


corr(u i, Xb = -0.0676 Prob > F 


lnrelek Coef. Std. Err. E P>|t 99% Conf. Interval 
+ 

bilzeit | .0948357 .0056974 16.65 0.000 .080158 .1095134 

erf .0364072 000915 39.79 0.000 .0340501 .0387644 

erfq | -.0005829 .0000206 -28.23 0.000 -.0006361 -.0005297 

cons | =-1,351531 .0660309 -20.47 0.000 -1.52164 -1.181421 


sigma u . 33648078 
siqma e | . 16668614 


rho | .80295346 fraction of variance due to u i 


Quelle: Daten SOEP (2000) d. DIW Berlin, eigene Berechnung und Darstellung 


Abbildung 5-8: Relative Häufigkeit nach Ausbildungszeiten 
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Quelle: Daten SOEP (2000) d. DIW Berlin, eigene Darstellung 
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Die Auswahl der Ausbildungsgruppen erfolgt anhand der relativen Häufigkeit un- 
ter Berücksichtigung einer möglichst umfassenden Abdeckung des gesamten 
Ausbildungsspektrums (vgl. Abbildung 5-8). 

Tabelle 5-7 gibt für die ausgewählten Ausbildungsgruppen die entsprechenden 
formalen Ausbildungszeiten an. Diese Ausbildungsgruppen werden für die weite- 
ren Untersuchungen neben dem Eck- und dem Maximalrentner betrachtet. Die 
relativen Häufigkeiten für alle unterschiedlichen Ausbildungsgruppen können aus 
Abbildung 5-8 ersehen werden. 


Tabelle 5-7: Ausbildungsgruppen und formale Ausbildungsdauer 


Ausbildungsdauer [Jahren 
oF 

10,5 

11,5 

15 

18 


Quelle: Haisken-DeNew, John P./ Frick, Joachim R. (Hrsg.) (2000), S. 47. 


Abbildung 5-9: Geschätzte Relativeinkommensverläufe verschiedener 
Ausbildungsgruppen im Vergleich mit Eck- und Maximalrentner 


300% 
250% 
200% 
150% 


100% 


Relativeinkommen [% d. DuEk] 


50% - 


30 40 50 
Lebensalter [Jahre] 


Einkommensgr. 1:= 9 | 2:= 10,5 | 3:= 11,5 | 4:= 15 | 5:= 18 Jahre Ausbildungszeit; 
EckR: Eckrentner | MaxR: Maximalrentner 


Quelle: Daten SOEP (2000) d. DIW Berlin, eigene Berechnungen und Darstellung 


582 Helberger verwendete für Personen mit Hauptschulabschluss 8 Jahre, vgl. Helberger, Christof 
(1988), S. 155; in den SOEP-Daten wird hierfür 9 Jahre verwendet, vgl. Haisken-DeNew, John 
P./ Frick, Joachim R. (Hrsg.) (2000), S. 47. 
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Aus Abbildung 5-9 kann der funktionale Zusammenhang der unterschiedlichen 
Ausbildungsgruppen ersehen werden. Der Verlauf für den Maximalrentner spie- 
gelt die historischen Werte der Beitragsbemessungsgrenze für eine 1940 gebo- 
rene Person wider, welche im Alter von 20 Jahren ins Berufsleben eintritt. Auf der 
Abszisse wird das Lebensalter in Jahren auf der Ordinate das Relativeinkommen 
bezogen auf das jeweilige Durchschnittseinkommen aller Sozialversicherten dar- 
gestellt. Es wird von einem Renteneintrittsalter von 65 Jahren ausgegangen. 

Aus der Darstellung ist ebenfalls zu erkennen, dass das Berufseintrittsalter mit 
zunehmender Ausbildungszeit ansteigt, der Verlauf sich gleichzeitig auf höherem 
Niveau befindet und einer ähnlichen Funktion folgt. Im weiteren Verlauf der Arbeit 
wird der Begriff Ausbildungsgruppe synonym zum Begriff Einkommensgruppe 
verwendet, da mit der Annahme über die Ausbildung auch der Relativeinkom- 
mensverlauf festgelegt wird. 

Für die Ausbildungsgruppe 4 verläuft das Relativeinkommen ungefähr ab dem 
30. Lebensjahr für die Geburtsjahrgänge 1940 nahe der Beitragsbemessungs- 
grenze, d.h. dem Verlauf des Maximalrentners. Aufgrund der geringeren Beiträge 
zwischen dem 20. und 30. Lebensjahr fällt die Rente jedoch kleiner als beim Ma- 
ximalrentner aus. Bei Ausbildungsgruppe 5 liegt das Einkommen fast von Anfang 
an über der Beitragsbemessungsgrenze, wegen des deutlich späteren Berufs- 
startes kann diese Personengruppe allerdings die Maximalrente nicht erreichen, 
da Einkommen über der Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen 
Rentenversicherung nicht versichert wird. Das Rentenniveau liegt damit auch bei 
Einkommensgruppe 5 unter derjenigen des Maximalrentners.°”° 

Insgesamt wird deutlich, dass die geschätzten Einkommensverläufe sich deutlich 
von denjenigen unterscheiden, welche den vereinfachten Eck- bzw. dem Maxi- 
malrentnerkonzepten zu Grunde liegen. 


5.4.3 Rentenberechnung 


Zur Ermittlung der relativen Rentenhöhe werden die Entgeltpunkte über das ge- 
samte Erwerbsleben aufsummiert und dann relativ zum Bruttorentenniveau für 
die unterschiedlichen Einkommensverläufe bestimmt. Für die zukünftige Renten- 
entwicklung wird von einem konstanten Bruttorentenniveau ausgegangen, das 
Modell ermöglicht eine Variation dieser Annahme. Um die Auswirkung der Be- 
steuerung betrachten zu können, ist es notwendig das Bruttorentenniveau zu 
betrachten. 

Verwendet man die zuvor geschätzten Einkommensfunktionen und schreibt 
diese mit der Durchschnittseinkommensentwicklung in Höhe von 1% Lohnent- 
wicklung fort, ergibt sich bei einer Lebenserwartung (lerw) von 80 Jahren und 
einem Renteneintrittsalter (rea) von 65 Jahren für unterschiedliche Geburtsjahr- 
gänge die in Abbildung 5-10 dargestellte interne nominelle Rendite. Diese 
Berechnungen beruhen auf einem für die Zukunft konstant angenommenen 


583 Von der Möglichkeit einer Nachversicherung wird an dieser Stelle abstrahiert. 
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Bruttorentenniveau. Die Ergebnisse decken sich mit Berechnungen anderer 
Arbeiten und unterstreichen die Kohärenz des hier verwendeten Modells. 


Abbildung 5-10: Interne Rendite gemäß der modellimmanenten Rentenbe- 
rechnung 


‘lerw = 80 Jahre | rea = 65 Jahre | g = 1% 
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Einkommensgruppen 1:= 9 | 2:= 10,5 | 3:= 11,5 | 4:= 15 | 5:= 18 Jahre Ausbildungszeit; 
EckR: Eckrentner | MaxR: Maximalrentner 

lerw: Lebenserwartung | rea: Renteneintrittsalter | g: Lohnwachstum | i: Diskontsatz; 
Quelle: eigene Berechnungen 


5.4.4 Ermittlung von Absoluteinkommensverlaufen aus 
Relativeinkommensverlaufen 


Zur Vereinfachung der Modellberechnungen wird angenommen, dass bei allen 
Geburtskohorten die gleichen Relativeinkommensverlaufe verwendet werden 
können. Damit wird unterstellt, dass der zeitlich funktionale Zusammenhang der 
Einkommensentwicklung für die jeweilige Ausbildungsgruppe relativ bezogen auf 
das Durchschnittseinkommen aller Versicherten identisch verläuft. Durch diese 
Annahme wird sichergestellt, dass bei der Ermittlung der Steuerlast ein Vergleich 
zwischen Generationen möglich ist, ohne auf Unterschiede in den Einkommens- 
verläufen Rücksicht nehmen zu müssen. 


584 Vgl. Schnabel, Reinhold (1998b), insbesondere Abb. 4 S. 24.; Schnabel, Reinhold (1998a), 
Abbildung 5, S. 15; Börsch-Supan, Axel (2000), Tabelle 4, S. 13; Börsch-Supan, Axel/ Heiß, 
Florian/ Winter, Joachim (2000). Schnabel errechnet für Ledige der Geburtskohorten ab 1960 
ein interne Rendite von unter 0%; Hirte weist dies bereits für die Jahrgänge ab ca. 1940 aus, 
da er größere Abschläge für Frührentner annimmt; vgl. Schnabel, Reinhold (1998c), S. 397. S. 
Hirte, Georg (1999), S. 8. wird von nominalen Renditen ausgegangen, Schnabel weißt 
hingegen Realrenditen aus. 
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Abbildung 5-11 verdeutlicht, wie durch Multiplikation des Relativeinkommens mit 
dem Durchschnittseinkommen für jede Einkommensgruppe jeder Geburtskohorte 
der Absoluteinkommensverlauf über dem Lebensalter bestimmt wird. Hierbei 
kann es dazu kommen, dass die Abnahme des Relativeinkommens gegen Ende 
der Erwerbsphase durch die Durchschnittseinkommensentwicklung überkompen- 
siert wird. Dies ist ab einem Lohnzuwachs von ca. 1% der Fall. Das Einkommen 
in der Nacherwerbsphase ergibt sich durch Multiplikation des Relativeinkom- 
mens, d.h. der individuellen Entgeltpunkte, mit dem Durchschnittseinkommen 
und dem Bruttorentenniveau, in der Erwerbsphase bleibt bei der Multiplikation 
das Bruttorentenniveau unberücksichtigt. 


Abbildung 5-11: Übergang von Relativ- auf Absoluteinkommensverläufe 


Quelle: eigene Darstellung 


t [Lebensalter] 


® 
E 
fe) 
<= 
O 
x 
V 
= 
> 
O 
® 
O 
o 
o 
a. 


o g 
£5 
LO w 
Do 
FE- 
= 
na v 
5E 
O 
= E 
= 6 
x 
co 
a g 
a5 

fe) 
kn 
Og 
wm {L 


t [Lebensalter] 


RelEk 
[% d. DuEk] 


t [Kalenderjahr] 
t [Kalenderjahr] 


5 Gruppen unterschiedlicher 
Relativeinkommensverlaufe 
Bruttorentenniveau 


= 
O 
= 
= 
re) 
x 
{= 
® 
= 
= 
t= 
O 
a 
2 
O 
o 
5 
Q 


Alexander Meindel - 978-3-631-75051-3 
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 08:49:27AM 
via free access 


188 


5.5 Einkommensbesteuerung 


Die nach Abschnitt 5.4.4 ermittelten Absoluteinkommensverläufe werden jährlich 
besteuert. Dabei kommen die historischen Einkommensteuertarife ab 1955 zum 
Tragen. Da die Reform der Rentenbesteuerung ab dem Jahr 2005 einsetzen 
muss, ist es erforderlich Annahmen über die ab dem Jahr 2005 anzuwendenden 
Tarife zu treffen. Entscheidend ist es, diese Annahmen so zu treffen, dass sich 
die zeitliche Entwicklung der Steuertarife „neutral“ zwischen den Generationen 
verhält, damit intergenerative Lastverschiebungen, welche durch die Reform der 
Rentenbesteuerung ausgelöst werden, überhaupt isoliert sichtbar werden und 


nicht durch die angenommene, zukünftige Steuertarifentwicklung überdeckt wer- 
den. 


Abbildung 5-12: Durchschnittssteuerbelastung konstanter Relativeinkom- 
men 
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Quelle: eigene Berechnungen 


Abbildung 5-12 veranschaulicht wie sich die Durchschnittssteuerbelastung bei 
konstanten Relativeinkommen für unterschiedliche Einkommensniveaus über die 
letzten knapp 50 Jahre entwickelte. Eine ledige Person die 20% bezogen auf das 
Durchschnittseinkommen aller Sozialversicherungspflichtigen verdiente, musste 
1974 ca. 11% dieses Einkommen als Steuer abführen, 1992 waren es immerhin 
noch ca. 7,6%. Nach 1992 blieb das Einkommen aufgrund des deutlich erhöhten 
Grundfreibetrags steuerfrei. Von diesem erhöhten Freibetrag konnten niedrige 
Einkommensklassen durch die Ausgestaltung der Übergangsregelung schon 
früher profitieren, als dies bei Einkommensklassen zwischen 30% und 50% des 
Durchschnittseinkommens der Fall war, welche erst ab 1996 in den Genuss die- 
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ser Entlastung kamen. Fir Einkommensklassen ab 100% des jeweiligen Durch- 
schnittseinkommens wirkte sich der 1996 veränderte Grundfreibetrag praktisch 
kaum mehr aus. 

Für die vorliegende Arbeit wird die Steuerbelastung welche zwischen 1996 und 
2001 vorlag auf die Jahre ab 2005 fortgeschrieben. Dabei wird davon ausgegan- 
gen, dass bei konstantem Relativeinkommen bezogen auf das Durchschnittsein- 
kommen aller Sozialversicherungspflichtiger die Durchschnittsteuerbelastung 
konstant bleibt. Eine ansteigende Steuerbelastung erfährt danach nur derjenige, 
welcher eine Zunahme seines Relativeinkommens zu verzeichnen hat. Die Ein- 
kommensteuerprogression wird gemäß dem Durchschnitt der Tariffunktionen der 
Jahre 1996 bis 2001 konstant gehalten. 

Durch dieses Vorgehen verändert sich die relative Steuerbelastung nicht, wenn 
sich nur das Durchschnittseinkommen, nicht aber das persönliche Relativein- 
kommen verändert. Der Steuertarif ist damit direkt an das Durchschnittseinkom- 
men und dessen Entwicklung gekoppelt. Der Grundfreibetrag wird auf 24,24% 
des Durchschnittseinkommens festgesetzt. Diese Kopplung des Tarifs an die 
Einkommensentwicklung ist notwendig, um ein Hineinwachsen in die Einkom- 
mensteuerprogression in Abhängigkeit von den zu Grunde gelegten Annahmen 
zu vermeiden. 


5.6 Zwischenfazit 


Das im Rahmen dieser Arbeit entwickelte Modell schließt die Lücke bei längs- 
schnittorientierten Inzidenzanalysen durch ein deterministisches, mikroökonomi- 
sches Gruppensimulationsmodell. Mit diesem ist es möglich die persönliche 
Steuerbelastung unterschiedlicher Vergleichsgruppen über das gesamte Leben 
für unterschiedliche Generationen zu analysieren und damit die Steuerbelastung 
der Erwerbs- mit derjenigen der Nacherwerbsphase ein und derselben Person 
als Ganzes zu beurteilen." 

Mit dem Lebensdurchschnittsteuersatz und dem durchschnittlichen unversteuer- 
ten Beitragsanteil werden Maßzahlen definiert, welche zur Beurteilung der Ver- 
teilungswirkung und zur Abgrenzung von Doppelbesteuerung erforderlich sind.’ 
Das Schon-Immer-Szenario simuliert eine beamtenähnliche, Steuerbelastung, 
d.h. eine Steuerbelastung als ob der Steuerpflichtige während seines gesamten 
Lebens nachgelagert besteuert worden wäre. Dieser neutraler Vergleichspunkt, 
der gleichzeitig das Ziel der Reform darstellt, ermöglicht es, nicht nur die aktuelle 
Steuerbelastung von Beamten und Angestellten vergleichend gegenüber zu 
stellen, sondern auch die Zielerreichung verschiedener Reformvarianten zu be- 
urteilen. °®” 

In den Abschnitten 5.3 bis 5.5 wird die Herleitung der Modellstruktur diskutiert 
und die Konstruktion der Teilkomponenten erläutert. Ziel ist dabei, die histori- 
schen Gegebenheiten möglichst genau zu modellieren und gleichzeitig plausibel 
in die Zukunft fortzuschreiben. Die zukünftige Entwicklung der gruppenspezifi- 


585 Vgl. Abschnitt 5.1. 
586 Vgl. die Abschnitte 5.2.1 bzw. 5.2.2. 
587 Vgl. Abschnitt 5.2.3. 
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schen Einkommensverläufe, der Einkommensteuertarife sowie des Rentenni- 
veaus gilt es so zu gestalten, dass beim Ubergang vom historischen zum zu- 
kunftsorientierten Teil des Modells keine Sprungstellen bei den verschiedenen 
Maßzahlen entstehen. 

In Abschnitt 5.3 wird ein Gesamtüberblick über das Modell gegeben. Abschnitt 
5.4 verdeutlicht die Herleitung von realitätsnahen geschätzten 
Lebenseinkommensverläufen vom Mincer-Typ für fünf Personengruppen unter- 
schiedlicher Ausbildungszeiten auf Basis der Daten des Sozio-oekonomischen 
Panels. Abschnitt 5.5 zeigt, wie die Steuertarife der Veranlagungszeiträume von 
1955 bis 2004 „neutral“ auf die Zukunft übertragen werden. 
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Abbildung 5-13: Ubersicht Kapitel 5 
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6 Auswertung und Diskussion 


Das folgende Kapitel diskutiert die Modellergebnisse und stellt sie in den Zu- 
sammenhang mit den bisherigen Erkenntnissen. Dabei werden nur ausgewählte 
Szenarien dargestellt. Hierzu zählen zum einen solche, deren Parameter als rea- 
litätsnah eingestuft werden, zum anderen solche, welche von diesen als reali- 
tätsnah bezeichneten Szenarien deutlich abweichen. Eine umfassende Darstel- 
lung aller 108 Varianten für vier Vergleichsszenarien würde den Rahmen dieser 
Arbeit sprengen.‘® Der Erkenntnisgewinn der Sensitivitätsanalyse”° liegt haupt- 
sächlich darin, dass das Modell konsistente Ergebnisse bei verschiedenen An- 
nahmen liefert, sich folglich stabil verhält. In den ersten drei Abschnitten werden 
die Ergebnisse der folgenden drei Vergleiche dargestellt: 

1. Status quo versus Schon-Immer-Szenario 

2. Reform versus Schon-Immer-Szenario 

3. Status quo versus Reform 
Für alle drei wird auf die Maßzahl des Lebensdurchschnittsteuersatzes abge- 
stellt. Für den dritten Vergleich zwischen Status quo und Reform wird zusätzlich 
der Aspekt der Doppelbesteuerung thematisiert, da diese Frage entscheidend für 
die Beurteilung von Reformvarianten ist. Hierbei wird auf den Reformvorschlag 
der Sachverständigenkommission zur Neuordnung der steuerrechtlichen Be- 
handlung von Altersvorsorgeaufwendungen und Altersbezügen abgestellt.°°’ Im 
vierten Abschnitt wird diesem Vorschlag ein Alternativvorschlag gegenüberge- 
stellt. 


6.1 Status quo versus Schon-Immer-Szenario 


Der Vergleich zwischen der Steuerbelastung im Status quo und dem Schon-Im- 
mer-Szenario kann als Erweiterung des Modells von Meindel gesehen werden. 
Meindel kommt zu dem Ergebnis, dass gesetzlich Rentenversicherungspflichtige 
immer eine geringere Steuerlast zu tragen hätten, wenn sie in gleicher Weise wie 
Beamte nachgelagert besteuert würden.°” 

Diese Aussage kann im Grundsatz für das erweiterte Modell (vgl. Kapitel 5), 
bestätigt werden. Abbildung 6-1 zeigt die Veränderung des Lebensdurch- 
schnittsteuersatzes eines Angestellten, wenn dieser statt gemäß dem Status quo 
der Rentenbesteuerung gemäß dem Schon-Immer-Szenario versteuert worden 
wäre. Auf der Ordinate wird die Differenz des Lebensdurchschnittsteuersatzes in 
Prozentpunkten dargestellt, auf der Abszisse werden die Geburtskohorten zwi- 
schen 1940 und 2025 dargestellt. Die Nulllinie des Diagramms stellt die Steuer- 
belastung im Status quo dar. Die Datenpunkte zeigen, um wie viele Prozent- 


588 Neben dem Status quo und dem Schon-Immer-Szenario werden zwei Reformvorschläge 
diskutiert. 

589 Vgl. Tabelle 5-2. 

590 Vgl. Abschnitt 5.2.3.1 Abbildung 5-2. 

591 Vgl. BMF (Hrsg.) (2003). 

592 Vgl. Meindel, Alexander (2002), sowie die Abschnitt 2.2 und 5.2.3.2 der vorliegenden Arbeit. 
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punkte der Lebensdurchschnittsteuersatz bei nachgelagerter Besteuerung höher 
bzw. geringer ausgefallen wäre. Alle Einkommensklassen aller untersuchten Ge- 
burtsjahrgänge hätten bei nachgelagerter Besteuerung eine geringere Einkom- 
mensteuerbelastung als im Status quo. Eine Benachteiligung von Beamten durch 
die unterschiedliche Besteuerung kann unter diesen Annahmen folglich ausge- 
schlossen werden. 


Abbildung 6-1: Differenz des Lebensdurchschnittsteuersatzes, Schon-Im- 
mer-Szenario — Status quo 


lerw = 80 Jahre | rea = 60 Jahre | g = 1% | i = 5.5% 
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Bei einem Renteneintrittsalter von 60 Jahren, wie es hier angenommen wurde, 
zeigt sich die relativ hohe Lebenseinkommensteuerbelastung des Eck- bzw. des 
Maximalrentners. Diese führen in der Darstellung dazu, dass für beide Ver- 
gleichsgruppen der Vorteil einer nachgelagerten Besteuerung für die Geburtsko- 
horten von 1940 bis ca. 1945 bzw. 1950 geringer ausfallen, als bei den Ver- 
gleichsgruppen mit geschätzten Einkommensverläufen (Einkommensgruppe 1 
bis 5). Da die Benachteiligung durch die nur teilweise Abzugsfähigkeit der Sozial- 
versicherungsbeiträge über die Jahre zunahm, stellt die nachgelagerte Besteue- 
rung für spätere Generationen dagegen einen größeren Vorteil dar. Die Daten- 
punkte späterer Generationen liegen tiefer als diejenigen früherer Generationen. 
Der Maximalrentner erfährt dabei über die unterschiedlichen Generationen be- 
trachtet die größten Änderungen. Liegt für einen 1940 Geborenen der Durch- 
schnittsteuersatz bei nachgelagerter Besteuerung lediglich um 0,62 Prozent- 
punkte unter derjenigen bei Besteuerung gemäß dem Status quo, so liegt der 
Unterschied ab dem Jahrgang 1980 bei ca. 2,5 Prozentpunkten. Diese extremen 
Unterschiede bei der Personengruppe des Maximalrentners tritt jedoch nur bei 
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einem Renteneintrittsalter von 60 Jahren in dieser Größe auf, da von einem Be- 
rufseintrittsalter von 15 Jahren ausgegangen werden muss, um bis zum 60. Le- 
bensjahr auf 45 Berufsjahre zu kommen. Dieses Szenario dürfte in der Realität 
nur sehr selten auftreten. Des Weiteren zeigt sich, dass der Vorteil der nachgela- 
gerte Besteuerung mit zunehmendem Einkommen steigt. Dies ist eine unmittel- 
bare Folge des progressiven Einkommensteuertarifs. 

Nimmt man an, dass die Nominalverzinsung über dem Lohnwachstum liegt und 
die Dauer der Nacherwerbsphase nicht die Grenze von 25 Jahren überschreitet, 
so kann davon ausgegangen werden, dass für alle Einkommensgruppen aller 
Geburtskohorten die nachgelagerte Besteuerung mit einer geringeren Steuerbe- 
lastung verbunden wäre, als die Besteuerung nach geltendem Steuerrecht. 

Für bestimmte Parameterkonstellationen muss diese Aussage jedoch relativiert 
werden. So ist die nachgelagerte Besteuerung für die obersten Einkommens- 
gruppen (Ausbildungsgruppe 4 und 5, sowie den Maximalrentner) dann mit einer 
höheren Steuerbelastung verbunden als im Status quo, wenn das Lohnwachstum 
während des gesamten Erwerbslebens deutlich über der Nominalverzinsung 
liegt. Dieser Effekt tritt bspw. bei einem Lohnwachstum von 3% und einem Dis- 
kontsatz von 0% auf. Da diese Konstellation in der Vergangenheit nicht über die 
Dauer eines gesamten Erwerbslebens zu beobachten war, wird dieser Effekt hier 
nur zur Verdeutlichung der beschränkten Aussagefähigkeit des Modells erwähnt. 
Für den Maximalrentner tritt dieser Effekt allerdings noch für ein Lohnwachstum 
von 1% und einem Diskontsatz von 0% auf. 

Ebenso tritt eine höhere Steuerbelastung für frühe Kohorten auf, wenn die Nach- 
erwerbsphase vergleichsweise lange ist und der für die Barwertberechnung ver- 
wendete Nominalzinssatz nur geringfügig über dem Lohnwachstum liegt, wie das 
Beispiel in Abbildung 6-2 zeigt. Hält man sich vor Augen, dass die nachgelagerte 
Besteuerung zu einer geringeren Steuerlast in der Erwerbsphase und zu einer 
höheren in der Nacherwerbsphase führt, ist dieser Zusammenhang unmittelbar 
verständlich. Die lange Nacherwerbsphase mit der höheren Steuerbelastung 
überkompensiert die geringere Belastung der vergleichsweise kurzen Erwerbs- 
phase. Dieser Effekt tritt umso deutlicher zu Tage, je geringer der Diskontsatz ist, 
mit dem Steuerzahlungen der frühen Erwerbsjahre auf den Renteneintritts- 
zeitpunkt aufgezinst werden. 

Der deutliche Unterschied zwischen den geschätzten Einkommensgruppen zu 
den „synthetischen“ Vergleichsgruppen des Eck- und des Maximalrentners ver- 
deutlichen, dass die Letztgenannten nur bedingt für Vergleichszwecke herange- 
zogen werden könne. Im oben dargestellten Beispiel erfährt von den geschätzten 
Ausbildungsgruppen lediglich die Einkommensgruppe 4 bis zur Geburtskohorte 
1945 einen Nachteil. 

Bei den bisher dargestellten Ergebnissen wurde davon ausgegangen, dass auch 
der Versorgungsfreibetrag im Rahmen des SI-Szenarios auf rentenversiche- 
rungspflichtige Angestellte übernommen wird. Dieser Freibetrag, der als Aus- 
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gleich für die angebliche Benachteiligung durch die nachgelagerte Besteuerung 
eingeführt wurde,°” wäre jedoch gemäß diesem Ergebnis nicht notwendig. 


Abbildung 6-2: Differenz des Lebensdurchschnittsteuersatzes, Schon-Im- 
mer-Szenario — Status quo 
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Einkommensgruppen 1:= 9 | 2:= 10,5 | 3:= 11,5 | 4:= 15 | 5:= 18 Jahre Ausbildungszeit; 
EckR: Eckrentner | MaxR: Maximalrentner 

lerw: Lebenserwartung | rea: Renteneintrittsalter | g: Lohnwachstum | i: Diskontsatz; 
Quelle: eigene Berechnungen 


Abbildung 6-3 zeigt das Ergebnis der Modellrechnung unter Vernachlässigung 
des Versorgungsfreibetrags. Es zeigt sich, dass die nachgelagerte Besteuerung 
wie sie bei Beamten vorliegt selbst ohne diesen Freibetrag einen Vorteil darstellt. 
Der Vollständigkeit halber sei darauf hingewiesen, dass der Werbungskosten- 
pauschbetrag, der Beamten in der Nacherwerbsphase in gleicher Höhe wie in 
der Erwerbsphase zusteht, bei der Vergleichsrechnung nach dem Schon-Immer- 
Szenario nicht berücksichtigt wurde. 

Damit wird der Steuervorteil dieses Szenarios im Vergleich zur Steuerbelastung 
von Beamten unterschätzt. Akzeptiert man die Lebenseinkommensteuerbelas- 
tung als Maß zur vergleichenden Beurteilung der Steuerbelastung von Beamten 
zu gesetzlich rentenversicherten Angestellten, so muss von einer Benachteili- 
gung von Sozialversicherungspflichtigen gegenüber Beamten ausgegangen wer- 
den.’ Der Versorgungsfreibetrag ist für einen Ausgleich der angeblichen, 
steuerlichen Ungleichbehandlungen folglich nicht erforderlich. 


593 Vgl. StÄndG 1965 v. 14.05.1965, BGBI. | (1965), S. 377 ff. 
594 Zur Vergleichstrategie des SI-Szenarios siehe Abschnitt 5.2.3.2. 
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Abbildung 6-3: Differenz des Lebensdurchschnittsteuersatzes, Schon-Im- 
mer-Szenario ohne Versorgungsfreibetrag — Status quo 


lerw = 80 Jahre | rea = 60 Jahre | g = 1% | i = 5.5% 
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Einkommensgruppen 1:= 9 | 2:= 10,5 | 3:= 11,5 | 4:= 15 | 5:= 18 Jahre Ausbildungszeit; 
EckR: Eckrentner | MaxR: Maximalrentner 

lerw: Lebenserwartung | rea: Renteneintrittsalter | g: Lohnwachstum | i: Diskontsatz; 
Quelle: eigene Berechnungen 


6.2 Reform versus Schon-Immer-Szenario 


Nachfolgend wird untersucht, wie die Reform, welche von der Sachverstandigen- 
kommission zur Neuordnung der steuerrechtlichen Behandlung von Altersvorsor- 
geaufwendungen und Altersbezügen vorgeschlagen wurde, das Ziel der nach- 
gelagerten Besteuerung erreicht. Die Beurteilung stützt sich auf die Uberlegun- 
gen, welche im Zusammenhang mit Abbildung 5-1 bereits diskutiert wurden. Da- 
nach darf ab dem Reformbeginn der Lebensdurchschnittsteuersatz nicht mehr 
ansteigen. Bei einem Renteneintrittsalter von 60 Jahren, müsste dies für die Ge- 
burtskohorten ab 1945 der Fall sein.°” 

Abbildung 6-4 zeigt die Differenz zwischen dem Lebensdurchschnittsteuersatz 
(LDStS) für die Reform und derjenigen für das Schon-Immer-Szenario. Für die 
Einkommensgruppen 1 bis 3 wird der Lebensdurchschnittsteuersatz der Ge- 
burtskohorte 1945 erst wieder von den Kohorten ab ca. 1977 unterschritten. Für 
die Kohorten zwischen 1945 und ca. 1977 stellt die Reform damit einen Umweg 
bzgl. des Reformziels einer nachgelagerten Besteuerung dar. Für die Einkom- 
mensgruppe 4 und 5 sind lediglich die Geburtskohorten zwischen 1945 und 1968 
betroffen, für den Eck- bzw. den Maximalrentner hingegen diejenigen zwischen 
1945 und 1988 bzw. 1986. 


595 Bei einem Renteneintrittsalter von 65 Jahren entspräche dies den Geburtskohorten ab 1940. 
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Die maximale Überhöhung des Durchschnittsteuersatzes reicht bei den ge- 
schatzten Einkommensverlaufen von 0,24 Prozentpunkten bei Einkommens- 
gruppe 1 bis 0,43 Prozentpunkten bei Einkommensgruppe 5. Bei niedrigem Ein- 
kommen ist die Überhöhung kleiner, dafür sind mehr Generationen betroffen, 
umgekehrt steigt bei hohen Einkommen der Lebensdurchschnittsteuersatz durch 
den progressiven Tarif steiler an, wobei von der Überhöhung weniger Generatio- 
nen betroffen sind. Eck- bzw. Maximalrentner nehmen hier Sonderstellungen ein. 
Für sie erreicht die Überhöhung ein Maximum von 0,78 bzw. 1,12 Prozent- 
punkten. Diese Vergleichsgruppen übertreffen damit nicht nur bzgl. des Umfangs 
der Überhöhung alle anderen Einkommensgruppen sondern es sind bei diesen 
synthetischen Vergleichsgruppen auch deutlich mehr Generationen von einer 
Überhöhung betroffen. 


Abbildung 6-4: Differenz des Lebensdurchschnittsteuersatzes, Reform — 
Schon-Immer-Szenario 


lerw = 80 Jahre | rea = 60 Jahre | g = 1% | i = 5.5% 
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Einkommensgruppen 1:= 9 | 2:= 10,5 | 3:= 11,5 | 4:= 15 | 5:= 18 Jahre 
Ausbildungszeit; EckR: Eckrentner | MaxR: Maximalrentner 

lerw: Lebenserwartung | rea: Renteneintrittsalter | g: Lohnwachstum | i: Diskontsatz; 
Quelle: eigene Berechnungen 


Tabelle 6-1 zeigt die Zusammenfassung der Eckwerte der Simulationen für unter- 
schiedliche Parameterkonstellationen. Der Kreis der betroffenen 
Geburtskohorten verändert sich für die geschätzten Einkommensgruppen 1 bis 5 
in Abhängigkeit des Renteneintrittsalters bzw. des Diskontsatzes nur geringfügig. 
Bei Eck- und Maximalrentner verkleinert sich der Kreis betroffener Kohorten mit 
Verkürzung der Nacherwerbsphase. Die Verringerung der maximalen 
Überhöhung bei höherem Diskontsatz ergibt sich durch die Barwertberechnung 
der periodischen Einkommensteuerzahlungen bezogen auf das 
Renteneintrittsalter. Die Wirkung der Mehrbelastung in der Nacherwerbsphase 


Alexander Meindel - 978-3-631-75051-3 
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 08:49:27AM 
via free access 


199 


wird durch einen höheren Diskontsatz kleiner, die Entlastung der Erwerbsphase 
größer und entsprechend umgekehrt. 

Grundsätzlich überlagern sich bei der Differenzbildung gem. Abbildung 6-4 zwei 
Effekte, die Veränderung der Steuerbelastung im Reformszenario mit derjenigen 
im Schon-Immer-Szenario. Bei den geschätzten Einkommensverlaufen der 
Gruppen 1 bis 5 führt ein höheres Renteneintrittsalter (Tabelle 6-1 oberer im Ver- 
gleich zu unterem Block) zu einer verlängerten Erwerbsphase und damit bei kon- 
stanter Lebenserwartung zu einer Verkürzung der Nacherwerbsphase. Im Schon- 
Immer-Szenario verringert sich die Lebenssteuerbelastung dadurch in zweifacher 
Weise. In der Erwerbsphase kommt die Person länger in den Genuss eines ab- 
zugsfähigen Rentenversicherungsbeitrages, in der Nacherwerbsphase fallen we- 
niger Jahre mit Steuerpflicht an. 


Tabelle 6-1: Überhöhung des Lebensdurchschnittsteuersatzes durch die 
Reform bei unterschiedlichen Parameterkonstellationen 


Letzte Letzte 
Max. Überhöhung | Geburtskohorte, |Max. Überhöhung | Geburtskohorte, 
des LDStS bzgl. welche eine des LDStsS bzgl. welche eine 
S-Szenario Überhöhung erfährt SHSzenario Überhöhung erfährt 
[Prozentpunkte] [Kalenderjahr] [Prozentpunkte] [Kalenderjahr] 


lerw = 80; rea =60 
Oruppe 


lerw = 80; rea = 65 


Quelle: eigene Berechnung 


Bei den synthetischen Vergleichsgruppen des Eck- bzw. des Maximalrentners 
verkürzt sich die Nacherwerbsphase durch ein höheres Renteneintrittsalter 
ebenfalls, wobei die Dauer der Erwerbsphase per Definition konstant ist. Im Ver- 
gleich zu den Einkommensgruppen mit geschätzten Einkommensverläufen ver- 
ringert sich die Lebenseinkommensteuer deshalb in geringerem Maße, da sich 
nur der Entlastungseffekt durch die verkürzte Nacherwerbsphase vergrößert, 
nicht jedoch derjenige der Erwerbsphase. Betrachtet man nun die Differenz zwi- 
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schen Lebensdurchschnittsteuersatzes gem. Reform und gem. Schon-Immer- 
Szenario ergibt sich für die geschätzten Einkommensverläufen eine Zunahme 
der Differenz beim Übergang des Renteneintrittsalters von 60 auf 65 Jahre bei 
den synthetischen Vergleichsgruppen des Eck- und des Maximalrentners eine 
Abnahme. 

Bei Personen mit diesen quasi-konstanten Relativeinkommensprofilen zeigt die 
Sensitivitatsanalyse eine Anreizwirkung, eine Verringerung des Umweges durch 
einen späteren Renteneintritt zu erreichen. Dieses Ergebnis beruht darauf, dass 
die Erwerbsphase per Definition bei diesen beiden Vergleichsgruppen konstant 
gehalten wird, was zu einer Verkürzung der Nacherwerbsphase führt, wenn bei 
konstanter Lebenserwartung das Renteneintrittsalter steigt. Die Untersuchungen 
mit geschätzten Einkommensverläufen und variabler Dauer der Erwerbsphase 
führen gerade zum gegenteiligen Ergebnis: danach kann ein Wirtschaftssubjekt 
seine Lebenssteuerbelastung durch einen früheren Renteneintritt verringern. Die 
Untersuchungen zeigen folglich, dass die Anreizsituation unzutreffend einge- 
schätzt wird, wenn der Eck- und den Maximalrentner als Vergleichsgruppe ver- 
wendet wird. 

Für diesen hier skizzierten „Umweg“ bedürfte es eines sachlich gerechtfertigten 
Grundes, wenn diese Mehrbelastung von Zwischengenerationen keine gleich- 
heitswidrige Schlechterstellung gem. des Gleichheitssatzes des Art. 3 GG dar- 
stellen soll. Ob sich aus juristischer Sicht eine Grenze ermitteln lässt, ab der der 
Gleichheitssatz als verletzt gilt, kann an dieser Stelle nicht beantwortet werden. 


6.3 Reform versus Status quo 


6.3.1 Doppelbesteuerung 


In Abschnitt 5.2.2 wurde als Maßzahl zur Abgrenzung des Tatbestandes der 
Doppelbesteuerung der unversteuerte Anteil der Rentenversicherungsbeiträge 
hergeleitet. Nachfolgend wird für den Kommissionsvorschlag die Quantifizierung 
dieser Maßzahl dargestellt und die Ergebnisse, welche sich daraus ergeben, dis- 
kutiert. 

Abbildung 6-5 verdeutlicht das Ansteigen des Zusatzfreibetragssatzes (zfbs), der 
die Freistellung der Rentenversicherungsbeiträge in der Erwerbsphase 
sicherstellt (hier nur bzgl. des Arbeitnehmeranteils)’*, des Ertragsanteils der 
Reform, der die Steuerbelastung der Rentenleistungen bestimmt, sowie den 
Verlauf des minimalen, unversteuerten Anteils der Rentenversicherungsbeiträge 
über alle sieben Einkommensgruppen für eine Parameterkonstellation. Übersteigt 
der Ertragsanteil der Reform den unversteuerten Anteil der 


596 Durch den Zusatzfreibetragssatz werden die Pflichtversicherungsbeiträge des Arbeitnehmers 
von der Besteuerung befreit. Im Kommissionsvorschlag (BMF (Hrsg.) (2003)) wird von einer 
Freistellung von 60% bezogen auf Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteil ausgegangen. Die 
Arbeitgeberbeiträge sind z.Z. vollständig von der Besteuerung befreit. Sie stellen damit von 
den 60% bereits 50 Prozentpunkte. Bezieht man die restlichen 10 Prozentpunkte lediglich auf 
die Arbeitnehmerbeiträge, entspricht dies den hier angegebenen 20%. Die Steigung ist durch 
diese Darstellung damit auch doppelt so hoch. 
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Rentenversicherungsbeitrage, so liegt gemäß den Ausführungen des Abschnitt 
5.2.2 Doppelbesteuerung vor. 


Abbildung 6-5: Reform gem. Kommissionsvorschlag (vgl. Tabelle 5-1) 
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lerw: Lebenserwartung | rea: Renteneintrittsalter | zfos: Zusatzfreibetragssatz | 
ea_ref: Ertragsanteil Reform; Quelle: eigene Berechnungen 


In Abbildung 6-6 liegt in diesem Fall der Datenpunkt im negativen Bereich. Die 
Abbildung zeigt die Differenz zwischen dem unversteuerten Anteil der Renten- 
versicherungsbeitrage der verschiedenen Einkommensgruppen und dem Er- 
tragsanteil der Reform. Für die 1980 Geborenen werden bspw. von der Sozial- 
versicherungsrente Uber 10 Prozentpunkte mehr besteuert, als in der Erwerbs- 
phase Beitrage unversteuert geblieben sind. 

Durch die Konstruktion der Maßzahl bleibt das in Abbildung 6-6 dargestellte 
Ergebnis bei Variation der Lebenserwartung, des Lohnwachstums und des 
Diskontsatzes konstant. Lediglich ein höheres Renteneintrittsalter verschiebt den 
Zeitpunkt der erstmaligen Doppelbesteuerung hin zu früheren Kohorten. So 
erfährt bei einem Renteneintrittsalter von 65 Jahren der Geburtsjahrgang der 
1949 Geborenen mit einem Einkommensverlauf gemäß der Vergleichsgruppe 5 
oder des Maximalrentners eine Doppelbesteuerung, während dies bei einem 
Renteneintrittsalter von 60 Jahren die entsprechenden Einkommensgruppen erst 
des Jahrgangs 1954 trifft. Das Maximum der Doppelbesteuerung verschiebt sich 
ebenfalls hin zu früheren Generationen. 2010 und später geborene Kohorten 
bleiben von einer Doppelbesteuerung verschont. Dies ist unabhängig vom 
angenommenen Renteneintrittsalter. Die Höhe der Doppelbesteuerung steigt für 
die Vergleichsgruppen mit geschätztem Einkommensverlauf mit Zunahme des 
Renteneintrittsalters an, da dadurch auch die Erwerbsphase länger andauert und 
der versteuerte Anteil der Rentenversicherungsbeiträge im historischen Verlauf 
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stetig anstieg. Damit geht von der Reform der Anreiz aus, möglichst früh in den 
Ruhestand zu gehen. Da die Dauer der Erwerbsphase für die Vergleichsgruppe 
des Eck- und des Maximalrentners unabhängig vom Renteneintrittsalter konstant 
bleibt, ändert sich für diese Gruppen auch das Ausmaß der Doppelbesteuerung 
mit steigendem Renteneintrittsalter nicht. 


Abbildung 6-6: Differenz des unversteuerten Anteils der Rentenversiche- 
rungsbeiträge und dem Ertragsanteil der Reform 


P EHHH 
d WA —-— 2 
TEAPEERTERTETAN E 


c ‘i Rane | 
s 
SY AR 


f" CHIC SEN 

ER YY 
ee 
=: oee 
HH 
Ki 


Geburtskohorte 
Einkommensgr. 1:= 9 | 2:= 10,5 | 3:= 11,5 | 4:= 15 | 5:= 18 Jahre Ausbildungszeit; 
EckR: Eckrentner | MaxR: Maximalrentner 
lerw: Lebenserwartung | rea: Renteneintrittsalter | zfbs: Zusatzfreibetragssatz | 
ea_ref: Ertragsanteil Reform; Quelle: eigene Ber. 


[Prozentpunkte] 


Die Sensitivitätsrechnung offenbart zwei wichtige Aspekte. Zum einen kommt es 
zu der soeben geschilderten negativen Anreizwirkung, die zum anderen nicht 
erkannt wird, wenn statt der realitätsnahen Einkommensgruppen mit geschätz- 
tem Einkommensverlauf lediglich der Eck- und der Maximalrentner als Ver- 
gleichsgruppe herangezogen wird. 

Bis zur Kohorte der 1975 Geborenen nimmt das Ausmaß der Doppelbesteuerung 
mit dem Einkommen zu, ab der Geburtskohorte 1985 verringert sich die Doppel- 
besteuerung mit steigendem Einkommen (s. Abbildung 6-7). Darüber hinaus 
zeigt sich, dass der Eckrentner teilweise, der Maximalrentner stets gegenüber 
den Vergleichsgruppen mit geschätzten Einkommensverläufen im intragenerati- 
ven Vergleich eine Extremposition einnimmt. Insbesondere mit dem Maximal- 
rentnerkonzept wird das Ausmaß der Doppelbesteuerung für einzelne Kohorten 
im Verhältnis zu vergleichbaren, realitätsnahen Einkommensverläufen (Einkom- 
mensgruppe 4 oder 5) überschätzt. Andererseits entspricht das Ausmaß der 
Doppelbesteuerung des Maximalrentners bspw. der 1995 Geborenen demjeni- 
gen der Einkommensgruppe 1 dieser Kohorte. 
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Abbildung 6-7: Doppelbesteuerung verschiedener Einkommensgruppen 


lerw = 80 Jahre | rea = 60 Jahre | zfbs: 2005, 20%, 400 BP | ea_ref: 2005, 50%, 200 BP 
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Einkommensgruppe 


Einkommensgr. 1:= 9 | 2:= 10,5 | 3:= 11,5 | 4:= 15 | 5:= 18 Jahre 
Ausbildungszeit; EckR: Eckrentner | MaxR: Maximalrentner 

lerw: Lebenserwartung | rea: Renteneintrittsalter | zfbs: Zusatzfreibetragssatz | 
ea_ref: Ertragsanteil Reform; Quelle: eigene Ber. 


6.3.2 Verteilungswirkung 


Zur Beurteilung der Verteilungswirkung des Reformvorschlages der Sachver- 
standigenkommission wird auf die Veranderung des Lebensdurchschnittsteuer- 
satzes durch die Reform im Vergleich zum Status quo abgestellt. 

Fur die unteren Einkommensklassen (Gruppe 1 bis 3 und den Eckrentner) ergibt 
sich für die Kohorten der bis 1950 Geborenen keine Veränderung im Vergleich 
zum Status quo. Für die Geburtsjahrgänge um 1950 sinkt die Steuerbelastung 
unter diejenige des Status quo, steigt dann bis ca. 1955 darüber, um anschlie- 
ßend erneut abzusinken (vgl. Abbildung 6-8 und Abbildung 6-9). Für die 
restlichen Einkommensklassen steigt die Steuerbelastung im Vergleich zum 
Status quo bis zur Kohorte der 1955 Geborenen direkt an, um anschließend 
abzusinken. Geburtsjahrgänge ab der Kohorte der 1965 Geborenen erfahren 
eine Steuerbelastung, welche unter derjenigen des Status quo liegt, mit 
Ausnahme der Vergleichsgruppe des Maximalrentners. Für diesen unterschreitet 
die Steuerbelastung erst ab dem Jahrgang 1971 die Steuerlast des Status quo. 


Die Sensitivitätsanalyse zeigt, dass mit steigendem Renteneintrittsalter zuneh- 
mend frühere Generationen in den Genuss einer geringeren Lebenssteuerlast im 
Vergleich zum Status quo kommen. Ausschlaggebend hierfür ist die Entlastung 
durch Freistellen der Versicherungsbeiträge in der Erwerbsphase. Dieser Ent- 
lastungseffekt wird umso stärker, je größer die Erwerbsphase gegenüber der 
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Nacherwerbsphase ist, in welcher die Steuerbelastung höher als im Status quo 
ist. 


Abbildung 6-8: Differenz des Lebensdurchschnittsteuersatzes, Reform — 
Status quo 
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Geburtskohorte 


Einkommensgruppen 1:= 9 | 2:= 10,5 | 3:= 11,5 | 4:= 15 | 5:= 18 Jahre Ausbildungszeit; 
EckR: Eckrentner | MaxR: Maximalrentner 

lerw: Lebenserwartung | rea: Renteneintrittsalter | g: Lohnwachstum | i: Diskontsatz; 
Quelle: eigene Berechnungen 


Erfahren bei einem Renteneintrittsalter von 60 Jahren Geburtsjahrgänge ab ca. 
1970 eine Entlastung durch die Reform so sind es bei einem Renteneintrittsalter 
von 65 bzw. 70 Jahren die Kohorten der ab ca. 1965 bzw. der ab ca. 1960 
Geborenen.°” Die Wirkungsrichtung gilt für die Vergleichsgruppen mit geschätz- 
ten (Gruppe 1 bis 5) und denjenigen mit synthetischen Einkommensverläufen 
(Eck- und Maximalrentner) gleichermaßen. 

Je größer der Unterschied zwischen dem angenommenen Diskontsatz und dem 
Lohnwachstum ist, desto früher unterschreitet die Steuerbelastung der Reform 
diejenige der Ausgangssituation. Bei einer Lebenserwartung von 80 Jahren, ei- 
nem Renteneintrittsalter von 60 Jahren und einem Lohnwachstum von 1% stellt 
die Reform bei einem Diskontsatz von 3% erstmals für 1980 Geborene, bei ei- 
nem Diskontsatz von 5,5% erstmals für 1975 Geborene und bei 7% erstmals für 
1970 Geborene einen Vorteil im Vergleich zum Status quo dar. Umgekehrt erfah- 
ren alle früheren Kohorten durch die Reform eine höhere 
Lebenssteuerbelastung, als dies nach aktuellem Steuerrecht der Fall wäre. 


597 Die Angaben beziehen sich auf Berechnungen mit einer angenommenen Lebenserwartung 
von 80 Jahren, einem Lohnwachstum von 1% und einem Diskontsatz von 5,5%. 
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Abbildung 6-9: Steuerbelastung kurz vor und nach Beginn der Reform im 
Vergleich zum Status quo (Teilvergrößerung aus Abbildung 6-8) 
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Geburtskohorte 


Einkommensgruppen 1:= 9 | 2:= 10,5 | 3:= 11,5 | 4:= 15 | 5:= 18 Jahre Ausbildungszeit; 
EckR: Eckrentner | MaxR: Maximalrentner 

lerw: Lebenserwartung | rea: Renteneintrittsalter | g: Lohnwachstum | i: Diskontsatz; 
Quelle: eigene Berechnungen 


Der Anstieg der Steuerbelastung nach Reformbeginn fällt fur die unteren Ein- 
kommensgruppen deutlich geringer aus als für die oberen. Deshalb kann dieser 
Umweg im Gegensatz zur gleichheitsrechtlichen Problematik aus sozialpoliti- 
scher Sicht als weniger kritisch bezeichnet werden.°” 

Die Sensitivitätsanalyse zeigt folglich eine positive Anreizwirkung für die Renten- 
nahen Jahrgänge, den Renteneintritt hinauszuzégern, um so die Lebenssteuer- 
belastung zu verringern. Sie steht der Anreizwirkung der Verringerung der Dop- 
pelbesteuerung direkt entgegen, welche eine Verkürzung der Erwerbsphase 
nahe legt. Welche der beiden Anreizwirkungen überwiegt, hängt von den indivi- 
duellen Präferenzen und Annahmen des einzelnen Wirtschaftssubjektes ab. Geht 
es von einer geringen Lebenserwartung aus, wird der Anreiz dominieren, die 
Doppelbesteuerung zu minimieren. Die Person wird einen möglichst frühen 
Renteneintrittszeitpunkt wählen. Nimmt die Person eine lange Lebenserwartung 
an, wird der Anreiz dominieren, die Lebenssteuerbelastung zu minimieren. Das 
Wirtschaftssubjekt wird einen möglichst späten Renteneintrittszeitpunkt wählen. 


6.4 Reformvorschlag 


Die vorangehenden Ausführungen haben die Schwachpunkte des Reformvor- 
schlages der Sachverstandigenkommission zur Neuordnung der steuerrechtli- 


598 Vgl. Abbildung 6-9; auf die gleichheitsrechtliche Problematik wurde insbesondere im Rahmen 
der Frage der Abgrenzung des Tatbestandes der Doppelbesteuerung bereits verschiedentlich 
eingegangen. S. insbes. die Abschnitte 3.4, 5.2.2 und 6.3.1. 
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chen Behandlung von Altersvorsorgeaufwendungen und Altersbezügen aufge- 
zeigt. Nachfolgend soll diesem ein Alternativvorschlag gegenübergestellt werden, 
der explizit den kritischen Punkten der Doppelbesteuerung sowie der Vermei- 
dung eines Umwegs bei der Ausgestaltung der Reform Rechnung trägt. 


6.4.1 Ausgestaltung der Reform 


Es wird davon ausgegangen, dass ein Zusatzfreibetragssatz eingeführt wird, der 
einen relativen Anteil der Rentenversicherungsbeiträge des Arbeitnehmers frei- 
stellt. Dieser freigestellte Anteil beginnt 2005 bei zfbs_beginn und erhöht sich 
jährlich für alle Generationen um einen bestimmten Wert (zfbs_stg) bis er 100% 
erreicht hat. Umgekehrt wird der Ertragsanteil zu Beginn der Reform festgelegt 
(ea_beginn) und dieser jeweils für Zugangsrentner ebenfalls jährlich mit ea_stg 
angehoben bis auch dieser 100% erreicht. Tabelle 6-2 gibt an, welche Varianten 
untersucht wurden. 

Da ab dem Zeitpunkt in dem eine Person das Renteneintrittsalter erreicht der 
versteuerte Anteil der Rentenversicherungsbeiträge determiniert ist, darf sich fol- 
gerichtig der persönliche Ertragsanteil ab diesem Zeitpunkt nicht mehr verän- 
dern. 

Die untersuchten Reformvarianten werden nach den nachfolgenden drei Kriterien 
beurteilt. 


Tabelle 6-2: Untersuchte Reformvarianten 


|rea[Jahren] | ZZ _Renterents ter | 6065 | 

zfbs_beginn Zusatzfreibetragssatzes für die 20; 40; 50; 60 

[%] Freistellung der Rentenversiche- 

rungsbeiträge zu Beginn der Re- 
form im Jahr 2005 


BP] freibetragssatzes 
ea_beginn | Ertragsanteil zu Beginn der Reform 
[%] (konstant fiir die jeweilige 
Generation, fur Bestandsrentner gilt 
der Anfang 
jährliche Zunahme des Ertrags- 


anteils fur spatere Rentenein- 
trittsjahrgange 
1. Verworfen werden Varianten, bei welchen der Ertragsanteil der Reform den 
unversteuerten Beitragsanteil um mehr als 1,5 Prozentpunkte Ubersteigt und 


Summe der Variante: 512 
Quelle: eigene Darstellung 


599 100 Basispunte [BP] = 1 Prozentpunkt [PP]. 
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dies für mehr als 10 Geburtsjahrgänge. Gemäß den Ausführungen des Ab- 
schnitts 5.2.2 läge hierbei Doppelbesteuerung vor.°” 

2. Der Lebensdurchschnittsteuersatz nach Reformbeginn darf im Vergleich zum 
Schon-Immer-Szenario nicht wesentlich ansteigen. Als nicht wesentlich wer- 
den Zunahmen von bis maximal 0,3 Prozentpunkte angesehen. Diese Ein- 
schränkung geht auf die Argumentation von Abschnitt 5.2.3.3 (insbesondere 
Abbildung 5-1) zurück, wonach ein Ansteigen der Steuerbelastung nach Be- 
ginn der Reform ihrer Zielrichtung entgegenläuft, da die nachgelagerte Be- 
steuerung mit einer geringeren Steuerlast einhergeht und einer Erhöhung der 
Steuerlast damit einen Umweg darstellt. 

3. Es wird darauf geachtet, dass der Ertragsanteil der Reform für alle Generatio- 
nen möglichst knapp unterhalb der unversteuerten Beitragsanteile liegt. Je 
größer der Abstand ist, desto stärker belastet die Reform die öffentlichen 
Haushalte. 

In einem ersten Durchlauf wurden die Alternativen mit den Annahmen über Le- 

benserwartung und Renteneintrittsalter bei einem Diskontsatz von 5,5% und ei- 

nem Lohnwachstum von 1% durchgeführt, bevor die Ausgewählte Variante dann 

einer umfangreichen Sensitivitätsanalyse gemäß den Angaben der Tabelle 5-2 

unterzogen wurden. Der Vorschlag in Tabelle 6-3 ist das Ergebnis dieser 

umfangreichen Variantenanalyse. 


Tabelle 6-3: Reformvorschlag 


Beitragsabzug Rentenbesteuerung 
Anteil der Rentenversicherungs- | Anteil der Rentenleistung, die als 

beiträge, der von der Besteuerung | Einkünfte der Besteuerung unter- 
freigestellt wird. (Bezieht sich nur liegen. 

auf AN-Anteil 


2005 
FR + 1 Prozentpunkte p.a. + 0.5 Prozentpunkte p.a. 
d.h. 100 Basispunkte — BP d.h. 50 Basispunkte — BP 

2055 100 % 


2085 100 % 100 % 


Quelle: eigene Berechnungen 


Jahr 


Im Kalenderjahr 2005 wird 50% des Arbeitnehmeranteils der Rentenversiche- 
rungsbeiträge zum Abzug zugelassen. Ebenso wie im Kommissionsvorschlag 
wird eine Günstigerprüfung durchgeführt. Diese stellt sicher, dass Bezieher ge- 


600 Eine geringe Doppelbesteuerung wird aus Gründen der Praktikabilität und der Finanzierbarkeit 
der Reform akzeptiert. Auf die Möglichkeit ihrer vollständigen Vermeidung wird später 
hingewiesen. 
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ringer Einkommen mindestens in gleichem Umfang Beiträge abziehen können, 
wie im Status quo. Bei einer jährlichen Zunahme dieses Anteils um einen Pro- 
zentpunkt (100 Basispunkte — BP) werden Rentenversicherungsbeitrage ab 2055 
vollständig von der Besteuerung befreit. Bei den Rentenleistungen setzt der Er- 
tragsanteil bei 60% ein und steigt für jede Zugangsgeneration um 0,5 Prozent- 
punkte (50 Basispunkte — BP) Dadurch werden für Geburtskohorten ab 2085 die 
Renten vollständig versteuert. 

Die Steigerung des Zusatzfreibetragssatzes muss deutlich über derjenigen des 
Ertragsanteils liegen (ca. doppelt so hoch), da die Beitragsphase - von Ausnah- 
men abgesehen - auch deutlich länger als die Leistungsphase ist. 


6.4.2 Reform versus Schon-Immer-Szenario 


Berufstätige Generationen haben bereits gemäß den historischen Sonderausga- 
beregelungen Steuern auf ihre Rentenversicherungsbeiträge entrichtet. Insbe- 
sondere für rentennahe Jahrgänge, welche fast ausschließlich das Steuerregime 
des Status quo erfahren haben, fällt der Vorteil einer nachgelagerten Besteue- 
rung über wenige Berufsjahre kaum noch ins Gewicht. Verwendet man als Ver- 
gleichspunkt das Schon-Immer-Szenario, so ergibt sich für die Differenz das Bild 
gemäß Abbildung 6-10. 


Abbildung 6-10: Differenz des Lebensdurchschnittsteuersatzes, Reform — 
Schon-Immer-Szeanrio 


lerw = 80 Jahre | rea = 60 Jahre | g = 1% |i = 5.5% 
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[Prozentpunkte] 


Einkommensgruppen 1:= 9 | 2:= 10,5 | 3:= 11,5 | 4:= 15 | 5:= 18 Jahre 
Ausbildungszeit; EckR: Eckrentner | MaxR: Maximalrentner 

lerw: Lebenserwartung | rea: Renteneintrittsalter | g: Lohnwachstum | i: Diskontsatz; 
Quelle: eigene Berechnungen 


Es veranschaulicht, dass die Reform für die unteren Einkommensgruppen 1 bis 4 
zielführend ist; die Überhöhung steigt für diese nie über 0,04 Prozentpunkte an. 
Bei der Einkommensgruppen 5 kommt es zu einer etwas größeren Überhöhung, 
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die Differenz des Lebensdurchschnittsteuersatzes steigt nach 1945 0,11 Pro- 
zentpunkte an. 

Ein anderes Bild ergibt sich beim Eck- bzw. beim Maximalrentner. Bei diesen 
steigt der Lebensdurchschnittsteuersatz gegenüber der nachgelagerten Besteue- 
rung noch ca. 20 Jahre nach Reformbeginn an und unterschreitet das Ur- 
sprungsniveau von 1945 erst wieder für die Geburtskohorten der ab 1985 bzw. 
der ab 1980 geborenen. Diese Beobachtung unterstreicht die Realitätsferne die- 
ser beiden Einkommensszenarien, da bei ähnlich langen realitätsnahen Einkom- 
mensverläufen (Einkommensgruppe 1 und 2) dieses Phänomen nicht auftritt. 


Tabelle 6-4 zeigt die Überhöhung für unterschiedliche Parameterkonstellationen. 
Im Vergleich zum Kommissionsvorschlag (vgl. Tabelle 6-1) treten hier grundsätz- 
lich die gleichen Anreizwirkungen auf, mit dem Unterschied, dass nur für die Ver- 
gleichsgruppe der Eck- und der Maximalrentner eine nennenswerte Überhöhung 
auftritt. 


Tabelle 6-4: Überhöhung des Lebensdurchschnittsteuersatzes durch die 
Reform bei unterschiedlichen Parameterkonstellationen 


Max. Letzte Max. Letzte 
Überhöhung des | Geburtskohorte, | Überhöhung des Geburtskohorte, 
LDStS bzgl. St welche eine LDStS bzgl. SŁ welche eine 

Szenario Überhöhung erfährt Szenario Überhöhung erfährt 
[Prozentpunkte] [Kalenderjahr] [Prozentpunkte] [Kalenderjahr] 


lerw = 80; rea = 60 
gruppe 


lerw = 80; rea = 65 


Quelle: eigene Berechnung 


Die Sensitivitätsbetrachtung zeigt, dass die Veränderung der Überhöhung beim 
Ubergang von einem Renteneintrittsalter von 60 auf 65 Jahre bei dem hier vor- 
gestellten Reformvorschlag heterogener als beim Kommissionsvorschlag ist, dies 
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allerdings auch auf niedrigerem Niveau. So variiert die Zunahme bei den Ein- 
kommensgruppen 1 bis 5 zwischen 0,04 und 0,19 Prozentpunkten, gegenüber 
0,16 bis 0,22 Prozentpunkten beim Kommissionsvorschlag.°' Da praktisch nur 
die Einkommensgruppen 5 an die zuvor definierte Grenze stößt, kann der Um- 
weg der Reform aus sozialpolitischer Sicht in Kauf genommen werden. Damit 
kann die hier vorgestellte Reformalternative als zielführend bezeichnet werden. 
Aus juristischer Sicht dürfte dies von besonderer Bedeutung sein. Ein Umweg auf 
dem Weg der Reform hin zur nachgelagerten Besteuerung geht mit einer 
Schlechterstellung von Zwischengenerationen einher. Diese Ungleichbehandlung 
bedürfte eines sachlich gerechtfertigten Grundes, wenn sie nicht gem. Art. 3 GG 
gleichheitswidrig sein sollen. Wo die Grenze aus juristischer Sicht zu ziehen ist, 
bedürfte allerdings einer gesonderten, juristischen Prüfung. 


6.4.3 Reform versus Status quo 


6.4.3.1 Doppelbesteuerung 


Abbildung 6-11 zeigt den zeitlichen Verlauf der Reform, wobei aus Gründen der 
Vereinfachung nur das Minimum der unversteuerten Anteile der Rentenversiche- 
rungsbeiträge über alle sieben Einkommensgruppen angezeigt wird (uv_a_rvb 
(AN_1_min)). 


Abbildung 6-11: Reform gemäß Tabelle 6-3 
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lerw. Lebenserwartung | rea: Renteneintrittsalter | zfbs: Zusatzfreibetragssatz | 
ea_ref: Ertragsanteil Reform; Quelle: eigene Berechnungen 


601 Vgl. Ergebnisse fiir einen Diskontsatz von 5,5% in Tabelle 6-1 bzw. beim Ubergang von 
einem Renteneintrittsalter von 60 auf 65 Jahre. 
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Es wird ersichtlich, dass der unversteuerte Anteil ab Beginn der Reform nicht 
weiter absinkt und sich nahezu immer oberhalb des Ertragsanteils der Reform 
befindet.°? Um den Aspekt der Doppelbesteuerung näher zu betrachten ist in 
Abbildung 6-12 die Differenz des unversteuerten Anteils aller Einkommensgrup- 
pen bezüglich des Ertragsanteils der Reform dargestellt. 

Lediglich für die Geburtsjahrgänge zwischen 2020 und ca. 2030 muss eine ge- 
ringe Doppelbesteuerung hingenommen werden.‘ Aufgrund der längeren Er- 
werbsphase trifft dies die unteren Einkommensgruppen 1 bis 3 sowie den Eck- 
und den Maximalrentner stärker, als die oberen Einkommensgruppen 4 bzw. 5. 
In der Geburtskohorte 2025 liegt das Maß der Doppelbesteuerung am höchsten, 
mit —1,33 bis — 0,93 Prozentpunkten bei den Einkommensgruppen 1 bis 3 und 
mit -0,58 bzw. -0,29 Prozentpunkten bei den Einkommensgruppen 4 bzw. 5. Der 
Eck- und der Maximalrentner erfahren jeweils eine Doppelbesteuerung von —1,33 
Prozentpunkten. 


Abbildung 6-12: Differenz des unversteuerten Anteils der Rentenversiche- 
rungsbeiträge und dem Ertragsanteil der Reform 
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Geburtskohorte 
Einkommensgr. 1:= 9 | 2:= 10,5 | 3:= 11,5 |4:= 15 | 5:= 18 Jahre Ausbildungszeit; 
EckR: Eckrentner | MaxR: Maximalrentner 


lerw: Lebenserwartung | rea: Renteneintrittsalter | zfbs: Zusatzfreibetragssatz | 
ea_ref: Ertragsanteil Reform; Quelle: eigene Ber. 


Die Sensitivitatsanalyse zeigt, dass die maximale Doppelbesteuerung den Ge- 
burtsjahrgang betrifft, dessen Renteneintritt bei einem Renteneintrittsalter von 70 
Jahren im Jahr 2085 liegt. Bei dieser Kohorte liegt der Ertragsanteil der Reform 


602 Bei einem Renteneintrittsalter von 60 Jahren und einem Reformbeginn im Jahr 2005 ist die 


Geburtskohorte des Kalenderjahres 1946 als erste von einem ansteigenden Ertragsanteil 
betroffen. 


603 Hier liegen die Datenpunkte knapp unter Null. 
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um 2,95 Prozentpunkte über dem unversteuerten Anteil der Rentenversiche- 
rungsbeitrage. 

Einerseits wird dieses Maß an Doppelbesteuerung gemäß den zuvor spezifizier- 
ten Kriterien als zu hoch angesehen. Andererseits liegt der Renteneintritt der 
betroffenen Generationen so weit in der Zukunft, dass die Genauigkeit der hier 
vorgestellten Berechnungen wohl an ihre Grenzen stößt. Wollte man dennoch 
diesen Effekt von vorne herein gänzlich ausschließen, so ist dies durch Halbieren 
der Zunahme des Ertragsanteils bspw. ab 2065 möglich. Abbildung 6-13 
verdeutlicht die Wirkung einer entsprechenden Veränderung. 


Abbildung 6-13: Differenz des unversteuerter Anteils der Rentenversiche- 
rungsbeiträge und dem Ertragsanteil der Reform (korrigiert) 


[Prozentpunkte] 


Beian 
U) 


Geburtskohorte 


Einkommensgr. 1:= 9 | 2:= 10,5 | 3:= 11,5 | 4:= 15 | 5:= 18 Jahre Ausbildungszeit; 
EckR: Eckrentner | MaxR: Maximalrentner 

lerw: Lebenserwartung | rea: Renteneintrittsalter | zfbs: Zusatzfreibetragssatz | 
ea_ref: Ertragsanteil Reform; Quelle: eigene Ber. 


6.4.3.2 Verteilungswirkung 


Abbildung 6-14 zeigt, dass ein Teil der Geburtskohorten von 1940 bis ca. 1950 
im Vergleich zum Status quo (Abszisse) durch die Reform einem höheren Le- 
bensdurchschnittsteuersatz ausgesetzt sind. 

Dies ergibt sich durch den höheren Ertragsanteil in der Nacherwerbsphase, der 
bei diesen Generationen nicht durch die Abzugsfähigkeit der Versicherungsbei- 
träge in der Erwerbsphase kompensiert werden kann. Dieser Effekt wäre nur 
vermeidbar, wenn für Bestandsrentner wie für rentennahe Jahrgänge der Er- 
tragsanteil nicht angehoben würde. Da die finanziellen Folgen für den Staat bei 
der Ausgestaltung der Reform vom Bundesverfassungsgericht als einschrän- 


604 D.h. stg_ea = 25 BP ab 2065. 
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kende Nebenbedingung im Interesse einer verlässlichen Finanz- und Haushalts- 
planung akzeptiert wurde,°*” dürfte dieser begrenzte Ausschlag nach oben nicht 
zu beanstanden sein, zumal in der Hauptsache Personen mit Gberdurchschnittli- 
chem Einkommen betroffen sind.‘ Betrachtet man die Anreizwirkung, die sich 
aus dem Vergleich der Reform mit dem Status quo ergibt, zeigt sich, dass alle 
Generationen, welche die Wahlmöglichkeit haben, noch vor in Kraft treten der 
Reform in Rente zu gehen, dies auch tun werden - rationales Handeln vorausge- 
setzt. Für alle anderen Generationen besteht partialanalytisch gesehen der An- 
reiz, den Renteneintritt möglichst hinauszuzögern. 


Abbildung 6-14: Differenz des Lebensdurchschnittsteuersatzes, Reform — 
Status quo 
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Geburtskohorte 


Einkommensgruppen 1:= 9 | 2:= 10,5 | 3:= 11,5 | 4:= 15 | 5:= 18 Jahre Ausbildungszeit; 
EckR: Eckrentner | MaxR: Maximalrentner 

lerw: Lebenserwartung | rea: Renteneintrittsalter | g: Lohnwachstum | i: Diskontsatz; 
Quelle: eigene Berechnungen 


Der hier vorgestellte Reformvorschlag wird mit höheren Steuerausfallen verbun- 
den sein, als der in Abschnitt 5.2.3.3 dargestellte Kommissionsvorschlag. 
Gegenfinanzierungsmöglichkeiten ergeben sich im Rahmen der Rentenbesteue- 
rung wie folgt: 
= durch kontinuierliches Abschmelzen des ungerechtfertigten Versorgungs- 
freibetrages von Beamten, 
= durch einkommensabhängige Reduktion der Sonderausgabenfreibetrage 
auch bei Beamten, wie dies bei Sozialversicherungspflichtigen seit dem 
Veranlagungszeitraum 1961 der Fall ist,” 


605 S. BVerfGE 105, 73, S. 134. 
606 Einkommensgruppe 4 und 5 sowie Maximalrentner vgl. Abbildung 6-15. 
607 Vgl. StAndG v. 13.7.1961, BGBI. I S. 981ff. 
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= durch Kürzung der Werbungskostenpauschale bei Beamten in der 
Nacherwerbsphase, in gleicher Weise, wie dies für Sozialversicherungs- 
rentner gilt, 

= durch Nachversteuerung der gewährten Sonderausgaberfreibeträge bei 
Beamten in gleicher Weise wie dies bei Sozialversicherungsrentnern 
durch die Reform der Fall ist, 

"= durch (sozialverträgliche) Besteuerung des Transferanteils insbesondere 
im Rahmen der Hinterbliebenenrente und bzw. oder 

= durch Begrenzung der steuerlichen Berücksichtigung von Zwangsbeitra- 
gen auf die Höhe der Mindestvorsorge.°® 


Abbildung 6-15: Steuerbelastung kurz vor und nach Beginn der Reform im 
Vergleich zum Status quo (Teilvergrößerung aus Abbildung 6-14) 
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Geburtskohorte 
Einkommensgruppen 1:= 9 | 2:= 10,5 | 3:= 11,5 | 4:= 15 | 5:= 18 Jahre Ausbildungszeit; 
EckR: Eckrentner | MaxR: Maximalrentner 
lerw: Lebenserwartung | rea: Renteneintrittsalter | g: Lohnwachstum | i: Diskontsatz; 
Quelle: eigene Berechnungen 


6.5 Zwischenfazit 


Unter realitätsnahen Annahmen kann eine Benachteiligung von Beamten durch 
die nachgelagerte Besteuerung ausgeschlossen werden, wenn man als Maßstab 
den Lebensdurchschnittsteuersatz auf Basis der Barwerte der periodischen 
Steuerzahlungen akzeptiert. Der Versorgungsfreibetrag ist für einen Ausgleich 
unterschiedlicher Steuerbelastungen nicht erforderlich. Der im Vergleich zu Sozi- 


608 Dabei kommt es jedoch zu dem Problem, dass diese Teilbesteuerung in der Erwerbsphase 
eine entsprechende Berücksichtigung in der Nacherwerbsphase erfordert. Deshalb wird 
empfohlen, dass dieser lediglich als ultima ratio und Übergangslösung gesehen wird. 
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alversicherungsrentner höhere Werbungskostenpauschbetrag bei Pensionären 
kann damit ebenfalls nicht gerechtfertigt werden.°” 

Die Reform wird für Sozialversicherungspflichtige auf lange Sicht grundsätzlich 
zu einer Absenkung der Steuerbelastung führen. Der Reformvorschlag der Sach- 
verständigenkommission zur Neuordnung der steuerrechtlichen Behandlung von 
Altersvorsorgeaufwendungen und Altersbezügen stellt für Generation der bis 
1980 Geborenen einen Umweg bezüglich des Ziels einer nachgelagerten Be- 
steuerung dar. Die Schlechterstellung von Zwischengenerationen in diesem 
Umfang dürfte nur schwer mit dem Gleichheitssatz (Art. 3 GG) vereinbar sein.°” 
Verwendet man den durchschnittlichen unversteuerten Beitragsanteil als Maß zur 
Abgrenzung von Doppelbesteuerung, so übersteigt der Ertragsanteil der Reform 
den unversteuerten Anteil um bis zu 18 Prozentpunkte. Die Kohorten der zwi- 
schen 1955 und 2000 Geborenen werden von einer Doppelbesteuerung erfasst. 
Eine Überhöhung der Steuerbelastung, d.h. eine höhere Steuerbelastung als zu 
Beginn der Reform, trifft insbesondere Bezieher geringer Einkommen bis zu den 
Kohorten der 1980 Geborenen. Das Ausmaß der Überhöhung steigt mit dem 
Einkommen.°" 

Die Sensitivitätsanalyse ergibt, dass bzgl. der Doppelbesteuerung der Anreiz 
besteht, einen möglichst späten Renteneintrittszeitpunkt zu wählen, bzgl. der 
Lebenssteuerlast besteht ein entgegengesetzter Anreiz, diese durch einen mög- 
lichst frühen Renteneintrittszeitpunkt zu minimieren. Die Annahmen über die ei- 
gene Lebenserwartung sowie die Zeitpräferenzrate wird bei einem rational han- 
delnden Wirtschaftssubjekt darüber entscheiden, welche der beiden Anreizwir- 
kungen sein Handeln bestimmen. Diese Anreizwirkungen können z.T. nicht oder 
in umgekehrter Richtung beobachtet werden, wenn statt geschätzter Einkom- 
mensverläufe die synthetischen Vergleichsgruppen des Eck- und des Maximal- 
rentners verwendet werden. Deshalb gebietet die Vorsicht, diesen Vergleichs- 
gruppen stets solche mit realitätsnahen Einkommensverläufen gegenüber zu 
stellen. 

Um die gegenüber des Kommissionsvorschlag vorgebrachten Kritikpunkte zu 
entschärfen, wird eine Modifikation der Reform vorgeschlagen. Danach werden 
die Arbeitnehmerbeiträge zur Sozialversicherungsrente ab 2005 zu 50% zum 
Abzug zugelassen. Dieser Anteil steigt um jährlich ein Prozentpunkt. In der 
Nacherwerbsphase wird der Ertragsanteil auf 60% angehoben und steigt für jede 
neue Zugangskohorte um 0,5 Prozentpunkte. Durch eine solche Reformgestal- 
tung kann sowohl Doppelbesteuerung vermieden werden,°" als auch die Überhö- 
hung der Steuerbelastung für Zwischengenerationen insbesondere mit geringem 
Einkommen deutlich verringert werden.°" 


609 Vgl. Abschnitt 6.1. 

610 Vgl. Abschnitt 6.2. 

611 Vgl. Abschnitt 6.3. 

612 Vgl. Abschnitt 6.4.3.1. 

613 Vgl. Abschnitte 6.4.2 sowie 6.4.3.2. 
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Abbildung 6-16: Ubersicht Kapitel 6 


Status quo versus Schon-Immer-Szenario 
Lebenssteuerbelastung verringert sich durch nachgelagerte 


(beamten-ähnliche) Besteuerung. 
Beamte werden hinsichtlich ihrer Lebenssteuerbelastung nicht 
benachteiligt, der Versorgungsfreibetrag könnte sofort entfallen. 


Reform versus Schon-Immer-Szenario 
(Kommissionsvorschlag) 


Für Generationen der bis ca. 1980 Geborenen stellt Reform einen 
Umweg bzgl. des Reformziels dar. 

2. Schlechterstellung von Zwischengenerationen mit dem 
Gleichheitssatz (Art. 3 GG) nur schwer vereinbar. 


Reform versus Status quo 


(Kommissionsvorschlag) 
1. Doppelbesteuerung für Generationen der zwischen 1955 bis 2000 
Geborenen: 
Ertragsanteil d. Ref. größer unversteuerter Anteil der RV-Beiträge 
2. Bis 1980 geborene Kohorten mit niedrigem Einkommen erfahren 


höhere Steuerbelastung als zu Beginn der Reform (Überhöhung). 
Maximale Überhöhung steigt mit zunehmendem Einkommen. 


Alternativvorschlag 


AN-Beiträge ab 2005 zu 50% steuerlich abziehbar, jährlich um 1 
Prozentpunkt steigend. 

2. Ertragsanteil ab 2005 60%, jährlich um 0,5 Prozentpunkte steigend. 
Ergebnis: 

1. Doppelbesteuerung tritt nicht auf. 

2. Größe und Umfang der Überhöhung fällt deutlich geringer als beim 
Kommissionsvorschlag aus (insbes. bei niedrigen Einkommen). 


Quelle: eigene Darstellung 
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7 Zusammenfassung 


Die intergenerative Verteilungswirkung beim Ubergang zu einer nachgelagerten 
Besteuerung stellt den Untersuchungsgegenstand der vorliegenden Arbeit dar. 
Dazu wurde in Kapitel 2 zunachst der Ausgangspunkt eingehend dargelegt. Es 
wurde deutlich, dass der stärkeren steuerlichen Belastung von Versorgungsleis- 
tungen bei Beamten gegenüber Sozialversicherungsrentnern in der Nacher- 
werbsphase eine umgekehrt wirkende Mehrbelastung von Sozialversicherten 
in der Erwerbsphase voraus geht. Diese Mehrbelastung von 
Sozialversicherungspflichtigen in der Erwerbsphase blieb bisher stets 
unberücksichtigt, wenn zwischen Pensionären und Sozialversicherungsrentner 
ein Belastungsvergleich angestellt wurde. 

Bedient man sich bei Beamten der Annahme fiktiver Beiträge, so bleiben diese in 
der Erwerbsphase vollständig unversteuert, die Arbeitnehmerbeiträge des ge- 
setzlich rentenversicherten Arbeitnehmers stellen grundsätzlich steuerbares Ein- 
kommen dar, welches im Rahmen der Sonderausgabenregelung des § 10 Abs. 3 
EStG von der Bemessungsgrundlage abgezogen werden kann. Aufgrund der 
Abhängigkeit der Höhe der Sonderausgabenfreibeträge von der Höhe des Ein- 
kommens kann nur im Einzelfall ermittelt werden, wie groß der Anteil unversteu- 
erter Beiträge an den Gesamtbeiträgen ist. Alle Arbeitnehmerbeiträge zur Sozial- 
versicherung, welche auf Einkommen größer als 15.651 EUR entrichtet werden, 
müssen vollständig besteuert werden (Einkommensteuergesetzt für den Veran- 
lagungszeitraum 2002). Damit muss ein großer Teil der Arbeitnehmerpflicht- 
beiträge zu den Sozialversicherungen versteuert werden. Der durchschnittlich 
verdienende Angestellte musste 2002 ca. ein Drittel seiner gesamten Beiträge 
aus Arbeitnehmer- und Arbeitgeberanteil versteuern, weshalb er ca. 900 EUR 
mehr Steuern zahlen musste, als wenn er in gleicher Weise wie ein Beamter 
besteuert worden ware. 

Umgekehrt erfährt der Beamte in der Nacherwerbsphase durch die nahezu 
vollständige steuerliche Erfassung seiner Beamtenpension eine höhere 
steuerliche Belastung als ein Rentner mit nominell gleich hohen Bezügen aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung. Liegen die Bezüge in Höhe der Eckrente, so 
muss ein Beamter 477 EUR mehr als ein Sozialversicherungsrentner zahlen. 

Da der Unterschied in der Steuerbelastung in der Nacherwerbsphase durch ei- 
nen relativen Freibetrag (den sog. Ertragsanteil) in Kombination mit einem pro- 
gressiven Steuertarif verursacht wird, führt dies mit steigendem Einkommen zu 
einem schnellen auseinanderdriften der Steuerbelastung zwischen Pensionären 
und Rentner. Dieser Unterschied stellte den Ausgangspunkt und „Casus Belli“ 
der juristischen Auseinandersetzung dar, welche auf den Veranlagungszeitraum 
1969 zurückgeht. 

Die Konstruktion der Ertragsanteilsbesteuerung ist, wenn auch für private Veräu- 
Rerungsrenten korrekt, mit der umlagefinanzierten Sozialversicherungsrente 
nicht kompatibel. Sie geht davon aus, dass ein aus versteuertem Einkommen 
gebildetes Vermögen gegen Rentenzahlung über eine vorgegebene Rentenlauf- 
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zeit aufgelöst wird. Deshalb stellen nur die Zinserträge auf dieses sich in Auflö- 
sung befindliche Vermögen steuerbare Einkünfte dar. Der Unterschied dieser 
Konstruktion mit den Gegebenheiten bei der gesetzlichen Rentenversicherung 
sind mannigfaltig. Darüber hinaus lässt sich ein einkommensabhängiger, abso- 
luter Freibetrag in der Erwerbsphase, wie ihn die Sonderausgabenfreibetrage 
darstellen, nicht auf einfache Weise mit einem relativen Freibetrag — dem Er- 
tragsanteil — in der Nacherwerbsphase abstimmen. 

Aufgrund der komplexen Ausgangslage schließt Kapitel 2 mit der Schlussfolge- 
rung, dass ein einfacher Vergleich der Steuerbelastung von Beamten und ge- 
setzlich Rentenversicherten gehaltlos ist. Erst wenn die Unterschiede über den 
Lebensverlauf insgesamt quantifiziert werden, lassen sich gehaltvolle Aussagen 
darüber treffen. 

Die Besteuerung von Beiträgen zu sowie Leistungen aus Alterssicherungssyste- 
men berührt zwei wissenschaftliche Disziplinen: die Rechtswissenschaft und die 
Volkswirtschaftslehre. Deshalb wird der Status quo aus der Sicht dieser beiden 
Disziplinen in Kapitel 3 bzw. Kapitel 4 analysiert und nach Feststellung des 
Reformbedarfes theoretische Vorgaben für das Reformziel abgeleitet. 

Am 06.03.2002 entschied das Bundesverfassungsgericht zum dritten Mal über 
die ungleiche Besteuerung von Beamtenpensionen und Sozialversicherungs- 
renten. Das Gericht erkannte den Status quo für unvereinbar mit dem Gleich- 
heitssatz des Art. 3 GG. Hauptkritikpunkt an der aktuellen Regelung lag darin, 
dass ein Zusammenhang zwischen der steuerlichen Belastung der Erwerbs- mit 
derjenigen der Nacherwerbsphase über die Konstruktion des Ertragsanteils nicht 
hergestellt ist. „Sollen nichtfiskalische Förderungs- und Lenkungsziele den 
rechtfertigenden Grund für steuerliche Vergünstigungen bilden, so ist neben ei- 
ner erkennbaren Entscheidung des Gesetzgebers auch ein Mindestmaß an 
zweckgerechter Ausgestaltung des Vergünstigungstatbestands erforderlich.“°'* 
Akzeptiert man das Leistungsfähigkeitsprinzip als verfassungsrechtlichen Maß- 
stab muss die nachgelagerte Besteuerung aus juristischer Sicht gefordert wer- 
den. Bei dieser Besteuerungsvariante mindern die Vorsorgeaufwendungen in der 
Erwerbsphase die steuerliche Bemessungsgrundlage, dafür werden die Renten- 
leistungen in der Nacherwerbsphase vollständig versteuert. Nach eingehender 
Prüfung in Kapitel 3 werden Rentenversicherungsbeiträge als vorwegentstan- 
dene Werbungskosten interpretiert, die Aufwendungen zur Erwerbung späterer 
Rentenleistungen darstellen. Als solche müssen sie unbeschränkt von der Be- 
messungsgrundlage abgezogen werden können. Selbst wenn die Beiträge nur 
nach Maßgabe des subjektiven Nettoprinzips von der Bemessungsgrundlage 
abgezogen werden könnten, würde dies zur nachgelagerten Besteuerung der 
gesetzlichen Rentenversicherung führen, da die entsprechenden Beiträge in der 
Erwerbsphase zwangsläufig indisponibel sind, die subjektive Leistungsfähigkeit 
folglich um sie gemindert ist. 

Als zweiter wichtiger Aspekt wurde die Frage der Abgrenzung des Tatbestandes 
der Doppelbesteuerung in Kapitel 3 untersucht. Die Grenzen ergeben sich aus 


614 BVerfGE 105, 73, S. 73 f. 2. Leitsatz. 
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der Eigentumsgarantie nach Art. 14 GG und aus dem Gleichheitssatz nach Art. 3 
GG. Durch die erstmalige Besteuerung wird aus Einkommen sog. konsolidiertes 
Vermögen, welches vor einer erneuten Besteuerung durch die Eigentumsgaran- 
tie geschützt wird. Auf der Finanzierungsseite kann hier grundsätzlich zwischen 
den Arbeitgeber-, den Arbeitnehmerbeiträgen und dem Transferanteil unter- 
schieden werden. 

Entsprechend den Überlegungen zum konsolidierten Vermögen dürfen die ver- 
steuerten Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung nicht erneut besteuert 
werden. Sie sind aus der Bemessungsgrundilage auszuscheiden. Umgekehrt 
können die unversteuerten Beiträge nachversteuert werden, wenn sie bewusst 
und gewollt aufgeschoben wurden. Der Arbeitgeberanteil der Rentenversiche- 
rungsbeitrage wird durch § 3 Nr. 62 EStG von der Einkommensteuer freigestellt. 
Da dies nach h.M. deklaratorisch erfolgt, ist die damit erworbene Rechtsposition 
noch nicht zu Privatvermögen erstarkt. Deshalb ist sie auch nicht von einem 
steuerlichen Zugriff geschützt. Beim Arbeitnehmeranteil der Versicherungsbei- 
träge könnte die Sonderausgabenregelung als eine Regelung der bewussten und 
gewollten Aufschiebung des steuerlichen Zugriffs interpretiert werden. Da diese 
Regelung aber in ungekürzter Weise auch bei Beamten angewandt wird, obwohl 
diese keine ausgewiesenen Altersvorsorgebeiträge entrichten müssen, kann eine 
teilweise, zeitliche Aufschiebung der Steuerbelastung nicht die Absicht des Ge- 
setzgebers gewesen sein. Nach dieser Interpretation stellen die Arbeitnehmer- 
beiträge insgesamt konsolidiertes Vermögen dar und dürfen nicht erneut besteu- 
ert werden. Wäre die teilweise, einkommensabhängige Berücksichtigung der 
Rentenversicherungsbeiträge im Rahmen der Sonderausgabenregelung dage- 
gen eine bewusste und gewollte Freistellung, so könnte sich eine Nachversteue- 
rung bei den Zahlungen der Rentenleistungen auch auf die unversteuert geblie- 
benen Arbeitnehmerbeiträge erstrecken. Um das Maximum der Nachversteue- 
rung abstecken zu können, wurde diese Interpretation für die späteren Quantifi- 
zierungen gewählt. Der Transferanteil muss nicht grundsätzlich von der Besteue- 
rung verschont werden. 

Das Hauptproblem bei der Abgrenzung des konsolidierten Vermögens im Rah- 
men der Rentenbesteuerung stellt die Frage nach der steuerlichen Behandlung 
des Wertzuwachses dar. Wird lediglich die Summe der nominellen Beiträge bei 
der Auszahlung der Leistung von der Besteuerung verschont, wird der Wertzu- 
wachs, den die Beiträge während der Erwerbsphase erfahren, versteuert. Er wird 
damit als Vermögenserträge interpretiert. Diese Interpretation liegt dem Vor- 
schlag der Sachverständigenkommission zur Neuordnung der steuerrechtlichen 
Behandlung von Altersvorsorgeaufwendungen und Altersbezügen zu Grunde.°" 
Im ersten Rentenbesteuerungsurteil lehnte das Bundesverfassungsgericht diese 
Sichtweise ab. Bei der Bewertung des Umfangs der versteuerten Beiträge sei der 
entsprechende Zeitwert der Zahlung zu berücksichtigen.°'® Nachversteuert dürfen 
Rentenleistungen nur dann werden, so das Bundesverfassungsgericht in seinem 
dritten Rentenbesteuerungsurteil, wenn die Vermögensmehrung zu einem frühe- 


615 Vgl. BMF (Hrsg.) (2003), S. 49 und 56 ff. 
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ren Zeitpunkt möglich war und unterblieben ist oder wenn sie aufgeschoben 
wurde.” Da die Rentenanwartschaft als Vermögenswert der gesetzlichen 
Rentenversicherung nicht beleihbar, nicht vererblich, nicht veräußerbar, nicht 
übertragbar und nicht kapitalisierbar ist, kann sie weder mit herkömmlicher Er- 
sparnis noch mit marktgängigem Vermögen (bspw. Zero-Bonds) verglichen 
werden.°'® Wertsteigerungen, welche sich aus dem Versicherungsverhältnis 
ergeben, können damit nicht als Vermögenserträge betrachtet werden. 

Aus diesem Grund wurde die steuerliche Belastung der Wertsteigerung in der 
Rentenversicherungsleistung gemäß den Beitragsanteilen getrennt. Die Wert- 
steigerung, welche auf unversteuerte Beiträge entfällt, kann wie diese selbst 
nachversteuert werden, diejenige, welche auf versteuerte Beiträge zurückgeht, 
muss unversteuert bleiben, da sie eine Wertsteigerung in der privaten Vermö- 
genssphare darstellt. Darüber hinaus übersteigen die Kapitalbindungszeiten bei 
der gesetzlichen Rentenversicherung die in § 23 EStG vorgegebenen Spekulati- 
onsfristen deutlich. 

In Kapitel 4 wurden die zentralen, volkswirtschaftlichen Beurteilungskriterien der 
Effizienz und der Gerechtigkeit, die den Kern der 18 Steuergrundsätze Neumarks 
darstellen, allgemein und bzgl. des Themengebietes der Rentenbesteuerung 
diskutiert. Grundsätzlich kann festgehalten werden, dass die nachgelagerte 
Rentenbesteuerung sich sowohl in ein konsumorientiertes wie ein einkom- 
mensorientiertes Steuersystem eingliedern lässt. Dem konsumorientierten 
Steuersystem liegt die gesellschaftliche Wertvorstellung zu Grunde, dass ein 
effizienter Markt auch eine „gerechte“ Verteilung herbeifuhrt. Dem 
einkommensorientierten Steuersystem entspricht die gesellschaftliche 
Überzeugung von — zumindest teilweisem — Marktversagen. 

Hauptkritikpunkt der klassischen wohlfahrtsökonomischen Effizienzbetrachtung 
stellt die Feststellung dar, dass durch eine einkommensorientierte Besteuerung 
die Entscheidung zwischen Konsum und Ersparnis verzerrt wird, was bei kon- 
sumorientierter Besteuerung nicht der Fall ist. Will man die Gesamtwirkung aller 
Verzerrungen für unterschiedliche Steuervarianten quantifizieren, erfordert dies 
umfangreiche Modelle die ohne eine Vielzahl an vereinfachenden Annahmen 
nicht handhabbar sind. Dadurch leidet die Allgemeingültigkeit der Ergebnisse 
solcher Modelle. Zwar lassen sich grundsätzliche Wirkungszusammenhänge auf- 
zeigen, ein direktes Übertragen der Ergebnisse auf die Realität kann jedoch nur 
bedingt erfolgen. Dies wurde in Abschnitt 4.2 deutlich. Je realitätsnäher die Situa- 
tion der Rentenbesteuerung in wohlfahrtsökonomischen Modellansätzen abge- 
bildet wurde, desto schwerer wurde es, eindeutige Aussagen zu treffen. Wenn 
die Rentenversicherung als Versicherung und nicht als Ersparnis interpretiert 
wird, vereiteln bereits die komplexen Zusammenhänge und die umfangreich not- 
wendigen Annahmen die Ermittlung allgemeingültiger Ergebnisse. Untersuchun- 


617 BVerfGE 105, 73, S. 122 f. 
618 A.A. dagegen BMF (Hrsg.) (2003), S. 106. Diese Merkmale ermöglichen es zwischen 
Vorsorgeaufwendungen und Ersparnis zu differenzieren. 
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gen welche die Summe von mehreren Verzerrungen zu quantifizieren versuchen, 
liefern noch keine eindeutigen Ergebnisse.°'” 

Nach der Effizienz wurde der Aspekt der Gerechtigkeit von Steuern betrachtet. 
Ausgangspunkt der Entscheidung im Rahmen der späteren Modellanalyse ein 
einkommensorientiertes Steuersystem beizubehalten, stellt die Regelgerechtig- 
keit dar. Sie entspricht einer endogenen Gerechtigkeitsvorstellung, wonach Ge- 
rechtigkeit Konformität mit vorgegebenen Regeln bedeutet. Sollen Regeln selbst 
beurteilt werden, erfordert dies exogen vorgegebene Gerechtigkeitskriterien. 
Diese stützen sich im Bereich der Steuerwirkungslehre auf gesellschaftliche 
Wertvorstellungen über das Maß der für die Herstellung von Gerechtigkeit not- 
wendigen Umverteilung. Diese Entscheidung kann nicht objektiv getroffen wer- 
den. 

Die Regelgerechtigkeit wurde in der vorliegenden Arbeit am Leistungs- 
fähigkeitsprinzip ausgerichtet. Danach sind Personen in der gleichen 
wirtschaftlichen Lage gleich, in unterschiedlicher wirtschaftlicher Lage 
unterschiedlich zu besteuern. Die wirtschaftliche Lage orientiert sich in der 
Volkswirtschaftslehre am Nutzen des Wirtschaftssubjektes. Als Indikator zur 
Messung des abstrakten Nutzenbegriffs wurde der verwirklichte Mittelerwerb, d.h. 
das Einkommen gewählt. Vernachlässigt man die schwer umsetzbaren Varianten 
der Potentialbesteuerung, so kann neben dem realisierten Einkommen auch die 
verwirklichte Bedürfnisbefriedigung (d.h. der Konsum) näherungsweise als 
Indikator des Nutzens, verwendet werden. Diese Wahl wurde abgelehnt, da eine 
Steuer das Ziel des Wirtschaftens treffen soll.‘ Arbeitet der Steuerpflichtige um 
zu leben, dann sind Einkommen und Konsum äquivalente Indikatoren zur 
Messung des Nutzens. Lebt er dagegen um zu arbeiten, erfasst der Konsum den 
Nutzen des Steuerpflichtigen nicht, welcher sich aus der Selbstverwirklichung 
durch die Arbeit ergibt. Wird das Einkommen als Indikator der Leistungsfähigkeit 
verwendet, wird folglich derjenige Nutzen zumindest teilweise von der Besteuer- 
ung erfasst, der sich aus der Selbstverwirklichung monetär im Einkommen 
niederschlägt. Verwendet man den Konsum als Leistungsfähigkeitsindikator 
bleibt dieser Teil des Nutzens völlig unberücksichtigt. Deshalb wurde das 
Einkommen als Indikator zur Erfassung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
gewählt, da es den gesamten, monetär messbaren Nutzen des Wirtschaftens 
erfasst. 

Fehr und Wiegard quantifizieren die Wohlfahrtseffekte von Steuern in einem 
makroökonomischen Gleichgewichtsmodell und trennen diese nach Effizienz- 
und Verteilungswirkung.°' Die Ergebnisse dieser Untersuchungen zeigen, dass 
zwischen 60 und 80% der Wohlfahrtswirkung einer Steuer auf die Verteilungswir- 
kung entfällt. Für mikroökonomische Aussagen zur Verteilungswirkungen sind 
ihre Modelluntersuchungen nicht detailliert genug. Die vorliegende Arbeit schließt 


619 Vgl. Richter, Wolfram F. (2001), S. 1002 m.w.N. 

620 So Schneider, Dieter (1979), S. 46 f, der allerdings zu einem anderen Schluss kommt. 

621 Vgl. Fehr, Hans/ Wiegard, Wolfgang (1996), S. 199 ff.; Fehr, Hans (1999) sowie Fehr, Hans/ 
Jess, Heinrich (2001a), S. 561-580. 
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deshalb die Lücke bei langsschnittorientierten Inzidenzanalysen durch ein 
deterministisches, mikroökonomische Gruppensimulationsmodell. 


In Kapitel 5 wurden Maßzahlen und Vergleichsszenarien definiert die zur 
Beurteilung sowohl des Status quo als auch verschiedener Reformalternativen 
verwendet werden können. Über den Lebensdurchschnittsteuersatz als Quotient 
aus der Summe der Barwerte der periodischen Einkommensteuerbeträge und 
der Summe der Barwerte der periodischen Jahreseinkünfte wird die 
Verteilungswirkung beurteilt. Da insbesondere aus juristischer Sicht die Frage 
der Abgrenzung des Tatbestandes der Doppelbesteuerung von entscheiden- 
der Wichtigkeit ist, wurde hierfür mit dem durchschnittlichen unversteuerten 
Beitragsanteil eine Maßzahl entwickelt, die eine präzise Abgrenzung ermöglicht. 
Zur Interpretation dieser Kennzahlen war es erforderlich einen neutralen Ver- 
gleichspunkt zu definieren. Dieser als „Schon-Immer-Szenario“ bezeichnete, 
künstliche Vergleichspunkt simuliert die Steuerbelastung, welche ein gesetzlich 
Rentenversicherter erfahren würde, wenn er während seines gesamten Lebens 
hinsichtlich der Beiträge zu sowie Leistungen aus der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung genau so behandelt werden würde, wie dies bei einem Beamten der Fall 
ist. Da diese Art der Besteuerung bis auf den unsystematischen Versorgungs- 
freibetrag für Beamte auch dem Ziel der Reform für Angestellte entspricht, kann 
nicht nur die ursprüngliche Streitfrage der juristischen Auseinandersetzung 
beurteilt werden, sondern auch Reformvarianten hinsichtlich der Zielerreichung 
ihrer Übergangsszenarien beurteilt werden. 

Im zweiten Teil des Kapitel 5 wurde die Konstruktion des Modells erläutert. Um 
auch intragenerative Verteilungswirkungen beobachten zu können wurden für 
fünf verschiedene Ausbildungsgruppen auf Basis der Daten des Sozio-oekono- 
mischen Panels Individualeinkommensverläufe vom Mincer-Typ geschätzt. 
Als erklärte Variable wurde das Relativeinkommen verwendet. Es setzt das per- 
sönliche Jahreseinkommen ins Verhältnis zum durchschnittlichen Einkommen 
aller Sozialversicherungspflichtiger des jeweiligen Jahres. Diese Quasi- 
Indexierung ermöglicht es, für alle Geburtskohorten der jeweiligen 
Einkommensgruppe den gleichen funktionalen Einkommensverlauf zu 
verwenden, aus dem sich der Nominaleinkommensverlauf durch Multiplikation 
mit dem jeweiligen Durchschnittseinkommen ergibt. Die Lohnfortschreibung 
bezieht sich deshalb lediglich auf die Fortschreibung des 
Durchschnittseinkommens. Mit diesen Nominaleinkommensverläufen konnten 
dann die periodischen Einkommensteuerzahlungen im Lebensverlauf ermittelt 
werden. Durch die gleiche Grundfunktion des Einkommensverlaufes und die 
Verwendung von relativen Maßzahlen in Zusammenhang mit 
Barwertberechnungen könne die Ergebnisse unterschiedlicher Geburtskohorten 
verglichen werden. 

Es wurden die Einkommensteuertarife entsprechend den gesetzlichen Regelun- 
gen für die Veranlagungszeiträume von 1955 bis 2004 verwendet. Die zukünfti- 
gen Tarifbelastungen wurden bezogen auf die Relativeinkommensposition kon- 
stant gehalten. Damit konnte sichergestellt werden, dass sich die Steuerprogres- 
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sion bei beliebigem Lohnwachstum neutral in die historische Belastung einfügt. 
Die individuellen Entgeltpunkte wurden durch Summieren der Relativeinkom- 
menspositionen ermittelt, woraus über das jeweilige Bruttorentenniveau die Höhe 
der gesetzlichen Rente berechnet wurde. Das Bruttorentenniveau wurde zur 
Vereinfachung als konstant angenommen. Neben den Einkommensgruppen mit 
geschätzten Einkommensverläufen wurden sowohl der Eck- als auch der Maxi- 
malrentner zusätzlich als Kontrollgruppen betrachtet. Untersucht wurden die 
Kohorten der von 1940 bis 2050 Geborenen. Damit reicht der maximale 
Zeitrahmen der Einkommensteuerberechnungen von 1955 (1940 zuzüglich dem 
geringsten Berufseintrittsalter) bis 2150 (2050 zuzüglich der maximal 
angenommenen Lebenserwartung). 

Die Modellberechnungen wurden mittels Sensitivitätsanalysen auf ihre Stabilität 
getestet. Insgesamt wurden pro Durchlauf 108 Parametervarianten für den Sta- 
tus quo, für das Schon-Immer-Szenario und für zwei Reformvarianten berechnet. 
Dabei wurden die Lebenserwartung, das Renteneintrittsalter, das Lohnwachstum 
und der Diskontsatz verändert. 

In Kapitel 6 wurden die Ergebnisse der Modellberechnungen diskutiert. Durch die 
Differentialanalyse zwischen Status quo und Schon-Immer-Szenario konnten die 
Modellergebnisse von Meindel®” mit einem deutlich erweiterten Modell bestätigt 
werden. Danach führt die nachgelagerte (beamten-ähnliche) Besteuerung zu 
einer Abnahme der Lebenssteuerbelastung für gesetzlich Rentenver- 
sicherte. Daraus kann gefolgert werden, dass Beamte keinen Nachteil durch 
die aktuelle Besteuerung erfahren, wenn man die Lebenssteuerbelastung als 
Vergleichsmaßstab akzeptiert. Diese Aussage gilt für realitätsnahe Parameter 
selbst dann, wenn Beamten nie ein Versorgungsfreibetrag zugestanden hätte. 
Dieser wurde zum Veranlagungszeitraum 1969 eingeführt, um ihre angebliche 
Schlechterstellung zu mildern. 

Die zweite Differentialanalyse stellt den Reformvorschlag der Sachverständi- 
genkommission zur Neuordnung der steuerlichen Behandlung von 
Altersvorsorgeaufwendungen und Altersbezügen dem Schon-Immer-Szenario 
gegenüber. Diese Gegenüberstellung verdeutlicht, dass für die Generationen der 
bis 1980 Geborenen dieser Reformvorschlag einen Umweg bzgl. des Ziels der 
nachgelagerten Besteuerung darstellt. D.h. dass die Steuerbelastung für diese 
Generationen bezogen auf den Zeitpunkt vor Reformbeginn ansteigt und sich 
damit vom Ziel entfernt. Diese Überhöhung stellt eine Ungleichbehandlung 
verschiedener Reformgenerationen dar und erfordert bei der Umsetzung aus 
Sicht des Gleichheitssatzes des Art. 3 GG einen sachlich gerechtfertigten Grund. 
Erst für Generationen der nach 1980 Geborenen unterschreitet die 
Steuerbelastung das Ausgangsniveau der ersten Reformgeneration und stellt 
damit einen Schritt hin zur nachgelagerten Besteuerung dar. 

Die dritte Differenzialanalyse betrachtet den Unterschied der Steuerbelastung 
zwischen dem Reformvorschlag der Sachverständigenkommission und dem 
Status quo. Auch hier kann, wie bei der vorangehenden Analyse die Überhöhung 
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beobachtet werden. Darüber hinaus ergaben die Modellergebnisse, dass für die 
Generationen der 1955 bis 2000 Geborenen mit Doppelbesteuerung gerechnet 
werden muss. Der Ertragsanteil der Reform überstieg für diese Generationen 
den durchschnittlichen, unversteuerten Beitragsanteil. Das Maximum der Doppel- 
besteuerung lag bei 18 Prozentpunkten. 

Diese Kritikpunkte führten zu einem Alternativvorschlag, welcher keine Doppel- 
besteuerung zur Folge hat und bei dem die höhere Steuerbelastung durch die 
Reform im Vergleich zum Status quo ab Beginn der Reform abgebaut wird. Ge- 
nerationen der nach 1950 Geborenen sind durch diese Überhöhung im Gegen- 
satz zum Kommissionsvorschlag nur bei überdurchschnittlich hohem Einkommen 
betroffen. 

Dieses Ergebnis wurde dadurch erreicht, dass Arbeitnehmerbeiträge zur Renten- 
versicherung ab 2005 zu 50% von der Bemessungsgrundlage abgezogen wer- 
den können, mit einer jährlichen Steigerung um ein Prozentpunkt und dass der 
Ertragsanteil ab 2005 für alle Bestandsrentner auf 60% angehoben wird und für 
jeden späteren Rentenzugangsjahrgang um 0,5 Prozentpunkt angehoben wird. 
Die vorangehenden Ausführungen haben gezeigt, dass eine Verteilungsanalyse 
des komplexen Reformvorhabens der Rentenbesteuerung für die wissenschaftli- 
che wie politische Diskussion einen wichtigen Beitrag leisten kann. Auch wenn 
versucht wurde, die vorliegende Arbeit theoretisch wie empirisch breit abzustüt- 
zen, mussten manche theoretischen Dilemmata ungelöst bleiben. 
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9 Anhang 


9.1 Einkommensteuertarife 


Im Modell wurden die historischen Einkommensteuertarife des deutschen 
Einkommensteuerrechtes verwendet. Die nachfolgende Tabelle gibt die 
jeweiligen Fundstellen an. 


Tabelle 9-1: Fundstellen der Einkommensteuertarife 


Veranlagungs- 
zeitraum Fundort 
1955-1957 : StNeurordG (1954) v. 16.12.1954, BGBI | (1954), S. 373 ff. = 
BStBl | (1954) S. 575 ff. 
1958-1964 : StÄndG 1958 v. 18.07.1958, BGBI | (1958), S. 473 ff. 
BStBl | (1958), S. 431 ff. 
1965-1974 : StÄndG 1964 v. 16.11.1964, BGBI | (1964), S. 885 ff. 
BStBl | (1964), S. 562 ff. 
1975-1977 : EStG (1975), v. 05.09.1974, BGBI I (1974), S. 2165 ff. = 
BStB! I (1974), S. 733 
: StEntlG 1978 v. 04.11.1977, BGBI I (1977), S. 1965 ff. 
BStBl I (1977), S. 498 ff. 
1979-1980 : StÄndG 1979 v. 30.11.1978, BGBI I (1978), S. 1849 ff. 
BStBl | (1978), S. 491 ff. 
1981-1985 : StEntlG 1981 v. 16.08.1980, BGBI | (1980), S. 1381 ff. = 
BStBl | (1980), S. 541 ff 
1986-1987 : StSenkG 1986/1988 v. 26.06.1985, BGBI | (1985), S. 1153 
= BStBl. | (1985), S. 441 
1988-1989 : StSenkErwG 1988 v. 14.07.1987, BGBI | (1987), S. 1629 ff. 
= BStBl. I (1987), S. 272 ff. 
1990-1995 : StRG 1990 v. 25.07.1988, BGBI I (1988), S. 1093 ff. = 
BStBi | (1988), 272 
1993-1995 : FKPG (1993) v. 23.06.1993, BGBI | (1993), S. 944 ff. 
(fur Geringverdiener bereits vor 1996 Existenzminimum 
freigestellt.) 
1996-1997 : JStG (1996), BGBI I (1995), S. 1249 ff. = BStBl I (1995), S. 
500 ff. 
: EStG (1997) Neuf. v. 16.04.1997, BGBI | (1997), S. 821 ff. = 
BStBl | (1997), S. 415 ff. 
: StEntG (1999) v. 19.12.1998, BGBI | (1998), S.3779 ff. = 
BStBl | (1999), S. 82 ff. 
2000-2001 : StEntlG (1999/2000/2002) v. 24.03.1999, BGBI I (1999), S. 
402 ff. = BStBl I (1999), S. 323 ff. 
2002/2003- : StSenkErgG (2000) v. 19.12.2000, BGBI | (2000), S. 1812 ff. 
2004/2005 = BStBl I (2001), S. 25 ff. 


Quelle: eigene Darstellung 


Alexander Meindel - 978-3-631-75051-3 
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 08:49:27AM 
via free access 


260 


9.2 Modellparameter 


Tabelle 9-2: Modellparameter 1 
Beitragssatze zur Sozialversicherung (aBL 


Renten- & Rentenver-| Arbeits- Kranken- 
Durchschnitts-| Arbeitslosen-}| Kranken- | sicherung | losenversi- | versicherung] Pflegever- 
entgelt versicherung | versicherung] ArV+AnV | cherung 1 sicherung 
3 | a 7 | 8 | 
bbg_rv 


20.65% 
Quelle vgl. Tabelle 9-5 
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Tabelle 9-3: Modellparameter 2 


Freibetragsgrenzen (§10 EStG Ertragsanteilsberechnung (§22 EStG 


Pauschale | Ertragsanteil Lebenserwartung 
Grundhöchst-| für AG- | Rentenzugang im Alter v. 65 J. 
Vorwegabzug betrag Beitrag | z. 65. Lebensj. | Zinssatz (Männer) Sterbetafel 
ER 


JDM) | [DM] | 1% | A S ahnen | D 
kj yvy J g | | ea | iea | rew _ [Sterbetafel 


1949/51 
1949/51 
1949/51 
1949/51 
1949/51 
1949/51 
1949/51 
1949/51 
1949/51 
1949/51 
1949/51 
1949/51 
1949/51 
1949/51 
1949/51 
1949/51 
1949/51 
1949/51 
1949/51 
1949/51 
1949/51 
1949/51 
1949/51 
1949/51 
1949/51 
1949/51 
1949/51 
1970/72 
1970/72 
1970/72 
1970/72 
1970/72 
1970/72 
1970/72 
1970/72 
1970/72 
1970/72 
1970/72 
1970/72 
1986/88 
1986/88 
1986/88 
1986/88 
1986/88 
1986/88 
1986/88 
1986/88 
1986/88 
1986/88 


Quelle vgl. Tabelle 9-5 | 


Alexander Meindel - 978-3-631-75051-3 
Downloaded from PubFactory at 01/11/2019 08:49:27AM 
via free access 


262 


Tabelle 9-4: Modellparameter 3 


Maximaler 
Versorgungs-| Versorgungs- 
freibetrag freibetragssatz | Bruttorenten-niveau 


| wbs | bm | 
57.33% 
57.33% 
57.33% 
54.24% 
54.73% 
53.24% 
50.93% 
49.06% 
49.30% 
48.97% 
49.14% 
49.65% 
51.90% 
52.86% 
52.44% 
49.48% 
46.65% 
47.47% 
46.82% 
46.77% 
48.58% 
50.42% 
52.09% 
51.86% 
51.37% 
50.16% 
49.78% 
50.52% 
50.22% 
50.94% 
51.09% 
50.67% 
50.84% 
50.99% 
50.99% 
50.18% 
49.24% 
48.48% 
48.82% 
49.72% 
49.15% 
48.54% 
48.73% 
48.51% 
48.41% 
48.21% 
47.73% 
47.73% 
47.73% 


Quelle vgl. Tabelle 9-5 
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Tabelle 9-5: Quellen für Modellparameter 


Spaten m 
ES ]VDR (rsg) (2000a), 5 


13|bis 1981: EStG 1975, v. 05.09.1974, BGBI. | (1974), S. 2165 ff. = 
BStBl. | (1974), S. 733; Stuhrmann, Gerd (1998) 
we Rudolf (2000), S. E18; Stöhr, Thomas (1998a), S. 48 Fn. 
175, 176 


| 19JVDR (Hrsg.) (2000a), S. 236 


Vgl. Tabelle 9-2, Tabelle 9-3, Tabelle 9-4 


Quelle: eigene Darstellung 


Tabelle 9-6: Quellen für historischen Ertragsanteil 
Veranlagungs- 
zeitraum 
1955-1981: StNeurordG (1954) v. 16.12.1954, BGBI | (1954), S. 373 ff. = 
BStBl | (1954) S. 575 ff. [336] 


1982-1993: 2. HaushStrG (1981) BGBI |, S. 1538 [571] 
1994- 2002/04: |FKPG (1993) v. 23.06.1993, BGBI | (1993), S. 944 ff. 


Quelle: eigene Darstellung 
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Tabelle 9-7: Annahmen und Fortschreibungsparameter für Zeit ab 2003 


Spalte Fortschreibung/ Annahme für Zukunft 
Mit Lohnwachstum fortgeschrieben. 


bbg_rv Verhältnis von bbg_rv zu duek wird konstant gehalten (1,8374 = 
Durchschnittswert von 1982-2002). 


Entspricht immer 75% des bbg_rv. 


Q 


icht i 
Wird für die Zukunft als konstant angenommen. 
| 6| av ]Wird für die Zukunft als konstant angenommen. 
— rd 


SI 


v 
| 8} pfv Wird für die Zukunft als konstant angenommen. — | 
| Of ban [Wird für die Zukunft als konstant angenommen. DD | 
| 11| g |Konstantes Verhältnis g/duek: 4,68%. 

12 bagp Konstant; beinhaltet pauschal AG-Anteile 
9%-Pkt RV 

4%-Pkt kv 
3%-Pkt av 


Te konstant, wird ab 2005 für Bestandsrentner angehoben und für 
Zugangsrentner schrittweise erhöht. 
| 14] iea [Wird für die Zukunft als konstant angenommen. | 


Gem. Reform BMF (Hrsg.) (2003), S. 72: 


2021 - 2041: -60 EUR p.a. 

Werbungskostenpauschbetrag wird ebenfalls abgeschmolzen. 
Wird im Modell nicht berücksichtigt. 
Gem. Reform BMF (Hrsg.) (2003), S. 72 
2005 - 2020: -1,6 %-Pkt. p.a. 

2021 - 2041: -0,8 %-Pkt. p.a. 


Quelle: eigene Darstellung 


2005 - 2020: -120 EUR p.a. 
S 
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9.3 Weitere exemplarische Modellergebnisse 


Nachfolgend sind exemplarisch zwei weitere Alternativen aus der Menge der 
Szenarien dargestellt, welche insgesamt berechnet wurden. Sie verdeutlichen, 
dass auch bei Gleichheit des Diskontsatzes mit dem Lohnwachstum die 
Grundaussagen, welche im Hauptteil getroffen wurden, Bestand haben. Diese 
Varianten entsprechen — unter Vernachlässigung einer Größenänderung der Ver- 
sichertengemeinschaft — dem Fall, dass für die Barwertberechnung die gleiche 
Verzinsung verwendet wird, wie dies für die Wertänderung des Rentenver- 
mögens gilt. Auch bei diesen Varianten zeigt sich auch nach einsetzen der 
Reform eine deutliches Ansteigen der Steuerbelastung (Überhöhung für 
Reformjahrgänge der 1945 und später Geborenen). 


9.3.1 Variante g = 1%, i = 1% 

Der Verlauf der Differenz des unversteuerten Anteils der Rentenversicherungs- 
beiträge und dem Ertragsanteil der Reform ist sowohl vom Lohnwachstum als 
auch vom Diskontsatz unabhängig. Auf eine erneute Darstellung für die zwei 


Varianten mit einem Lohnwachstum und einem Diskontsatz von 1 bzw. 3% wird 
deshalb verzichtet.‘ 


Abbildung 9-1: Differenz des Lebensdurchschnittsteuersatzes, Reform — 
Schon-Immer_Szenario (vgl. Kapitel 6.3) 


lerw = 80 Jahre | rea = 60 Jahre |g = 1% | i = 1.0% 


BEIN > eh eh el || HH 
pa za = 


i 
Se. = 
FDBEISHRH e 

PHH 


“rt 46S 68 L464 64 C4 ECE ne aoe 


2%0 


[Prozentpunkte] 


00| 2010] 2020] 


Geburtskohorte 


Einkommensgruppen 1:= 9 | 2:= 10,5 | 3:= 11,5 | 4:= 15 | 5:= 18 Jahre 
Ausbildungszeit; EckR: Eckrentner | MaxR: Maximalrentner 

lerw: Lebenserwartung | rea: Renteneintrittsalter | g: Lohnwachstum | i: Diskontsatz; 
Quelle: eigene Berechnungen 


623 Vgl. Abbildung 6-6. 
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9.3.2 Variante g = 3%, i= 3% 


Abbildung 9-2: Differenz des Lebensdurchschnittsteuersatzes, Reform — 
Schon-Immer-Szenario (vgl. Kapitel 6.3) 


lerw = 80 Jahre | rea = 60 Jahre | g = 3% | i = 3.0% 


pz ae 
aK 
ESA 
Ma T 
j 5: 7 
u ER AN 
‘ate +s i: | 
SN ESTER Maas, 
7, 


J n R 
saa 
os 


[Prozentpunkte] 


i 
t 
“> See, tes TLL | -X-- 5 


|2dto 2020} 2030 | 2040 | 208 


Geburtskohorte 


Einkommensgruppen 1:= 9 | 2:= 10,5 | 3:= 11,5 | 4:= 15 | 5:= 18 Jahre 
Ausbildungszeit; EckR: Eckrentner | MaxR: Maximalrentner 

lerw: Lebenserwartung | rea: Renteneintrittsalter | g: Lohnwachstum | i: Diskontsatz; 
Quelle: eigene Berechnungen 
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